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Deutsche Angelegenheiten. Verwickelung wegen Luxemburgs. 

Aus den Ereignissen des Jahres 1866 mit schweren Opfern hervorgegangen, hat Oester- 
reich das Heil seiner Gegenwart und Zukunft in dem festen Entschlüsse erblickt, im Innern 
wie nach aussen eine Politik des Friedens und aufrichtiger Versöhnung zu befolgen. Seiner 
Majestät dem Kaiser und Könige Franz Joseph, wie allen Völkern Seiner Monarchie ist das 
Bewusstsein geblieben, dass der Kampf, welchen Oesterreich gegen zwei mächtige Gegner auf- 
nehmen musste , weder ein ungerechter noch ein ruhmloser war. Aber dieses Bewusstsein ist 
frei von jedem Gedanken der Vergeltung, und Oesterreich hegt seit dem Prager Friedensvertrage 
gegenüber Preussen und Italien dieselben friedliebenden und freundschaftlichen Gesinnungen, 
die es in seinen Beziehungen zu allen anderen Mächten bethätigt. 

Auf dem Gebiete der deutschen Angelegenheiten ergab sich für die Regierung Seiner 
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Majestät frühe genug mehr als Eine Veranlassung, thatsächliche Beweise hievon abzulegen. 

Das Project einer Vereinigung des Grossherzogthums Luxemburg mit Frankreich rief 
Schwierigkeiten hervor, welche sich zu Anfang April 1867 bis zu einer gefahrdrohenden Span- 
nung zwischen Frankreich und Preussen steigerten. Wenn gleich der Verlust der geschichtlichen 
Stellung Oesterrcichs in Deutschland nicht auch das Ende der Sympathien des Kaiserstaates fllr 
seine vormaligen Bundesgenossen bedeutet, und wenn gleich in anderen Zeiten östeiTcichische 
Heere Luxemburg gegen Frankreich vertheidigt haben, so konnte doch die kaiserlich-königliche 
Regierung in diesem Streite nicht Partei für Preussen ergreifen. Oesterreich durfte in einer sei- 
nen gegenwärtigen Interessen so ferne liegenden Sache nicht neuen Verwicklungen und Opfern 
ausgesetzt werden. Auch bot seit der Auflösung des deutschen Bundes das positive internationale 
Recht keine genügenden Stützpuncte für die Ansprüche Preussens dar. Ebensowenig wollte Nr. i der 
aber die Regierung Seiner Majestät dem Gedanken Raum geben, aus einem Kriege zwischen Actenstücke. 
Frankreich und Preussen Vortheil zu ziehen, und sie sorgte daher mit aller Loyalität dafür, im 
Geiste des Kaisers Napoleon und der französischen Staatsmänner nicht den Glauben an Oester- 
rcichs Mitwirkung in einem Kampfe gegen Preussen entstehen zu lassen. Schon diese parteilose 
und neutrale Haltung Oesterrcichs musste zur Erhaltung des Friedens wesentlich beitragen. Die 
kaiserlich-königliche Regierung begnügte sich indessen hiemit nicht. Sie wünschte zu lebhaft die 
friedliche Beilegung des Streites, um nicht diesen Zweck durch ein thätiges Erfassen der vor- 
handenen Elemente eines Einverständnisses zu fördern. Ein hohes Mass von Vorsicht war ihr 
hiebei geboten, denn sie wollte weder auf Preussen einen Druck ausüben, um diese Macht zur 
Aufopferung eines deutschen nationalen Interesses zu vermögen, noch wollte sie sich in Berlin 
dem Verdachte aussetzen, als gedenke sie Preussen im Widerstände gegen die Forderungen 
Frankreichs zu bestärken, um einen Conflict herbeizuführen. Ihre vertraulichen Einwirkungen 
mussten sich daher auf die erkennbaren oder doch zu präsumirenden Stimmungen und Ansichten 
der in erster Linie betheiligten Mächte stützen. Handelnd in diesem Sinne hatte sie die Genug- 
thuung, dass beide streitende Theile ihre guten Dienste annahmen und es geschah im Einklang 
mit den von ihr gemachten Vorschlägen, dass zu London in einer Conferenz, die von Russland 
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in gleich versöhnlicher Absicht beantragt wurde und auf Einladung des Königs der Niederlande 
Nr. 2^42. ^sammentrat, der Vertrag vom 11. Mai 1867 zu Stande kam. 

Der luxemburgische Zwischenfall war hiermit beseitigt, aber schon vor der Controverse 
wegen Luxemburgs und während derselben hatten die Verhältnisse zwischen Preussen und den 
süddeutschen Staaten dazu beigetragen, eine gewisse Beunruhigung zu verbreiten. Die Ver- 
öffentlichung der zu Berlin im August 1866 zwischen Preussen und diesen Staaten abgeschlos- 
senen, aber vorerst geheimgehaltenen Allianzverträge, welche schon durch die üeberschrift 
„Schutz- und Trutzbtlndniss^ einen nicht ausschliesslich defensiven Charakter anzukündigen 
schienen, musste die Frage entstehen lassen, welcher Werth übrig geblieben sei für die Bestim- 
mung des Prager Friedensvertrages, dass ein Bund der süddeutschen Staaten eine internationale 
unabhängige Existenz haben werde. Bereits vor den Berliner Verträgen verabredet und noch 
nach denselben feierlich besiegelt, konnte diese Bestimmung durch die letzteren rechtlich nicht 
Nr. 43, 44. altcrirt werden. Die kaiserlich-königliche Regierung, ohne von dem Standpunkte des Prager 
Friedensvertrages zurückzutreten, liess sich jedoch durch die neue factische Lage weder ab- 
halten, ihre friedlichen Bemühungen in der luxemburgischen Angelegenheit fortzusetzen, noch 
glaubte sie auf Grund ihres formellen Rechtes der Entwickelung der Dinge in Deutschland 
bestimmte Proteste entgegenstellen zu sollen. Sowohl in Berlin wie in den süddeutschen Resi- 
denzen wurde übrigens in Abrede gesteUt , dass in jenen Allianzverträgen auch der Fall einer 
Offensive vorgesehen sei, und in München und Stuttgart erfolgten öffentliche Erklärungen, 
wonach die betreffenden Regierungen sich das Recht selbstständiger Prüfung des Vorhandenseins 
des casus foederis zuschreiben. 

Wenn Oesterreich angesichts der erwähnten politischen Bündnissverträge sich jeder Ein- 
mischung in die preussisch-süddeutschen Verhältnisse enthielt, so konnte die kaiserlich-könig- 
liche Regierung noch weniger Anlass finden, die Verträge wegen einer neuen Organisation und 
parlamentarischen Vertretung des Zollvereines anders als mit wohlwollender Zurückhaltung zu 
beurtheilen, wiewohl auch diese Verträge das Selbstbestimmungsrecht der süddeutschen Staaten 
in wichtigen Beziehungen beschränken und den Entschliessungen Preussens unterordnen. 

Li ebenso versöhnlichem Geiste und mit denselben Rücksichten, wie die im Innern Deutsch- 
Nr. 46. lands schwebenden Fragen, hat die Regierung Seiner Majestät auch die nordschleswig'sche 
Angelegenheit betrachtet, in welcher der Prager Friedensvertrag in seinem 5**" Artikel die Spur 
der Vermittlung Frankreichs an sich trägt. Die betreffende Verfügung des Vertrages hat ihre 
Ausführung bis jetzt noch nicht erhalten. 

In einem Rückblicke auf Oesterreichs Beziehungen zu Deutschland im Jahre nach dem 
Kriege von 1866 darf schliesslich die Thatsache nicht übergangen werden, dass unter dem Ein- 
drucke der Gefahr eines europäischen Krieges in Berlin wie in München mancher ernste Blick 
sich nach demselben Oesterreich wendete, dessen Verband mit Deutschland wenige Monate vor- 
her der Prager Friedensvertrag gelöst hatte. Es erfolgten in Bezug auf ein neues Bundesverhält- 
Nt. 13,46—48. niss Andeutungen, die indessen zu unbestimmt lauteten und zu einseitig das Interesse des Einen 

Theiles wahrten, als dass Oesterreich ihnen jene Freiheit der Bewegung hätte opfern können, 
die es für die Rechte und Pflichten der mit dem Untergange des deutschen Bundes abgeschlos- 
senen Epoche eingetauscht hat. Diese Freiheit ist für den Frieden Europa's nicht beunruhigend, 
sie deckt keine Gedanken des Ehrgeizes, sondern ihre Bedeutung liegt ausschliesslich darin, 
dass Oesterreichs Staatskräfte fortan für keinen anderen Zweck, als für die eigensten Interessen 
der von dem Kaiser und Könige regierten Völker in Anspruch genommen werden können. 
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Beziehungen zu Italien. Römische Frage. 

Seit dem Wiener Friedensverträge vom 3. October 1866 hat Oesterreich nicht nur regel- 
mässige Beziehungen zu dem Königreiche Italien unterhalten, sondern auch entschiedenen Werth 
darauf gelegt, der neuen Macht, die nicht mehr seine Gegnerin ist, die Gesinnungen guter 
Nachbarschaft und Freundschaft zu bethätigen. Das Wiener Cabinet ist dem Könige Victor 
Emmanuel und Seiner Regierung das Zeugniss schuldig, dass die Sprache, die in Florenz geführt 
wurde, in gleichem Grade entgegenkommend und dem Zwecke dauernder Versöhnung und auf- 
richtiger Annäherung günstig war. 

Dieser (Jeist gegenseitigen Wohlwollens beherrschte auch die verschiedenen Verhandlungen 
und Eeclamationen, zu welchen die Bestimmungen des Friedensvertrages, die mit der Cession 
Venetiens zusammenhängenden Geschäfte und die neuen Gränzverhältnisse Anlass gaben. Ein 
Theil dieser Agenden ist in befriedigender Weise erledigt. Insbesondere hat die königlich 
italienische Regierung ihre Schuld für das ihr käuflich überlassene transportable Festungs- und 
Marine-Material, sowie für verlängerte Verpflegung der venetianischen Soldaten auf österrei- 
chischem Gebiete, durch 4 Bons auf den italienischen Staatsschatz ausgeglichen; und die Militär- 
Commission, welche in Gemässheit des Artikels 4 des Friedensvertrages eingesetzt wurde, um 
die Tracirung der Staatsgränzen zwischen Oesterreich und Italien unter Festhaltung der seitherigen 
administrativen Gränzen Venetiens vorzunehmen, hat laut des am 22. December vorigen Jahres 
zu Venedig unterzeichneten Schlussactes ihre Aufgabe vollzogen. 

Italien konnte sich des wiederhergestellten Friedens und des kostbaren neuen Besitzes an 
der Adria erfreuen. Aber zu derselben Zeit, als es von Oesterreich nichts mehr zu verlangen 
hatte, sah es dem Abzüge der französischen Besatzung aus Rom entgegen, und dieser Umstand 
weckte Leidenschaften, die von Neuem die ganze Gefährlichkeit des Conflictes zwischen den 
Ansprüchen der italienischen Einheit und den Interessen der Katholicität an den Tag legten. 

Die kaiserlich-königliche Regierung hatte die Pflicht zu erfüllen. Seiner Heiligkeit Pius IX. 
die offensten Erklärungen darüber zu geben, dass Oesterreich nicht in der Lage sei , seinen 
gerechten und natürlichen Sympathien durch materiellen Beistand Wirkung zu verschaffen. Der Nr. 49, 55. 
Papst in Seiner hohen Weisheit beklagte Sich nicht über die Nothwendigkeit dieser Zurück- 
haltung. 

Im November 1866 wurde von Seiner Majestät dem Kaiser und Könige, nach dem Nr. 50, 5i. 
Beispiele anderer Mächte, eine Corvette nach Civita - Vecchia beordert, um der Botschaft 
Seiner Majestät für alle Fälle zur Verfügung zu sein, und den österreichischen Staatsangehörigen 
in Rom Sicherheit zu bietep. Ohne politischen Zweck hatte diese Massregel ihren Grund nur in 
einem Gebote einfacher Vorsicht. Demungeachtet schien das Cabinet der Tuilerien Anfangs in 
ihr ein Zeichen des Misstrauens in die Absichten Frankreichs zu erblicken, es erfolgten jedoch Nr. 52—58. 
Erklärungen , die zu gegenseitiger Befriedigung gereichten , und dem Wiener Cabinete schon 
damals keinen Zweifel daran Hessen, dass Frankreich entschlossen sei, nach der Zurückberufung 
seiner Soldaten aus Rom um so entschiedener auf der Erfüllung des ihm von Italien durch die 
Convention vom 15. September verpfändeten Wortes zu bestehen. 

Die italienische Actionspartei aber gab ihre Plane nicht auf, und die nächsten Monate 
brachten keine Beruhigung darüber, ob die Regierung des Königs von Italien sich in der Lage 
befinden werde , diesen Planen mit Erfolg zu widerstehen. Die römische Diplomatie verhehlte 
nicht ihre Besorgnisse, und im März 1867 kam Oesterreich bei der Regierung des Kaisers Nr. 59. 
Napoleon auf die Frage zurück, ob nicht die in Rom drohenden Eventualitäten die Voraussicht 
der Mächte, namentlich der katholischen, ernstlicher beschäftigen und den Gegenstand ihrer 
gemeinsamen Erwägung bilden sollten. Ohne diess grundsätzlich abzulehnen, zweifelte man 
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damals in Paris an der Grösse der Gefahr, und erblickte für jetzt in den vertragsmässigen Ver- 
bindlichkeiten des dem Kaiser Napoleon tief verpflichteten Italiens einen ausreichenden Ersatz 
für den militärischen Schutz, mit welchem Frankreich so lange Rom und das römische Territorium 
in seiner jetzigen Ausdehnung gedeckt hatte. 

Im Monate September jedoch zeigte Garibaldi nach seiner Rückkehr von Genf von Neuem 
der Welt das Schauspiel eines von der Regierung seines Landes laut missbilligten bewaflfeeten 
Unternehmens gegen das Oberhaupt der katholischen Kirche. Dem Gabinete Rattazzi gegenüber 

Nr. 60. liess die Regierung Seiner Majestät es nicht an Warnungen fehlen, und in Paris war sie in dem 
Falle hervorzuheben , dass ein Höhepunct der Krisis eingetreten sei, in welchem es, wenn je, 
auf den Beweis der wirklichen Kraft und Geltung der September-Convention ankomme. Die Ver- 

Nr. 61. haftung Garibaldi's berechtigte zu der Annahme, dass die italienische Regierung ihre Sache ent- 
schieden von der seinigen getrennt habe , aber die nächsten Tage sahen die Befreiung des 
Führers der Freischaaren, die Vertheidigung des römischen Gebietes durch die päpstlichen 
Truppen, die Ankunft eine» französischen Corps und den Kampf von Montana, welcher der 
garibaldinischen Bewegung des Jahres 1867 ein Ziel setzte. 

Eine Frage so hoher Ordnung, wie es die der weltlichen Herrschaft des Papstes ist, war 
solchergestalt vor den Wirkungen eines gesetzlosen und für ganz Italien kaum weniger wie für 
Rom gefahrlichen Handstreichs bewahrt. Die kaiserlich-königliche Regierung empfand nicht nur 
auch auf ihrem Standpuncte die Beruhigung, die dem rechtzeitigen Eingreifen Frankreichs zu 
danken war, sondern sie würdigte zugleich vollkommen den gerechten Wunsch des französischen 
Cabinetes, eine Verantwortlichkeit, die ihm wiederholt so ernste Entschlüsse abgenöthigt hatte, 
zu erleichtern, indem es die römische Frage den sämmtlichen Mächten Europa's zu gemeinsamer 
Berathung vorlegte. Je vollständiger Oesterreich mit Frankreich in der Ueberzeugung sich be- 
gegnet, dass diese grosse Frage Verhältnisse hat, die nicht gestatten, sie als ausschliesslich 
zwischen Italien und Rom, oder zwischen Frankreich und Italien schwebend zu behandeln, desto 
weniger konnte Oesterreich Anstand nehmen, die Einladung Frankreichs zu einer europäischen 
Conferenz rückhaltslos anzunehmen und diese Annahme zugleich bei den übrigen Mächten warm 
Nr. 62—69. ZU bevorworten. Auch erschien es der Regierung Seiner Majestät vollkommen zweckmässig, dass 
ein bestimmtes Programm der Berathungen mit der französischen Einladung nicht verbunden, 
sondern jeder der eintretenden Regierungen die vollste Freiheit ihrer Meinungen vorbe- 
halten war. Gegen den andererseits kund gegebenen Wunsch, dass der Conferenz eine Vorbe- 
rathung der fünf Mächte Oesterreich, Frankreich, England, Preussen und Russland vorhergehen 

Nr. 70. niöge, wollte die kaiserlich-königliche Regierung endlich einen Einwand nicht erheben, und sie 
hat nunmehr zu erwarten, ob der Vorschlag einer freien Berathung der Mächte über eine Frage, 
zu welcher die Stellung der europäischen Nationen allerdings verschieden, die aber folgenreich 
für Alle ist, seine Verwirklichung später finden werde. 
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Orientalische Angelegenheiten. 

Der Friede war im Centrum Europa's kaum wieder hergestellt, als der Aufstand der Can- 
dioten die Mächte an die ernsten, aus der politischen Lage des Orients hervorgehenden Gefahren 
mahnte. 

Der offen ausgesprochene Zweck der Insurrection auf Kreta war die Vereinigung dieser 
Insel mit dem hellenischen Königreiche. Die Sympathien Griechenlands unterstützten dieses 
Beginnen, und kaum vermochte die Regierung des Königs Georg die Grenzen einzuhalten, die 
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ein nicht-kriegführender Staat nicht tiberschreiten darf. Gezwungen, in Candia zur Aufrechthal- 
tung ihrer Herrschaft die Waffen zu führen, sah sich die Pforte zugleich an andern Puncten ihres 
Gebietes beunruhigenden Eventualitäten gegenübergestellt. Der Stand der Thatsachen im türkischen 
Eeiche gestaltete sich nicht wenig bedrohlich, und nicht nur die Widerstandskraft der Pforte^ 
sondern auch der Gehalt und Werth der von den europäischen Mächten im allgemeinen Interesse 
in Bezug auf die orientalische Frage eingegangenen internationalen Verpflichtungen hatte sich an 
diesen Thatsachen zu erproben. 

Der Grundsatz der Unabhängigkeit und Integrität des ottomanischen Reiches , im allge- 
meinen Friedensbedürfnisse Europa's wie in den Interessen des politischen Gleichgewichtes be- 
gründet, war durch den Pariser Vertrag vom 30. März 1856 von Oesterreich, Frankreich, Gross- 
britannien, Preussen, Sardinien und Russland feierlich anerkannt worden. Die genannten Mächte 
hatten die Verpflichtung, diesen Grundsatz zu achten, unter ihre gemeinsame Garantie gestellt, 
und jede Gefahrdung des Territorialbestandes der Türkei für einen Gegenstand ihres gemein- 
samen Interesses erklärt. Im Artikel 9 des erwähnten Vertrages hatten sie ihre Theilnahme an 
der Verbesserung des Loses der christliehen Bevölkerungen im Oriente bekundet, zugleich aber 
anerkannt, dass ihnen ein Recht nicht zustehe, sieh in die Beziehungen des Sultans zu seinen 
Unterthanen oder in die innere Administration seines Reiches einzumischen. Bis hieher auf 
gleicher Linie stehend, waren die Mächte jedoch in anderer Hinsieht nicht in gleichartiger Stellung 
aus den Verhandlungen von 185G hervorgegangen. Während die Artikel 13 und 14 des Pariser 
Tractates der Entfaltung der Seemacht Russlands im schwarzen Meere gewisse Beschränkungen 
auferlegten, schlössen Oesterreich, Frankreich und Grossbritannien am 15. April 1856 einen 
weiteren Vertrag, um sich für den Fall einer Verletzung der Bestimmungen des Friedenspactes 
noch besonders zu activem Eipschreiten zu verpflichten. 

Angesichts der hiermit in den Hauptzügen bezeichneten Situation Hess die Regierung der 
an den Ereignissen auf der Balkan-Halbinsel so nahe betheiligten Nachbarmaeht Oesterreich 
sich von den nachfolgenden Gesichtspuncten leiten. 

Die eingegangenen völkerrechtlichen Verbindlichkeiten, die bestehenden guten Beziehungen 
zur Regierung des Sultans, die Pflicht, weitreichenden und für den Frieden gefährlichen Ver- 
wicklungen vorzubeugen, alle diese Beweggründe mussten die Regierung Seiner Majestät entschie- 
den abhalten, dem candiotischen Aufstande materielle oder moralische Unterstützung zu gewähren. 
Sie ermächtigte übrigens den Commandanten der kaiserlichen Escadre, sich an dem Transporte Nr. 71— 76. 
der kretensischen Flüchtlinge nach Griechenland zu betheiligen, so lange diess sich ihr als ein 
Werk der Menschlichkeit darstellte. 

Andererseits durfte das Wiener Cabinet die Verpflichtung der Mächte, in die inneren Ange- 
legenheiten der Pforte sich nicht einzumischen, nicht in dem absoluten Sinne auffassen, als ob 
die Mächte darauf verzichtet hätten, an der Gestaltung der Verhältnisse zwischen der ottomani- 
schen Regierung und den christlichen Bevölkerungen der Türkei ein tiefes Interesse zu nehmen. 
Wenn dieses Interesse schon auf dem Standpuncte jeder anderen europäischen Macht gerecht- 
fertigt ist, so gewinnt dasselbe für die österreichische Monarchie noch erhöhte Geltung durch die 
begreifliche Theilnahme, welche den christlichen Bevölkerungen des türkischen Reiches in den 
benachbarten Ländern Seiner Majestät gewidmet wird und die es in gewissem Grade selbst als 
einen Ehrenpunct erscheinen lässt, dass den Ansprüchen der Stammesgenossen auf fortschreitende^ 
dem Gange der europäischen Civilisation folgende Entwickelung ihrer materiellen und moralischen 
Wohlfahrt eine gerechte Befriedigung nicht versagt werde. Wenn die Brudervölker jenseits 
unserer Grenzen Wünsche hegen, deren Erfüllung zu ihrer Beruhigung beitragen kann, ohne die 
wirkliche Macht der Pforte zu vermindern, so kann die Regierung des Kaisers und Königs Franz 
Joseph es sich nicht versagen, solchen Wünschen bei der Pforte, mit aller Achtung der Unab- 
hängigkeit der Türkei, freiindschaftlich das Wort zu reden. Und so gewiss anerkannt werden 
muss, dass der Sultan und seine Rathgeber mit Ernst und Aufrichtigkeit bestrebt sind, alle Auf- 
gaben einer erleuchteten und wohlwollenden Regierung zu erfüllen, so erlaubt ist es, in den 
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Kathschlägen der europäischen Möchte einen doppelten Vortheil zu erblicken, soferne diese 
Rathschläge einerseits den Reformbestrebungen der Pforte einen mächtigen moralischen Rückhalt 
gewähren, andererseits die christlichen Bevölkerungen, deren Europa »ich erinnert, von Acten 
der Selbsthilfe zurückhalten. 

So bethätigte die Regierung Seiner Majestät ihre rege Theilnahme an den Geschicken des 
Berglandes Montenegro durch die wirksame Vermittlung, welche die kafe. kön* Intemuntiatur in 
Constantinopel bei Schlichtung der zwischen dem Fürsten Nikolaus imd der Pfortenregierung 
entstandenen Streitfragen zu üben veranlasst war. 
Kr. 77—86. In Solchem Sinne hat sich auch das Wiener Cabinet, im Vereine mit anderen Mächten, 

erfolgreich für die Zurückziehung der türkischen Garnisonen aus den Festungen Serbiens ver- 
wendet, ja hierzu sogar den entschiedensten Impuls gegeben. 

Der wichtige Zweck, Reformen im Innern des ottomanischen Reiches zu begünstigen, ohne 
die unermesslichen Schwierigkeiten zu wecken, die man in dem Worte „orientalische Frage ^ 
zusammenfasst, dieser Zweck schien ferner der Regierung l^einer Majestät h&chst wesentlich 
dadurch bedingt zu sein, dass derselbe von sämmtUchen europäischen Grossstaaten übereinstim- 
mend und mit gleicher Entschiedenheit festgehalten, nicht aber durch die Sonder-Interessen ein- 
zelner Mächte durchkreuzt werde. In dieser Hinsicht glaubte die kais. kön. Regierung in unbefan- 
genster Erwägung der Sachlage eine Verstärkung der Friedensbürgschaften darin zu erkennen, 
wenn die Stellung des russischen Kaiserhofs gegenüber der Türkei von den obenerwähnten ein- 
schränkenden und doch mehr oder weniger illusorischen Bestimmungen befreit würde, um sie 
derjenigen der übrigen Mächte anzunähern. Dieser lästigen Bedingungen ledig, konnte Russland 
seine Politik mit dem allgemeinen europäischen Interesse, welches die Erhaltung der Integrität 
des türkischen Reiches fordert, um so leichter und vollständiger im Einklänge erhalten. Um end- 
lich jedem Auseinandergehen der Mächte so viel als möglich vorzubeugen und die Schwankun- 
gen und Ungleichheiten zu vermeiden, die selbst bei vorhandener Uebereinstimmung in den 
Grundsätzen von den vereinzelten Auffassungen und individuellen Einwirkungen so vieler Cabi- 
nete unzertrennlich sind, erschien es nützlich, dass angesichts der Ereignisse im Orient ein 
Mittelpunct der Verständigung über die Entschlüsse der europäischen Mächte existire. 
Nr. 87—89. Die entsprechenden Anschauungen haben zunächst durch eine am Anfang des Jahres 1867 

an die kaiserlich französische Regierung gerichtete vertrauliche Mittheilung Ausdruck gefunden. 

Diese Mittheilung hatte lediglich den Zweck, die Grundanschauungen der Regierung Seiner 

Majestät über die Aufgaben der europäischen Mächte gegenüber den Verhältnissen des Orients 

vorläufig der Würdigung des kaiserlich-französischen Cabinets zu unterziehen. Als später eine 

entstellte Kunde von dem geschehenen Schritte in die Oeflfentlichkeit drang, ward den kais. kön. 

Nr. 90 und 91. Missionen eine Analyse der am 1. Jänner v.J. nach Paris erlassenen vertraulichen Depesche 

zugesendet, um sie in Stand zu setzen, ihre Sprache hiernach einzurichten. 

Es soll nicht geleugnet werden, dass dieses Schriftstück eine neue Stellung der kais. kön. 
Regierung in den orientalischen Dingen bezeichnete , sofern sie an die Stelle des früher häufig 
und nicht immer mit Unrecht beklagten Systems, welches über lästige Fragen durch deren 
Hinausschieben oder durch Anwendung von ungenügenden Palliativmitteln hinwegzukommen 
trachtete, nun ein entschlossenes und vorbeugendes Verfahren treten zu lassen bestrebt war. 

Dem Cabinete Seiner Majestät erschien es nicht nur als eine würdevollere , sondern auch 
als eine wirksamere Politik, bedrohlichen Zuständen , \vie sie im osmanischen Reiche sich offen- 
barten, fest in's Angesicht zu blicken und zur Abwendung der durch sie geschaffenen Gefahren 
eine rechtzeitige und umfassende Initiative zu ergreifen, als den Ereignissen Schritt nach Schritt 
zu folgen und allmälig aufbrechenden Wunden gegenüber seine Kraft in vereinzelten Heilver- 
suchen zu vergeuden, durch deren Hilfe es zuweilen gelingt, augenblickliche Linderung zu 
schaffen, die aber unvermögend sind, eine dauernde Besserung zu begründen. Eine solche Besse- 



rung glaubte die Regierung Seiner Majestät nur von dem Zusammenwirken aller Grossstaatenr 
erwarten zu können, und dieses zu ermöglichen, war die eben angeführte Denkschrift bestimmt. 

Die gemeinsame Action der europäischen Mächte, wie sie darin in's Auge gefasst ist, 
müsste allerdings^ wenn auch in ihren letzten Zielen auf die Befestigung des osmanischen 
Thrones gerichtet, vorübergehend auf die Pforte einen zwar freundschaftlichen, aber immerhin 
unbequemen Druck üben ; allein die Beschwerlichkeit einer solchen anscheinenden Bevormun- 
dung wäre durch das Gefühl erhöhter Sicherheit reichlich aufgewogen, welches für die gross- 
herrliche Eegierung daraus entspränge, dass sie von Seite ihrer nicht-mohamedanischen Unter- 
thanen irgend welche gewaltthätige Unternehmungen nicht zu besorgen hätte, da ihnen für 
solche, bei der ernst abmahnenden Haltung aller zur Förderung ihres Wohles tagenden Mächte, 
jeder Anreiz, wie jeder Vorwand fehlen würde. 

Der Erfolg der österreichischen Anregung entsprach den gehegten Erwartungen leider 
nicht in dem erwünschten Masse. Bemerkenswerth ist, dass die hauptsächlichsten Einwendungen, 
denen sie bei den westlichen Höfen begegnete, sich auf die Vortheile bezogen, durchweiche 
Russlands Zustimmung gewonnen werden sollte; ja es darf erwähnt werden, dass sogar der 
seltsame und durchaus unbegründete Verdacht durchblickte, der Plan des Wiener Cabinets möchte 
wohl in einem vorgängigen Einverständnisse mit Russland seinen Ursprung haben. 

Angesichts der Bedenken, auf welche der Gedanke stiess, verzichtete denn auch die Regie- 
rung Seiner Majestät darauf, die Durchführung desselben weiter zu betreiben. Dass sie aber 
allen Grund gehabt, auf die Mängel und Nachtheile vereinzelter Actionen in orientalischen Fragen 
hinzuweisen, und dass ein Vorschlag, der zur Lösung dieser so schwierigen Fragen die Gesammtkraft 
europäischer Solidarität aufbot, einer weniger zurückhaltenden Aufnahme würdig gewesen wäre, 
dafür spricht die von da an ununterbrochen sich hinziehende bunte Reihe von Verhandlungen 
und Schritten , welche in stets wechselnder Gestaltung und stets vergeblich , die diplomatische 
Geschichte des Jahres 1867 in Bezug auf den Orient bilden. 

Weit entfernt jedoch, seinen AutFassungen einen ausschliesslichen Werth beilegen zu wol- 
len, und gerne bereit, jeden von anderer Seite kommenden Gedanken in ernste Erwägung zu 
ziehen, der eine haltbare Grundlage zur Beseitigung der in den Zuständen der Türkei liegenden 
Keime geiahrlicher Verwicklungen gewähren könnte, hat Oesterreich sich den mancherlei seither, 
insbesondere zur Lösung der kretischen Wirren an den Tag getretenen Bemühungen anderer 
Cabinete thätigst angeschlossen, so oft sie ihm Anhaltspuncte zu bieten schienen, dem Blutver- 
giessen in Candia Einhalt zu thun und die Regierung des Sultans in ihren auf die Beruhigung 
des Landes durch Einführung heilsamer Institutionen abzielenden Bestrebungen zu ermuthigen Nr. 92— 106. 
und zu unterstützen. 

Diesen Gesichtspunct festhaltend , hat das Cabinet Seiner Majestät es allerdings nicht für 
räthlich halten können, an einem Anfangs Mai v. J. von Frankreich angeregten Collectiv-Schritte 
sich zu betheiligen, dessen Tragweite so aufgefasst werden durfte, als sollte die Pforte zur 
Befragung der Bevölkerungen Kreta's unter Anwesenheit von Abgeordneten der garantirenden 
Mächte aufgefordert werden, um auf diesem Wege die Ursachen des Aufstandes und die zu deren 
gründlicher Beseitigung geeigneten Mittel zu erforschen. Nach den Ergebnissen der vorausge- 
gangenen Verhandlungen schien es nämlich um so weniger zweifelhaft, das die osmanische 
Regierung sich weigern würde, diesen Weg zu betreten , als jede Aussicht fehlte, Englands Mit- 
wirkung für den vorgeschlagenen Schritt zu gewinnen , während das für den Fall des Misslin- 
gens in's Auge gefasste „Erkalten" der Beziehungen zwischen der Türkei und den garantirenden 
Mächten die vor Allem anzustrebende Erhaltung des Friedens im Orient ernstlich gefährdet 
haben würde. 

Die kaiserlich französische Regierung, welcher aus diesen Ansichten des Wiener Cabinets 
kein Hehl gemacht wurde, antwortete mit einer Aeusserung, die ihrem Vorschlage einen wesent- 
lich veränderten Charakter gab. Es handelte sich nicht um eine Volksabstimmung — ein Mitte), 
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welches die Pforte als zur Auflösung des Reiches führend zurückzuweisen entschlossen war, und 
welches auch bei der Lage der Dinge auf Gandia die Gesinnungen der augenblicklich mit einer 
fremden Bevölkerung vermengten Inselbewohner schwerlich zu richtigem Ausdrucke gebracht 
haben würde. Der französische Antrag in seiner neuen Fassung lief darauf hinaus, die türkische 
Regierung zur Entsendung einer Üntersuchungs-Commission nach Kreta zu bestimmen, welcher 
Delegirte der übrigen Mächte beigeordnet werden sollten , und deren Aufgabe es gewesen wäre, 
durch den Augenschein und durch Zuratheziehen vertrauenswürdiger Persönlichkeiten sich volle 
Einsicht in die wirkliche Sachlage , sowie in die Bedürfnisse und Wünsche der Bevölkerung zu 
verschaffen und die am besten entsprechenden Massnahmen zu deren Befriedigung vorzuschlagen. 
Da auch das brittische Cabinet dem Gedanken einer solchen EnquSte sich geneigt zeigte, so trat 
Oesterreich dem Vorschlage um so williger bei und der k. k. Internuntius in Constantinopel 
ward zu einem hierauf abzielenden Schritte ermächtigt. 

In ihrer Enviderung auf die aus jener Anregung hervorgegangenen Depeschen derCabinete 
von Wien, Paris, Florenz, Berlin und St. Petersburg, welche durch deren Vertreter in Constan- 
tinopel zur Kenntniss der Pforte gebracht wurden , sprach diese ihre Bereitwilligkeit aus , auf 
eine Enquete in einer von ihr selbst festzusetzenden Form und unter der Voraussetzung der 
Wahrung der Hoheitsrechte des Sultans einzugehen , erklärte es jedoch als unerlässliche Vor- 
bedingung eines gedeihlichen Wirkens der Commissäre, dass die Bevölkerung durch Entfernung 
der fremden Eindringlinge von dem Drucke befreit werde, durch den sie sich in der freien Kund- 
gebung ihrer Gesinnungen gehemmt sähe. 

Diese RUckäusserung der grossherrlichen Regierung schien dem Cabinete von Wien, gleich- 
wie jenem von Paris, aus einem wenig gerechtfertigten Misstrauen in die Absichten der Mächte 
hervorgegangen zu sein , und während der bald darauf erfolgten Zusammenkunft der Monarchen 
von Oesterreich und Frankreich bot sich Veranlassung, für das in dieser Angelegenheit fernerhin 
zu beobachtende Vorgehen gewisse Grundzüge zu vereinbaren , welche die gemeinsame Absicht 
der beiden Höfe bekundeten, die Integrität und Unabhängigkeit des osmanischen Reiches im Auge 
zu behalten , zugleich aber die Pforte zu vermögen, dass sie darauf verzichte , die Annahme des 
Enquete-Vorschlags mit solchen Beschränkungen zu umgeben, welche dieselbe jedes praktischen 
Werthes entkleiden mussten. 

Mittlerweile eingelaufene Nachrichten aus Constantinopel bestimmten uns indess, das 
Augenmerk des Pariser Cabinets auf den erfreulichen Umschwung zu lenken , der — vielleicht 
hervorgerufen durch die während des Besuchs des Sultans an mehreren europäischen Höfen 
gewonnenen Eindrücke — in den Stimmungen der osmanischen Regierung bezüglich der kretischen 
Angelegenheiten eingetreten war. Der nun von der Pforte aus eigenem Antriebe eingeschlagene 
Weg reformirender Thätigkeit schien eine Abänderung des für das Verhalten der beiden kaiser- 
lichen Cabinete verabredeten Programms zu rechtfertigen. Die französische Regierung, welche 
es übernommen hatte , zum Zwecke der Durchführung desselben mit dem Petersburger Cabinete 
zu verhandeln, war aber inzwischen mit diesem bereits über eine von den garantirenden Mächten 
gemeinschaftlich in Constantinopel abzugebende Erklärung einig geworden. 

Das k. k. Cabinet glaubte seinerseits diesem Schritte sich nicht anschliessen zu können, 
da ihm die Fassung des vorgeschlagenen Schriftstückes keineswegs geeignet schien , den von 
den Regierungen angestrebten Zweck der Beschwichtigung einer für den Frieden des Orients im 
Allgemeinen bedrohlichen Aufregung zu erfüllen. 

Hielt es aber die französische Regierung auch für nothwendig, die frühere Phase ihrer 
diplomatischen Action in Constantinopel formell abzuschliessen , indem sie die unter ihrer 
Mitwirkung ausgearbeitete Erklärung gemeinschaftlich mit Preussen, Italien und Russland 
abgab , so sprach sie sich doch zugleich auf das entschiedenste dahin aus , dass ihr für die 
Pforte stets wohlwollendes Streben nach wie vor auf den eben bezeichneten Zweck gerichtet 
sei und dass sie den lebhaften Wunsch hege , denselben im vollen Einklänge mit Oesterreich 
zu. verfolgen. 



Hierauf gestützt, ward der Pforte in vertraulicher Weise der Rath ertheilt, sie möchte in 
ihrer Antwort auf die Declaration der vier Eegierungen die Bereitwilligkeit aussprechen, ihre 
auf die Befriedigung Kreta's gerichteten Zugeständnisse bis auf das äusserste Mass des mit der 
Souverainetät des Sultans Vereinbaren auszudehnen und zu diesem Ende auch eine Enquete 
anzuordnen, welcher Commissäre der garantirenden Mächte beigezogen werden sollten, da ein 
solcher Vorgang ihrer Ueberzeugung nach. bei der unzweifelhaften Vertragstreue dieser Mächte 
eine Schmälerung des türkischen Gebiets nicht bezwecken könne. 

In seiner jüngst eingelangten ßückäusserung gibt der grossherrliche Minister des Aeussern 
der Erkenntlichkeit der Pfortenregierung für die ihr gewidmete Fürsorge Oesterreichs warmen 
Ausdruck, begründet jedoch die Ansicht, dass die Gegenstände, welche der Prüfung der Enquete- 
commission zu unterziehen wären, heute bereits hinlänglich in's Licht gestellt seien, um einer 
europäischen Untersuchung nicht mehr zu bedürfen ; dass das Werk der Befriedigung der Insel 
im erfreulichsten Fortschreiten begriffen sei ; dass die jüngst vom Grossvesir ins Leben gerufenen 
freisinnigen Einrichtungen, welche den Christen Candia's den ihnen gebührenden Antheil an der 
Verwaltung sichern, überall freudig begrüsst worden seien und dass die Gegenwart fremder 
Commissäre, welche ohne Zweifel von den Urhebern des Aufstandes zu neuen Aufreizungen aus- 
gebeutet werden würde, nur dazu führen könnte, die gewonnenen günstigen Ergebnisse wieder 
in Frage zu stellen. 

Diess ist der heutige Stand der Verhandlungen über die candiotische Frage. Die Regierung 
Seiner Majestät wird es sich, wie bisher, so auch fortan eifrigst angelegen sein lassen, im Verein 
mit den übrigen betheiligten Mächten darauf hinzuwirken , dass den billigen Ansprüchen der 
Kretenser unter Wahrung der oberherrlichen Rechte des Sultans die vollste Befriedigung zu Theil 
werde. 

Es verdient übrigens hervorgehoben zu werden, dass die Pfortenregierung unter der Leitung Nr. 107— 113. 
der gegenwärtig im Rathe des Sultans sitzenden Männer ein ernstes Bestreben zeigt, der Schwie- 
rigkeiten Herr zu werden, welche die eigenthümliche Gestaltung des osmanischen Reiches einer 
Umbildung des Staatswesens im Geiste der neueren Cultur entgegenstellt und dass mit den jüngst 
auf den Gebieten der Gesetzgebung, der Rechtspflege, der Verwaltung und des wirthschaftlichen 
Lebens getroffenen Massnahmen ein erster Schritt auf einer Bahn gethan ist, die, wenn mit Aus- 
dauer und Thatkraft verfolgt, nicht verfehlen kann, ihr die Sympathien des gesitteten Europa zu 
sichern und die Aufgabe der Mächte, denen an ihrer Erhaltung gelegen ist, zu erleichtern. 



Der Fürst der vereinigten Fürstenthümer der Moldau und Walachei hatte bald nach seiner 
Anerkennung durch die garantirenden Mächte seinen Minister, Fürsten Georg Stirbey, nach 
Wien entsendet, um die Regelung mehrerer zwischen den kais. kön. Staaten und den Fürstenthümem 
obschwebenden Angelegenheiten im beiderseitigen Einverständnisse zu fördern. Das Cabinet Nr. ii4. 
Seiner Majestät, stets darauf bedacht, mit diesem Nachbarlande, welches vielfache Interessen an 
Oesterreich knüpfen, freundliche Beziehungen zu unterhalten, zog die von dem Fürsten Carl ge- 
äusserten Wünsche bereitwilligst in Erwägung, und es sind gegenwärtig Unterhandlungen im 
Zuge, um die einschlägigen Belange in einer beide Theile zufriedenstellenden Weise zu ordnen. Nr. ii5. 

Acte der Willkür, gegen Israeliten in der Moldau geübt, haben in neuerer Zeit die Gefühle 
der gebildeten Welt peinlich berührt. Die kais. kön. Regierung hat unter den europäischen Staaten 
zuerst und mit aller nöthigen Entschiedenheit die Pflicht erfüllt, sich für die Achtung der miss- 
kannten Menschenrechte jener Unglücklichen zu verwenden und der günstige Erfolg, den ihre 
Mahnungen errangen, hat ihr zu aufrichtiger Befriedigung gereicht. j^r. iie— 124. 



Im Fürstenthum Serbien hatte die Regierung schon zur Zeit, als die Festungsfrage die 
Gemüther in Spannung hielt, ihrem Begehren durch militärische Massnahmen Nachdruck verleihen 
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zu sollen geglaubt, gegen welche das kais. kön. Cabinet, da sie unter den obwaltenden Umständen 
zur Erreichung des angestrebten Zweckes nicht geboten waren, dagegen leicht einen Zusammen- 
stoss mit der Süzeränen Macht, heraufbeschwören konnten, dringende Vorstellungen zu machen 

Nr. 125. sich aufgefordert fohlte. 

In der letzten Hälfte des verflossenen Jahres äusserte sich neuerdings im Lande eine 
Erregung, gesteigert durch ausserordentliche Umstände, wohin insbesondere ein ausgedehnter 
WafFenimport zu rechnen war. 

Bei der unverkennbar mit diesen Bewegungen verbundenen Gefahr flir die Ruhe des 

Nr. 126. Orients hielt es die kaiserlich französische Regierung angezeigt, Worte freundschaftlicher aber 
enister Mahnung in Belgrad vernehmen zu lassen und der wohlmeinende Charakter dieser 
Ansprache Hess der diesseitigen Regierung keinen Zweifel darttber, dass sie sich derselben in 
diesem Sinne anzuschliessen habe. Da das Gewicht dieser Warnungen noch durch einen eindring- 
lichen Schritt der königlich grossbritannischen Regierung in gleicher Richtung verstärkt wurde^ 
so ist von dem bekannten ntichtenien und klugen Sinne der Serben mit Grund zu ei'warten, dass 
sie es als in ihrem wohlverstandenen Interesse liegend erkennen werden, von der Verfolgung 
weittragender Ziele sich abzuwenden und unter dem wohlthätigen Einflüsse ihrer durch Intelligenz 
und Thätigkeit ausgezeichneten Regierung ihre glücklichen Naturgaben für die Förderung des 
moralischen und materiellen Wohles ihres Landes nutzbringend zu machen. Bei diesem segen- 
verheissenden Werke ist ihnen Oesterreichs warme Theilnahme und kräftige Unterstützung 
gewiss. 



IV. 
Handelspolitischer Theil. 

Als durch den Prager Frieden (Art. XIII) verabredet wurde , „über eine Revision des 
Handels- und Zollvertrages vom 11. April 1865 im Sinne einer grösseren Erleichterung des 
gegenseitigen Verkehrs sobald als möglich in Verhandlung zu treten", war für die Monarchie die 
Frage schon nicht mehr oiFen, ob der Tarif der Eingangs- und Ausgangszölle selbstständig und 
allein im Wege der inneren Gesetzgebung zu regeln, — oder ob derselbe durch Unterhandlung 
von Zoll- und Handelsverträgen mit den wichtigsten Handelsstaaten auf Grund gegenseitiger 
Zugeständnisse zu gestalten sei. 

Die Regierung Seiner kais. kön. Apostolischen Majestät war durch entscheidende Vorgänge 
und bestimmte Verabredungen bereits gebunden und auch die weitere Frage stand ihr nicht mehr 
ofifen, ob ihr Tarif auf eine Begünstigung einzelner Staaten und auf ein DiflferentialzoUsystem 
gegründet bleiben könne — , oder ob er auf Verallgemeinerung und auf gleichmässige Behandlung 
aller Nationen angelegt werden müsse. Denn der Zollverein hatte seinerseits schon durch den 
preussisch-französischen Handelsvertrag vom 2. August 1862 sich der Möglichkeit begeben , mit 
Oesterreich künftig solche Begünstigungen — wie sie im Februarvertrag 1853 vereinbart waren — 
weiter auszutauschen und die Gemeinsamkeit der handelspolitischen Interessen dadurch weiter 
zu entwickeln. Es hatte also der Aprilvertrag 1865 einen nothwendigen handelspolitischen Fort- 
schritt insofern bezeichnet , als das Differentialzollsystem beiderseits grundsätzlich aufgegeben 
worden war. Aber ausser dem Aprilvertrag mit dem Zollverein war die kais. kön. Regierung 
zur Zeit des Prager Friedens auch noch durch andere Verabredungen bereits verpflichtet. Nicht 
allein war gegenüber Frankreich während der mehrjährigen Differenzen zwischen Oesterreich 
und Preussen über den preussisch-französischen Handelsvertrag wiederholt die Zusage- 
gegeben worden, alsbald nach Schlichtung der letzteren gleichfalls in Unterhandlung treten? 
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zu wollen — zu welcher bereits im Jänner 1866 vollständige Vertragsentwürfe aus Paris mit- 
getheilt worden waren , sondern es war auch ein wirklicher Handelsvertrag mit England am 
16. December 1865 abgeschlossen worden, — ein Principien -Vertrag, an dessen Spitze dieClausel 
der meistbegünstigten Nation gestellt ist. 

Hiermit hatte die kais. kön. Kegierung volkswirthschaftlich für beide Reichshälften auch 
nach aussen Stellung genommen. Seit der freieren Gestaltung der politischen Verhältnisse in Folge 
des October-Diploms und der Februar- Verfassung war allmälig ein Umschwung der öflfentlichen 
Meinung auch in handelspolitischer Beziehung eingetreten. Selbst in den industriellen Kreisen 
fühlte man die Nachtheile, die Unmöglichkeit sich länger abzuschliessen gegen die in den Nach- 
barstaaten auf drei Seiten bereits verwirklichten Grundsätze des freieren Verkehrs und natur- 
gemässen Austausches. Kaum war der Handelsvertrag Frankreichs mit dem Zollverein ins Leben 
getreten, als sofort die Nachtheile fühlbar wurden, die dem österreichischen Handel daraus 
erwuchsen, dass derselbe der dem Zollverein eingeräumten Begünstigungen auf französischen 
Märkten nicht theilhaftig werden konnte. Einzelnen wichtigen Ausfuhrartikeln, wie den steie- 
rischen Sensen , dem böhmischen Hopfen, drohte völliger Verlust des bisherigen Absatzes in 
Frankreich und der gesammte österreichisch-französische Verkehr hätte unzweifelhaft einen 
empfindlichen Rückschlag erlitten, wenn das Missverhältniss in den Concurrenzbedingungen nicht 
rasch ausgeglichen worden wäre. Von den verschiedensten Seiten war daher an die Regierung 
das Verlangen herangetreten, baldmöglichst die Vortheile des französischen Conventional-Tarifs 
zu sichern. Um wie viel mehr musste seit der grossen Londoner Weltausstellung den Besuchern 
aus allen Classen beider Rcichshälften, den Industriellen besonders, die Nothwendigkeit klar 
geworden sein, dass unerachtet mancher ungünstiger Concurrenzbedingungen im Donaureiche 
der Wettkampf dennoch mit eigener freier Kraft aufzunehmen sei; dass auch gegenüber Gross- 
britannien, obgleich dieses Reich mit seinem einfachen Tarif der fremden Industrie schon keine 
Gegenzugeständnisse mehr anzubieten habe, dennoch die Grundbedingung der Gegenseitii^- 
keit — die Ermöglichung des freien Verkehrs durch Herabsetzung der Schutzzölle — ei-fiillt 
werden müsse. Hierzu kam noch die Hoffnung, dass das englische Capital sich den gewerblichen 
Unternehmungen in Oesterreich, vorzüglich aber den so nothwendig zu vermehrenden Eisen- 
bahnen in dem Masse zuwenden werde, als den Anforderungen des freien Verkehrs auch durch 
die österreichische Zollgesetzgebung entsprochen werden würde. Die königlich -grossbritan- 
nische Regierung hatte überdiess jener Seiner kais. kön. Apostolischen Majestät in jeder Weise den 
hohen Werth zu erkennen gegeben, welchen sie auf ein Entgegenkommen in dieser Richtung lege. 
Es war im Frühjahre 1865, bereits von diesem Gedanken geleitet, von beiden Regierungen eine 
internationale Enquete-Commission verabredet und in Wirksamkeit gesetzt worden. Auf mehreren 
Puncten wurde in der That eine Uebereinstimmung oder doch Annäherung herbeigeführt und das 
Ergebniss derselben war endlich der vorläufige Vertrag vom 16. December desselben Jahres. Die- 
ser Vertrag — obgleich darin für die Staaten Seiner kais. kön. Apostolischen Majestät das bestehende 
Gewichtszollsystem aufrechterhalten wurde, enthielt doch zugleich die Hauptverabredung (Art. III)^ 
dass dem künftigen österreichischen Gewichtszolltarif behufs der Bestimmung des Maximums 
ein vergleichender Werthmesser (vom 1. Jänner 1867 an gleich 25o/o, vom 1. Jänner 1870 an 
gleich 20o/o des Werthes der eingeführten Waaren) zu Grunde gelegt und dass nach drei Monaten 
jene Werthsätze nach den Durchschnittspreisen der Hauptstapelplätze Englands von Commissa- 
rien beider Regierungen ermittelt und festgestellt werden sollten. Die zur Ausführung dieses 
vorläufigen Vertrages im Frühjahr 1866 wirklich eröffneten commissarischen Verhandlungen 
wurden aber bedauerlicher Weise ebenso wie die im Correspondenzwege geführten Verhand- 
lungen mit Frankreich durch die Kriegsereignisse des Sommers unterbrochen und erstere wurden 
durch ein Protokoll vom 2. Juli 1866 bis drei Monate nach dem zu erwartenden Friedensschlüsse 
mit der Massgabe vertagt, dass die schon vereinbarten Tarifermässigungen theils sofort y theils 
anter allen Umständen mit dem 1. Jänner 1867 ins Leben treten sollten, was denn auch pünctlich 
eingehalten wurde. 
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Mit der Einleitung dieser beiden Verhandlungen war also Oesterreich in der That in die 
solidarische Gemeinschaft der westeuropäischen Handelsstaaten eingetreten. 

Angesichts der auf freiere Bewegung im wirthschaftlichen Leben zielenden Richtung^ 
welche durch den englisch-französischen Handelsvertrag von 1860 inaugurirt worden war, durfte 
die kais. kön. Regierung die Reform ihrer Zollgesetzgebung nicht verzögern , ohne sich einer 
ökonomisch wie finanziell gleich schädlichen Isolirung auszusetzen. Sie hatte schon hinreichend 
erfahren, dass eine lebendige Entwickelungdes Handelsverkehrs mit dem Ausland nur dort erwartet 
werden darf, wo derselbe auf Wechselseitigkeit beruht, und dass eine erfolgreiche Mitbewerbung 
der reichen heimischen Bodenproducte und der Erzeugnisse der in vielen Zweigen erfreulich 
fortschreitenden industriellen Thätigkeit auf fremden Märkten bedingt sei durch die Ermässigung 
der eigenen Zollsätze. Sie musste zugleich aber auch der Ueberzeugung Raum geben, dass die 
Sicherung der eigenen Zollerträgnisse, namentlich im Hinblick auf die geographische Lage und 
die langgedehnte Grenze des Gesammtreiches eine dem Systeme der Nachbarstaaten sich annä- 
hernde Reduction des Tarifs auch im eigenen Interesse erfordere. Und wenn nun zur Durch- 
führung der von solchen Erwägungen gebotenen Reform der Weg internationaler Verträge gewählt 
wurde , so musste die kais. kön. Regierung sich dabei natürlich von dem Wunsche leiten lassen, 
einerseits dem österreichischen Handel die Rechte der meistbegünstigten Nation in den mit- 
contrahirenden Staaten sofort zu sichern, anderntheils solche weitere Erleichterungen zu 
erwirken, welche den Absatz heimischer Erzeugnisse vorzugsweise zu fördern geeignet scheinen. 
Die Vorarbeiten zu diesem Ziele waren vor dem Kriege 1866, wie gesagt, schon in vollem 
Zuge. 

Die Friedensschlüsse mit den beiden Nachbarstaaten , welche soeben Gegner gewesen 
waren, enthielten daher Bestimmungen , wonach vor allen Dingen die nachbarlichen Verkehrs- 
verhältnisse baldigst wiederhergestellt, gehoben und vermehrt werden sollten. Wie der Prager 
Frieden mit Preussen eine Revision des Aprilvertrags, so bestimmte der Wiener Friedensschluss mit 
Italien , unter vorläufiger Ausdehnung und Bestätigung der früher mit italienischen Staaten be- 
standenen Verträge auf die Zeit eines Jahres und unter Vorbehalt einer allgemeinen Revision 
dieser Uebereinkünfte (Art. XX) , dass baldthunlichst ein Handels- und Schiflfahrts-Vertrag auf 
breitesten Grundlagen zwischen beiden Mächten abgeschlossen werden sollte (Art. XXI). 

Es war nun wohl eine schwierige Aufgabe für die kais. kön. Regierung, diese verschiedenen, 
sämmtlich nothwendigen Verhandlungen , zu welchen noch die nachbarliche Schweiz , Holland 
und Belgien mit gerechtem Anspruch auf Gegenseitigkeit hinzukamen, in angemessener 
Reihenfolge zum Ziele zu führen. Sie war daher allerdings in dem Falle , für die weitere 
Ausfuhrung der mühsamen Aufgaben der commissionellen Tarifverhandlungen mit England das 
Begehren eines massigen Aufschubes zu begründen und deshalb vor Ende des Jahres 1866 unter 
oflener Darlegung der Sachlage wiederholt und nicht vergebens an die Einsicht und an das 
Wohlwollen der königlich-grossbritannischen Regierung zu appelliren. 

Zunächst wurde aber das seit Jahresfrist vorbereitete Vertragswerk mit Frankreich im 
November wieder aufgenommen und am 11. December 1866 in Wien zu Ende geführt und unter- 
zeichnet. 

Dasselbe umfasst fünf verschiedene Transactionen : 

1. den eigentlichen Handelsvertrag, 

2. den Schiffahrtsvertrag, 

3. die Consularconvention, 

4. die Convention über die Behandlung der Verlassenschaften, 

5. die Convention über den Schutz des literarischen Eigenthums. 

1. Was den Handelsvertrag betrifft, so hat derselbe, indem er den Unterthanen gegen- 
seitig die Behandlung auf dem Fusse der meist begünstigten Nation zusichert und auf Oester- 
reich den französischen Conventional-Tarif mit allen bereits an Grossbritannien, Belgien, den Zoll- 
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verein, Schweden und Norwegen, Italien und die Schweiz eingeräumten Zugeständnissen aus- 
dehnt, — ausserdem in zwei Tarifanlagen eine Reihe von beiderseitigen besonderen Zugeständ- 
nissen ausgetauscht. Die neuen, speciell an Oesterreich gewährten Erleichterungen müssen vor- 
züglich der österreichischen Stahlfabrikation, der ungarischen Bettfedem - Production , dem 
Hopfenbau und der Glas-Quincaillerie Böhmens, dann der Wiener Galanteriewaaren- und Möbel- 
Fabrikation zu statten kommen. Von österreichischer Seite wurden im grossen Ganzen nur die 
im Aprilvertrag 1865 dem deutschen Zollverein zugestandenen Zollsätze auf Frankreich ausge- 
dehnt und im Uebrigen nur solche weitere Zollermässigungen eingeräumt , welche, ohne die hei- 
mische Gewerbsthätigkeit einer überwältigenden Concurrenz auszusetzen, den Handel zu beleben 
und hiermit zugleich die Zolleinnahmen zu erhöhen geeignet schienen. Die allerdings nicht 
unbeträchtliche Beduction des Zolles für Seidenwaaren wurde von der französischen Regierung^ 
als conditio sine qua non des Vertragsabschlusses hingestellt. Aus diesem Grunde und da 
Frankreich selbst seinen Zoll auf glatte Seidenwaaren , welche das wichtigste Moment auch in 
der österreichischen Seidenfabrikation bilden, gänzlich aufgehoben, da femer alle anderen Staaten^ 
namentlich der Zollverein und Italien ihren Seidenzoll auf ein Maximum von 60 Gulden ermässigt 
hatten, musste die k. k. Regierung sich bestimmen lassen , den Zoll für Waaren aus Seide auf 
120 Gulden und vom 1. Jänner 1872 an auf 80 Gulden herabzumindern. Voraussichtlich werden 
diese Zollsätze ihrem Zweck auch in der Richtung entsprechen, dass sie dem illegitimen Handel 
weit weniger Chancen bieten, als der frühere Zollsatz von 262 Gulden 50 Kreuzer. Obige 
speciellen Zugeständnisse aber und der Eintritt Oesterreichs in die handelspolitische Gemein- 
schaft der westeuropäischen Staaten sind erreicht worden, ohne dass die kais.kön. Regierung sich 
ihrerseits zu einer Verpflichtung genöthigt gesehen hätte , ihr Besteuerungssystem bezüglich 
derjenigen wichtigen Industrien für jetzt abzuändern , welche entweder im engsten Zusammen- 
hang mit der Landwirthschaft stehen, wie Rübenzucker, Branntwein und Bier, oder welche 
zugleich als Monopol-Gegenstände , wie Tabak und Salz, zu den stärksten Steuerquellen beider 
Reichshälften zählen. 

2. Durch den Schiffahrts vertrag sind die österreichischen Schifl^e in französischen 
Häfen den nationalen in Bezug auf Schiflfahrtsabgaben vollkommen gleichgestellt und folglicb 
von der Zahlung einer Tonnengebühr gänzlich befreit. Frankreich hat sich ferner verbunden^ 
seine den indirecten Handel belastende surtaxe de pavillon von 1869 an vollständig fallen zu 
lassen und diese Bestimmung wird der österreichischen Rhederei, welche vorzugsweise im- 
Zwischenhandel engagirt ist, ganz besonders zu statten kommen. Nicht weniger wird die 
unbedingte Gleichstellung der österreichischen Flagge in den Häfen Algeriens für die öster- 
reichische Handelsmarine von nicht zu unterschätzendem Vortheil sein. Ein Gegenzugeständniss 
Oesterreichs war es allerdings, dass (Art. X) zwischen den vertragenden Theilen verabredet 
wurde, dass auch auf natürlichen und künstlichen Wasserstrassen des einen Staates die dem 
anderen gehörigen Fahrzeuge gleich den nationalen zugelassen und behandelt werden sollen ; — 
ein ZugeständnisB, welches auf der Donau von Wichtigkeit ist und eine wesentliche Modification 
der in der Donauschiffahrts-Acte von 1857 durch die kais. kön. Regierung als Uferstaat vorbe- 
haltenen Vorrechte in sich schliesst. 

Aus diesen Verhandlungen über den Schiifahrtsvertrag ist übrigens hervorgegangen, dass 
die in Oesterreich schon, früher in Uebung gewesene Gesetzgebung nicht in allen Puncten restric- 
tiv und ausschliessend war, und dass der Eaiserstaat nicht überall den Ruf der Illiberalität ver- 
diente, welchen man ihm künstlich und vielfach ßilschlich bereitet hatte. 

3. Die Consular-Convention erfllllte die Aufgabe, durch genaue Vereinbarung der 
Rechte und Pflichten welche beiderseits die Consuln auszuüben haben sollen, ein Gebiet der 
internationalen Beziehungen zu ordnen, auf welchem früher vielfach Ungleichheit und Unsicher- 
heit herrschte. 
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4. Die Convention über die Behandlung der Verlassenschaften war durch 
wesentliche Verschiedenheit der beiderseitigen Gesetzgebung und Praxis bezüglich der Besitz- 
nähme angefallener Erbschaften zum Bedllrfniss geworden und hatte schon seit vielen Jahren 
den Gegenstand von Unterhandlungen ausgemacht ; sie wurde am zweckraässigsten zugleich mit 
der Vereinbarung des Wirkungskreises der Consuln, wohin sie wesentlich einschlägt, zum 
Abschluss gebracht. 

5. Die Convention über den Schutz des literarischen Eigenthums endlich, 
nämlich des Autorrechts an Werken der Literatur und Kunst, wurde wegen ihrer Rückwirkung 
auf den Buch- und Kunsthandel zugleich mit dem Handelsverträge vereinbart und hier auf- 
geführt. 



Nr. 127—130. Nachdem gegenüber von Preussen der erste Schritt von österreichischer Seite schon am 

8. November 1866 gemacht und entgegenkommend in Berlin aufgenommen worden war, nahmen 
die Verhandlungen ihren Anfang vor Jahresschluss in Wien. Es war ausdrücklich, bei der Ein- 
ladung betont worden, dass die Wiederherstellung freundlicher Beziehungen auf diesem Felde 
der gemeinsamen Verkehrs-Interessen am leichtesten und zugleich auf eine am schnellsten in das 
Volksbewusstsein dringende Weise herbeigeführt werden könne. Die Arbeiten der Bevollmäch- 
tigten waren in der That in förderlicher, beiderseits befriedigender Weise bis zur Vereinbarung 
und vorläufigen Feststellung einer Reihe von gegenseitigen Tarifs-Zugeständnissen gediehen, 
als das diesseitige Begehren einer von Preussen und dem Zollverein zu bewilligenden Herab- 
setzung des Weinzolls — worüber Preussen nicht ohne vorgängige Vereinbarung mit Frankreich 
Nr. 131. abschliessen zu können erklärte — unerwartet einen Stillstand herbeiführte, welcher am 3. Februar 
1867 durch ein Vertagungsprotokoll constatirt und erläutert wurde. 

Die Schwierigkeit für die preussische Regierung lag darin, dass sie ein Zugeständniss im 
Weinzoll an Oesterreich nicht machen konnte, ohne dass dasselbe kraft der Clausel der meist- 
begünstigten Nation auch Frankreich zugute gekommen wäre, — während sie eben dieses Zuge- 
ständniss einer Herabsetzung von 4 Thalern auf 3 Thaler für den Centner zu verwerthen beab- 
sichtigte, um Frankreich zu bewegen, Mecklenburg von der Verpflichtung seines Vertrags vom 
1. Juli 1865 mit Frankreich zu entbinden, wonach dieses norddeutsche Bundesglied seinen 
eigenen Weinzoll nicht über 1 Thaler erhöhen durfte. Da Preussen, um die Zolleinheit des nord- 
deutschen Bundes herzustellen, grossen Werth darauf legen muss, Mecklenburg aus jener Ver- 
pflichtung entlassen zu sehen, wodurch es in den Zollverein einzutreten abgehalten wird, so 
leitete das Berliner Cabinet auf gedachter Grundlage Verhandlungen in Paris ein. Dieselben 
scheiterten damals, sei es, weil Frankreich den dargebotenen Preis ungenügend fand, sei es, 
weil die Verwickelung zu Anfang des Jahres 1866 dem bestimmten politischen Zwecke Preussens 
nicht günstig war. Preussen nahm seine Anerbietungen zurück und eine Folge davon war, dass 
auch die Vertagung der Verhandlungen zu Wien zwischen Preussen und Oesterreich eintrat, 
obgleich die kais. kön. Regierung, sobald sie Kenntniss erhielt von der Sachlage in Paris, schon 
sofort sich bereit erklärt hatte, den Ausgleich dieser Frage nach Billigkeit zu vermitteln. Von 

Nr 132 u. 133. preussischcr Seite wurde auch alsbald und wiederholt anerkannt, dass von Wien aus das Mög- 
liche geschehen sei, um die Verhandlungen zu fördern und die in Aussicht genommene Annähe- 
rung auf dem handelspolitischen Gebiete herbeizuführen. Oesterreich hatte schon durch seine 
Initiative in dieser Frage bekundet, dass es die nothwendigen Folgerungen aus dem Prager 
Frieden ohne Hinterhalt, loyal und offen acceptirte ; es hat also auch während des ganzen Jahres 
seit jener Vertagung nichts verabsäumt, um die Wiederaufnahme der Verhandlungen anzuregen 
und durch Herbeiführung des nothwendig vorgängigen Abkommens zwischen Frankreich und 
Preussen ein neues Unterpfand des Friedens zu gewinnen. 
Wir kommen hierauf unten zurück. 
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Nicht lange, nachdem das fünffache Yertragsband mit Frankreich geknüpft und die Ver- 
handlung mit Preussen vorläufig vertagt war — schon am 23. April nämlich — wurde auch mit 
Italien der im Wiener Frieden vorgesehene Handels- und Schiffahrtsvertrag auf gleicher Grund- 
lage wie mit Frankreich, zu Florenz unterzeichnet. Das Königreich Italien hatte bereits durch den 
am 17. Jänner 1863 mit Frankreich abgeschlossenen Handelsvertrag seinen Tarif sehr ermäs- 
sigt. Die kais. kön. Regierung, von dem Wunsche geleitet, den namentlich für die Industrie des 
Kaiserstaates so wichtigen italienischen Handelsbeziehungen das frühere Leben wiederzu- 
geben, musste daher ihr Bestreben zunächst dahin richten, dem österreichischen Handel die dem- 
selben im Friedensvertrage vorläufig eingeräumte Behandlung auf dem Fuss der meist begünstig- 
ten Nation dauernd zu sichern, die Herabminderung einzelner für die einheimische Production 
wichtiger Zollsätze zu erwirken, besonders aber der Bewegung des nachbarlichen Verkehrs jede 
mögliche Erleichterung zu verschaffen. Der erstere Zweck ist durch den Vertrag erreicht. 
Obgleich die königlich italienische Kegierung principiell daran festhielt, dass die Reform ihres 
Zolltarifs durch den mit Frankreich abgeschlossenen Vertrag definitiv festgestellt sei, und die 
Frage weiterer Ermässigungen lediglich vom finanziellen Standpuncte beurtheilen zu müssen 
glaubte, gelang es doch Erleichterungen zu erreichen, deren Vortheile dem österreichischen 
Handel in erster Linie zufallen werden, Zollsätze aber, welche bisher in dem italienischen Con- 
ventional-Tarif nicht einbezogen waren, vertragsmässig zu fixiren und so gegen eventuelle 
Erhöhungen sicherzustellen. Die Besorgniss vor einem, wenn auch nur vorübergehenden Aus- 
fall in den Staatseinnahmen war es, welche die italienische Regierung abhielt, dem begründeten 
Andringen Oesterreiehs auf Abschaffung der Ausgangszölle nachzugeben, welche Italien erst 
1865 im Widerspruch mit dem sonst liberalen Geiste seiner ökonomischen Gesetzgebung ein- 
zuführen sich bestimmt gefunden hatte. Immerhin ist es gelungen, diese den Verkehr so sehr 
belastenden Abgaben bezüglich einiger für die Approvisionirung der österreichischen Grenz- 
provinzen besonders wichtiger Gegenstände, sowie für Seiden-Cocons bei dem Uebertritte auf der 
Landgrenze abzustellen und namentlich (Art. IX) daftlr Gewähr zu finden, dass neue Ausgangs- 
Abgaben nicht eingeführt und die bestehenden nicht erhöht werden. Die von der kais. kön. Re- 
gierung zugestandenen Zollermässigungen beschränken sieh fast ausschliesslich auf Artikel, welche 
als Verbrauchsgegenstände einer ausgedehnteren Consumtion zugänglich gemacht werden können 
und daher für die Zukunft eine Erhöhung der Zolleinkünfte erwarten lassen, sowie auf Hilfs- 
stoffe, deren erleichterter Bezug der heimischen Gewerbsthätigkeit vortheilhaft sein wird. Beson- 
dere Bestimmungen wurden verabredet, um den Grenzverkehr zu fördern, ein eigenes Ueberein- 
kommen für den Eisenbahnverkehr auf den Anschlusspuncten der gemeinschaftlichen Grenze 
getroffen. Ein Zollcartel endlich gewährleistet die gegenseitige Unterstützung bei Handhabung 
der Zoll- und Staatsmonopols-Gesetze. 

In Bezug auf die Schiffahrt wurde der Grundsatz der vollständigen Gleichstellung der 
beiderseitigen Flaggen auch auf die Küstenschiffahrt ausgesprochen und damit kraft der Clausel 
der meist begünstigten Nation auch anderen Staaten, mit welchen diese vertragsmässig besteht, 
ein wichtiges Zugeständniss gemacht und ein freisinniges Beispiel gegeben. Es ist aber mit 
voller Zuversicht zu erwarten, dass die österreichische Kauffahrtei-Schiffahrt den Wettkampf mit 
Ehren bestehen wird. Uebrigens war dieses Zugeständniss gegenüber Italien nur die Aus- 
dehnung einer Berechtigung zur Küstenschiffahrt, welche für einzelne Theile des gegenwärtigen 
Königreichs schon früher vertragsmässig bestanden hatte. 

» 

Noch vor der Unterzeichnung dieser wichtigen nachbarlichen Verträge erfolgten auch schon» 
solche mit Belgien am 23. Februar und mit Holland am 26. März, immer auf der Grundlage eines 
Austausches der Zusicherung gleicher Behandlung wie die meist begünstigten Nationen und ohne 
dass neue besondere Zugeständnisse mit diesen vorgeschrittenen Handels- und Industrie-Staaten 
auszuwechseln gewesen wären, deren Tarife dem österreichischen Gewerbsfleiss schon längst 
keine Schranken mehr entgegensetzten. 

3* 
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Auch mit der Schweiz würde ein gleiches Abkommen bereits zu Stande gekommen sein, 
wenn nicht mit derselben — als einem Nachbarstaate — die beiderseits gewünschten besonderen 
Grenzverkehrs-Erleichterungen eingehendere Verhandlungen nöthig machten, welche jedoch bald 
ein günstiges Ergebniss versprechen. 

Schwierig dagegen und beinahe vergeblich haben sich bis jetzt die Bemühungen der kais. 
kön. Regierung um eine handelspolitische Annäherung an Russland erwiesen, da dieser mächtige 
Nachbarstaat nicht blos nach allen Seiten seine Tarifregelung selbstständig und ohne auswär- 
tige Verträge vorzunehmen entschlossen bleibt, sondern selbst den Grenzverkehr aus verschie- 
denen Rücksichten nicht zu erleichtern geneigt scheint. An Bemühungen und Anerbietungen hat 
es die kais. kön. Regierung wenigstens nicht fehlen lassen und da neuerlich in St. Petersburg 
doch eine Tarifreform im Werke ist, so steht zu hoflfen, dass dieselbe auch einzelnen österreichi- 
schen Erzeugnissen neuen Zugang und einen lebhafteren Austausch ermöglichen werde. 

Die nächste Sorge der kais. kön. Regierung blieb immerhin der Wiederaufnahme der Ver- 
handlungen mit Preussen und dem norddeutschen Bunde, sowie mit den süddeutschen Staaten 
zugewendet, da der Aprilvertrag 1865 nur unter Vorbehalt seehsmonatlicher Kündigung im 
Prager Frieden bestätigt worden war und die öffentliche Stimme in beiden Reichshälften die 
Wiederherstellung und Erweiterung, zunächst wenigstens die Gewissheit über die Dauer des 
noch immer begünstigten Grenzverkehrs am lautesten zu erheischen schien. 

Wir nehmen daher den Faden hier noch einmal wieder auf, wo wir ihn bei der Vertagung 
der Wiener Verhandlungen fallen lassen mussten. Der Verabredung gemäss, welche das Pro- 
tokoll vom 3. Februar 18ß7 enthält, wurden wiederholt im weiteren Lauf des Jahres Anfragen 
und Mittheilungen ausgetauscht über die beiderseitige Sachlage — bis nach Unterzeichnung und 
Ratification des am 8. Juli erneuerten Zollvereins-Vertrags das königlich preussische Cabinet 
bereit war, auch die durch ein vorgängiges Abkommen mit Frankreich bedingten Verhandlungen 
mit Oesterreich waeder in Aussicht zu nehmen. Es war in den ersten Tagen des Monates October, 
dass der kais. kön. Regierung die Eröffnung gemacht wurde , wie Preussen sich entschlossen 
Nr. 134. habe, Namens des norddeutschen Bundes und des Zollvereins in Paris die Frage zu stellen, ob 
die französische Regierung geneigt sei, gegen eine Herabsetzung des Weinzolls von 4 Thalern auf 
2«/j Thaler und gegen einige andere an Oesterreich zugesagte Tarifconcessionen, in die Entbin- 
dung Mecklenburgs von seiner oben erwähnten Vertragsverpflichtung und in einige wenige 
Gegenconcessionen im französischen Tarif zu willigen ? 

Mit der Eröffnung dieses nach Paris ergangenen Vorschlages hatte Preussen zugleich das 
Ersuchen an Oesterreich verbunden, denselben bei Frankreich zu unterstützen. Die kais. kön. 
Regierung war daher von Neuem in der Lage , zu erwägen, ob sie in einer Frage, in welcher ihre 
wirthschaftlichen Interessen augenscheinlich Hand in Hand mit Frankreich gehen, ein massiges 
Zugeständniss zugleich für sich annehmen und bei einem Gleichbetheiligten empfehlen sollte ; 
ausserdem aber, ob sie — nicht genug die Zolleinheit des norddeutschen Gebietes ihrerseits unge- 
stört sich vollziehen zu lassen, auch noch weiter bei Frankreich dafür eintreten dürfe, dass die 
Lücke, welche ein Kttstenstaat wie Mecklenburg auf der Landkarte des Zollvereins darstellt, 
Nr. 136 u. 136. durch Frankreichs Zuthun ausgefüllt werde? Die Zusage der von Preussen gewünschten l^nter- 

Htützung wurde nichtsdestoweniger sogleich ertheilt und durch eifrige Bemühung in Paris erfüllt. 
Obgleich das materielle Zugeständniss Preussens in der Weinzollfrage als ein so massiges 
erschien, dass die Herabsetzung von 4 Thalern auf 22/3 Thaler (statt der anfangs von uns mit Frank- 
reich gemeinsam verlangten 2 Thaler) nicht sowohl dem Massenabsatz in der Gesammtmonarchie, 
als den edleren Weingattungen Ungarns und der Westhälfte zugute kommen dürfte, so ist das 
Zugeständniss doch ein neues, für Preussen und den Südwesten des Zollvereins ein schweres. 

Schon aus diesem Grande daher, und um die so lange in Unsicherheit schwebenden Tarifver- 
Nr. 137^139. handlangen ihrem endlichen Abschluss zuzuführen, bestrebte sich die kais. kön. Regierung, von dem 

Hauptgegenstande der Unterhandlung alle beiderseitigen neuen Nebenforderangen fem zu halten. 
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Sie glaubte aber weiter alle politischen Erwägungen zu Gunsten einer friedlichen Vermittlung Nr 140— 151. 
geltend machen zu müssen^ und sie hat keine Mühe gescheut; in dieser Richtung ihren Einfluss 
bei dem französischen Cabinet zu bethätigen. 

Es ist denn auch unerachtet der besonderen Verhältnisse, welche für Frankreich die 
obschwebende Frage gar nicht zu einer dringenden gestalteten, dennoch von dem Kaiser Napoleon 
auf die nachdrücklichen Vorstellungen des kais. kön. Botschafters die Zusage ertheilt worden, dass 
die letzten Hindernisse des Abschlusses, soweit sie von Frankreich abhängen, alsbald beseitigt 
werden würden. Hierdurch ist eine neue Bürgschaft des Friedens erlangt worden, welche unter 
den obwaltenden Verhältnissen für die allgemeine Lage nicht zu unterschätzen ist und für uns 
insbesondere die erwünschte baldige Eröffnung der Schlussverhandlungen zwischen Oesterreich 
und Preussen in nahe Aussicht stellt. 

Mit dieser letzteren steht alsdann auch die Beendigung jener mit England in naher Verbin- 
dung. Wie bereits erwähnt, ist die mederholte Vertagung derselben zum Theil durch eben jene Nr.i52u. 153. 
nahe Verbindung motivirt worden : zum Theil aber war die kais. kön. Regierung veranlasst, bei den 
im Mai v. J. wieder aufgenommenen commissarischen Verhandlungen, bei welchen diesseits Com- 
missarien beider Reichshälften mitwirkten, einen letzten Vertagungsantrag am 8. September 1867 
auf den thatsächlichen Umstand zu gründen, dass dem Abschluss der schon früher verabredeten 
Nachtrags-Convention und eines neuen SchifFahrtsvertrages ein constitutionelles Hinderniss im 
Wegestand: nämlich die damalige Abwesenheit competenter Vertretungskörper beider Reichs- 
hälften für die Genehmigung von Zoll- und Handelsverträgen, sowie von solchen neuen Ueber- 
einkünften, welche wirthschaftliche Verpflichtungen zum Auslande enthalten. 

Nachdem dieses Hinderniss durch die Sanctionirung der Verfassungsgesetze beseitigt ist, 
werden auch die Verhandlungen mit England alsbald wieder aufgenommen, und da dieselben Nr. 154. 
gleichfalls eventuell schon weit gefördert sind, rasch zu Ende geführt werden können, um endlich 
den Schluss der Vertragskette zu bilden, deren Vollendung es der kais. kön. Regierung gestatten 
wird, ihren Tarif zu verallgemeinen und zu vereinfachen. 

Es darf aber schon heute behauptet werden, dass die österreichische Monarchie ihren 
Uebergang vom Prohibitiv-System zu jenem des freien Verkehrs auf dem Wege internationaler 
Uebereinkünfte im Grossen und Ganzen glücklich und ohne Nachtheil für die wichtigsten ein- 
heimischen Industrien bewerkstelligt hat. Die jüngste Weltausstellung von Paris, an deren Wett- 
kampf diese Industrien wenige Monate nach einem unglücklichen Kriege mit der ehrenwerthesten 
Anstrengung Theil nahmen, hat auf wichtigen Gebieten der Erzeugung Beweise geliefert, zu 
welcher volkswirthschaftlichen Entwickelung unter erleichterten Concurrenzbedingungen und 
vermehrten Communicationsmitteln die Königreiche und Länder der habsburgischen Monarchie 
berufen sein werden. 



Als einen Nachtrag zu den oben aufgezählten Schiffahrtsverträgen möge es hier gestattet 
sein zu erwähnen, dass die kais. kön. Regierung auf eine von England und Frankreich im Monate 
November 1866 an sie ergangene Einladung zur Annahme des von beiden Gouvernements gemein- 
sam verabredeten internationalen Seesignal-Systems für die Kriegs- und Handels-Marine ihren 
Beitritt vorläufig zugesagt hat und dass einstweilen eine Uebersetzung davon in die deutsche und 
italienische Sprache vorbereitet wird. 



Am 22. September 1867 endlich wurde zu Bregenz mit Baiern, Wüittemberg, Baden und 
der Schweiz auch eine „Internationale Schiflfahrts- und Hafen-Ordnung für den Bodensee" ver- 
tragsmässig verabredet, wodurch die Verkehrsverhältnisse auf jenem See, welcher zwischen den 
fünf Staaten eine Grenze bildet und sehr verschiedenen Ordnungen unterworfen war, schliesslich 
gemeinsam und gleichmässig geregelt wurden. 
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Eine nicht geringere ThUtigkeit hatte aber die kais. kön. Regierung zu entwickeln Veran- 
lassung in Beziehung auf Postwesen, Eisenbahnen, Telegraphen- und Münzwesen. 

I. Postverträge. 

1. Im Postvertrag mit Italien (vom 23. April v. J. wie der Handelsvertrag) ist hauptsäch- 
lich erlangt worden, dass statt der früheren fünf Taxstufen (von 5 bis 26 Kreuzern) eine Einheits- 
taxe von 15 KreuzeiTi das Loth für frankirte Briefe, von nur 5 Kreuzern flir solche auf nicht mehr 
als 4 deutsche Meilen Entfernung eingeführt wurde. Ausserdem haben sich beide Theile durch 
Schlussprotokoll verpflichtet, das Briefporto baldthunlichst auf 10 Kreuzer für den einfachen 
frankirten Brief herabzusetzen. Femer wurden Portoermässigungen verabredet fllr Waarenproben, 
Erleichterungen fUr Geld- oder Werthpapier-Sendungen u. s. w. 

2. Mit Griechenland wurde durch einen zu Athen am 5. April 1867 abgeschlossenen 
Postvertrag die frühere Lloyd-Convention ersetzt, die Gleichberechtigung der beiderseitigen Post- 
dampfer geregelt und eine bedeutende Ermässigung des Briefporto, der Drucksachen- und 
Waarenproben-Sendungen vereinbart. 

3. Im Postvertrage vom 23. November 1867 mit dem norddeutschen Bunde, mit 
Baiern, Württemberg und Baden wurden sehr wesentliche Abänderungen des deutsch- 
österreichischen Postvereins vom Jahre 1860, den veränderten Gebiets- und Verfassungsver- 
hältnissen entsprechend, vorgenommen, ohne dass die Vortheile jenes Vereins für Oesterreich 
verloren gegangen wären. Für das Gesammtgebiet der vertragenden Theile besteht jetzt statt 
der dreistufigen Brieftaxe ein Portosatz von nur 5 Kreuzern für den einfachen frankirten Brief, 
von 10 Kreuzern für den unfrankirten, ohne allen Unterschied der Entfernung. Auf Grund dieser 
Herabsetzung und der Aufhebung der Transitgebühren für Briefpostsendungen im Wechsel- 
verkehr ist aber auch eine Herabsetzung des Briefporto fremder Staaten durch künftige Ver- 
träge mit denselben in Aussicht. Ferner wurden Erleichterungen vereinbart für Drucksachen 
unter Band, Waarenproben-Sendungen (2 y^ Loth zu 2 Kreuzer), Zeitungs-Provisionen, dann 
Fahrpost-Sendungen u. s. w. 

II. Eisenbahnen. 

1. Mit Italien ist, wie schon erwähnt, am 23. April 1867 ein besonderes Eisenbahn- 
Uebereinkommen abgeschlossen worden, wodurch die Anschlusspuncte Cormons und Ala als 
internationale Wechselstationen — unter Errichtung zusammengelegter Zoll- und Polizeiämter — 
bestimmt wurden. 

2. Mit Baiern wurde am 4. Juni über den Bau und Betrieb einer Eisenbahn von München 
über Braunen zum Anschluss an die Kaiserin Elisabethbahn abgeschlossen. 

3. Mit Preussen kam am 5. August 1867 zu Berlin der ausdrücklich in der besonderen 
Erklärung des Prager Friedens vom 23. August 1866 vorgesehene Eisenbahn-Vertrag zu Stande, 
wodurch die Verbindungen Landshut-Schwadowitz und Wildenschwert-Glatz gesichert und 
ebenso einem langjährigen Schriftenwechsel zwischen beiden Regierungen ein erwünschtes Ende 
gemacht, wie einem wahren BedUrfiiisse vervielfältigten Verkehrs zwischen den beiderseitigen 
Grenzländem entsprochen wurde. 

4. Mit Russland wurde am 20. August zu Lemberg ein Uebereinkommen wegen des 
Anschlusses der Lemberg-Tamopoler an die Odessa-Kiewer Eisenbahn bei Podwoloczyska 
unterzeichnet. 
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Im Zuge sind endlich Verhandlungen mit Sachsen wegen des Anschlasses der Linien der 
böhmischen Nordbahn einerseits von Wamsdorf nach Gross-Schönau, andererseits von Rumburg 
nach Gross-Schweidnitz bei Löbau ; und baldigst wird mit Preussen wegen Fortsetzung der 
mährisch-schlesischen Nordbahn von Sternberg in der Richtung gegen Neisse die Verhandlung 
zu Stande kommen. 

III. Telegraphenwesen. 

1. Mit Italien ist in Wien am 16. Februar 1867 einUebereinkommen geschlossen worden, 
wonach den veränderten Gebietsverhältnissen entsprechend die Grenz- und Auswechslungs- 
Stationen von Verona und Venedig nach Botzen , Triest und Klagenfurt zurückversetzt wurden. 

2. Mit der Türkei und mit Serbien wurde am 11. Juni 1867 zu Constantinopel ein 
üebereinkommen unterzeichnet, wodurch die Herstellung zweier Telegraphendrähte von Semlin 
durch Serbien über Nissa nach Constantinopel verabredet wurde, sowie zweier Drähte, welche 
von dem österreichischen Gebiete bei Gradisca direct auf das türkische Gebiet in Bosnien über- 
gehen und dann über Serajevo nach Nissa führen. Diese Verbindung bezweckt zugleich die 
Sicherung des Transits der indisch-englischen Correspondenz. 

3. Mit der Türkei, Frankreich und der Schweiz wurde in Beni am 12. September 
1867 eine directe Correspondenz zwischen Paris und Wien in Verbindung mit der vorher- 
genannten vereinbart. Für diese wichtigen Linien, sowie für die Correspondenz mit Berlin ist 
contractmässig der neue Apparat Hughes eingeführt. 

Für den gesammten internationalen Telegraphen- Verkehr ist der Pariser Telegraphen- 
Vertrag vom 17. Mai 1865 massgebend, welcher im Laufe des Jahres 1868 durch eine in Wien 
zusammentretende Conferenz revidirt werden soll. 

IV. Munzeinigimg. 

Ueberzeugt von dem Nutzen und der im Laufe der Zeit unvermeidlichen Nothwendigkeit 
einer allgemeinen Münzeinigung auf dem Boden der zwischen Frankreich, Italien, Belgien und der 
Schweiz abgeschlossenen Münzconvention vom 25. December 1865, hat die kais. kön. Regierung Nr. I65u.i56. 
das ihrem Beitritt zu einer solchen allgemeinen Einigung entgegenstehende Hindemiss — nämlich 
den deutsch-österreichischen Münzverein vom 24. Jänner 1857 — für ihren Theil aufzuheben 
gestrebt und in der That durch den zu Berlin am 13. Juni 1867 abgeschlossenen Vertrag ihren 
Austritt aus dem genannten Verein vollzogen. 

Sie hat ferner an den Conferenzen sich betheiligt, welche im Juni und Juli 1867 zu Paris 
behufs der Feststellung der Grundsätze abgehalten wurden , nach denen bei einer allgemeinen 
Münzeinigung vorzugehen sein wird. 

Die Ergebnisse dieser Berathungen waren im Wesentlichen übereinstinunend mit denjenigen, 
welche in Wien eine aus Mitgliedern beider Reichshälften zusammengesetzte Special-Commission 
im April 1867 als für Oesterreich geeignet vorgeschlagen hatte. 

Das einstimmige Gutachten dieser Münzconferenz ist von der französischen Regierung 
selbst in den nachfolgenden Sätzen zusanunengefasst worden : 

„Es hat sich als unmöglich gezeigt, zu irgend welchem — auf einem ganz neuen System be- 
ruhenden — Einklang zu gelangen; daher ist es räthlich, als Annäherungsgrundlage und alsMittel- 
punct der Assimilation — unter Vorbehalt jedes Vervollkommnungsmittels — das System der 
Münzconvention vom 23. December 1865 anzunehmen: alleinige Goldwährung unter Zulassung 
von Uebergangsmassregeln für die Länder, welche jetzt alleinige Silber Währung oder doppelte 
Währung haben; y,o Feingehalt und ein Fünifranken-Goldstück als gemeinsamer Benenner der 
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Weltmünze. Die von den verschiedenen LSndern anzunehmenden Uebergangs- und Abänderungs- 
Massregeln mUsBten durch eine internationale Uebereinkunft sanctionirt werden." 

Auf dieser Grundlage also fanden sich beide Regierungen, die kais. kön. österreichische und 
Nr. 157 u. 158. die französische, bestinmit, am 31. Juli 1867 in Paris einen Präliminarvertrag über den Beitritt 

Oesterreichs zu der zu ergänzenden und umzugestaltenden Münzconvention vom 25.Decemberl865 
abzuschliessen. 

Es bedarf aber noch des Beitritts der drei anderen bei dieser Convention betheiligten Re- 
gierungen und der Vereinbarung über einige offen gelassene Puncte, bevor jener Vertrag zu einem 
definitiven gemacht und der verfassungsmässigen Behandlung in beiden Reichshälften unter- 
zogen werde. 
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I. 



1. 

Memorandum zur Frage einer Cession des Grossherzogthumes Luxemburg. 

Wien, den 31. März 1867. 

Der Artikel 2 des Vertrages zwischen Holland und Belgien vom 19. April 1839 enthält 
die Delimitation im Luxemburgischen, und fährt sodann fort: 

„Tous les territoires, villes, places et lieux situös ä Tonest de cette ligne appartiendront 
ä la Belgique, et tous les tenitoires, villes, places et lieux situ^s k Test de cette meme 
lignC; continueront d'appartenir au Grand-Duchö de Luxembourg.^ 
In den Verträgen, welche die fünf Mächte an demselben Tage sowohl mit Holland als mit 
Belgien abgeschlossen haben, ist folgende Bestimmung enthalten : 

„8. M. FEmpereur d' Antriebe etc. etc. etc. d^clarent que les articles ci-annex6s et formant 
la teneur du trait6 conclu en ce jour entre S. M. le Roi des Beiges et S. M. le ßoi des 
Pays-Bas Grand-Duc de Luxembourg, sont considör^s conime ayant la m6me force et 
valeur que s'ils 6taient textuellement insörös dans le pr6sent acte, et qu'ils se trouvent 
ainsi places sous la garantie de Leurs dites Majest^s.^ 
Der deutsche Bund ist diesen Verträgen durch eine Accessionsürkunde vom 11. Mai 1839 
beigetreten. 

Es steht sonach vollkommen richtig, dass die Artikel des holländisch-belgischen Vertrags 
auch fUr die fünf Mächte verpflichtend sind , und dass sowohl Holland als Belgien für die ihnen 
überwiesenen Antheile an Luxemburg die Garantie der Mächte erhalten haben. Allein es ist 
ebenso wenig zweifelhaft, dass hieraus kein Einspruchsrecht der Mächte gegen eine freiwillige 
Verftigung des Königs der Niederlande über seinen Antheil abgeleitet werden könne. 

Vertragsmässige Uebertragungen oder Anerkennungen eines Besitzstandes begründen für 
den Besitzer nicht die Verpflichtung, sich desselben niemals zu entäussern. Eine Macht, welche 
einer anderen Macht einen Territorialbesitz garantirt, übernimmt dadurch die Verbindlichkeit, 
letzteren gegen jeden Angriff zu schützen, aber sie erwirbt nicht das Recht, zu verlangen, dass 
der von ihr garantirte Zustand unverändert aufrecht erhalten werde. Das Verfligungsrecht des 
Besitzers bleibt vielmehr unbeschränkt, und die geleistete Garantie gibt keinen Titel, ihn an 
einer freiwilligen Cession des garantirten Landes zu verhindern. 

Bedürfte es für so anerkannte Sätze der Berufung auf Antecedentien , so könnte als ein 
neuerer Vorgang das Protokoll vom 1 . August 1 803 wegen der jonischen Inseln angeführt wer- 
den. Das englische Protectorat war durch den Vertrag vom 5. November 1815 von den Mächten 
garantirt, und die Uebemahme eines Protectorats lässt sich sicher mit mehr Grund als der 
£esitz eines Territoriums , im Lichte eines bilateralen Verhältnisses betrachten, durch welches 
der Protector nicht nur Rechte erwirbt , sondern auch sich die entsprechenden Verpflichtungen 
auferlegt Demungeachtet heisst es in dem erwähnten Protokolle : 

„Les Repr6sentans d' Antriebe, de France, de Prusse et de Russie ont d6clar6 que leurs 
Cours reconnaissent unanimement au Gouvernement de S. M. Britannique le droit de 
renoncer ä Fexercice du Protectorat exclusif stabil par le traitö du 5 novembre 1815." 

4 
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Aach die deutschen Bandesverträge ^ obwohl sie den Besitzstand der Mitglieder des Ban- 
des feierlich garantiren, haben doch das freie Dispositionsrecht derselben nar in einer speciellen 
Richtangy nämlich in dem Sinne beschränkt, dass freiwillige Veräasserangen von Soaveränetäts- 
rechten ohne aasdrückliche Zastimmang des Bandes nur zu Gansten eines Mitverbttndeten 
geschehen dttrfen. 

Ohne Zweifel wäre der König der Niederlande in seinem vollen Rechte gewesen, wenn er 
gegen die Aaflösang des deatschen Bandes die in den Verträgen von 1815 enthaltenen Garantien 
angerafen hätte. Nachdem er aber diess nicht gethan hat, and der deatsche Bundesvertrag nicht 
mehr besteht, ist die Schranke, welche in letzterem gegen das freie Verfügangsrecht Hollands 
über Luxemburg errichtet war, gefallen, und die Verträge von 1839 enthalten nach dem Obigen 
nichts, was diese Schranke ersetzen könnte. 

Eine Wahrung der Rechte der Agnaten des Hauses Nassau ist jedoch im Artikel 5 des 
Vertrages von 1839 enthalten. Der König der Niederlande verpflichtete sich damals, sich wegen 
der an Belgien abgetretenen Theile Luxemburgs mit den Agnaten seines Hauses zu verständigen, 
und es wird daher den Mächten freistehen, auch jetzt, sofern es sich um Abtretung des Restes 
handelt, den König an diese Rechte zu erinnern, — womit freilich gegenüber dem suffrage 
universel wohl finanzielle Vortheile fttr die Betheiligten, nicht aber ein politischer Zweck 
erreicht werden kann. 

Eine letzte Frage ist endlich, ob speciell vom Standpunkte Preussens aus versucht 
werden könnte , gegenüber den nichtdeutschen Mächten geltend zu machen, dass Preussen sich 
im Prager Friedensvertrage die Reorganisation Deutschlands vorbehalten habe, und dass 
Luxemburg als eine Provinz des ehemaligen deutschen Reiches, auch abgesehen von der Exi- 
stenz des Reiches und des Bundes, jedenfalls unter den allgemeinen Begriff Deutschland 
falle. Diess dürfte jedoch in Paris nicht sehr plausibel gefunden werden, und auch bei der 
preussischen Regierung dürfte eine Andeutung in diesem Sinne vielleicht nur den Eindruck her- 
vorbringen, als wolle man absichtlich ihre Verantwortlichkeit gegenüber der öffentlichen Meinung 
in Deutschland erschweren. 

Was sodann das Gamisonsrecht Preussens in der Festung Luxemburg betrifft, so ist die 
specielle Frage , ob dieses Recht nach der Auflösung des deutschen Bundes gegen den Willen 
des Königs der Niederlande fortdauern könne, bereits in dem anliegenden Schreiben des Laxem- 
borgischen Regierungschefs Baron Tomaco an den königlich preussischen Gesandten im Haag 
an der Hand der Verträge beleuchtet und aus Gründen , deren volle Richtigkeit jedes anbefan- 
gene Urtheil wird anerkennen müssen, verneinend beantwortet worden. 



2. 
Le Baron de Beust au Prince de Metternich ä Paris. 

Vtenney le 22 mors 1867. 
Extrait. Lettre particuliöre. 

Je dois vous faire remarquer que le terrain sur lequel on s'engage est excessivement 
favorable k M. de Bismarck. Le marchö conclu de Cabinet ä Cabinet, au profit de la caisse 
d'ane maison princiöre sur une population censöe jusqu'ici allemande , faisant partie da Zoll- 
verein, — les Prussiens en possession — beati possidentes — et consöqnemment gardiens d'ane 
place forte ayant 6t6 considör^e jusqu'ici comme un rempart de FAllemagne, — voilä certes de 
quoi 6chaaffer toute TAllemagne en eas de conflit M. de Bismarck aurait beau jea pour faire 
appel au patriotisme national et rallier toutes les opinions autour du drapeau de la Prasse. 
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n ne sanrait assar^ment £tre de TintörSt bien entendu de la France de foumir un pr^texte 
plausible pour qu'on excite ainsi eontre eile les passions populaires de rAllemagne. £n amis 
sinciresy nous ne ponrrions eneourager une action de la France sur un terrain que nous lui 
crojons funeste en cas de conflit. Teile est du moins la premiöre Impression que les Communi- 
cations de M. de Moustier ont produite sur nous. 

Ce qui präcöde ne s'applique naturellement qu'ä r^ventualitö d'une combinaison concertöe 
uniquement entre la France et les Pays-Bas. Si , au contraire ^ il s'a^ssait d'arrangemens k 
prendre en commun entre la France^ la Prusse et la Hollande et d'aplanir les difficultis qui 
s'opposent & un accord entre ces trois Puissances, nous devrions nous empresser^ dans ce cas, 
d'offrir nos bons offices. Ils ne seraient pas ä dödaigner, surtout & Berlin, et nous les prSterions 
Tolontiers dans Tint^r^t de la paix g^nörale. 



3. 
Le Baron de Beust au Prince de Metternich ä Paris. 

Vtenne, le 8 avril 1867, 
£xtrait. Lettre particuliöre. 

Vos demiers t^l^grammes nous döpeignent la Situation comme devenant plus critique. La 
question du Luxembourg commence ä produire une certaine tension des rapports entre la France 
et la Prusse. £n m§me temps on se pr^occupe k Paris des bruits d'alliance entre Vienne et 
Berlin. On en ressent quelques alarmes et vous me pr^venez que TEmpereur Napoleon pourra 
bien faire une tentative pour se rapprocher de rAutriche. 

Depuis que Taffaire du Luxembourg est sur le tapis, il me seihble que toute notre attitude 
n'est pas de nature ä justifier ces inqui^tudes. Ma lettre particuli^re du 22 mars en fait foi et je 
n'ai m@me pas jug^ necessaire de m'^tendre davantage sur cette question dans ma correspon- 
dance ofificielle. Le Cabinet Imperial a conserr^ sa libert^ d'action et d'appr^ciation parfaitement 
intacte ; il ne s'est engag^ d'aucun cdt6 et n'a pr6jug6 ses determinations dans aucune direction. 

Vis-ä-vis du Cabinet de Berlin nous avons observ* la m6me r6serve, je pourrais dire la 
meme abstention. D est ^Tai que depuis les proportions plus s^rieuses que cette affaire a prises, 
on nous a fait quelques avances de Berlin, aussi bien que de Munich. 

Nous y avons r6pondu poliment, mais plutot 6vasivement, en 6vitant soigneusement de 
nous engager ä quoi que ce soit. Je joins ici copie de la d6peche que j'ai adressöe k ce sujet au 
Comte de Trauttmansdorflf et vous verrez que mon langage ne compromet en rien la pleine 
liberti que je tiens k me r6server. 



4. 
Le Baron de Beust au Prince de Metternich ä Paris. 

Vtenne, le 8 avrü 1867. 

Dans la demifere conversation que j'ai eue avec M. le Duc de Gramont, cet Ambassadei^r a 
laissi tomber quelques paroles qui pourraient me faire croire que le Gouvernement fran^ais veri-ait 
Sans döplaisir rAtttriche ofirir ses bons offices k Paris et k Berlin afin d'arranger Vaifaire du 
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Luxembourg. II serait possible en effet de songer ä une semblable mädiation sar nne des denx 
bases suivantes. 

lo. Le Lnxembonrg resterait au Roi des Pays-Bas et la Prnsse 6vacaerait la forteresse en 
renongant au droit de gamison. 

2®. Le Luxembourg serait r6uni ä la Belgique qui cöderait en öchange ä la France une bände 
de territoire eomprenant les petites forteresses qui ont iti laissöes ä la France en 1814 et repri- 
ses en 1815. 

Dans Tune et Tautre de ces deux combinaisons il est k prövoirque Ton insisterait sur la 
dämolition des fortifications ; dans la premifere ce serait la Prusse, dans la seconde ce ^serait la 
France qui la demanderait. 

Si nous ötions assur^s d'avance qu'une m^diation de TAutricbe sur une de ces bases serait 
acceptable aussi bien ä Paris qu'ä Berlin^ nous ne demanderions pas mieux que de faire une 
dämarche dans ce sens. Nous d^sirons trop le maintien de la paix g6n6rale pour ne pas §tre 
prets k donner cette preuve de notre bonne volonte. Mais nous tenons ä 6tre assurös d'avance 
qu'une pareille ofire de mädiation serait vue avec plaisir par les parties les plus int^ressöes. Nous ne 
voudrions pas sortir de notre attitude de r^serve sans une cbance de succ6s ä peu pr&s certaine. 
Veuillez donc, mon Prince, sonder confidentiellement le terrain ä cet ägard et m'informer le 
plus tot possible si les insinuations de M. le Duc de Gramont ont 6t6 l'expression väritable d'un 
voeu de son Gouvernement. Je chargerai le Comte de Wimpffen de sonder ägalement de son 
cötö le terrain ä Berlin et le räsultat de cette double dömarche nous indiquera ce que nous 
devrons faire. 

Recevez etc. etc. 



5. 
Freiherr von Beust an Grafen Wimpffen In Berlin. 

Wien, den 9. Äj>ril 1867. 

Angesichts der gefährlicheren Wendung, welche die Luxemburgische Angelegenheit 
nehmen zu wollen scheint, kann ich Eu. etc. nicht genug wiederholen, dass die Erhaltung des 
Friedens das Ziel ist, auf welches die Regierung des der Ruhe und Erholung in so hohem Grade 
bedürftigen Eaiserstaates alle ihre Anstrengungen zu richten verpflichtet ist. 

Wie sehr wir den Einfluss, den unsere Sprache in Paris auszuüben berufen sein mag, im 
Sinne des Friedens benutzen, kann ich Eu. etc. nicht besser darthun, als indem ich Ihnen ein 
Privatschreiben, welches ich gestern an den Fürsten von Metternich gerichtet habe , in Abschrift 
mittheile, selbstredend nur zum Zwecke Ihrer persönlichen Kenntnissnahme. 

Ich muss aber ebenso sehr wünschen, dass auch Ew. etc. jeden möglichen Anhaltspunkt 
benützen, der sich auf dem Berliner Terrain für eine friedliche Einwirkung darbieten könnte. 
Wäre irgend ein Ausweg zu finden, der durch unsere guten Dienste erleichtert werden könnte, 
so würde das kaiserliche Cabinet sich dieser Aufgabe auf das bereitwilligste unterziehen. 
Liegt es auch vielleicht nicht im Interesse des Zweckes, dass wir diessfalls ein förmliches An- 
erbieten stellen, so werden Eu. etc. doch leicht Gelegenheit nehmen können, auf friedliche 
Mittel der Lösung hinzuweisen, Mittel, welche nicht zu verschmähen ftir das mit der Neu- 
gestaltung Deutschlands beschäftigte Preussen doch immerhin so manches ernste Motiv vor- 
handen sein muss. 

Ich glaube selbst so weit gehen zu sollen, Eu. etc. einige solche Mittel anzudeuten, damit 
Sie nicht auf ein unfruchtbares Stillschweigen beschränkt wären, falls man Ihnen zu verstehen 
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gäbe, dass man vorerst über die Natur der Bedingungen aufgeklärt zu sein wünsche , die wir 
nach beiden Seiten hin empfehlen zu können glauben. 

Es scheint uns bis jetzt der Fall nicht ausgeschlossen zu sein, dass Frankreich von dem 
Gedanken einer Territorialvergrösserung zurückkommen würde, wenn Preussen sich ent- 
schliessen wollte, auf das Besatzungsrecht in Luxemburg zu verzichten. Dem Könige von 
Holland, welcher alsdann Luxemburg behielte, könnte es überlassen bleiben, die Festung 
schleifen, zu lassen, und das Grossherzogthum könnte durch einen europäischen Vertrag in 
derselben Weise, wie das Königreich Belgien, fllr ein neutrales Tenitorium erklärt werden. 

Eine zweite Combination, durch welche die verschiedenen im Spiele befindlichen Interessen 
ausgeglichen werden könnten, bestände darin, dass Frankreich diejenigen Gebietstheile des 
ehemaligen Bisthums Lüttich und des Herzogthums Bouillon zurückerhielte, welche einschliess- 
lich der Enclaven Philippeville und Marienburg erst durch den Art. I des Pariser Protokolls 
vom 3. November 1815 mit dem damaligen Königreiche der Niederlande vereinigt worden sind, 
und Belgien für diesen Verlust durch Einverleibung des jetzigen Grossherzogthums Luxemburg 
entschädigt würde. Frankreich und Belgien hätten dann die Entschädigung des Königs von 
Holland, sowie der Eigenthümer der Festungswerke zu übernehmen, und Luxemburg würde 
nicht die militärische Stellung Frankreichs verstärken, sondern bliebe in den Händen eines 
neutralen und mit Preussen enge befreundeten Staates. 

Eu. etc. haben, wie ich wiederhole, diese Ideen nicht etwa als Vorschläge des kaiserlichen 
Cabinets zu vertreten, sondern ich gebe sie Ihnen nur an die Hand, damit Sie Ihren Bemühungen, 
die Elemente eines friedlichen Einverständnisses aufzusuchen und zur Geltung zu bringen, 
durch positiven Hinweis auf bestimmte Grundlagen unter Umständen mehr Wirkung zu ver- 
schaffen vermögen. Mit Spannung sehe ich Ihren Berichten über die weitere Entwicklung der 
dortigen Situation und über die Folge , die Sie den obigen Andeutungen werden geben können, 
entgegen. 

Empfangen etc. etc. 



6. 
Graf Wimpffen an Freiherrn von Beust. 

Auszug. Berlin, den 12. April 1867, 



Graf Bismark ging mit Aufmerksamkeit und Interesse in die Sache ein , und da er sagte, 
dass es sich vor Allem darum handle, etwas zu präcisiren und dabei einer möglichen Combina- 
tion mit Belgien selbst erwähnte, so nahm ich keinen Anstand, vor Allem den zweiten, in der 
hohen Depesche vom 9. 1. Mts. enthaltenen Gedanken Eu. Exe. zu berühren, und konnte mich 
bald überzeugen , dass Graf Bismark denselben mit Befriedigung als ein möglicher Weise prak- 
tisches und fruchtbares Auskunftsmittel auffasste. 



Er bezeichnete die Idee der Abtretung Luxemburgs an Belgien, welches die gedachten 
Landstriche mit Philippeville und Marienburg an Frankreich überlassen und mit letzterem den 
Grossherzog von Luxemburg entschädigen würde, als eine glückliche und dankenswerthe , und 
als ich hierauf die Frage wieder anregte , inwiefeme der Versuch einer Verwerthung dieser 
Idee im Sinne der Erhaltung des Friedens der königlichen Regierung erwünscht sein könnte, 
sagte er mir, dass er in dieser Sichtung die guten Dienste Oesterreichs bereitwillig annehmen 
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würde, wenn es gelänge, dieselben ohne eine nene Aufregung der öffentlichen Meinung in 
Deutschland und ohne Verletzung von Bussland und England ins Leben zu rufen. 



1. 

Le Baron de Beust au Prince de Metternich ä Paris. 

£ztrait. Vtenne, le 14 avrtl 1867, 

Je crois devoir porter ä la cönnaissance de Votre Altesse le t^l^gramme ci-joint, qui m'est 
parvenu de Berlin et d'aprös lequel M. le Comte de Bismarck appr^cie assez favorablement 
l'idöe d'une m^diation de TAutriche dans la question du Luxembourg sur la base de la cession 
de cette province ä la Belgique, moyennant compensation pour la France. Ces dispositions du 
Gabinet de Berlin pourront rendre Toffre de nos bons ofSces plus acceptable k Paris et Votre 
Altesse devra tirer parti dans ce sens de Tinformation que je Lui transmets. 



8. 
Le Prince de NIetternich au Baron de Beust. 

Extrait. Parts, le 14 avrtl 1867. 



En parlant des Solutions ä intervenir, j'ai insinuö les deux points indiqu^s dans Votre 
döpSche rösery^e du 8 de ce mois. 

M. de Moustier m'a assurä Stre pleinement satisfait des bonnes nouvelles que 
M. de Gramont lui avait apportäes^ ainsi que des ouy'ertures confidentielles que je yenais 
de lui faire. II ajouta qu'il avait regu de Londres des assurances 6galement fort tranquillisantes, 
et qu'il ne pouvait que me r6p6ter que le Gouvernement Imperial accueillerait toute combinaison 
qui aurait pour base la renonciation au Luxembourg par la France, pouryu que Ton obttnt 
r^yacuation de la forteresse et du Grand-Duch6 par les troupes prussiennes. II ne youlait pas 
pour le moment examiner la question de ce qu'on ferait du Luxembourg. Cet examen deyra, 
Selon lui, §tre fait apr^s coup. II devait cependant me rendre justice en m'assurant que mon 
insinuation de la Solution par laquelle la France obtiendrait une rectification de frontiöre au nord 
itait la plus conforme ä son int^rSt 

II me dit ensuite que malheureusement cette Solution rencontrerait probablement des 
difficultös fort grandes k La Haye et k Bruxelles, surtout si, comme il le prövoit, la Prusse s'y 
opposait. D n'est pas meme bien slir que TAngleterre, qui cependant est fort bien intentionn^e, 
donne facilement son consentement k une Solution qui serait certes pfus avantageuse k la France 
que Tannexion du Luxembourg. 



M. de Moustier demande que si on yeut arriver k un arrangement il ne faut 
pas que les Puissances perdent du temps^ il m'a enfin exprimö le dösir de nous 
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voir Ini communiqner les räsultats de noB bons offices aupr^B des Conrs de Berlin et de 
Londres. 



9. 
Freiherr von Beust an Grafen Revertera in St. Petersburg. 

Wten^ den 14, April 1867. Telegramm. 

Wir haben sehr vertranlich Frankreich und Preussen unsere guten Dienste in der Richtung 
angetragen, dass Luxemburg mit Belgien vereinigt wttrde, wogegen Belgien diejenigen Gebiets- 
theile an Frankreich abzutreten hätte, welche durch den Vertrag von 1814 bei Frankreich 
belassen und erst durch den Vertrag von 1815 mit den Niederlanden vereinigt wurden. Man hat 
in Berlin unseren Vorschlag günstig aufgenommen. Es würde den Friedensinteressen wesentlich 
nützen, wenn Russland denselben durch Herrn von Oubril unterstützen lassen wollte. 



10. 
Graf Revertera an Freiherrn von Beust. 

8u Petersburg, den 16. Afrü 1867. Telegramm. 

Fürst Gortschakow beglückwünscht Eu. Excellenz zu der in der luxemburgischen Sache 
ergriffenen Initiative , glaubt aber nicht sich der Vermittlung des österreichischen Cabinets 
anschliessen zu können. Er wünscht seine Meinungsäusserung dem Zeitpunkte vorzubehalten, 
wo Russland sich als Mitcontrahent des Vertrages von 1839 auszusprechen hätte. Er wird jedoch 
den Vorschlag dem Kaiser unterbreiten. 



11. 

FOrst Metternich an Freiherrn von Beust. 

Paris, den 16. April 1867. Telegramm, 

* 

Ich habe dem Marquis de Moustier gesagt , dass ich glauben dürfe , es sei in Berlin nicht 
abgelehnt worden, unseren Andeutungen näher zu treten. Man wünscht hier bestimmtere Nach- 
richten hierüber. 



12. 
Le Baron de Beust au Comte de Revertera ft St.-P6tersbourg. 

Vienne, le 16 avril 1867. 

Je tiens k compl6ter le t^lögramme que je vous ai adressä en date d'hier par quelques 
explications qui vous foumiront toutes les lumiferes d^sirables pour regier les d^marches que ce 
töl^gramme vous a chargö de faire aupr^s du Cabinet russe dans la question du Luxembourg. 

En prösence de la tension croissante que cette question a prodnite, dans ces demiers temps, 
entre la France et la Pmsse , le Gouvernement Imperial a eu ä coeur de conserver parfaitement 
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intacte sa libert^ d'action et d'appröciation ; il ne s'est engagä ni d'un cdtö ni de Tautre et a 
6vit6 avec soin tont ce qui eüt pu faire pr6juger ses diterminations. 

Cette r6serve est une eonsÄquence naturelle de notre position. A c6t6 des graves pr6judices 
qu'a entrain6s pour nous la paix de Prague, viennent se placer certains avantages qui, pour 6tre n6- 
gatifs, n'en ont pas moins une valeur reelle et dont nous sommes fond6s k revendiquer les bänifices. 

C'est ainsi que la nouvelle eondition qui nous a ät6 faite nous affi-anchit des deyoirs 
qu' imposait jadis ä rAutriche sa qualitö de membre de la Confödäration germanique. Cette con- 
födöration dissoute et le lien politique qui nous y rattachait rompu , nous ne sommes plus tenus 
de coneourir ä la defense de rintögritä de ce qui constituait autrefois le territoire föderal. A dater 
de ce moment, nous n'avons & nous pr6occuper, en ce qui touche TAUemagne, que de ce que 
rSclament les int6r6ts de notre Empire. 

Ce qui doit diriger notre conduite en face de l'affaire du Luxembourg, c'est Tintörgt da 
maintien de la paix g6n6rale, int6ret qui nous est commun avec FEurope entifere. Nous sonunes, 
il est vrai, dösormais en mesure d'euvisager avec bien plus de calme que nous n'eussions pu le 
faire, il y a peu de mois encore , r^ventualitö d'une guerre dösolant les pajs qui nous avoisi- 
nent. Notre Situation intörieure a pris , Dieu aidant, une toumure tr6s-satisfaisante ; la question 
hongroise 6tant r6solue et les difficult6s qui restent encore ä vider 6tant en bonne voie d'arran- 
gement, la puissance de TAutriche se relfeve aujourd'hui, non seulement des atteintes que lui 
avaient port^es les äv6nemens de Tann^e demi^re mais de Tafifaiblissement od Tavaient jetöe^ 
bien avant cette öpoque, ses discordes intestines. 

n n'en est pas moins yfaa que nous partageons ardemment le d6sir qui, en ce moment, doit 
etre sans aucun doute celui de toutes les Puissances , de voir conserver la paix de TEurope. 
Aussi, sans nous äcarter de la r6serve impartiale dont nous nous sommes fait une loi dans la 
question du Luxembourg, avons-nous cru pouvoir utilement oflfrir notre mödiation aux deux par- 
ties directement int6ress6es. 

Ma d^pecbe räservöe ä M. le Prince de Metternicb dont je joins ici copie vous fera 
connattre Taltemative que nous proposons. 

La premifere des deux bases qui y sont indiqu6es est calcul^e sur Thypoth^se oü la France 
youlüt abandonner toute id6e d'agrandissement territorial, pourvu que la Prusse renon^ät au 
droit de garnison ä Luxembourg. Elle suppose, d'ailleurs, comme compl^ment, la döclaration 
de neutralit6 pour le 6rand-Duch6. 

Dans Fautre combinaison , tendant k faire restituer k la France les parties de Tancien 
6v§ch6 de Lifege et du duchä de Bouillon, y compris les enclaves de Philippeville et de Marien- 
bourg, qui n'ont 6t6 r^unies au Royaume des Pays-Bas qu'en vertu de Tarticle 1*' du protocole 
de Paris du 3 novembre 1815, la France et la Belgique auraient k se charger d'indemniser le 
Rbi de Hollande et les proprietaires des fortifications. 

D'aprfes ce que Ton nous mande de Paris , notre proposition paratt y avoir 6t6 accueillie 
comme ^tant de nature k ofErir des chances d'entente possible. M. le Marquis de Moustier, 
tout en constatant que la France ne demandera pas de m^diation, qu'elle ne renoncera k Tanne- 
xion du Luxembourg que si la Prusse 6vacue la forteresse et qu'elle en fera tr^s-procbainement 
la döclaration aux Puissances par une note circulaire, a ajoutä näanmoins que le Cabinet des 
Tuileries acceptera avec reconnaissance une intervention amicale des Cours neutres sur cette 
base ; qu'il donnait naturellement la pr^f6rence k notre proposition nro. 2, comme 6tant la plus 
favorable k la France, mais qu'il craignait que, combattue par la Prusse, eile ne soit däclinäe 
par la N6erlande et la Belgique. 

Or, cette crainte nous semble heureusement sans fondement. Dans un entretien que notre 
Envoy6 k Berlin a eu ces jours-ci avec le Comte de Bismarck, ce Ministre a, au contraire, portä 
un jugement favorable sur la deuxifeme alternative propos^e par nous , k laquelle il reconnatt 
meme des avantages sur la premiire. II qualifia cette id^e d'heureuse , si Ton r6ussisi^ait k Is 
röaliser sans ömouvoir Topinion de TAllemagne et sans froisser la Russie et TAngleterre. 
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La mention qne le chef du Cabinet prussien a faite de la Bussie en cette circonstance au- 
rait suffi pour nous engager k nous assurer de son assentiment et ä invoquer son appui en faveur 
de notre proposition^ lors mSme qu'elle ne serait pas partie contraetante du traitö de 1839. 

En usant de son influenee sur les döcisions du Gabinet de Berlin dans un sens paeifique^ 
la Bnssie aura bien m6rit6 ^ non seulement de l'Europe en g6näral , mais en particulier de la 
Pnisse elle-mgme. 

En effet; bien des raisons doivent reeommander ä la Prusse de ne pas pousser les choses 
ä TextrSme. II est certain que la grande pr^pond^rance militaire que cet Etat s'est aequise ri- 
cemment, Torganisation de son arm^e qui lui permet de mettre rapidement sur pied des forces 
formidables, la supörioritö de son armement, enfin la surexcitation du sentiment national en 
AUemagne lui cr6eraient des ressources pr^cieuses en cas de guerre avec son voisin d'outre- 
Bhin. Mais il ne faut pas oublier^ d'un autre c6t6, que Texplosion du malaise contenu qui tra- 
yaille la France d^chalnerait sur TEurope entiire des consöquences impossibles ä calculer. Le 
Cabinet de Berlin ne devrait pas non plus perdre de vue la supäriorit^ maritime de la France 
qui exposerait les c6tes prussiennes aux plus grands dangers et qui , en obligeant la Prusse k 
des diversions puissantes pour se garantir d'une Invasion du c$t6 de la mer, Fempecherait par 
cela mSme de couvrir de forces süffisantes le midi de TAUemagne. 

Kous pensons qu'il serait utile de rappeler ces consid^rations au Cabinet prussien et que 
le Cabinet Imperial de Bussie, mieux que personne peut-etre, pourra les faire valoir aupräs de 
lui, Sans courir risque de choquer ses susceptibilit^s. 

VeuilleZ; M. le Comte, entretenir M. le Vice-Chancelier dans le sens de la prä- 
sente d6peche et me rendre compte, le plus promptement possible, de la manifere dont il aura 
accueilli vos observations. 
Becevez etc. etc. 



13. 
Freiherr von Beust an Grafen Wimpffen in Berlin. 

Wteuj den 17. April 1867. 

Wir wünschen zu sehr die Erhaltung des Friedens , um uns nicht lebhaft der günstigen 
Aufiiahme zu freuen, welche unsere vermittelnden Aeusserungen über die Luxemburgische Ver- 
wicklung bei den beiden hauptsächlich interessirten Mächten gefunden haben. Nach Ihren 
Berichten erblickt Graf Bismarck in dem Vorschlage , Luxemburg mit Belgien zu vereinigen, 
Frankreich aber durch Bückgabe der im Jahre 1815 mit dem Königreiche der Niederlande 
vereinigten jetzt belgischen Gebietstheile zu befriedigen , ein für Preussen annehmbares Com- 
promiss, und nach den Berichten unseres Botschafters in Paris hat Marquis de Moustier 
diesen Vorschlag mit nicht weniger beiMligen Aeusserungen aufgenommen. 

Wir haben die dadurch begründeten Friedenshofl&iungen mit aufrichtiger Befriedigung 
begrttsst, und Euer etc. wollen nicht unterlassen, dies dem königlichen Herrn Ministerpräsidenten 
im Namen des kaiserlichen Cabinetes auszusprechen. 

Zugleich wollen Sie aber auch es sich zur Pflicht machen, mit verstärktem Nachdrucke auf 
die definitive Annahme der dargebotenen Lösung hinzuwirken, und etwaige kriegerische 
Velleitäten, die sich wider Verhoffen einem so heilsamen Entschlüsse in den Weg stellen könnten, 
mit aller Wärme und Entschiedenheit zu bekämpfen. 

Versetzen wir uns einen Augenblick in die Lage Preussens. Wir begreifen vollkommen, 
dass diese Macht für den Kriegsfall aus der Stärke und Bereitschaft, der gehobenen Moralität 
und überlegenen Bewaffnung ihres Heeres mächtige Gründe der Zuversicht schöpfen kann, und 
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wir unterschätzen gewiss auch nicht die Stütze^ welche das erregte Nationalgeftthl im Stlden wie 
im Norden Deutschlands, alle widerstrebenden Elemente niederhaltend, ihr gewähren wird. — 
Aber wir glauben andererseits den Erwägungen, welche einen Krieg Preussens gegen Frankreich 
als ein hohes Wagniss erscheinen lassen, mindestens das gleiche Gewicht zuerkennen zu müssen. 
Eine Explosion der seither mühsam zurückgedrängten Unzufriedenheit der französischen Nation 
ist mit den grössten politischen und socialen Gefahren verbunden, und wenn auch diese (Gefahren 
allgemeine europäische sind, so würde es doch Preussen sein, welches sich den ersten Wirkungen 
des heftigen Sturmes entgegenstellen müsste. Einen entschiedenen Yortheil hat zweitens Frank- 
reich durch seine Flotte voraus, welche diessmal, ungehindert vom englischen Dreizack, eine in 
den früheren deutsch-französischen Kriegen nicht vorgekommene Rolle spielen und einen nicht 
geringen Theil der Streitkräfte Preussens beschäftigen würde. Durch diese Diversion wird 
Preussen drittens gehindert sein, den süddeutschen Staaten den Schutz, den es ihnen durch 
formelle Bündnisse zugesichert hat, rechtzeitig und ausreichend zu gewähren, und zugleich sind 
alle diese Gefahren und Nachtheile von der Art, dass sie durch eine Allianz mit Russland nicht 
im entscheidenden Augenblicke von Preussen abgewendet werden können. 

Man wird gewiss zugeben müssen , dass diese Umstände schwer genug in die Wagschale 
der Vortheile Frankreichs fallen. Hätten wir eine Politik der Wiedcrvergeltung gegen Preussen im 
Sinne, wir müssten in der That einigen Reiz verspüren, den gefahrlichen Funken eher anzuschüren 
als ihn zu ersticken. Wenn wir uns demungeachtet eifrig um den Frieden bemühen , wenn wir dem 
Berliner Hofe zu den nothwendig gewordenen Zugeständnissen an Frankreich rathen, so bewei- 
sen wir dadurch am besten, dass wir gegen jeden solchen Reiz unempfindlich sind, undEueretc. etc. 
werden hiefür mit allem Freimuth die Anerkennung des Grafen Bismarck beanspruchen dürfen. 

Allerdings sagt uns der leitende Staatsmann Preussens, dass ihm in diesem Augenblicke 
eine enge Allianz mit Oesterreich noch willkommener sein würde, als die guten Dienste, durch 
die wir Europa vor dem Unglücke eines neuen Krieges zu bewahren trachten. 

Ew. wissen, wie wir über diese folgenreiche Frage denken. Dass wir auf unsere Hilfe 
einen entsprechenden Preis setzen müssten, brauche ich nicht zu wiederholen, da Graf Bismarck 
selbst dies nicht verkennt. Aber er ist auch gewiss unbefangen genug, um sich einzugestehen, 
dass wir nicht in der Lage sind, diesen Preis bezeichnen zu können, sondern dass uns 
derselbe angeboten werden müsste. Es ist diess nicht Folge einer Ueberhebung unsererseits, 
sondern es ist einfach Folge der gegebenen Situation und namentlich der grossen Stellung, welche 
Preussen seit dem Prager Frieden in Deutschland einnimmti und welcher wir irgend eine 
bestimmte Prätension gegenüberzustellen uns nicht einmal den Schein geben können noch wollen. 
Ich will Ew. nicht verhehlen, dass Freiherr von Werther dieser Tage mir ganz in demselben 
Sinne , wie Graf Bismarck Ihnen gegenüber, den Wunsch der Wiederherstellung einer grossen 
deutsch-österreichischen Allianz zu erkennen gegeben hat. Ich hörte von ihm sogar Worte , die 
zu bedeuten schienen, dass Oesterreich die verlorene Stellung in Deutschland zurückgewinnen 
müsse. Wie aber konnte ich darauf anders antworten, als durch die Frage , ob man denn 
in Preussen an eine Rückkehr zum alten Bunde denke? Man muss in Berlin ohne Zweifel 
begreifen, dass ein grosser Ernst in dieser Frage insofeme liegt, als es Preussens Sache ist, aus 
den unfruchtbaren Allgemeinheiten herauszutreten, und uns zu sagen, auf welchen Grundlagen 
das herbeigewünschte neue Bundesverhältniss ruhen soll, damit Oesterreich darin für seine 
Sicherheit, seinen Einfluss und sein Interesse ebenso gute, und für seine Eintracht mit Preussen 
bessere Bürgschaften finde, als in dem früheren Bunde. — 

Ich brauche nicht erst hinzuzufügen , dass der gegenwärtige Erlass nur die Bestimmung 
hat, Ihren weiteren mündlichen Aeusserungen zur Richtschnur zu dienen, und ich habe am 
Schlüsse nur zu wiederholen, dass es der nächste Zweck Ihrer Bemühungen sein muss, den 
vorhandenen Keim einer friedlichen Lösung der Luxemburgischen Frage zu entwickeln. 

Empfangen etc. etc. 
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14. 
Forst Metternich an Freiherrn von Beust. 

Paria, den 17. Äprü 1867. Telegramm. 

Die französische Regierung hat sich entschlossen , vorerst nur unseren ersten Vorschlag, 
Bäumung Luxemburgs durch Preussen, anzunehmen, wenn Ew. womöglich im Vereine mit den 
übrigen Mächten Alles zur baldigen Lösung in diesem Sinne anwenden. Der Grund, warum man 
die zweite Alternative beseitigt, ist der, dass man sich nicht den Schein geben will, in der 
gegenwärtigen Verwicklung eine Vergrösserung fllr Frankreich zu suchen. 



15. 
Le Prince de Metternich au Baron de Beust 

Extrait. Parts, le 18 avrü 1867. 

En examinant nos deux propositions de m6diation, 1' Empereur me dit : 
„Malgrä toute la bienveillance pour nous que je rencontre dans votre seconde proposition, 
je me suis d^cidö k la refuser provisoirement. II ne faut pas que nous compliquions la question 
— la Belgique et la Hollande pourraient faire des difficult6s et je ne veux pas avoir Fair 
d'avoir poursuivi un but de conquete ou d' agrandissement en nögooiant la question du Luxem- 
bourg." 

L' Empereur me pria de vous faire connaltre immädiatement sa risolution afin que vous 
vous borniez k soutenir votre premi6re proposition. 

Dans tous les cas T Empereur se contentera de Tävacuation de la forteresse du Luxem- 
bourg, ne me cachant pas que la France ne pourrait pas k la longue souffnr que les Prussiens 
y restent. 



16. 
Le Prince de Metternich au Baron de Beust. 

Extrait. Parts, le 18 avrü 1867. 



Le Baron de Budberg a apportä aujourd'hui un t61ägranmie du Prince Gortchacow, con- 
tenant : 

l"" Tassurance que la Sussie ne s'^tait engagäe en quoi que ce soit envers la Prusse et 
qu'elle gardait son entiöre libertö d'action. 

2"" une demande au sujet de notre proposition n"* 2. 

M. de Monstier a räpondu en remerciant de ce que le Prince Gortchacow veuille 
bien le rassurer sur ses engagements envers la Prusse et en annonyant k M. de Budberg 

5* 



V 
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que TEmpereur präförait s'en tenir ä notre premifere proposition ^ qu'il serait trfes-hearenx de 
Yoir accneillie par la Bnssie et activement appnyöe. 



17. 
Graf Apponyi an Freiherrn von Beust. 

London, den 18. Aprü 1867. Telegramm. 

Nach einer vor drei Tagen vom Grafen Bemstorff hier mitgetheilten Depesche verweigert 
Prenssen bestimmt die Räumung Luxemburgs. Lord Stanley hält es daher fär überflüssig y sich 
über die beiden beantragten Combinationen auszusprechen ^ ehe er das letzte Wort des Grafen 
Bismarck kennt. 



18. 
Freiherr von Beust an die Icaiserl. Repräsentanten in Paris, London und St. Petersburg. 

Wien, den 18. April 1867. Telegramm. 

Da die ßeise des Grafen TauflEkirchen irrige Deutungen erfahren kann , so benachrichtige 
ich Sie, dass die kaiserliche Regierung , bestrebt, zur Erhaltung des Friedens, soviel an ihr ist, 
beizutragen, nicht gesonnen ist, aus ihrer Zurückhaltung herauszutreten, dass sie sich vielmehr 
gegenüber Preussen, wie gegenüber Frankreich, ihre volle Freiheit wahrt. 



19. 
Freiherr von Beust an Grafen Wimpffen in Berlin. 

Wien, den 20. April 1867. 

Nach den Berichten des Fürsten Mettemich hat sich die Ansicht der französischen Regie- 
rung zuletzt entschieden dahin fixirt, dass von den beiden, alternativ von uns vorgeschlagenen 
Lösungen der Luxemburgischen Frage nicht die zweite, — Gebietsaustausch mit Belgien — sondern 
die erste, — Verbleiben Luxemburgs bei Holland, und Räumung und Schleifung der Festung, 
von Frankreich angenommen werden könne. 

Wie bestimmt der Kaiser Napoleon persönlich sich in diesem Sinne ausgesprochen, wollen 
Ew. aus dem zu Ihrer streng vertraulichen persönlichen Kenntnissnahme hier in Abschrift mit- 
folgenden Berichte unseres Botschafters entnehmen. 

Es ist sonach in Folge des Umstandes, dass zwischen dem Grafen Bismarck und Ihnen bis 
jetzt nur die zweite, nicht die erste jener Alternativen zur Sprache gekommen ist, der Zusammen- 
hang unseres Vermittlungsgeschäftes unterbrochen, und es ist wichtig geworden, zu erfahren, ob 
Graf Bismarck durch die ausgesprochene Gunst, womit er sofort den Gedanken der Vereinigung 
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Luxemburgs mit Belgien gegen Abtretung einiger belgischer Districte an Frankreich aufgegriflfen 
hat, dem Vorschlage einer Neutralisirung Luxemburgs unter Holland die Exclusive habe geben 
wollen, oder ob ihm auch dieser letztere Vorschlag — namentlich wenn er ihm bereits mit der 
französischen Zustimmung versehen entgegengebracht wird, — als ein annehmbares Mittel des 
Friedens erscheine. 

Es wäre an und für sich schwer verständlich, wenn letzteres nicht der Fall wäre, — denn 
warum sollte Preussen den Streitpunct lieber mit einer französischen Territorialerwerbung, als 
ohne eine solche erledigen wollen ? 

Ew. werden daher jetzt Ihr ganzes Augenmerk auf die Annahme des Vorschlags Nr. 1 
vom 9. d. M. zu richten haben. 

Es ist wahr, dass Kaiser Napoleon noch kein perfectes Recht auf Luxemburg erworben 
hat, also auch nicht auf ein solches verzichten kann. — Ein Recht Preussens, nach der Auf- 
lösung des deutschen Bundes gegen den Wunsch des Königs von Holland in Luxemburg zu 
bleiben, ist aber gleichfalls nichts weniger als klar, und wenn daher der Eine Theil auf ein halb 
geschlossenes Geschäft, der andere auf einen jedenfalls halb verlorenen Anspruch verzichtet, 
und beide die Entscheidung über die Festung Luxemburg dem Könige von Holland als dem 
Hauptberechtigten anheimstellen, so kann nicht von einseitiger Nachgiebigkeit die Rede sein, 
und es muss, wie uns scheint, zugegeben werden, dass correctere Anhaltspuncte für eine fried- 
liche Lösung nicht zu finden sind. Einer baldigen Berichterstattung sehe ich entgegen. 

Empfangen etc. etc. 



20. 
Le Baron de Beust au Comte de Revertera k St. P6tersbourg. 

Vtenne, le 21 avril 1867. 

Depuis que mes d^peches du 16 de ce mois vous ont ätä expädiäes, des donnees nouvelles 
sont venues modifier, jusqu'ä un certain point, nos appräciations relativement aux dispositions 
que notre ofire de m^diation a rencontr^es aupr^s des deux Puissances directement engag^es 
dans la question du Luxembourg. 

La premi^re Impression du Ministre des affaires 6trang6res de France avait ätö, je vous 
Tai dit, plus favorable k la seconde des deux alternatives propos^es par le Cabinet Imperial. 
Nos informations les plus rScentes nous donnent, toutefois, lieu de penser qu'un examen plus 
approfondi a fait pencher le Cabinet des Tuileries pour la premi^re des deux combinaisons, et 
cela par ce motif que la seconde lui semble impliquer le danger de se voir taxer d'une arrifere- 
pens^e d'agrandissement territorial qu'il r^pudie aujourd'hui sans d^tour. 

D'un autre cöt£, nous ne sommes pas encore ädifiäs sur la mani^re dont notre proposition 
n"" 1 est envisagäe par le Cabinet de Berlin qui , jusqu'ä ce moment, ne s'est prononcä que sur 
Celle n"" 2 dans les termes que vous connaissez. 

Le Comte Wimpflfen est charg6 de faire une nouvelle dömarche pour provoquer de la part 
du Cabinet prussien les explications qui nous fönt encore d^faut. 

Nianmoins, nous ne saurions nous empecher dfes ä pr6sent de prior le Cabinet Imperial de 
Russie de vouloir bien prendre en consideration que FEurope peut, k bon droit, regarder comme 
ötant de son ressort la question de savoir si, les rapports du Grand-Duchö de Luxembourg avec 
Tancienne Conffedfiration germanique ayant cess6 d'exister et le Grand-Duch6 6tant, de l'aveu 
mSme de M. le Comte de Bismarck, libre d'entrer ou de ne pas entrer dans une nouvelle 
fädöration, si^ dis-je, dans ces circonstances, il n'appartient pas au Roi Grand-Duc, dans Texercice 
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dösormius illimitö de son droit de souverainetö; de se prononcer snr le droit de gamison de la 
Pnisse ä Lnxembourg et si; tont en restant le mattre d'autoriser la continuatioQ de cette occu- 
pation^ en snpposant qn'il le jngeät & propos^ il ne lui est pas 6galement permis d'en demander 
la eefisation^ dans le cas 06 il croirait ponvoir se passer de cette garantie. 

Qnant k la söcnritä des frontiferes allemandes, antre point de vne qni sl, dans le temps^ 
d^cidä les Puissances ä consaerer le droit de gamison de la Prusse ä Lnxembourg, döclarö 
place f6d6rale par les stipulations ant^rienreS; il y aurait lieu d'examiner, selon nous, si cet 
intörSt ne serait pas suffisamment sauvegardS par la d6molition des ouvrages de fortification de 
Lnxembourg, mesnre qui serait la cons^quence naturelle de la neutralisation du Grand-Duchö et 
qni, en garantissant TAUemagne du danger d'une Invasion fran^aise, mettrait en mgme temps k 
couvert la dignit6 de la Prusse. 

Dans le cas oü les Puissances tomberaient d'accord ponr rösoudre affirmatirement cette 
double question, ce qui reviendrait k adopter la premifere des deux combinaisons que nous 
avons propos6es pour bases de notre mödiation, la paix nous semblerait assuröe, puisque 
FEmpereur des Fran^ais nous a fait däclarer positivement qu'il renon^ait k tont accroissement 
de territoire pour la France et qu'il serait pret k faire le sacrifice des droits qu'il dit tenir de ses 
transactions directes avec le Roi Guillaume III, pourvu que la Prusse, de son c8t6, renon9at k 
ses pr6tentions sur le droit de gamison k Luxembourg. 

L'assentiment des autres Gouvememens 6tant plus que probable, il ne resterait donc qu'i 
obtenir celui du Cabinet de Berlin, et la Cour Imperiale de Russie, si eile veut bien employer k 
cet effet Tascendant que lui donnent ses rapports d'amitiä avec la Prasse, a peut-gtre le pouvoir 
de faire pencher la balance dans le sens de la paix. 

Nous n'avons aucune raison de mettre en doute la sinc6rit6 avec laquelle le Gouvernement 
fran^ais se prSte k la recherche d'une Solution pacifique, en s'interdisant pour son compte tont 
avantage particulier, lors mSme qu'il j aurait däj& acquis des titres legitimes. La Prusse, 
croyons-nous, ne devrait pas rester en arrifere de ces dispositions conciliantes et son prestige 
n' aurait aucunement k en souflfrir si eile se dösistait, de son cdt6, k bonnes enseignes , d'un 
droit devenu plus que contestable. 

n serait digne du Cabinet de^ St,-P6tersbourg de plaider cette cause k Berlin. M. le 
Vice-Chancelier, en nous f61icitant si gracieusement, par votre organe, de Finitiative que nous 
avons prise dans la question du jour, nous a donnS le droit d'espärer qu' il ne sera pas insen- 
sible, lui aussi, k Thonneur qui doit revenir k cenx qui auront concoura k präserver le monde 
des calamitäs d' une guerre dösastreuse. 

Kecevez etc 



21. 
Freiherr von Beust an Grafen Apponyi in London. 

Wten, den 22. April 1867, Telegramm, 

Wir lassen die zweite Altemative unseres Vermittlungsvorschlages auf den Wunsch des 
Kaisers Napoleon fallen und empfehlen zu Berlin die Annahme des Projectes Nr. 1. Verwenden 
Eu. sonach sich dafür, dass dieses letztere von England in Berlin unterstützt werde. 
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22. 
Freiherr von Beust an Grafen v. Wimpffen in Berlin. 

Wtefiy den 23. April 1867. 

Anknüpfend an meine letzten Mittheilnngen, glaube ich Ew. Hochgeboren anch den folgen- 
den GeBichtspnnct als geeignet zur Yerwerthung in Ihren bevorstehenden Unterredungen mit 
dem Grafen Bismarck bezeichnen zu sollen. 

Mttsste man in Berlin die Lösung der luxemburgischen Frage als abhängig von der augen- 
blicklichen Stimmung in Deutschland betrachten, so wäre die Lage allerdings gefährlich, und 
Preussen stünde vor einem Kriege , den es nicht wegen des Werthes des Streitobjectes , auch 
nicht aus eigener Ueberzeugung , sondern nur der vorübergehenden Aufregung der Gemttther in 
Deutschland zuliebe flihren müsste. — Aber die königlich preussische Regierung muss sich der 
Stärke ihrer Stellung sicher zu sehr bewusst sein , um sich Angesichts verhängnissvoUer Alter- 
nativen mehr von der Furcht vor dem peinlichen Eindrucke eines Moments , als von der ruhigen 
Einsicht in das bleibende Interesse Preussens und Deutschlands bestimmen zu lassen. 

Wer sich nicht ausschliesslich bei der Schwierigkeit des Tages aufhält, wer den Blick 
etwas mehr in die Feme richtet, der wird der Meinung sein, dass dieses Interesse nicht den 
Krieg mit Frankreich wegen eines Gamisonsrechtes von secundärem Werth , sondern die An- 
nahme des Neutralisirungsvorschlags und das dadurch bedingte Fallenlassen des französischen 
Compensationsanspruchs erheische. 

Kaiser Napoleon hat bestimmt ausgesprochen , dass Frankreich im Falle der Zurückzie- 
hung der preussischen Truppen aus der Festung die Forderung der Annexion des Grossherzog- 
thums aufgeben werde. — Wenn man vor Allem hieran festhält , und wenn man weiter erwägt, 
dass die absolute Trennung Luxemburgs von den Niederlanden in Holland gewünscht wird und 
dort bereits zu einer populären Sache geworden ist, so kann man nicht zweifeln, dass in nicht 
femer Zukunft Luxemburg sich entschiedener an Deutschland anschliessen und zuletzt damit 
aufhören werde, sich in den norddeutschen Bund aufnehmen zu lassen. Dieses Grenzland wird 
dann wieder definitiv für Deutschland gewonnen sein, und für die militärische Sicherheit 
Deutschlands wird auch in anderer Weise als durch den luxemburgischen Felsenwall gesorgt 
werden können. 

Wir würden es uns in der That schwer erklären können, wenn das königlich preussische 
Cabinet sich nicht derselben Anschauung zuneigte und jedenfalls wollen En. Hochgeboren nicht 
unterlassen, Ihre Verwendung zu Gunsten des Friedens mit den obigen Betrachtungen zu 
unterstützen. 

Empfangen u. s. w. 



23. 
Le Baron de Beust au Comte Apponyi ä Londres. 

Vienney le 23 avrtl 1867. 

Ainsi que Votre Excellence le verra par la d^pSche ci-jointe en copie que j'ai adressSe le 
20 de ce mois au Gomte de Wimpffen et par le rapport du Prince de Metternich qui s'y trouve 
annex6, TEmpereur Napoleon pr^ffere ne pas compliquer la question du Luxembourg en y 
rattachant une acquisition territoriale pour la France. II eraint qu'une combinaiison de ce genre 
ne rencontre de la rösistance aussi bien en Hollande qu'en Belgique et n'excite quelque 
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mßfiance en Europe. L'Empereur Napol6on croit donc qu'ori arrivera plus facilement k un 
arrangement pacifique et satisfaisant pour tous les int6rets engag^s, si la France reifonce k tont 
agrandissement et si les Prnssiens abandonnent de leur cöt6 le droit de gamison dans Lnxem- 
bourg dont les fortifications seraient ras6es. 

Nous ne pouvons que rendre hommage k la modöration et k Tesprit de conciliation dont 
TEmpereur Napoleon fait preuve dans cette circonstance. Comme je Tai mand6 k Votre 
Excellence par mon t616gramme d^hier, nous laissons tomber en cons6quence la eombinaison 
marqu6e n*" 2 dans la dipSche r6serv6e que j'ai adressße le 8 de ce mois au Prince de Metter- 
nich et nous employons nos bons offices k Berlin pour y faire accepter le projet n** 1. 

Votre Excellence trouvera sous ce pli copie de la d6peche que j'ai 6crite le 21 de ce mois 
au Comte de Revertera afin qu'il engage le Gouvernement russe k soutenir auprfes du Gouver- 
nement prussien la transaction que nous proposons. Veuillez, Monsieur le Comte, agir dans le 
mSme sens auprfes de Lord Stanley et recommänder k Tappui de TAngleterre les efforts que 
nous tentons en faveur du maintien de la paix. Bien que le Principal Secr6taire d'Etat ait 
accueilli avec tant de röserve la communication que vous lui avez faite de notre projet de 
mödiation, nous savons par le Comte de Wimpffen que Lord A. Loftus a 6t6 invitö, en cons6- 
quence de notre d6marche k Londres , k travailler activement aupr6s du Gouvernement prussien 
pour Tengager k se preter k une transaction. L'EnvoyS de Eussie k Berlin est 6galement d6jä 
charg6 par son Gouvernement d'agir dans le memo sens. Nous avons donc lieu d'esp6rer 
quelque succfes, et TAngleterre se montrera sans doute plus disposße encore k seconder nos 
efforts, lorsqu'elle saura que Tadh^sion de TEmpereur Napoleon paralt d'avance assur6e k 
notre projet et que la Russie donne aussi des conseils de moderation k la Cour de Prusse. 

Pendant que nous essayons de trouver une Solution pacifique qui motte fin k des difficult6s 
mena^antes pour le r^pos de TEurope , nous avons soin de toujours conserver notre entifere 
libert6 d' action et de ne contracter aucun engagement qui nous lierait vis-ä,-vis de la Prusse, 
ou de la France. 

En suivant cette conduite , nous pensons servir k la fois Tintiret particulier de TAutriche 
et la cause du maintien de la paix. Celle-ci serait en effet plus prfes d'Stre compromise si une 
des deux Puissances croyait pouvoir compter sur notre alliance en cas de conflit. Guides par 
cette conviction , nous avons accueilli avec une certaine r6serve les insinuations qui nous ont 6t6 
faites de Berlin dans ces demiers temps. Votre Excellence en verra la preuve dans les deux 
d6p6clies igalement ci-jointes en copie que j'ai öcrites au Comte de Wimpffen le 17 et le 19 de 
ce mois. Cette dernifere vous donnera des informations d6taill6es sur la mission confidentielle 
du Comte de Tauffkirchen, k laquelle se r6förait mon t616granmie du 18. 

La pr6sente dipeche et ses annexes ne sont pas de nature k pouvoir 6tre conomuniquäes 
au Gouvernement anglais. Votre Excellence pourra cependant, si Elle le juge k propos, donner 
confidentiellement connaissance k Lord Stanley de la d6peche adress^e au Comte de Revertera. 
Quant aux autres pifeces, elles foumiront seulement k Votre Excellence les matöriaux n^cessaires 
pour regier Son langage et informer le Principal Secr6taire d' Etat de la direction imprim6e k la 
politique du Cabinet Imp6rial. 

Recevez etc. etc. 



24. 
Fürst Metternich an Freiherrn von Beust. 

Parts f den 23. April 1867. Telegramm. 

Unsere Haltung findet hier lebhafte Anerkennung. Fürst Gortschakow hat sagen lassen, 
dass Kaiser Alexander sich wegen Erhaltung des Friedens in directe Correspondenz mit dem 
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Könige von Prenssen setze. Man glaubt^ das8 in Berlin friedlichere Anschauungen durch- 
dringen. 



25. 
Graf Wimpffen an Freiherrn von Beust. 

Berlin, den 25, April 1867. Telegramm. 

Eine bestimmte Annahme der vom Kaiser Napoleon nunmehr adoptirten Lösung hat Graf 
Bismarck noch nicht ausgesprochen. Er will jedoch bei Sr. Majestät dem Könige die Annahme 
umsomehr bevorworten, als der Vorschlag Territorialerwerbung Prankreichs ausschliesst. Er 
stellt die Bedingung, dass die Initiative des Verlangens der Räumung von Holland ausgehen 
und dass die Neutralisirung Luxemburgs von den Grossmächten garantirt werde. 



26. 
Fürst Metternich an Freiherrn von Beust. 

Paris j den 25. April 1867, Telegramm. 

An Ihrem Vorschlage wird hier entschieden festgehalten. Man wUrde wünschen , dass die 
preussische Regierung, falls sie auf eine friedliche Lösung eingehen will, vor dem Zusammen- 
tritte der Kammern ihre Entschliessung fasste. 



27. 
Freiherr von Beust an Grafen Wimpffen in Berlin. 

Wien, den 26. April 1867. 

Ich benutze die Reise des k. k. Legationssecretärs Freiherm von Walterskirchen nach 
Berlin, um Ew. meine Befriedigung über die durch Ihr gestriges Telegramm verstärkten Friedens- 
hofifhungen auszudrücken, und um Ihnen eine gleichfalls gestern eingetroffene telegraphische 
Meldung des kaiserlichen Botschafters in Paris abschriftlich mitzutheilen. 

Wie Ew. daraus ersehen wollen, wird in Paris Werth darauf gelegt, dass der in Aussicht 
stehende friedliche Entschluss des Berliner Hofes noch vor dem Zusammentritte der preussischen 
Kammern erfolge. Ich kann nicht zweifeln , dass auch Graf Bismarck seinerseits es für zweck- 
mässig halten werde, die Lösung der schwebenden Frage zur Thatsache zu machen, ehe sie 
durch eine nochmalige parlamentarische Discussion und die davon nicht leicht zu trennende 
Aufregung erschwert werden könnte. 

Wenn Graf Bismarck die Bedingung stellt, dass die Initiative zur Neutralisirung Luxem- 
burgs vom Könige von Holland ausgehen müsse, so sind wir hiermit vollkommen einverstanden, 
und werden uns, wenn nöthig, gerne dafUr verwenden, dass diese Form eingehalten werde. — 
Ebensowenig sehen wir eine Schwierigkeit voraus in Bezug auf eine Garantie der Neutralität 
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Luxemburgs durch die Grossmächte und werden eintretenden Falls nicht Anstand nehmen , uns 
an einer solchen zu betheiligen. Uebrigens gestehe ich, dass mir vom preusslschen Standpuncte 
aus wohl ein präciser Verzicht Frankreichs auf die Annexion Luxemburgs, sowie die Schleifung 
der Festung, nicht aber eine völkerrechtliche Neutralisirung des Grossherzogthums als wichtig, 
oder auch nur als wllnschenswerth erscheinen will. In den norddeutschen Bund kann ein neu- 
trales Land nicht eintreten , und Preussen scheint mir daher eine günstige Chance aufzugeben, 
wenn es das von einer deutschen Bevölkerung bewohnte und dem Zollvereine bereits angehö- 
rige Land geflissentlich in eine von den Grossmächten verbürgte Sonderstellung bringt. Die 
Neutralisirung Luxemburgs stellt sich mir vielmehr als eine Bedingung dar, die das Berliner 
Cabinet zwar anzunehmen, aber nicht selbst aufzustellen Ursache hat, und falls- etwa wider 
Vermuthen die fragliche Garantie auf anderer Seite beanstandet wllrde , so wUsste ich mir nicht 
Rechenschaft davon zu geben, warum gerade Preussen auf dieser Bedingung bestehen sollte. 

In 'liesem Sinne hätten Ew. sich auszusprechen, falls sich irgendwelche Anstände gegen 
eine europäische Garantie der Neutralität Luxemburgs herausstellten. 

Dass man uns in Paris für unsere vermittelnde Einwirkung dankbar ist, bestätigt das 
Telegramm des Fllrsten Metternich, und es liegt hierin der doppelte Beweis, einmal, dass dort 
der Krieg nicht genommene Partie ist, und zweitens, dass die Unabhängigkeit, die wir uns nach 
beiden Seiten hin auf das sorgfältigste gewahrt haben, unseren guten Beziehungen zu Frankreich 
nicht Eintrag gethan, für das allgemeine Interesse des Friedens aber und gewiss auch für 
Preussens wahres Interesse sich als entschieden nützlich bewährt hat. Wir haben dem Berliner 
Cabinet offen mitgetheilt, was wir über die Vorschläge des Grafen Tauffkirchen gedacht haben, — 
aber ebenso bestimmt wollen Ew. bei gegebenem Anlasse hervorheben, dass wir uns im Verhält- 
nisse zu Frankreich mit derselben Freiheit, wie im Verhältnisse zu Preussen, bewegen und dass 
diejenige Bedingung des Erfolges einer Vermittlung, welche in der vollkommen freien und 
parteilosen Stellung des Vermittlers besteht, bei uns im strengsten Masse erfUUt ist. 

Glücklicher Weise ist die Hoffnung bereits begründet, dass es auch an einem friedliebenden 
Entgegenkommen der Hauptinteressenten nicht fehlen werde. 

Ich theile Ihnen schliesslich zu persönlicher Kenntnissnahme die Abschrift einer Depesche 
mit , durch welche ich die Mitwirkung des Cabinetes von St. Petersburg zu dem Zwecke, um 
Preussen zur Annahme des Friedensvorschlages zu bestimmen, in Anspruch genommen habe. 
Die Sprache des Grafen Stackeiberg lässt mich an einer günstigen Aufnahme dieser Andeutung 
nicht zweifeln. 

Empfangen u. s. w. 



28. 
Le Comte Revertera au Baron de Beust. 

St-Petersbourff, le 23/11 avril 1867. 

Depuis que vous avez essayö, le premier, de faciliter une transaction entre les Puissances 
intäress6es dans la question du Luxembourg, un souffle de paix et de conciliation semble dissi- 
per les nuages qui couvraient Thorizon politique. J'en puise la conviction dans le langage da 
Prince Gortchacow qui a subi depuis quelques jours une modification sensible. 

Le töl^gramme du 14c\, par lequel Votre Excellence me chargeait de demander son appni ä 
la mödiation proposiie aux Cours de France et de Prusse, ne lui inspirait encore que bien peu 
de confiance. II me pria de vous faire savoir, Monsieur le Baron, qu'il souhaitait ä votre tenta- 
tive tout le succ^s qu'elle merite, mais qu'il ne croyait point devoir engi^er n'importe k quel 
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degr6 la politique de la Russie avant que celle-ci füt appel6e & se prononcer comme cosigiiataire- 
du trait6 de 1839. C'est ce que je me suis empressö de mander par* t616graphe; je n'ai pas 
voulu cependant ajouter que le refus trfes-oourtois de M. le Vice-Chancelier pouvait impliquer 
un doute dans les dispositions pacifiques des deux Cabinets de Berlin et des Tuileries. 
C 6tait \k une Impression personnelle , eonfirm^e par le bruit des armemens qui arrivait de tous 
c6t6s, ainsi que par Tattitude de rEnvoy6 de Prusse, qui me disait ((ue le Comte Bismarck n'est 
pas homme k ajounier la lutte s'il la croit inövitable dans un certain tems donn6. 

II est vrai qu'une döpeche fort mod^röe fut presque k la meme 6poque adressöe ä M. 
Benedetti, et le Baron Talleyrand en donna confidentiellement lecture au Prinee Gorteha- 
cow; mais les prfiparatifs de guerre continuaient en France, et le Comte Bismarck les signalait 
comme un avertissement plus clair que les discours de M. Rouher et les döpeches du Mar- 
quis de Moustier. Tout de meme il donnait k entendre qu'il ne s'opposait pas k une Solution de 
la question du Luxembourg, pourvu qu'elle.soit radicale et ne diminue pas les garanties con- 
tenues pour TAllemagne dans le traitö de 1839. 

C'est de cette declaration que le Prinee Gortchacow a pris acte pour proposer la r^union 
d'une Conference dans laquellc tous les signataires du traite invoque auraient ä examiner les 
interets en jeu, avec les moyens d'y satisfaire. Comme si^ge de cette conf6rence il proposa 
Londres, d'abord pour captiver le bon vouloir de TAngleterrc et parce qu'il croit qu'aucune des 
deux Cours de Paris et de Berlin n'aura k objecter contre ce choix. 

Quant k Tobjet des deiibörations, M. le Vice-Chancelier me dit qu'il dösirait Töten- 
dre k tous les projets existans ou qui seraient encore mis en avant; les deux deVotre Excellence 
aussi bien que ceux que pourrait formuler un autre Cabinet. H admet que Tannexion du Luxem- 
bourg k la Belgique qui fait le fond de votre seconde proposition oflfrirait le plus d'avantages, 
mais il pense que la r^troce^sion k la France des territoires designes dans votre d6peche n° 1 
du 16 c\ serait on^reuse k la Belgique sans contenter la France, qui n'obtiendrait point par lä 
im äquivalent du prix qu'elle aurait k en payer pour indemniser le Roi des Pays-Bas. 

Pour ce qui conceme enfin la neutralite du Grand-Duch6 de Luxembourg, eile serait n6ces- 
sairement placke sous la garantie coUective de FEurope, comme Test celle du Royaume de Bel- 
gique, et dans ce cas il serait peut-etre inutile de dömanteler la forteresse, qui deviendrait une 
sauvegarde de la neutralit6 beige. On ^viterait par lä une nouvelle döpense consid6rable k ajou- 
ter k toutes Celles qui ont 6t6 faites pour construire les fortifications encore inachev^es de 
Luxembourg; la d6molition, d'apr^s des avis comp6tens, ne coüterait pas en effet moins d'un 
million de Thaler, une grande partie des batteries 6tant taill6es dans le roc. 

En somme, le Prinee Gortchacow, qui 6tait extremement alarm6, il y a quelques jours, en- 
visage aujourd'hui la Situation comme moins sombre. J'espfere qu'il en sera encore ainsi quand 
ce rapport sera remis entre les mains de Votre Excellence. 
Veuillez etc. etc. 



29. 
Le Prinee de Metternich au Baron de Beust. 

Extrait. Paris, le 27 avril 1867^ 

J'ai fait part, en r^sumi,. k M. de Moustier de ce que vous avez bien voulu me man- 
der coneernant les instructions donn^es au Comte de Wimpffen. 

6* 
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Le Ministre s'est monträ fort touchä de vos efforts en faveur de la paix, ainsi que de 
votre attitude si loyale et si amicale pour la France, et m'a pri6 de vous en transmettre tous se» 
remerclmens. 

J'ai cit6 k M. de Moustier les expressions si nettes dont vous vous servez k Ber- 
lin pour y faire comprendre k quel point une Solution dans le sens d'une renonciation simultan^e 
de droits ägalement contest6s dans la question du Luxembourg serait logique, correcte 
et d^sirable. 



30. 
Graf Wimpffen an Freiherrn von Beust. 

Be7'lin, den 26, April 1867. 

Graf Bismarck ist vorgestern Abends aus Pommern zurückgekehrt und empfing mich 
gestern Mittags. 

Ich eröffnete ihm, was er übrigens schon aus anderen Quellen , wenngleich mit geringerer 
Bestimmtheit, wusste, — dass Kaiser Napoleon sich nun definitiv für die erste der von uns vor- 
geschlagenen Lösungen der Luxemburger Frage : Verbleiben Luxemburgs bei Holland und Räu- 
mung und Schleifung der Festung — entschieden hat. 

« 

Nachdem ich, auf Grund der hohen Depesche Ew. Excellenz vom 20. 1. Mts. , aus welcher 
ich die prägnanteste Stelle vorlas , — die Argumente hervorgehoben hatte, welche vom preussi- 
schen Standpunkte die Annahme dieser Combination wünschenswerth erscheinen lassen, fragte 
ich den Grafen Bismarck, ob er, bei seiner von mir nicht in Zweifel gezogenen und auch jeder 
Zeit ausser Zweifel gestellten Friedensliebe, die günstige Beurtheilung, womit er unseren 
zweiten Vorschlag : Gebietsaustausch mit Belgien — aufgenommen hatte , nicht auch und umso- 
mehr einer Lösung angedeihen lassen wolle , welche bereits mit der französischen Zustimmung 
und der nicht zu unterschätzenden Concession versehen ist, dass Frankreich für sich keine tem- 
toriale Erwerbung in Anspruch nimmt. 

Graf Bismarck antwortete mir, dass er, welcher vor Allem und vor Allen die Erhaltung des 
Friedens im Auge habe, durch die günstige Aufnahme unserer zweiten Proposition durchaus nicht 
den ersten Vorschlag ausschliessen wollte , dem auch er den Vorzug zuerkennt, dass damit für 
Frankreich keine Erwerbung in Verbindung steht, — dass er sich daher persönlich für die An- 
nehmbarkeit desselben ausspreche, aber keine amtliche Antwort geben könne, bevor er nicht 
die Ansicht des Königs genau ermittelt und dessen Zustimmung erlangt habe und so lange es 
nicht gelungen ist, die Stimmung in Deutschland dafür zu gewinnen. 

Graf Bismarck glaubt zwar noch an die persönliche Friedensliebe des Kaisers Napoleon, 
meint aber, dass er durch die Zustände und die Stimmung in Frankreich, weniger wie sie sind, 
als wie sie ihm von seiner Umgebung in aufreizender Absicht dargestellt werden, zum Kriege 
getrieben wird und dass Luxemburg doch nur ein Vorwand zu weiteren Schritten sei. — Mit 
grosser Lebhaftigkeit sprach er von den fortgesetzten Rüstungen Frankreichs, hinter welchen 
Preussen, welches bis jetzt noch gar keine Vorkehrungen getroffen hat, und jede provocirende 
Massnahme vermeiden möchte, schliesslich nicht länger zurückbleiben könnte. — Auch über die 
Sprache der officiösen Pariser Blätter beklagte sich der Minister, den ich bei diesem Anlasse 
auf einige Artikel der „Norddeutschen Allgemeinen" und der „Kreuz-Zeitung" aufmerksam 
machte, welche eben auch nicht geeignet sind, zu einer Beschwichtigung der Gemttther beizutr^ea. 
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Immer wieder von der Ueberzeugung ausgehend , dass die dargebotene friedliche Lösung^ 
um einen Erfolg zu versprechen, schnell ergriffen und durchgeführt werden mttsste, warnte ich 
vor der Büstungsfrage, welche, wenn sie einmal in den Vordergrund getreten ist, in einer ohne- 
hin schon sehr gespannten Situation jede Aussöhnung beinahe unmöglich machen würde. Ich 
bediente mich dabei der für uns so traurigen Beispiele aus den Kriegsjahren 1859 und 1866, 
und Graf Bismarck konnte nicht umhin, meinen Befürchtungen in dieser Hinsicht Becht zu geben. 

Genehmigen etc. etc. 



31. 
Fürst Metternich an Freiherrn von Beust. 

Paris, den 26. April 1867, Telegramm. 

Die Bedingungen, welche Graf Bismarck dem Grafen Wimpffen bezeichnet hat, werden 
hier keine Schwierigkeit verursachen. Unnöthig zu sagen , dass ich sie als die Lösung erleich- 
ternd dargestellt habe. 



32. 
Le Prince de Metternich au Baron de Beust. 

Extrait. Paria, le 27 avrü 1867, 

Au regu de votre tölögramme concernant les demandes formul6es par M. de Bismarck, 
je me suis rendu chez TEmpereur, qui a bien voulu m'accorder de suite quelques minutes 
d'entretien. J'ai dit ä Sa Majestä que je däsirais, dans TintörSt de notre mödiation paci- 
fique, savoir si la France eonsentirait k ce que la demande d'6vacuation fUt formul^e par la 
Hollande et k ce que la neutralit6 du Luxembourg füt garantie par les Puissances. J'ai ajout6 
que certains propos tenus par M. de Bismarck nous faisaient esp^rer que sur ce terrain un 
arrangement ne deviendrait peut-etre pas impossible. 

L'Empereur parut trös-satisfait d'apprendre que nous ne disesp^rions pas de r^ussir k 
empecher la guerre et accepta imm^diatement et presque chaleureusement la base que je 
venais de Lui indiquer. 

Agr6ez etc. etc. 



33. 
Graf Wimpffen an Freiherrn von Beust. 

Berlin, den 28. April 1867, 

Die Nachricht, dass Kaiser Napoleon die Garantie der Mächte für Luxemburg annimmt, 
hat Graf Bismarck mit den Worten begrttsst, dass er unter diesen Umständen den Frieden als 
ziemlich gesichert ansieht. 
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Ich wollte den Ministerpräsidenten zu einer augdrücklichen Annahme der nun vorhandenen 
Friedensbasis vermögen, erreichte darüber aber nur vertrauliche, nicht bindende Aeusserungen, 
wogegen er sich aber sehr entschieden des Mittels einer Conferenz bemächtigte, för welches die 
Cabinete von St. Petersburg und London sich bereits ausgesprochen haben , und welches auch 
er anzunehmen bereit ist, sobald von den drei Grossmächten, es sei einzeln oder durch einen 
Collectivschritt, die Einladung dazu an ihn erfolgt sein wird. 

Er wird dieser Aufforderung sofort Folge leisten, will aber, dass man sich ohne vorher 
festgestellte Basis vereinige; er anerkennt das Princip der Vermittlung und wird das 
fiesultat derselben annehmen, will aber die Concession, welche von ihm verlangt wird — die 
Bäumung der Festung — nicht an Frankreich machen, was er jederzeit direct thun könnte, 
sondern an den Grossherzog von Luxemburg in einer Conferenz der Grossmächte, auf Grund der 
von denselben garantirten Neutralität des Landes. 

An der Conferenz wird Graf Bismarck festhalten und es schien mir, dass er die Zustim- 
mung des Kaisers Napoleon ausser Zweifel setze. 

Von der Ueberzeugung der Unvermeidlichkeit dieses Mittels ausgehend, scheint es mir 
im Interesse des Erfolges der Friedensbemühungen, deren Initiative und Gedanken das aner- 
kannte Eigenthum des kaiserlichen Cabinetes sind, dringend geboten, den Augenblick und 
die günstigen Dispositionen hier und in Paris zu verwerthen, indem die Grossmächte sich für 
eine gemeinschaftliche Einladung zu einer Conferenz wegen Lösung der Luxemburger Frage, 
jedoch ohne Präcisirung der genauen Friedensbasis, so schnell als möglich einigen. — Eine 
Schwierigkeit dürfte allerdings die Vorsicht des Lord Stanley bieten, welcher zufolge eines 
gestern Abends an Herrn Oubril gelangten Telegrammes des Fürsten Gortschakow seine Bethei- 
ligung an der Conferenz von der Bedingung abhängig machen möchte, dass deren Resultat schon 
im vorhinein von den beiden Theilen als bindend anerkannt werde. Eine zu grosse Aengstlich- 
keit scheint mir nicht angezeigt zu sein, wenn man den Augenblick benützen will ; ich verkenne 
aber andererseits nicht, dass es in der Absicht des Grafen Bismarck liegen könnte, am grünen 
Tische einen Versuch zu machen, weitergehende Garantien für die Consolidirung seines deutschen 
Werkes zu erlangen ; aber abgesehen davon, dass ein solcher Versuch Angesichts Europa's und 
in unserer Gegenwart weniger gefährlich wäre, als im directen Einverständnisse mit Frankreich, 
wird dessen Bedenklichkeit auch dadurch abgeschwächt, dass, wie ich höre, Graf Bismarck die 
Möglichkeit, dass wir den Prager Frieden in London zur Sprache bringen könnten, nicht ohne 
Besorgniss ins Auge fasst 

Der Minister- Präsident wiederholte mir bei diesem Anlasse, dass er den EVieden als beinahe 
gesichert betrachten würde, wären nicht die Rüstungen in Frankreich, welche, besonders wegen 
ihres ostensibeln Charakters, die königliche Regierung sehr bald in die Nothwendigkeit 
ähnlicher Vorbereitungen versetzen würden. 

Genehmigen etc. etc. 



34. 
Graf Apponyi an Freiherrn von Beust. 

London, den 27. April 1867. Telegramm» 

Das Project einer Conferenz ist hier wenig willkommen, wenigstens wünscht man vorherige 
Feststellung der Grundlagen, und will die Details der gestern hier bekannt gewordenen Propo* 
«ition erwarten. 
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35. 
Freiherr von Beust an Grafen Apponyi in London. 

Wien, den 29. Aprt'l 1867, Telegramm. 

Um zu veraieiden, dass die RUstungsfrage die Situation verschlimmere, ist die Conferenz 
unaufschieblich. Ich darf annehmen, dass man in Paris diese Ansicht theilt. Dringen Sie darauf, 
dass England die Conferenz mit oder ohne Grundlage annehme. Wir schlagen vor, dass jede 
der drei Mächte, Oesterreieh, England und Russland eine telegraphische Einladung nach Paris, 
Berlin und dem Haag richte, ohne vorher den Text zu verabreden. Nur mtissten die Gesandten 
angewiesen werden, sich des Auftrags gleichzeitig zu entledigen. 



36. 
Graf Apponyi an Freiherrn von Beust. 

London, den 29. April 1867. Telegramm. 

Die englische Regierung nimmt die Conferenz in London ohne Vorbehalt an. Gegen collec- 
tive oder gesonderte Einladung erhebt Lord Stanley keinen Einwand, zieht aber die Initiative 
des Königs Grossherzogs vor und erlässt heute Abends ein Circular in diesem Sinne. 



37. 
Graf Revertera an Freiherrn von Beust. 

St. Petersburg, den 29. April 1867. Telegramm. 

Da das Londoner Cabinet nur dem Könige der Niederlande das Recht zuerkennt , eine 
Conferenz wegen Luxemburgs zu berufen, so ist dieser Souverän vom Kaiser von Russland 
gebeten worden, diese Formalität zu erftlUen. Fürst Gortschakow hofft, dass noch heute Abend 
die Einladung des Königs den Unterzeichnern des Vertrags von 1839 zukommen werde. 
Angesichts der französischen Rüstungen glaubt Graf Bismarck nicht länger warten zu können, 
ohne sich zum Kriege vorzubereiten. Baron Brunnow ist bereits ermächtigt, an der Conferenz 
Theil zu nehmen. 



38. 
Le Comte Apponyi au Baron de Beust. 

L andres, le 30 avrü 1867. 

La nouvelle phase pacifique dans laquelle vient d' entrer la question du Luxembourg, par 
suite du succ6s des dömarches de Yotre Excellence, secondöes par les Cabinets anglais et russe, 
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me dispense de vous rendre compte, Monsieur le Baron^ de Tentretien que j'avais eu avec Lord 
Stanley sur le contenu de la dipeche du 23. Le Ministre attendait alors une rfeponse aux pres- 
santes reprösentations qu'il avait adress^es au Cabinet de Berlin, et il diclinait de discuter 
aucun plan de mädiation, avant de savoir si le Gouyemement prussien maintenait, ou non, son 
refus absolu d' ivacuer la forteresse. 

Lord Stanley, d'aprfes la demifere dfepeche dont le Comte de Bemstorff lui avait donn6 
lecture, conservait peu d'espoir d'un rösultat favorable, et considirait, en cas de refus, le röle 
de TAngleterre comme termin6, 6tant bien dieidi ä ne plus se meler de V affaire et ä maintenir 
la plus stricte neutralitö dans le conflit qui allait surgir. 

Le Prince de la Tour d'Auvergne qui, malgr6 son *tat de souflrance , a d6ploy6 dans ces 
derniers temps une grande activit^, rend pleine justice au bon vouloir empress^ timoignö par 
la Reine et par Lord Stanley en faveur de la cause de la paix ; mais il attribue la plus large 
part dans la r^ussite aux eflforts z^l^s et pers6v6rans du Cabinet Imperial, dont la eonduite 
amicale, k ce que mon Coll^gue ne cesse de me dire, est vivement appreci^e ä Paris. 

Agr6ez etc. etc. 



39. 
Le Comte Apponyi au Baron de Beust. 

Londres, le 30 avril 1867. 

Je sors k Tinstant de chez Lord Stanley et je n'ai que le temps de vous mander succincte- 
ment le r68um6 de notre entretien. Le Ministre, quoiqu'il ne semble pas partager vos craintes 
que la question du desarmement pourrait venir compliquer la Situation, est pen6tr6 de la n6cessit6 
de häter la riunion de la Conference et pense que deux ou trois s6ances suffiront pour la terminer. 

n abandonne entiferement son objection contre Tabsence d'une base prealable fix6e 
d'avance, les promesses si explicites du Cabinet prussien d'accorder T^vacuation lui offrant 
une s^curitä süffisante. 

Mais Sa Seigneurie a 6t6 moins affirmative dans ses r^ponses lorsque je lui ai demand6 
s'il ^tait bien entendu que TAngleterre assumerait sa part dans la garantie de la neutralitö du 
Luxembourg. E m'a dit que je devais savoir combien toute Obligation de ce genre 6tait impopu- 
laire en Angleterre et quelles fortes objections une nouvelle garantie ä assumer rencontrerait^ 
par consiquent, dans Topinion publique. 

Par ces motifs, et se consid6rant personnellement comme le „Trustee" des int6rets britan- 
niques, il ne pouvait prendre Tengagement de d6fendre la neutralit6 du Luxembourg les arme» 
k la main, si teile ätait F Interpretation donnöe au mot garantie. Mais il pense que ce mot 
peut etre 6vit6 et qu'un engagement pris par les Grandes Puissances derespecter la neu- 
tralite du Luxembourg pourrait suffir. Ce serait \k une garantie morale que TAngleterre 
est prete k partager et qui atteindrait le meme but, puisqu'elle mettrait la neutralisation k Tabri 
de toute atteinte. A quoi serviraient d'ailleurs, le cas 6cheant, les 40 ou 50 mille hommes de 
TAngleterre, contre des Puissances qui en ont 4 ou 500.000? „Nous n'avons jamais eu la Prä- 
tention", poursuivit Lord Stanley, „de jouer sur le Continent le r61e de puissance militaire. Nous 
sommes un etat maritime, nous avons de grands int^rSts conmierciaux et politiques k difendre 
en Belgique et c'est ce qui explique la garantie que nous avons assumäe quant k ce Royaume,, 
qui, k nos yeux, se rösume dans la position d'Anvers ; mais le Luxembourg n'a pas pour nou» 
la meme importance, et voilä ponrquoi nous voudrions nous bomer dans cette affaire au minimum 
d'engagemens indispensable pour assurer le maintien de la paix." 
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Je fis observer k Lord Stanley que M. de Bismarck ayant mis k r^vacuation la condition 
de la nentraliBation garantie par les Puissances, il ötait ä eraindre que la r^serve faite 
par FAngleterre ne pftt peut-€tre soulever des difficalt^s. 

Sa r6ponse fnt qn'il comprenait parfaitement que , si la Prasse n'^tait pas de bonne foi 
dans ses intentions pacifiqaes, eile ponrrait profiter de ce pr6texte ; mais il se flatte qu'il n'en 
sera pas ainsi et qn'il n'y aura pas lieu k discuter cette dölicate qnestion, sur laquelle TAngle- 
terre ne ponrrait gufere faire dös concessions. 

Agr6ez etc. etc. 



40. 
Le Baron de Beust au Comte Apponyi ä Londres. 

Vien7ief le 3 mai 18ß7. 

Mon töl^granime du 1" mai vous a informö que la Conference au sujet de la question du 
Luxembourg devait se röunir k Londres le 7 de ce mois et que TEmpereur, notre Auguste 
Mattre, avait daign6 vous d6signer pour reprösenter FAutriche dans cette circonstance. 

J'ai rhonneur, en consöquence, de transmettre ci-prfes äVotre Excellence les pleinspouvoirs 
qui L'autorisent k prendre part aux d61ib6rations de cette Conference, ainsi qu'ä la signature des 
Actes qui en constateront le rSsultat. 

Mes Communications anterieures anront mis Votre Excellence parfaitement au courant de la 
question soumise aux d61ib6rations de la Conference et des vues du Gouvernement Imperial. II 
ne me reste que peu de chose k ajouter k ces informations, afin de compieter les Instructions dont 
Votre Excellence a besoin. 

La principale preoccupation du Gouvernement Imperial a et6 et reste encore de preserver 
la paix et de detoumer ainsi de FEurope entifere les calamites de la guerre qu'une rupture ouverte 
entre la France et la Prusse aurait fait naitre. 

C'est \k le seul but que nous poursuivons en cette occasion , car TAutriche n'a, d'ailleurs, 
aucun interet particulier engage dans la question qu'il s'agit de resoudre. Nous nous appliquons 
k cette täche avec un complet desinteressement et la Solution que nous preferons est celle qui 
oflfrira le plus de garanties solides pour le maintien de la paix. 

Je puis me dispenser de retracer ici les causes qui mena^aient d'amener un conflit entre 
la France et la Prusse. Votre Excellence sait comment la dissolution de la Confederation germa- 
nique a provoque Texamen de la Situation dans laquelle ce fait laissait le Grand-Duche de Luxem- 
bourg et du droit que la Prusse exer^ait de tenir garnison dans la ville de Luxembourg. II s'agit 
aujourd'hui de regier cette double question d'une manifere qui satisfasse egalement la dignite et 
les intercts des Puissances que cette affaire conceme plus particuliferement. Les pourparlers con- 
fidentiels engages depuis quelque temps ont produit ce resultat que lai France et la Prusse ont tou- 
tes deux donn6 k entendre qu'elles acquiesceraient k une decision europeenne qui, laissant le 
Grand-Duche de Luxembourg dans la possession du ßoi de Hollande , comme Grand-Duc 
de Luxembourg, placerait ce pays dans les memes conditions de neutralite et sous les memes 
garanties que Celles assurees auKoyaume deBelgique par les traites de Londres de 1831 et 1839. 

Cette Situation nouvelle faite au Grand-Duche rendrait inutile le maintien d'une garnison 
etrangöre dans la ville de Luxembourg, dont les fortifications auraient par consequent k etre 
demanteiees et detruites autant que la nature des lieux le pennet. 

La Conference qui va se reunir est done appeiee k regier dans ce sens la question de 
Luxembourg et k consigner le resultat de ses deiiberations dans un Acte formel qui sera place 
80US regide du droit public europeen. 

7 
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Je crois devoir encore donner k Votre Excellence quelques indicationB sur la manifere de 
proceder qui nous parattrait la plus convenable pour atteindre le but proposä. 

Ce qui nous semblerait ä la fois le plus rationnel et le plus propre k m^nager les suscep- 
tibilitös en jeu^ ce serait que le Repräsentant du Roi de Hollande prit Finitiative au sein de la 
Conftrence pour exposer T^tat de la question et provoquer une döcision des Puissances. II 
aurait k expliquer que la dissolution de rancienne Confödäration germanique a laissä le Grand- 
Duehä de Luxembourg dans une Situation pröcaire k laquelle il serait urgent d'aviser. Appar- 
tenant au Roi de Hollande, mais formant une possession entiörement ind6pendante et distincte 
de la Hollande, n'6tant rattach6 k ce pays ni par d'autre lien politique que la personne d'un 
meme Souverain, ni par une contiguitä territoriale, le Grand-Duchö, dans son 6tat d'isolement, est 
un territoire dont la defense est difficile pour son Souverain, tandis que sa position g6ographique 
lui donne une importance politique et strat6gique incontestable. H serait donc dans Tintöret 
bien entendu de TEurope, — afin d'6carter une cause de difficultes futures, — de mettre le 
Grand-Duch6 k Tabri de toute contestation possible, en proclamant sa neutralit6 k Finstar de celle 
de la Belgique, et en pla§ant cette neutralitö sous la garantie des Grandes Puissances. Si cette 
proposition 6tait accueillie, eile rendrait d6sormais inutile Toccupation de la ville de Luxem- 
bourg par des forces militaires et la place pourrait 6tre dömantel^e. En faisant cette Observa- 
tion, le Repräsentant du Roi de Hollande devrait constater les Services rendus jusqu'ici par la 
gamison prussienne au maintien de Tordre et de la paix. 

Le Repräsentant prussien prendrait alors la parole pour informer la Conftrence que son 
Souverain ne se refuserait pas k seconder, pour sa part, la r6alisation du projet mis en avant 
par la Hollande et qu'il serait prgt k retirer ses troupes de la ville de Luxembourg, si la Con- 
förence proclamait la neutralitä du Grand-Duch6 et pla^ait cette neutralit6 sous la garantie col- 
lective des Grandes Puissances. 

II ne resterait alors k la Conference qu'ä faire connattre son adhision aux vues exprimßes 
par le Repräsentant de la Hollande et k prendre acte de la d^claration du Repräsentant de la 
Prusse. L' Acte final serait r6dig6 soit sous la forme d'un simple protocole, soit sous celle d'un 
trait6, si la majoritä des Puissances pr^f&re donner une sanction plus solennelle aux d6cisions 
de la Conference. Nous n*aurions point d'objection contre cette demifere forme, et Votre Excellence 
est 6ventuellement autoris6e k signer un traite conforme aux principes que je viens d'önoncer 
plus haut. Ce qui nous Importe avant tout, c'est que la Conference accomplisse sa täche le plus 
promptement possible, afin de prevenir les incidens et les dissidences qu'une longne deiibera- 
tion peut provoquer. J'invite particuliferement Votre Excellence k y appliquer tous ses soins et 
k exercer dans ce sens Tinfluence du Gouvernement Imperial. 

Pour mieux atteindre ce but il me paraJtrait essentiel de toujours placer en premifere ligne 
la question de la neutralisation du Grand-Duche et de n'aborder qu'en seconde ligne et comme un 
simple corollaire de cet arrangement, l'abandon du droit de gamison des Prussiens dans la 
forteresse. C est ainsi qu'on pourra 6viter le mieux toute discussion de nature k froisser les 
susceptibilites prussiennes et k raviver les chances de conflit. Vous voudrez bien remarquer qu'en 
recommandant ce mode de proc;^der nous cherchons en g^nöral autant que possible k tenir ä 
recart la question epineuse du droit. Si cependant contrairement k nos intentions eile etait 
abordee, Votre Excellence ne pourrait pas s'empScher de se prononcer nettement suivant Topinion 
que d'aprfes nos d6p6ches anterieures Elle sait etre celle du Cabinet Imperial. II nous est impos- 
sible de reconnaitre k la Prusse une pretention legitime ä occuper la ville de Luxembourg, et je 
recommande k votre attention les donnees qui se trouvent renfermees dans Tannexe. Votre 
Excellence saura toutefois faire valoir cette opinion avec tous les menagemens possibles et il Lui 
sera facile de faire ressortir les circonstances qui pourraient expliquer Thesitation de la Prusse k 
retirer sa gamison. Ce n'etait pas k eile k repousser par cet acte les tendances possibles du 
Grand-Duche k se rallier k la Confed6ration du Nord, et le Roi Grand-Duc, en s'abstenant, apres 
la dissolution de Tancienne Confederation, de prendre Tinitiative d'une explication nette et fenne 
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avec le Cabinet de Berlin et les autres Puissances sanetionnait tacitement la continaation de 
rancien ordre des choses. La Prasse en s'ex^cutant aojonrd'hui malgrä les difficultös que 
devaient lui präparer les demiers incidens fait an saerifice aa repos de TEurope tout aatant 
que la France qai, de son cötä^ renonce ä une acqaisition de territoire^ non encore parfaite, il est 
vrai, mais qae notoirement eile doit abandonner par suite de Topposition d'une Puissance 
Yoisine. 

La Conförence devant se r^unir ä Londres noas prösumons que , selon Fusage , la pr6si- 
dence en sera däyolue ä Lord Stanley qni sera chargö de reprösenter TAngleterre. 

Recevez etc. etc. 



41. 
Freiherr von Beust an Grafen Apponyi in London. 

Wien, den 7. Mai 1867. Telegramm. 

Ist die Conferenz noch nicht erOflhet, so dringen Sie auf Beschleunigung. Die französischen 
Bttstungen werden sonst eine preussische Mobilisirung zur Folge haben. 



42. 
Le Baron de Beust au Comte Apponyi k Londres. 

Vtennej le 21 ma% 1867. 

J'ai re^u successivement et j'ai lu avec beaucoup d'intörgt les rapports que Votre Excellence 
m'a adressös sur les s^ances de la Conförence r^unie k Londres pour regier la Situation du 
Grand-Duch6 du Luxembourg. 

Le texte du trait6 dont Votre Excellence m'a transmis par son rapport n"* 40 du 13 de ce 
mois Texemplaire destin6 au Gouvernement Imperial r^pond entiferement ä notre attente, et je 
eonstate avec plaisir que les stipulations de cet Acte international concordent exactement avec 
le Programme que j'avais esquiss6. « 

Le Gouvernement Imperial se fölicite sincferement de voir ainsi 6cart6e une cause de pr6- 
occupation qui avait menacö un instant de prendre des proportions dangereuses pour le repos 
de l'Europe. 

La satisfaction que nous en 6prouvons est d'autant plus vive que nous croyons avoir con- 
sidörablement contribuö par notre attitude et nos dömarches k Theureux rösultat qui affermit la 
paix, Sans l^ser aucun intärSt. 

Je m'empresserai de faire parvenir ä Votre Excellence les instrumens de ratification 
dans le dilai convenu et je La prie de m'informer si le Gouvernement de Sa Majest6 Britan- 
nique n'a point 61ev6 d'objection contre la demande des plänipotentiaires luxembourgeois d'obtenir 
pour leur Gouvernement un Instrument de ratification s6parä, outre celui que le Gouvernement 
des Pays-Bas doit recevoir. 

Recevez etc. etc. 



?• 
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43. 
Freiherr von Beust an Grafen Wimpffen in Berlin. 

Wien, den 28. März 1867. 

Die Veröffentlichung der seither geheim gehaltenen preussisch- süddeutschen Allianz- 
verträge vom August 1866 hat nicht erfolgen können, ohne in der gesammten politischen Welt 
einen tiefen Eindruck zurückzulassen. 

Was jedoch uns betrifft, so war unsere Empfindung weder die der Ueberraschung, noch 
einer Verstärkung jenes natürlichen Bedauerns, welches der Verlust unserer früheren vertrags- 
mässigen Stellung in Deutschland nach den Katastrophen des vergangenen Sommers uns ein- 
flössen musste. Wir kennen und acceptiren die politische Lage, deren Folgen sich vor unsern 
Augen entwickeln. Es ändert sich an derselben nichts, seitdem es offenkundig geworden ist, 
dass Preussen sich der Bundesgenossen, welche ehemals diejenigen der beiden Mächte waren, 
förmlich für sich allein versichert hat, noch ehe es seine Aussöhnung mit uns besiegelte. Ebenso 
wenig ändert sich unser Wunsch, uns in dem neuen Verhältnisse unter Wahrung unserer 
Interessen friedlich und in gutem Einverständnisse mit Preussen zurechtzufinden. 

Es ist im Allgemeinen wohl nicht leicht, Allianzen, welche über defensive Verpflichtungen 
hinausgehen, als Bürgschaften des Friedens zu charakterisiren. Wir unsererseits sind indessen 
bereit zu glauben, und werden uns jedenfalls gerne überzeugen lassen, dass im Grunde wirklich 
nur der Entschluss gemeinsamer Vertheidigung gegen fremde Angriffe durch die erwähnten 
Verträge beurkundet werden sollte. Das Cabinet von Berlin hat sonach eine eigentliche Einsprache 
von uns nicht zu gewärtigen. Nur sind wir uns andererseits vollkommen bewusst, dass uns die 
Berechtigung zu einer solchen nicht fehle, und wir möchten nicht den Schein entstehen 
lassen, als würde der Widerspruch nicht von uns erkannt , welcher zwischen dem Artikel IV 
des Prager Friedensvertrages und den Schutz- und Trutzbündnissen Preussens mit Bayern, 
Württemberg, Baden und Hessen unläugbar besteht. Eine nicht auf bestimmte Zwecke 
beschränkte, sondern permanent für jeden Kriegsfall abgeschlossene Allianz zweier Staaten, 
namentlich eines schwächeren Staates mit einem stärkeren, hebt ohne Zweifel zum Nachtheil 
des ersteren den Begriff einer unabhängigen internationalen Existenz fast völlig auf, und in dem 
Prager Tractate konnte daher, nachdem ihm die Berliner Bündnisse vorausgegangen waren, die 
Bestimmung, dass ein süddeutscher Staatenverein in völkerrechtlicher Unabhängigkeit bestehen 
werde, nicht mehr mit Fug eine Stelle finden. 

Die vorstehenden Bemerkungen bezeichnen Ew. den Standpunct, welchen wir gegenüber 
den preussisch-süddeutschen Allianzve|trägen einnehmen. Wir formuliren keinen Protest, und 
wir ziehen aus der Sachlage keine Consequenzen , aber vnr können nicht einräumen, dass 
zwischen den Bedingungen unseres Friedensvertrages mit Preussen und dem Zustande, den 
die mehrerwähnten Bündnisse geschaffen, eine wahre Uebereinstimmung obwalte. Wir haben 
keinen Grund, unsere Ansicht zu verschweigen, aber wir beabsichtigen nicht, unfruchtbare Dis- 
cussionen zu veranlassen, die unserem aufrichtigen Wunsche freundlicher und erspriesslicher 
Beziehungen zu Preussen und den übrigen deutschen Staaten Eintrag thun könnten. Von dem 
Geiste dieser Betrachtungen wollen Ew. sich durchdringen, so oft sie in dem Falle sein werden, 
den Gegenstand, von welchem ich spreche, in Ihren vertraulichen Unterredungen zu berühren. 
Auch habe ich kein Bedenken dagegen, dass Ew. von gegenwärtigem Erlasse durch Vorlesen 
Kenntniss geben. 

Empfangen etc. etc. 
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44. 
Le Baron de Beust aux Repr§sentants lmp§riaux ä Paris, Londres et St.-P§tersbourg. 

Viennej le 9 avril 1867, 

La pnblication des traitös d'alliance conclus entre la Prasse et les Etats de rAlIemagne 
du Sud m'a engag6 ä ne point laisser ignorer au Cabinet de Berlin le point de vue auquel nous 
jugions ces actes. Je joins ici, pour Votre information personnelle seulement, copie de la d6- 
peche que j'ai adress^e sur ee sujet k M. le Comte de Wimpflfen. 

Ainsi que Votre Altesse (Votre Excellence) le verra par cette pifece, j'ai cru devoir 
m'abstenir de formuler aucune protestation. 

En conservant ä mon langage le caractfere d'une explication franche et amicale, je n'ai 
eependant nuUement dissimulfi que, selon Timpression du Gouvernement Imperial, certaines 
stipulations de ces ti*ait6s n'6taient pas entiferement d'accord avec les dispositions du trait6 de 
Prague. 

Je m'empresse d'ajouter que M. le Comte de Bismarck a parfaitement accueilli la 
communication dont j'avais charg6 M. le Comte de Wimpffen. Loin de se livrer ä des r6cri- 
minations et k repousser nos observations , M. de Bismarck a plutöt cherchö k att6nuer la 
port6e d'es trait^s conclus avec les Etats du Sud. II a surtout insist6 sur le caractfere purement 
döfensif de ces alliances qui n'avaient en vue que d'assurer le maintien de la paix g6n6rale. Cet 
incident n'a donc eu aucune suite et n'a modifiö en rien l'6tat actuel de nos relations avec le 
Cabinet de Berlin. 

ßecevez etc. etc. 



45. 
Freiherr von Beust an Grafen Wimpffen in Berlin. 

Wien, den 28. März 1867. 

Es ist Ew. nicht unbekannt geblieben , dass die Bestimmung wegen Wiederabtretung der 
nördlichen Districte Schleswigs an Dänemark nicht auf Veranlassung der kaiserlich österreichi- 
schen Regierung in das Prager Friedensinstrument aufgenommen worden ist. Diese Bestimmung 
existirt indessen, und sie lässt uns gewissermassen als Sachwalter für ein Interesse erscheinen, 
zu dessen Vertretung wir ohne dieselbe uns nicht den Beruf zuschreiben würden. 

Das königlich preussische Cabinet wird uns sicher darin Gerechtigkeit leisten , dass wir 
uns in Bezug auf diesen Gegenstand seither die vollständigste Zurückhaltung auferlegt haben. 
Wenn die königliche Regierung gewünscht hat, Zeit und Gelegenheit für die Ausführung der 
erwähnten Stipulation wählen zu können, so ist sie von uns durchaus nicht beengt worden, wie- 
wohl uns von anderer Seite her begreiflicher Weise schon mancher Ausdruck des Bedauerns 
über die stattfindende Zögerung nahe getreten ist. Neuerlich hat nun aber Herr Graf von Bis- 
marck in einer Sitzung des norddeutschen Reichstages ausdrücklich hervorgehoben, dass Oester- 
reich allein legitimirt sei , die Erfüllung des Artikels V des Prager Vertrages zu verlangen. Wir 
glauben annehmen zu dürfen , dass diese öffentliche Erklärung nicht nur die Interpellation der 
beiden nordschleswig'schen Abgeordneten zurückweisen sollte, sondern auch mit der Intention 
verbunden war, es nicht zu einer Einmischung dritter Mächte in dieser Angelegenheit kommen 
zu lassen. 
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Bei längerem Offenhalten der Frage könnte jedoch dieser Zweck, dem wir uns vollkommen 
anschliessen, leicht verfehlt werden, und wir erachten uns daher für verpflichtet, Ew. zu beauf- 
tragen , den in Rede stehenden Punkt des Friedensvertrages in diesem Sinne bei dem königli- 
chen Herrn Minister-Präsidenten vertraulich in Anregung zu bringen. Eines förmlicheren Schrit- 
tes, als einer solchen vertraulichen Erwähnung, bedarf es nach unserem Ermessen nicht, da 
nach dem Wortlaut des mehrgedachten Friedensartikels die Abstimmung in Nordschleswig nicht 
von einem diesfalls von Oesterreich speciell zu stellenden Verlangen abhängig gemacht ist. 

Sollte übrigens eine schriftliche Mittheilung der vorstehenden Bemerkungen gewünscht 
werden, so dürften Ew. sich für ermächtigt halten , dem Herrn Grafen von Bismarck eine Ab- 
schrift des gegenwärtigen Erlasses vertraulich in Händen zu lassen. 

Empfangen etc. etc. 



46. 
Freiherr von Beust an Grafen Trauttmansdorff in INUnchen. 

Wteny den 6. April 1867. 

In einer vertraulichen Unterredung hat der königlich-baierische Herr Gesandte mir über 
die Ansichten und Wünsche seines Hofes in der deutschen Frage gewisse weitreichende Andeu- 
tungen gegeben, die ich der persönlichen Eenntniss Ew. nicht vorenthalten zu sollen glaube. 
Ich hatte aus seinen Aeusserungen, die ihm ohne Zweifel von München aus aufgetragen waren, 
im Wesentlichen etwa Folgendes zu entnehmen : 

Bei den blossen Allianzverträgen der einzelnen süddeutschen Staaten mit Pi*eussen meint 
man in München nicht mehr lange stehen bleiben zu können. Man vrünscht die Reconstruction 
eines engeren Föderatiwerhältnisses , und trägt sich daher von Neuem mit dem Gedanken, 
zunächst die süddeutschen Staaten unter sich zu einem möglichst starken und festen Bunde zu 
vereinigen, dann aber zwischen den beiden Föderationen zur Wahrung der nationalen Interessen 
einen neuen Staatenbund zu errichten. Dieser neudentsche Bund soll alsdann mit Oesterreich in 
eine völkerrechtliche Allianz treten, und es soll auf diese Weise für Deutschland der, wie es 
scheint, bisher vermisste Ersatz für die Garantien gefunden werden, welche in den älteren 
Bundesverträgen enthalten waren, durch die Ereignisse des vergangenen Jahres aber ihre 
Geltung verloren haben. 

Es ist nach diesen Eröffnungen anzunehmen, dass Fürst Hohenlohe sich zu versichern 
wünscht, ob er sich der Verwirklichung eines solchen Programmes mit der Hoflhung auf Oester- 
reichs Zustimmung und Entgegenkommen, sonach mit aller erdenklichen Beruhigung widmen 
und hingeben könne. 

Zuvörderst war es mir, wie Ew. begreifen, nicht möglich, dem königlichen Herrn Ge- 
sandten den Ausdruck meiner Verwunderung darüber zu ersparen, dass man sich von Deutsch- 
land aus so rasch wieder an jenes Oesterreich wende, welches man seiner deutschen Fragen 
so gründlich entledigt, ja dessen Ausscheiden aus dem Bunde man durch feierliche Verträge für 
die Hauptbedingung der künftigen Gestaltung Deutsehlands erklärt habe. Ich beschränkte mich 
im Uebrigen auf einige wenige allgemeine Betrachtungen, da Herr Graf von Bray ohnehin für 
den Augenblick eine Aeusserung von irgendwie bindenden Charakter sicher nicht von mir 
erwarten konnte. 

lieber das Verhältniss zwischen Preussen und Süd-Deutschland konnte und wollte ich 
keinen Ausspruch thun, durch welchen irgend ein Grad von Verantwortlichkeit für ein weiteres 
Hinausgehen über die bereits durch die Augustbündnisse beeinträchtigten Verfügungen des 
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Prager Friedensvertrages auf das kaiserliche Cabinet übertragen worden wäre. Auf die diesfalls 
in Berlin und München anzustellenden Erwägungen wünschen wir in keiner Richtung Einfluss 
zu nehmen. Als eine einfache Interessenfrage, und zwar als eine solche vom höchsten Bange, 
musste ich dagegen die Frage einer Allianz Oesterreichs mit einem von Preussen geleiteten neu- 
deutschen Bunde bezeichnen. Weder Leidenschaften, noch Gefühle, noch historische Erinne- 
rungen, — seien es die des Jahres 1866 oder die des vergangenen Jahrtausends, — werden 
unsere künftigen Entschlüsse bestimmen, sondern es wird uns in erster Linie auf die Sicherheit, 
und in zweiter Linie auf den Vortheil der österreichischen Monarchie ankommen. In Verhältnisse, 
die uns Verbindlichkeiten und Lasten ohne die vollste Gegenleistung auferlegen würden, kann 
sich der Eaiserstaat selbst zu Gunsten seiner ehemaligen deutschen Bundesgenossen nicht mehr 
einlassen. Wenn in der Sprache und den Handlungen der deutschen Regierungen Freundschaft 
für Oesterreich und der Wunsch, ihm zu nützen, sich ausprägen, so findet dies bei uns jederzeit 
ein Echo , und es kann dies dazu beitragen , glücklichere Verhältnisse , als die gegenwärtigen, 
für die Zukunft vorzubereiten. Aber wir bedürfen sehr solider Garantien gegen Tendenzen, die 
uns nicht befreundet, sondern gefährlich sind, und man darf von uns keine Leistung verlangen, die 
nicht durch eine gleichgewichtige Gegenleistung vollständig compensirt wäre. Ich habe dem Herrn 
Grafen Bray nicht verschwiegen , dass solche Garantien und Gegenleistungen nach der Stellung, 
in welche die süddeutschen Staaten einmal zu Preussen getreten und worüber wir weit entfernt 
sind mit ihnen zu rechten, uns nicht in München, sondern nur noch in Berlin geboten werden 
können, und dass wir daher unsere Blicke vornehmlich nach Preussen richten müssten, wenn je es 
sich um die Frage handelte, ob wir an eine beiden Theilen nützliche, ernsthafte, ehrlich gemeinte 
Allianz Deutschlands mit uns glauben und ihr unsere gegenwärtige Freiheit aufopfern dürften. 

Ew. werden aus dem, was ich hier aufgezeichnet habe, folgern, dass Sie an der seither 
schon von Ihnen geführten Sprache auch jetzt nicht das Geringste zu ändern haben. In Ihren 
Gesprächen mit dem Herrn Fürsten von Hohenlohe können Sie ähnliche Bemerkungen, wie die 
obigen, einfliessen lassen, wobei Sie übrigens stets unseren unveränderten guten Wünschen für 
das Wohl Baiems und seiner Dynastie Ausdruck geben wollen. Diese Wünsche sind aufrichtig, 
aber wenn Fürst Hohenlohe etwa dazu hinneigen sollte, jene Rolle des Vermitteins zwischen 
Oesterreich und Preussen wieder aufzunehmen, deren sich Baiem während der vorjährigen 
Ereignisse unterzogen hat, so kann ich Ew. für jetzt in der That nicht auffordern, den könig- 
lichen Herrn Minister hierin zu ermuthigen. Empfangen etc. etc. 



47. 
Freiherr von Beust an Grafen Wimpffen in Berlin. 

Wierij den 19. April 1867, 

Die politische Reise des Grafen TaujGTkirchen nach Berlin und Wien hat bereits vielseitige 
Aufmerksamkeit erregt, und sie wird voraussichtlich den Gegenstand noch mancher mehr oder 
weniger gewagter Commentare bilden. Ich halte um so mehr für nöthig, Ew. ausführlich und 
genau von dem Verlaufe der Unterredungen zu benachrichtigen, welche ich mit dem genannten 
Vertrauensboten des Münchener Cabinetes , und aus Anlass seiner Sendung mit dem königlich- 
preussischen Gesandten Freiherm von Werther gepflogen habe. 

Graf Tauflfkirchen führte sich bei mir nicht nur als Beauftragter seiner Regierung, sondern 
auch als Ueberbringer wichtiger Vorschläge Preussens ein. 

Als den Zweck seines Erscheinens in Berlin bezeichnete er den Wunsch des Fürsten 
Hohenlohe, über die Eventualitäten der Luxemburgischen Frage in's Klare zu kommen, das 
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Interesse des Friedens im Einverständnisse mit Preussen zu wahren , und in diesem Interesse 
namentlich auch zu versuchen, ob es der Einwirkung Baiems gelingen könne, zu einer Annähe- 
rung zwischen Oesterreich und Preussen beizutragen. Was er bei dem Grafen Bismarck erreicht 
habe, sei von grosser Tragweite. Er sei in den Stand gesetzt, den Abschluss einer Allianz zwi- 
schen den beiden Mächten zu bevorworten, einer Allianz, welche sich auf sämmtliche deutsche 
Staaten erstrecken würde. Die Erhaltung des Friedens werde durch einen solchen Bund 
gesichert. Man verkenne nicht in Berlin^ dass OesteiTcich berechtigt sei, flir die Verpflichtungen, 
die es ttbernehmen würde, Compensationen zu verlangen, man sei aber auch bereit, hierin so 
weit zu gehen, als nur irgend möglich. 

Was Graf TauflTkirchen über diesen letzteren Punct weiter verlauten liess, war jedoch lei- 
der nicht der klarste Theil seiner Eröffiiungen. 

Er sprach von einer Garantie unserer deutschen Besitzungen. Er gab zu verstehen, 
dass wohl auch für unsere nicht deutschen Provinzen temporär uns jede wünschenswerthe 
Sicherheit gegen mögliche Gefährdungen geboten werden könnte. Er erwähnte Russlands als 
des Dritten im Bunde und meinte , in der Erneuerung eines Bundes der drei Mächte bestehe 
diese Sicherheit von selbst. Er wies endlich darauf hin, — wie diess bereits früher von Mün- 
chen aus geschehen war, — dass ein Freundschaftsbündniss Preussens mit Oesterreich den süd- 
deutschen Staaten die Möglichkeit gewähre, ein grösseres Mass von Selbständigkeit zu behaup- 
ten, und dass eine völkerrechtliche Allianz Oesterreichs mit dem norddeutschen und dem süd- 
deutschen Bunde doch zuletzt den Uebergang bilden könnte zu bleibenden engeren Vertrags- 
verhältnissen , welche mit Vortheil für Oesterreich wie für die deutsche Nation den früheren 
Staatenbund ersetzen könnten. 

Ich glaube hiemit die Essenz der Anerbietungen des Grafen TauflFkirchen wiedergegeben 
und sie durchaus nicht abgeschwächt zu haben. 

Durch die Aeusserungen des Freiherrn von Werther und durch eine vertrauliche Depesche, 
die er mir vorlas, wurde mir sodann bestätigt, dass Graf Bismarck den Abgesandten der könig- 
lich baierischen Regierung allerdings legitimirt hatte , derartige Eröflfnungen nach Wien zu brin- 
gen. Baron Werther unterstützte die Bemühungen des Grafen Tauflkirchen, doch muss ich 
bemerken, dass die Aussprüche des ersteren nicht von bindendem Charakter waren und dass 
wir daher den erwähnten Allianzvorschlägen immerhin nur auf die Gefahr hin hätten Gehör lei- 
hen können, sie in Berlin nicht im Voraus genehmigt zu wissen. 

Ich werde mich nunmehr beehren, Ew. das Wesentliche meiner Erwiederungen mitzutheilen. 

Wenn mehrere Interessenten über wichtige Gegenstände zu verhandeln haben, so kann es 
bisweilen nur nützen, die Rollen in Gedanken zu vertauschen, um zu einem unbefangenen und 
billigen Urtheil zu gelangen. Diess war meine erste Bemerkung gegenüber dem Grafen Tauflf- 
kirchen. „Erlauben Sie — sagte ich ihm — dass ich eine Combination erfinde, in welcher Sie 
nicht von Berlin nach Wien, sondern umgekehrt aus der österreichischen Hauptstadt in die 
preussische einen Allianzantrag zu bringen hätten. Unterstellen Sie den Fall, Oesterreich hätte 
nach dem Krimkriege ein Garnisonsrecht in einer moldauischen Festung — von der russischen 
Grenze so weit entfernt wie Luxemburg von der französischen — behalten. Nehmen Sie weiter 
an , die kaiserliche Regierung hätte in Galizien eine Reihe von Massregeln ergriflFen , durch 
welche sie eine so grosse Aufregung in Russland hervorgerufen hätte , wie Preussen in Frank- 
reich durch seine Schritte seit den Nikolsburger Friedenspräliminarien. Russland fände unsere 
Nachbarschaft in der Moldau gefährlich , ein Krieg stände in Aussicht, und Sie hätten in Berlin 
im Namen Baiems und in unserem Namen eine Allianz anzubieten. Wenn Sie dort geltend 
machten, dass Oesterreich im Grunde doch deutsche Interessen gegen Russland vertrete, dass 
der Wiener Hof ein Bündniss mit Preussen zeitgemäss finde, dass er Preussens deutsche 
Besitzungen zu garantiren bereit sei und dass Preussen im Bunde, mitl Oesterreich wohl auch 
für Posen vorerst nicht viel zu besorgen habe, — glauben Sie, dass man in Berlin diese Motive 
genügend finden würde, um sich mit uns gegen Russland zu verbinden?" 
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Ich wollte mich jedoch dnrch dieses Gleichniss keineswegs der Aafforderung entziehen, 
mich offen über den heute wirklich vorliegenden Fall auszusprechen. Vielmehr lehnte ich es 
nicht ab, in die ireimttthigste Prüfung der Vorschl|lge des Grafen Tauffkirchen einzugeben. Ich 
war diess schon den Gefühlen schuldig , welche der Gedanke an die natürliche Solidarität mit 
Deutschland jederzeit in uns erweqkt. 

„Sie versprechen sich — bemerkte ich — von der Allianz Oesterreichs mit Preussen die 
Erhaltung des gefährdeten Friedens. Nehmen wir zunächst diese Rechnung als eine richtige an. 
Aber in welcher Lage würde Oesterreich, welches seinerseits jetzt gar nicht bedroht ist, in die 
neue Friedensepoche eintreten? Es hätte sie zu bezahlen durch die Feindschaft Frankreichs, 
die ihm doppelt gefährlich sein würde , weil sie zugleich in Deutschland eine so gut als unbe- 
dingte Abhängigkeit von dem guten Willen Preussens im Gefolge hätte. Wir bezweifeln diesen 
guten Willen nicht, aber können Sie läugnen, dass die Verhältnisse manchmal stärker sind, als 
die Intentionen der leitenden Männer, und dass Oesterreich, um Angesichts der Einheitsbestre- 
bungen in Deutschland und der noch immer möglichen Conflicte mit Italien den Hass Frank- 
reichs auf sich zu laden, soliderer Garantien bedürfte, als des Versprechens , dass es in seinem 
Besitze nicht — oder doch nicht zu frühe — gestört werden solle ? 

Aber es sei auch nicht einmal bewiesen, fahr ich fort, dass das beantragte Bttndniss wirk- 
lich die Erhaltung des Friedens zu bedeuten haben würde. 

Man sei bei uns belehrt , unsere Macht und die Furcht vor ihr nicht zu hoch zu schätzen, 
und darum würde , wenigstens in der nächsten Zeit die Aussicht auf eine Theilnahme Oester- 
reichs am Kriege Frankreich nicht abhalten, den letzteren zu wagen, wenn es einmal den nöthi- 
gen Einsatz an materiellen und moralischen Mitteln aufwenden wolle , um ihn gegen Preussen 
und Deutschland zu unternehmen. Dagegen würde das Wort Goalition, jetzt nach Frankreich 
geworfen, weit weniger geeignet sein , die erwachten Leidenschaften zu dämpfen , als sie bis 
zum heftigsten Ausbruche zu entflammen. Selbst einer neuen nordischen Goalition gegenüber 
fühle sich Frankreich nicht vollkommen isolirt. Es habe dem Königreiche Italien noch Manches, 
es habe der Revolution in den Ländern seiner Gegner noch mehr zu versprechen, und es sei 
sich der wirklichen oder vermeintlichen Macht dieser Bundesgenossenschaft zu sehr bewusst, um 
nicht vielleicht heute oder morgen den Krieg einem den Nationalstolz verletzenden und für die 
Dynastie gefährlichen Zurückweichen vorzuziehen. 

Nun aber vergegenwärtige man sich endlich die verschiedenen möglichen Ausgänge eines 
Krieges. Sie werden mir zugeben, dass es kein erfreuliches Schicksal sein würde, gemeinsam 
mit Preussen zu unterliegen, und am Rheine, unter den Alpen, am adriatischen Meere das Ge- 
setz des Siegers annehmen zu müssen. Lassen wir aber diesen Fall als unwahrscheinlich bei 
Seite, denken wir uns Frankreich als überwunden , — können wir es darauf ankommen lassen, 
dass man uns alsdann das Prager Friedensinstrument in die Hand drücke und uns für dessen 
erfolgreiche Vertheidigung danke? Feme sei es von mir, die Erinnerungen des gemeinsamen 
Sieges über Dänemark wachzurufen , aber Sie begreifen , dass wir auch für jenen günstigsten 
der möglichen Fälle unsere Sicherheiten vorher nehmen müssten. " 

Graf TauflFkirchen hat in der That sich nicht für vorbereitet erklären können, auf alle diese 
Fragen zu antworten^ oder die ihm vor Augen gestellten Bedenken und Einwendungen zu ent* 
kräften. Er äusserte nur sein Bedauern, nach meinen Worten annehmen zu müssen, dass Oester- 
reich die von ihm aus Berlin mitgebrachten Vorschläge ablehne. Auch Freiherr von Werther 
seinerseits wiederholte mir diesen Ausdruck, Ich warnte jedoch sehr vor demselben, und ich 
bat, nicht von einer Ablehnung preussischer Vorschläge durch Oesterreich zu sprechen, da die 
Erläuterungen, die diess nöthig machen würde, nicht anders als nachtheilig wirken könnten, die 
Zukunft zu schonen sei, und es Thatsache bleibe, dass Oesterreich stets den Wunsch hegen 
werde, zu einer Wiederannäherung an Preussen und Deutschland die Hand bieten zu können. 

Ich zweifle nicht, dass was ich hier in den Hauptzügen kurz wiederholt habe^ dem königlich 
preussischen Cabinete durch die Berichte seines Gesandten vollständig zur Kenntniss gelangen 
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werde. Es wird jedoch auch zu Ihrer Aufgabe gehören , dafür zu sorgen , dass in der Auf- 
fassung meiner Aeussemngen keine Abweichung stattfinden könne. Ja es wird , wie ich glaube^ 
der Aufrichtigkeit und Loyalität, die man stets bei uns finden wird, würdig , dem Interesse der 
Annäherung aber nicht abträglich sein, wenn ich Ew. ermächtige, dem Herrn Grafen von Bis- 
marck den gegenwärtigen Erlass vollständig vorzulesen. 
Empfangen etc. etc. 



48. 
Freiherr von Beust an Grafen Trauttmansdorff in München. 

Wten, den 16, Mai 1867, 

Durch die Gefälligkeit des Herrn Fürsten von Hohenlohe kennen Ew. bereits den wesent- 
lichen Inhalt der vertraulichen Mittheilung, welche das Münchner Cabinet an uns hat richten 
wollen, um über die von ihm in Aussicht genonmienen Unterhandlungen mit dem norddeutschen 
Bunde Rücksprache mit uns zu nehmen. Der königliche Herr Gesandte hat mir Abschriften in 
Händen gelassen, sowohl einer Ministerial-Erklärung, welche ein Einverständniss Baiems mit 
Württemberg in dieser Sichtung beurkundet, als eines von dem königlich baierischen Staats- 
ministerium an die grossherzoglichen Regierungen von Baden und Hessen erlassenen Schreibens, 
wodurch die letzteren eingeladen werden, dieser Punctation beizutreten. Ich unterlasse nicht, 
beide Actenstücke Ew. zu persönlicher Eenntnissnahme mitzutheilen. 

Wie Ihre Berichte es uns angekündigt haben, hat Graf Bray mir den Wunsch seiner 
Regierung zu erkennen gegeben, vor der wirklichen Anknüpfung der Unterhandlungen mit 
Freussen unsere Ansicht über dieses Programm zu erfahren und wo möglich unserer Zustim- 
mung zu demselben versichert zu werden. 

Bei aller Würdigung der Motive, aus welchen dieser Wunsch hervorgeht, und bei aller 
Empfänglichkeit für das uns erzeigte Vertrauen habe ich dem königlich baierischen Gesandten 
auch bei diesem Anlasse nur wiederholen können, dass die Lage in Deutschland von gewissen 
Wahrheiten beherrscht wird , die man bedauerlich finden , aber nicht ohne gefährliche Folgen 
aus den Augen verlieren kann. Eine solche Wahrheit ist es , dass den Bestrebungen , welche 
Baiem im gesammtdeutschen Interesse , wie im Interesse der eigenen Sicherheit verfolgen zu 
können wünscht, die Bestimmungen des Prager Friedensvertrages entgegenstehen. Die Allianz- 
verträge der süddeutschen Staaten mit Freussen haben diese Bestimmungen, noch ehe sie 
geschrieben waren, verletzt, und ich habe unmöglich verkennen und verschweigen können, dass 
das Froject, welches die Unterschriften des Fürsten von Hohenlohe und des Freiherm von Vam- 
büler trägt, diesen Widerspruch noch bedeutend verschärfen, und vollständiger zur Erschei- 
nung bringen würde. 

Von einem süddeutschen Staatenvereine , wie er nach dem Prager Vertrage zwar in eine 
nationale Verbindung mit Norddeutschland eintreten, aber neben demselben in völkerrechtlicher 
Unabhängigkeit bestehen soll, ist in dei^ baierisch-württembergischen Funetationen keine Spur 
geblieben. Statt dessen stellen dieselben einen Organismus auf, in welchem — mit oder ohne 
gemeinsames Parlament — jede selbstständige Regung der vereinzelten süddeutschen Staaten 
regelmässig in dem Willen der norddeutschen Bundesmacht verschwinden muss. Die Fiction, 
dass z. B. Südhessen als Bundesglied gleiche Rechte mit dem gesammten Nordbunde haben 
soll, wird hieran offenbar sehr wenig ändern. Was aber Oesterreichs Stellung betrifft , so ist es 
gewiss unseres Dankes werth, dass man in München nur im Einverständnisse mit uns vorzu- 
gehen wünscht, allein der Umstand, dass die blosse Aufforderung an Oesterreich, über die Con- 
stituirung Deutschlands eine Meinung abzugeben, gewissermassen die Schranken des Vertrages 
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überschreitet, durch welchen im verflossenen Jahre der Friede in Deatschland hergestellt worden 
ist, macht fUr Oesterreich mehr noch als die dadurch gebotene Reserve eine recht klare Auf- 
fassung der Sachlage und eine derselben entsprechende Offenheit der Sprache zur Nothwen- 
digkeit. 

Demgemäss habe ich mich gegen den Herrn Grafen von Bray über das Verhältniss, in 
welchem wir zu den mit dem Prager Vertrage unvereinbaren Thatsachen, vergangenen oder 
künftigen, stehen, nochmals mit aller Aufrichtigkeit ausgesprochen. Ich habe ihm erklärt, dass 
Rücksichten der Opportunität sehr wohl die Regierung Sr. Majestät des Kaisers vorläufig bestim- 
men können, solche Thatsachen zu ignoriren, und dass diese Regierung gerne auch den deutschen 
Sympathien, welche sie sich bewahrt hat, Einfluss auf ihr Verhalten gestattet, so lange sie nicht 
die Interessen des eigenen Reiches für gefährdet halten muss. Das Verlangen dagegen, dass 
das kaiserliche Gabinet den Allianz-Verträgen, welche es bis jetzt stillschweigend hingenommen 
hat, und (Selbst noch weitergehenden Verletzungen des Prager Vertrages seine Zustimmung 
ertheil^n solle, dieses Verlangen habe ich unumwunden als unerfüllbar bezeichnet, und darauf 
hingewiesen, dass Oesterreich in seiner Lage vielmehr sich sorgfältig hüten müsse, irgendwie 
durch Wort oder That sich des Rechtes zu begeben , auf die Verfügungen des Prager Friedens- 
tractates zu gelegener Zeit sich zu berufen. 

Femer habe ich dem Grafen Bray nicht verhehlt, dass ich mir nicht zu erklären vermöge, 
wie man durch die vage Bestimmung des Münchner Progranmies, dass eine Allianz mit Oester- 
reich geschlossen oder angebahnt werden soUe, uns zu einer Aenderung unserer Haltung bewegen 
zu können glaube. Soll unter dem Worte Allianz, wie diess der völkerrechtliche Sprachgebrauch 
will, ein vorübergehendes Bündniss zu bestimmten Zwecken verstanden sein, so ist einzuwenden, 
dass solche Zwecke nicht bezeichnet sind, auch dermalen nicht wohl bezeichnet werden können. 
Denkt man aber an ein bleibendes Bundesverhältniss, durch welches die kaiserliche Regierung 
ihre Freiheit nicht für eine determinirte Action , sondern unbestimmt und für immer aufgeben 
würde, und welches andererseits eines der wesentlichen Elemente der politischen Neugestaltung 
Deutschlands bilden soll, so müsste man uns erstens von der Verpflichtung , uns an dieser Neu- 
gestaltung nicht zu betheiligen, feierlich dispensiren, und zweitens dürfte man nicht übersehen, 
dass eine Orossmacht sich nicht einer andern unterordnen, nicht fremden Zwecken dienen, an 
Beschlüsse, die ohne ihr Zuthun zu Stande kommen, sich nicht im Voraus binden kann. Ich 
zweifle , ob man in München in den Stand gesetzt sei, uns eine gleichberechtigte Stellung mit 
Preussen in einem neuen gesammtdeutschen Bunde darzubieten, — ist diess aber nicht der Fall, 
so sind die Staatslenker Oesterreichs genöthigt, sich auf die volle Freiheit zurückzuziehen, die 
sie für die früheren Rechte im Bunde eingetauscht haben. 

Die Schlussfolgerung, die ich aus allen diesen Betrachtungen ziehen muss, wenn ich mich 
in die Lage Baiems versetze, kann denn auch abermals nur dieselbe sein, die ich bereits mehr- 
fachen früheren Aeusserungen zu Grunde gelegt habe, lieber meine Meinung befragt, kann ich 
in Wahrheit nur sagen, dass ich glaube, Baiem werde wohl daran thun, in rein zuwartender 
Stellung zu bleiben und sich weiterer Schritte, die es über die durch den Prager Vertrag gezogene 
Linie hinausführen würden, zu enthalten. Oesterreich ist nicht mit Protesten gegen die August- 
verträge aufgetreten, aber man kann sich nicht darüber täuschen, dass diese Verträge zu der 
gefahrvollen Spannung der letzten Monate nicht wenig beigetragen haben. Mit Mühe hat die 
Londoner Gonferenz die mächtig herangewachsenen Besorgnisse so eben zerstreut, und Ynr 
können nicht dazu rathen, neue Thatsachen zu schaffen, durch welche die kaum verschwundenen 
Gewölke nur zu leicht in verstärktem Masse wieder angesammelt werden könnten. Unsere 
eigenen Bemühungen fUr den Frieden haben andererseits vollkräftig bewiesen , dass wir von 
unserer Unabhängigkeit keinen für Deutschland nachtheiUgen Gebrauch machen wollen, und es 
erhöht sich dadurch wohl auch unser Anspruch, dass man uns nicht eine noch mehr erschwerte 
und von dem vertragsmässig ausbedungenen Zustande noch weiter abweichende Situation gegen- 
überstelle. Ich kann nicht ermessen, warum unter den jetzigen Umständen fttr die süddeutschen 
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Regierungen eine Nothlage geschaffen sein sollte^ die ihnen hierin keine Wahl liesse, wohl aber 
scheint mir in den europäischen YerhäUnissen eine hinreichend deutliche Warnung vor jedem 
Schritte zu liegen^ durch welchen anstatt der luxemburgischen Frage noch ernstere und vielleicht 
durch die bestgemeinte Vermittlung nicht mehr zu beseitigende Conflictsfälle zur Tagesordnung 
befördert werden könnten. 

Im Vorstehenden habe ich den wesentlichen Sinn der Antwort aufgezeichnet , welche ich 
dem bairischen Herrn Gesandten auf seine Mittheilung zu ertheilen hatte. Sie bestätigt zwar 
nur^ was dem königlichen Cabinete bereits früher und namentlich auch durch die Berix^hte des 
Orafen Tauffkirchen bekannt geworden ist, doch glaube ich Ew. ermächtigen zu sollen , Ton der 
gegenwärtigen Depesche den königlichen Herrn Minister Fürsten von Hohenlohe vertraulich 
Einsicht nehmen zu lassen. 

Empfangen etc. etc. 
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49. 
Le Baron de HObner au Baron de Beust. 

Rome, le 15 novembre 1866* 

Quoique aucnn fait notable ne se soit passö ici depnis leg derniers rapports de M. 
le Baron d'Ottenfels^ je crois nöamnoins de mon devoir de rendre compte k Votre Excellence de 
la Situation , teile qu'elle se präsente ä mon esprit an moment m^me oü nons allons toncher k 
nne crise qui marqnera dans les annales dix-nenf fois söcnlaires de la Papantö. 

J'ai en Thonnenr d'approcher le Saint-P6re pen de joors aprfes mon retour, et je suis 
heureux de pouvoir afSrmer que j'ai trouvö Sa Saintetö en parfaite santö et dans des disposi- 
tions d'esprit dignes du Chef de TEglise et de la Situation pricaire et pörilleuse od II se trouye. 

Le Souverain-Pontife n'espfere et ne craint plus rien des hommes. H aime et II croit 
pouvoir compter toujours sur les sympathies et les sentiments y m'a-t-D dit, d'affeetion filiale de 
notre Auguste Mattre, mais H comprend que dans le moment actuel Sa Majestö FEmpereur ne 
pourrait Lui pr^ter le secours de Ses armes. H est parfaitement au fait de ce qui se passe en 
France , des embarras oü se trouve TEmpereur Napoleon , qui cherche sincörement , mais Sans 
les avoir trouvöes jusqu'ä präsent, des garanties efficaces dont il dösire entourer la Papaut6 
apris le retrait de ses troupes; jdes trös-bonnes dispositions de llmpöratrice Eugönie, et des 
sympathies presque universelles que rencontre dans ce pays le sort du St.-Si6ge au sein des 
populationd et dans presque toutes les classes de la societö. Et quoique mon auguste inter- 
locuteur m'ait r^p^tö ä plusieurs reprises qu'Il ne mettait plus Ses esp^rances que dans le 
secours de la divine Providence , j'ai cru cependant entrevoir qu'Il n'a pas compl^ement döses- 
pörö de voir TEmpereur Napolöon, au demier moment, prendre teile mesure qui serait de 
nature ä faire au moins ajoumer une catastrophe et ä mönager k la Papautö les bön^fices du 
temps qui si souvent lui a ^tä favorable. 

Sa Saintet6 m'a aussi parl6 avec Emotion des bonnes dispositions que Lui t6moignait Sa 
Majest^ la Reine d'Espagne. Non que le Pape y attache une grande valeur pratique, mais elles 
sont douces k Son coeur, et H a aussi fait allusion, sans s'en expliquer davantage, aux marques 
de Sympathie d'autres Puissances, lesquelles, pour n'en avoir pas d'autre importance, indiquaient 
cependant k quel point Texistence du pouvoir temporel du St.-Si6ge ötait jugöe par presque 
tout le monde comme une n^cessitS europäenne, et parce que ces tömoignages d'intäret, qui ne 
resteraient pas un secret k Paris, encourageraient peut-etre le Souverain de la France k faire un 
effort supr§me pour ne pas @tre accus6 d'avoir laiss6 triompher les ennemis de la Papaut6. 

J'ai k peine besoin d'ajouter que l'attitude du Gouvernement Italien, malgr^ la permission 
accord^e k un grand nombre d'Ev8ques de retoumerdansleurs dioc^ses, estloin d'inspirer de la 
confiance au Pape. H a relev6, nomm6ment, un passage de la r6ponse faite k Turin par le Roi 
Victor - Emmanuel k une d6putation vönitienne, celui oti Sa Majest^ a dit: „Fltalia 6 fatta, ma 
non 6 compiuta.^ L'ordre a 6t6 donnöä Mgr. Chigi de faire connaftre au Gk)uvernementfran9aisles 
impressions que ces paroles ont laissöes au Saint-P^re, qui les considftre comme une döclaration 
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de guerre contre le St.-Si6ge et comme nn dömenti solopnel donnä par le Roi en personne k 
rinterprötation fran^aise de la Convention dn 15 septembre. 

Lorsque j'ai yu le Fape^ Ses denx allocntions du 29 octobre venaient de paraltr^. II a daign6 
m'en parier ^ disant qn' H avait jngä nöcessaire de ne pas laisser ignorer anx fidMes, autant ' 
qn'aux amis ti6des et anx ennemis d6clar6s , qu'Il ätait räsignä m^me anx plns grands sacrifices 
plntöt qne de Se laisser priyer de la libertö qn'il Lni fallait ponr exercer Son saint ministfere. 

Mon langage 6tait conforme k mes instmctions. J'ai assnrö Sa Saintet6 de la eontinnation des 
sentimens d'affection et de respeet de Sa Majest6 TEmperenr, qui ätaient et seraient tonjours 
invariablement les mSmes. Je n'ai pas en besoin de m'appesantir snr les dif&cultäs ayec les- 
qnelles le Gonvemement Imperial avait en ce moment ä Intter, pnisqne le Pape m'en ayait parlö 
le Premier avec nne eonnaissance et nne convenance parfaites ; enfin j'ai soignensement ^vitö tont 
ce qni ponrrait £tre interprötö comme nn conseil tendant ä exercer de Tinflnence snr les röso- 
Intions importantes qne le Pape sera appel6 ä prendre dans teile on teile öventnalit^. 

Je tiendrai le meme langage^ et je me renfermerai dans la meme röserve, vis-ä-vis de tons 
cenx qni par lenr position sont ä m§me de me parier affaires , et si des insinnations contraires 
venaient k votre eonnaissance — car il ne manque pas ici de personnes qni prennent k täche de 
mettre la zizanie entre les Gonrs de Yienne et de Paris , — Votre Excellence ponrra, en bonne 
conscience^ faire dömentir de pareils bmits, tont comme Elle pent 6tre persnadöe qne je n'appni- 
eraiici^ ni enconragerai jamais ancnne combinaison qniporterait atteinte anxint6r6ts et äThonnenr 
de la Papantö , on anx principes conservatenrs , dont la defense a fait k travers les siöcles la 
grandenr, la force et la gloire de TAngnste Maison d' Antriebe. 

Agräez etc. 



50. 
Le Baron de Beust au Baron de HQbner ä Rome. 

Extrait. Vienne^ le 11 novembre 1866. 

L'Emperenr ordonne Tenvoi k Civita - Vecchia d'nn navire de guerre Imperial qni devra 
y stationner et rester k votre disposition en cas d'övönement. Pr6venez-en confidentiellement 
le Cardinal Antonelliy mais täcbez qn'on n'interprite pas ce fait comme si nons voulions in- 
flnencer les d^terminations öventnelles dn Saint-Pfere et L'enconrager k quitter Rome. 



51. 
Le Baron de Beust au Prince de Metternich ä Paris. 

Vienney le 16 novemhre 1866. 

En Provision des öv^nemens qni ponrraient avoir lieu k Rome, dans le courant de Thiver, 
aprös le ddpart des tronpes fran^aises, le Gonvemement Imperial vient d'envoyer k Civita- 
Vecchia nne corvette de guerre k vapeur qni devra y stationner et rester k la disposition de 
M. le Baron de Httbner. 

Nons ne voulons nuUement exercer une inflnence quelconque sur les ddterminations du 
Saint-Pire, et il n'entre pas dans notre pensde de Lni reeommander indirectement le ddpart , en 
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Lui facilitant les moyens de Teffectuer. Nous dösirons, au contraire, que Sa Saintetö ne suive 
qne Ses propres inspirations k l'ögard de la conduite qu'EUe sera dans le cas de tenir aprfes 
Tövaeuation de Rome. La pr6sence ä Civita-Vecehia d'un bätiment de guerre autrichien n'est 
qu'une mesnre de pr6caution, toute naturelle & une 6poque oft des troubles peuvent surgir ä 
Rome et menacer la 8Üret6 personnelle de T Ambassadeur de TEmpereur, ainsi que des sujets 
autrichiens. Nous savons, d'aiUeurs, que d'autres Puissances agissent de meme et nous ne 
faisons que suivi-e leur exemple. 

En annon^ant ä M. le Baron de Hübner Fenvoi de ce navire, je lui ai recommand6 de 
faire en sorte que les intentions du Gouvernement Imperial ne fussent point m^connues par 
le Gouvernement pontifical; aussi bien que par le public, et interprdt^es dans un sens contraire 
ä nos vnes. 

Je me suis empress6 de donner ä M. le Duc de Gramont des explications analogues et 
j'engage Votre Altesse k S'^noncer de meme envers M. le Ministre des affaires ötrang^res. 

Recevez etc. etc. 



52. 
Le Prince de Metternich au Baron de Beust. 

Parts, le 20 novembre 1866. 

J'ai communiquä k M. le Marquis de Moustier la d6p§che que Votre Excellence m'a 
adressöe le 16 de ce mois concemant Tenvoi k Civita-Vecehia d'un bätiment destinö k Stre mis 
k la disposition de notre Ambassadeur. 

Le Ministre des affaires ötrangferes avait 6t& averti par M. de Gramont de cette mesure 
et il a d6jä fait connattre par le tölägraphe k TAmbassade de France sa manifere de voir k ce sujet. 

Je me permettrai de r6sumer ce que j'ai pu comprendre et retenir de ma conversation avec lui. 

Le Pape a 6t6 fort m^fiant il y a quelques semaines. H aurait provoquö lui-mSme Tenvol 
d'une flotille composde de vaisseaux de toute nationalitö, qui serait regard6 comme une dömon- 
stration. La Puissance protectrice quittant son poste, on voulait faire intervenir les autres Puis- 
sances et dans tous les cas faciliter au Saint-P6re les moyens de fuite. 

Comme d6monstration , M. de Moustier trouve que cette mesure est imprudente. 

En rassemblant un appareil guerrier k Civita-Vecehia, les Puissances ont l'air de partager 
les m^fiances de Rome et elles essajent de remplacer la protection morale de la France par un 
semblant de protection materielle qui effrayera et contiendra bien moins la rövolution. Donc elles 
rendent au Saint-P6re un mauvais Service. 

L'Autriche est plus en droit que toute autre Puissance d'intervenir en faveur de ses sujets 
et de son Ambassadeur qui, k cause des anciennes rivalitös nationales, pourraient 6tre plus 
menacös que d'autres. M. de Moustier croit savoir que les intentions de Votre Excellence 
sont tr6s-sincöres et ne cachent pas des vellöitös politiques, mais il croit que meme TAutriche 
ferait bien de ne pas envoyer un bätiment k Civita-Vecehia, mais de le mettre simplement k 
port6e sur un autre point afin de ne pas avoir V apparence de se joindre aux bätimens qui 
auront Tair de vouloir relever les sentinelles que la France est sur le point de retirer. 

J'-ai remarqn^ que M. de Moustier se montrait fort susceptible sur cette affaire. Le 
Nonce ne m'a pas each6 qu'il avait 6t6 vivement interpellö de son cötö par le Ministre sur les 
prdtendues dömarches que le Saint-P6re aurait faites mSme en Am^rique pour rassembler une 
force navale importante devant Civita-Vecehia. 

Agr6ez etc. etc. 
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53. 

m 

Le Baron de Beust au Prince de Metternich k Paris. 

Vtenne, le 24 novembre 1866. 

M. ^Ambs^s8adeur de France est venu m'entretenir d'une d^pSche qu'il a re^n de son 
Gouvernement au sujet de Tenvoi d'un navire de guerre autrichien ä Civita-Veöchia. 

D'aprfes ce que m'a dit le Duc de Gramont, le Cabinet des Tuileries semble n'avoir pas 
bien accueilli cette nouvelle. H relöve d'une manifere assez marqu6e la difförence qui existerait 
dans cette circonstance entre la conduite du Gouvernement Imperial et celle de la Cour de 
Berlin. Cette demi^re , qui se plait ä tömoigner depuis quelque temps im trfes-vif int6r6t pour la 
cause du Saint-Pfere, aurait eu 6galement Tintention de faire stationner k Civita-Vecchia un bäti- 
ment de sa marine. Mais avant de r^aliser ce projet, le Gouvernement prussien avait pris soin 
de se consulter avec le Gouvernement fran^ais et sur les objections pr6sent6es par celui-ci, cette 
id6e aurait 6t6 abandonn6e. M. le Marquis de Moustier regrette que le Gouvernement Impe- 
rial n'ait pas agi de meme et ne se soit pas montr6 disposö k se concerter avec la France 
avant de prendre une d6cision. 

J'ai fait observer k M. TAmbassadeur de France qu'il me paraissait en g6n6ral plus con- 
venable de ne chercher k 6tablir une entente que si on 6tait bien d6cid6 ä faire d^pendre ses 
r^solutions de cet accord. Dans plusieurs occasions^ la France nous avait präcis^ment reprochä 
d'avoir commenc6 k nous concerter avec eile , sans avoir ensuite suflfisamment tenu compte de 
ses vues. Ces essais infructueux n'avaient servi qu'ä jeter du froid dans nos relations^ et je me 
croyais donc Obligo, dans TintörSt mgme de nos bons rapports, de ne pas renouveler k la lägfere 
des tentatives pareilles, sans savoir d'avance oü elles nous conduiralent. 

Dans le cas präsent; plusieurs consid^rations devaient nous amener k prendre une d6ter- 
mination ind^pendante. Lors de son d^part de Yienne, M. le Baron de HUbner avait fort insistö 
auprfes de Sa MajestÄ FEmpereur pour obtenir Tenvoi d'un bätiment de guerre, et le Gouverne- 
ment Imperial s' 6tait d^jä. en quelque sorte engagä k lui accorder sa demande. 

L'Autriche, comme Puissance cathoUque^ 6tait k Bome dans une tonte autre Situation 
que la Prusse, qui y a moins de devoirs k remplir et moins d'int^rSts k prot^ger. En eas de 
troubles, il est^ de plus^ Evident que TAmbassade et les sujets de TEmpereur^ notre Auguste Mattre, 
se trouveraient plus expos^s que le Repräsentant et les nationaux prussiens. Toutes ces raisons 
militaient en faveur d'une mesure qui ne devait nullement Stre une dömonstration politique, 
mais un simple acte de pr6caution. 

J'avais pris grand soin de lui donner uniquement ce caractöre dans les Instructions trans- 
mises k M. le Baron Hübner et je m'^tais empressä de faire parvenir k PariS; par l'intermä- 
diaire du Duc de Gramont et le vdtre, les explications les plus complötes et les plus rassu- 
rantes. Je ne voyais donc pas qu'il j edt lieu de nous reprocher dans cette affaire un manque 
de proc6des k T^gard du Gouvernement fran^ais et j'espärais voir disparattre bientot une Prä- 
vention que rien dans notre attitude ne pouvait justifier. 

Ce langage m'a paru produire une Impression favorable sur le Duc de Gramont, qui m'a 
promis d'en rendre un compte fid^le k son Gouvernement et derassurer M.le Marquis de Moustier. 

J'engage Votre Altesse k s'änoncer dans le mSme sens envers M. le Ministre des afifaires 
ätrangäres, afin de dissiper entiärement des mäfiances auxquelles nous tenons beaucoup k ne 
point donner prise. 

L'entretien que Votre Altesse a eu sur le meme sujet avec M. le Marquis de Moustier et 
dont traite le rapport Litt. A du 20 de ce mois, confirme les donnäes que j'ai recueillies de la 
bouche du Duc de Gramont relativement k Timpression produite sur le Gouvernement fran^ais 
par Fenvoi d'un bätiment de guerre autrichien k Civita-Vecchia. 
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Le Gouvernement Imperial n'y voit pas un motif pour modifier des ordres qui sont d^jä en 
Toie d'exöcution, mais je dösire d'aatant plus effaeer, ou du moins diminuer, par des assu- 
ranees tranquillisantes, les soupQons qui ont 6tö con^us k Paris. 

Kecevez etc. etc. 



54. 
Le Baron de Beust au Baron de Hübner ä Rome. 

VtennCf le 25 novemhre 1866, 

Malgrö les explications que je me suis empressö de donner au Gouvernement fran^ais, en 
lui annon^ant Tenvoi d'un navire de guerre autrichien k Civita- Vecchia , le Cabinet des 
Tuileries s'est un peu ämu de cette nouvelle. 

La döpSche ci-jointe en copie que je viens d'adresser k M. le Prince de Mettemich fera 
connaltre k Votre Excellence Tentretien que j'ai eu k ce sujet avec M. le Duo de Gramont. 

La susceptibilit6 dont le Gouvernement fran^ais a fait preuve dans cette circonstance 
m'engage k vous recommander encore une fois, M. le Baron ; d'öviter avec soin tout ce qui 
pourrait se prSter k une fausse Interpretation et foumir des armes k ceux qui cherchent k nous 
repr^senter comme excitant contre la France les m^fiances du Saint-Si6ge. 

Recevez etc. etc. 



55. 
Le Baron de Beust au Baron de HQbner ä Rome. 

Vienne, le 26 novembre 1866» 

J'ai pris connaissance avec beaucoup d'int^rSt des rapports que Votre Excellence m'a 
adressös en date du 15 de ce mois, sous le n° 38. Le compte-rendu de vos entretiens avec le 
Saint-P6re et le Cardinal Antonelli y ainsi que le tableau que vous tracez de la Situation^ n'est 
pas de nature k nous inspirer de la confiance dans Tavenir röservö au Gouvernement pontifical 
apr^s r^vacuation de Korne par les troupes fran^aises. 

Je ne puis, d'ailleurs, qu'approuver, M. le Baron ; la röserve que vous vous imposez 
dans votre attitude et votre langage. Nous devons, en effet, äviter avec soin d'encou- 
rager chez le Gouvernement pontifical des esp^rances exagöröes sur le degr6 d'appui que 
TAutriche est aujonrd'liui en mesure de lui prSter. Tout notre intörSt et toutes nos sympathies 
sont acquises k la cause du Saint-Siöge ; mais notre dövouement ne peut malheureusement pas 
dans les circonstances actuelles se traduire par des actes assez efficaces pour couvrir d'une 
protection assuröe le tröne chancelant du Saint-Pöre. Nous constatons avec reconnaissance que 
Sa Saintetö et le Cardinal Secrötaire d'Etat , tout en rendant justice aux bonnes intentions du 
Gouvernement Imperial; appröcient les difficultös de sa Situation et ne lui demandent pas de 
secours matörieL 

Recevez etc. etc. 
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56. 
Le Comte de MOlinen au Baron de Beust. 

Varis, Le 6 decembre 1866, 

J'ai enfin eu Thonneur de voir ce matinM. le Marquis de Moustier et de lui faire les commoni- 
cations dont Votre Excellence ayait eharg^ rAmbassadeur de TEmperenr. Je n'ai pas manqu6 
de faire ressortir aupr^s de M. le Ministre des affaires ^trangferes Tattitude prndente et 
la röserve observöe par le Baron de Hübner vis-ä-vis du Cabinet pontifical dans un moment 
oü tous les regards ^aient tournes sur nons et oü il ne manquerait pas de personnes trop dis- 
pos^es k mettre sur notre compte toute resistanee de Sa Saintetä ä ce qui pourrait lui paraltre 
porter atteinte k Ses droits et ä Sa libertö d'action. J' ai appuy6 tout particulier^ment sur ce 
que cette attitude conforme aux instructions de Votre Excellence avait rencontr^ de Sa part 
Tapprobation la plus large et qu'Elle avait engag6 TAmbassadeur de TEmpereur ä persöverer 
dans cette conduite afin de ne donner aucun pretexte ä des möfiances et ä Taccusation que 
TAutriche aggravait les difficult^s de la question romaine. J' ai termine en exprimant au nom 
du Gouvernement Imperial la conviction que le Cabinet des Tuileries avait la ferme Intention^ 
tout comme il avait le pouvoir de faire respecter la Convention du 15 septembre dans ses stipu- 
lations concemant le maintien de la Souverainet6 temporelle du Saint-Pfere. 

J'ai eu la satisfaction de constater que mes d^clarations faisaient une Impression trfes favo- 
rable sur mon interlocuteur qui.ne s'est pas borne ä me prier de remercier Votre Excellence du 
prix qu'Elle mettait ä. ^viter k Kome tonte cause de froissement ou tout prätexte de dissentiment 
entre les Cabinets de Vienne et des Tuileries. H a ajoutä que les rapports qu'il recevait de la 
capitale de la Chrötientö confirmaient en tous points ce que je venais de lui dire et qu' il se 
f(6licitait sinc^rement d'un accord qui ne pouvait qu'etre utile k une cause que la France tout 
comme TAutriche avait int^ret k d^fendre et k voir sortir victorieuse des embarras qui 1' entourent. 

M. le Ministre des affaires 6trang6res m'ayant demandä si je n'avais pas regu d'in- 
formations sur Tetat des choses k Eome, je me bomai k lui parier de Fimpression fächeuse qui 
ainsi qu'il devait le savoir d^jä, avait 6t6 produite sur le Souverain Pontife par la circulaire du 
Baron Ricasoli et par le discours du Boi Victor-Emmanuel aux d^putös v^nitiens. 

„J'admets^; me fit observer le Marquis ^ „qu'en effet les termes de ces documens laissent 
ä desirer, mais je puis vous donner Tassurance qu'il ne faut pas y attacher trop d'importance. 
L'interpr6tation que la France donne^ et ellß ne Ta pas cache ä Florence , aux paroles 
„„ritalia fe fatta, ma non compiuta"'^, est que Tltalie existe, et qu'elle n'a donc plus besoin 
d'etre cr^^e; quant au „„non 6 compiuta^^, cela doit signifier que lltalie a encore beaucoup 
de choses k faire pour devenir un ätat vivant d'une vie regulifere, et je n'admets pas que cette 
phrase puisse signifier que Tltalie a encore des conquetes territoriales en vue. Je vous dirai 
meme que le Baron Ricasoli avant le voyage de Venise a reconnu que lltalie avait le devoir 
d'ex^cuter la Convention non seulement dans sa lettre^ mais aussi dans son esprit.^ 

Je fis observer au Ministre que cette döclaration si peu d'accord avec la pr^tention mise 
jusqu'ici en avant par lltalie d'interpräter la Convention k son sens constituerait un vrai progr^s, 
mais que je devais m'6tonner alors de voir la circulaire de M. de Ricasoli tomber dans les 
anciens erremens. 

Le Ministre admettant la justesse de cette remarque me r^pondit : 

„Aussi ai-je fait comprendre k Florence que de meme qu'on fermait la porte du passä et 
la porte du präsent ^ la France exigeait qu'on fermät ägalement la porte de Tavenir et qu'on ne 
la laissät pas entrouverte pour livrer passage k des äventualitäs inadmissibles. Toutefois il ne 
faut point oublier que le Gouvernement italien est obligä de tenir compte de certains courants 
qui existent encore dans un pays mal assis, et de les flatter. C'est k cette näcessitä qu'il faut 
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attribuer quelques passages de la circulaire qui ont 6tö fort mitigäs depuis par les d^clarations 
du Ministre des affaires ötrangferes qui ne peuvent laisser un doute sur la ferme intention du 
Cabinet italien de respecter et de faire respecter la Convention. C'est ainsi qu'il use de tout 
8on credit sur le parti avancS pour le dissuader de toute maQifestation mSme pacifique qui püt 
donner des embarras au Gouvernement du Saint Pfere aprfes le döpart des troupes frangaises.'* 

Mon interlocuteur termina cette partie de son entretien en me disant que Tevacuation ätait 
en voie d'ex6cution, que tout avait fait un devoir ä la France de ne point la retarder. D'abord 
le moment semblait propice , aprfes les ävänemens qui avaient si inopin^ment donn^ ä Tltalie 
une satisfaction k laquelle eile ne pouvait s'attendre. Ensuite , pour exiger une Observation 
scrupuleuse d'un engagement bilateral, il ^tait urgent de precher d'exemple et de se montrer 
tout aussi empress^ k remplir les promesses que d'un autre c6t6 on avait faites.^ 



57. 
Le Baron de Beust au Comte de Mülinen ä Paris. 

Vtenne, le 12 d^cembre 1866, 

J'ai pris eonnaissance avec beaucoup d'intörSt des rapports que vous m'avez adressös en 
date du 6 de ce mois sous le n** 72. 

Je constate avec plaisir que le Gouvernement iran^ais semble renoncer, du moins pour le 
moment, aiix m^fiances qu'il ne temoigne que trop souvent ä Tdgard de Tattitude du Cabinet 
Imperial dans la question romaine. Les explications Ächangees au sujet de Fenvoi d'un bäti- 
ment de guerre autrichien ä Civita-Vecchia paraissent avoir dissip6 les pr6ventions congues au 
Premier abord et j'espfere que cet incident peut etre consid6r6 comme vide. 

Vous vous Stes conformö k nos intentions en faisant ressortir la conduite prudente et 
r6serv6e que tient M. le Baron de HUbner. Je continue , d'ailleurs, k lui recommander 
le maintien de la meilleure intelligence possible avec son coUfegue de France. Ainsi que vous 
le verrez par Textrait ci-joint d'un des demiers rapports de M. le Baron de Htibner, cet 
Ambassadeur se rend parfaitement compte de Timportance que nous mettons k ne point öveiller 
inutilement les susceptibilitös frangaises. II appelle, en mgme temps , mon attention sur les 
difficult6s de saposition et sur les efforts qui sont tent6s des c6t6s les plus divers pour empgcher 
jusqu'au simulacre d'une entente entre les Ambassades d' Antriebe et de France k Rome. Je 
crois devoir vous communiquer les renseignemens que me donne k ce sujet M. le Baron 
de Hübner, afin que vous puissiez, le cas 6ch6ant, vous* en servir pour r6duire k leur juste 
valeur les d6nonciations qui parviendraient jusqu' k Paris, 
ßecevez etc. etc. 



58. 
Le Comte de MUlinen au Baron de Beust. 

Parts j le 21 d4cembre 1866, 

J'ai donn6 eonnaissance k M. le Marquis de Moustier de la d6peche du 12 döcembre 
cotie n* 1 et j'ai cru utile de lui donner 6galement lecture de quelques passages de son 

9» 
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annexC; dans laquelle rAmbassadeur de TEmpereur ä Borne appnie snr la circonspection dont 
döjä avant rarriTäe des instructions de Votre Excellence il avait pris rinitiative dans ses rap- 
ports avec la Cour de Rome, p6n6tr6 qu'il itait des exigences de notre politiqne. 

Ce nonvean tömoignage du dösir qui anime le Cabinet Imperial et Royal d'^yiter au 
GouTemement fran^ais tout ce qui pourrait lui cr6er des embarras dans un moment oü il täche 
d'amener la question romaine k une conclusion relativement satisfaisante, a 6ti appr6ci6 comme 
il le m^ritait par M. le Ministre des affaires ötrangferes, qui m'a röitörö que tout ce qui lui 
reyenait de Rome et ce que M. de Sartiges lui avait dit verbalement confirmait les assurances 
du Gouvernement Imperial et de M. le Baron de Httbner. H a ajoutä que TAmbassadeur de 
notre Auguste Maltre, ä son passage par Paris ^ avait eu Toccasion de lui dövelopper des 
vues qu'il n'avait pu qu'approuver et qui concordaient complötement avec ses actes depuis son 
arrivie ä Rome. 

Mon interlocuteur a saisi cette occasion pour me döclarer de nouveau fort gracieusement 
et cat^goriquement que la m^fiance n'avait jamais eu accös dans son esprit k Fendroit de 
rAutriche, que dans la question de Fenvoi k Civita-Vecchia d'un bätiment de la marine de guerre 
de TEmpereur, c'ötait nous qui avions pris Tinitiative d'explications dont il se plaisait k recon- 
nattre la franchise et la cordialitä. Quant k lui il n'avait jamais eu Tidäe de nous interpeller k 
ce sujet et encore moins de nous adresser un reproche. II consid^rait donc avec Votre 
Excellence V incident comme vid6 et le Gouvernement fran^ais ne pouvait que se föliciter de 
Tempressement mis par le Cabinet de Vienne k prövenir tout ce qui 6tait de nature k jeter 
Tombre m^me de la ddfiance dans les relations des deux pays. 

Agröez etc. etc. 



59. 
Le Baron de Beust au Prince de Metternich ä Paris. 

Vienne, le 13 mars 1867. 

Depuis la demiire crise ministerielle k Florence et la dissolution du parlement, il se 
produit dans la Pöninsule italienne une agitation dont on ne saurait möconnattre le caract&re de 
gravitö. C'est prlncipalement sur le terrain de la question religieuse que semble s'engager 
la lutte entre les partis et nous voyons avec peine öclater k cette occasion un redoublement de 
manifestations hostiles contre le Saint Si6ge. La toumöe que Garibaldi fait en ce moment est 
exploit^e pour exciter au plus haut degr^ les passions populaires contre le Pape y le clergö et 
r Eglise catholique. Le cälfebre agitateur et ses amis emploient toute Tinfluence dont ils peuvent 
encore disposer pour soulever les esprits contre la Cour de Rome, que des discours et des Berits 
d' une virulence extreme dösignent comme un ennemi devant 6tre terrassö k tout prix. 

Cette Situation, qui n' est pas sans danger pour le Gouvernement Italien lui-meme , jette 
des alarmes bien naturelles dans le coeur de tous les catholiques dövouös k la cause du Sain 
Siöge. Le Gouvernement pontifical voit grossir Torage qui le menace et s'attend k subir quelque 
nouvelle attaque. II ne peut se dissimuler sa faiblesse materielle en face de ses nombreux et 
puissans adversaires ; aussi ses inquietudes redoublent elles et Mgr. le Nonce Apostolique nous 
a fait confidentiellement part des vives apprähensions que les circonstances actuelles inspirent 
k sa Cour. 

Nous devons präsumer que ces craintes du Saint Si&ge ne sont pas ignoröes du Gouver- 
nement fran^ais. Elles nous paraissent trop justifiäes pour que nous puissions croire que 
TEmpereur Napoldon reste entiferement indifferent aux p6rils qui menacent Tindöpendance et 
jusqu' k Texistence mgme du tröne pontifical. II n'y aurait donc rien d'ötonnant k ce que le 
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Cabinet des Tuileries eüt jug6 Tinstant venu de prendre en s6riense considöration r^ventualitö 
d'ane tentative du parti avane6 pour renverser la domination papale k Rome. La Convention 
dn 15 geptembre offrait aux yeux du Gouvernement fran^ais une garantie positive eontre de 
pareilles entreprises ; mais en pr6senee de la erise aetuelle , il est permis de douter que le 
Gouvernement italien ait , sinon la volonte, du moins la foree de faire respecter scrupuleusement 
la lettre et Tesprit de cette Convention. 

II nous importerait, en tous cas, de savoir si ce doute ne se präsente pas & Tesprit de 
TEmpereur Napoleon et de ses Ministres et si le Gouvernement fran^ais n'est pas, en cons6- 
quence, plus dispos^ aujourd'hui qu' il ne Tötait auparavant , k pr6voir le cas oü une entente 
entre les principales Puissances catholiques deviendrait n^cessaire pour sauvegarder les grands 
intörSts qui se rattachent k Texistence du tröne pontifical. 

Votre Altesse connait les sentimens qui animent dans cette question TEmpereur, notre 
Auguste Mattre. Je puis me dispenser d'insister iei sur Tempressement que mettrait le Gou- 
vernement Imp6rial k se prononcer en faveur du Saint Si6ge et k contribuer k le maintenir. 

D'un autre cöt^, une juste appreciation de la Situation, ainsi que les bons rapports qui 
nous unissent au Gouvernement frauQais et qui , j'aime k le reconnaltre , semblent se consolider 
chaque jour davantage sur un autre terrain, nous porte k ne point vouloir nous s6parer dn 
Oabinet des Tuileries sur un point oii nous avons , d'ailleurs , tant d'int6rets identiques. Nous 
avons toujours cherch^ k 6tablir un accord avec le Gouvernement fran^ais sur la question 
romaine et tel est encore aujourd'hui le but de nos dösirs. 

Nous croyons le moment opportun pour constater encore une fois nos dispositions k cet 
6gard et pour faire savoir au Gouvernement fran^ais que nous sommes prSts k nous unir k lui, 
afin de parer aux ^ventualit6s de la crise aetuelle en Italic. C'est dans cette pensöe que nous 
avons jug6 utile d'aborder ce sujet et c'est dans ce sens que j'invite Votre Altesse k en entre- 
tenir confidentiellement M. le Marquis de Moustier. 

Depuis que la question romaine a fait Tobjet de vos conversations avec ce Ministre y il est 
incontestable que la Situation a pris un nouveau caractfere de gravitö et ce fait me semble süf- 
fisant pour provoquer un nouvel behänge d'id6es. 

En engageant Votre Altesse k s'inspirer de ces considörations , je La prie de m'informer 
bientot de Taccueil que rencontrera aupris du Gouvernement frauf ais une dömarche qui nous 
est suggörde antant par le ddsir de resserrer Fentente entre. TAutriche et la France que par les 
pröoccupations dues aux 6v6nemens qui peuvent se pröparer dans la pöninsule italienne. 

Kecevez etc. etc. 



60. 
Le Baron de Beust au Baron de KUbeck k Florence. 

Vtenne, le 12 septembre 1867. 

Par votre rapport cotö litt. A du 7 de ce mois vous me donnez quelques renseignemens 
öur les mouvemens de Garibaldi et sur les mesures prises par le Gouvernement italien pour pro- 
venir une invasion k main armde du territoire romain. 

Ainsi que Votre Excellence le verra par le rapport ci-joint en copie de M. le Baron 
d'Ottenfels, on s'est dmu pendant quelque temps k Rome des prdparatifs du celdbre agitateur. 
Cependant la tranquillitd n'a pas dt6 troublde et le Gouvernement pontifical croit pouvoir comp- 
ter sur ses propres forces pour repousser les bandes qui franchiraient la frontifere ^ si celles-ci 
n'dtaient point appuyöes par le Gouvernement italien. 
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Nous aimons ä croire que M. Rattazzi continuera k prendre des mesures sörieases 
pour empecher que le retour de Garibaldi de Suisse ne deyienne le signal de d6sordre8 qu'un 
Gouvernement regulier ne saurait tolörer. Nous ne pouvons voir sans de legitimes inquiötudes 
les facilit^s dont jouissent les agitateurs sur la frontifere romaine, et il devrait 6tre dans Y int6ret 
meme du Gouvernement italien d'^touffer dans leur germe les complications qu'une entreprise 
garibaldienne sur Kome ne manquerait pas de faire nattre. 

Recevez etc. etc. 



61. 
Le Baron de Beust au Baron de Kübeck ä Florence. 

Vtenne, le 27 septemhre 1867. 

Vous connaissiez les legitimes pr^occupations qu'inspiraient au Gouvernement Imperial 
les progr^s croissans de Tagitation garibaldienne en Italic et les pröparatifs bruyants qui se 
faisaient ouvertement contre Rome. Les informations qui nous 6taient transmises ne diminuaient 
pas nos inqui^tudes et nous avions tout lieu de craindre qu'une atteinte sörieuse ne fült portöe & 
la tranquiUit^ publique par une violation du territoire pontifical. 

La d6termination ^nergique que vient de prendre le Gouvernement italien öcartera, je 
Tespfere , les dangers que nous redoutions. En se döcidant ä faire arreter Garibaldi, le Gouver- 
nement italien a donn^ une preuve de sa force et en meme temps de sa ferme volonte de 
respecter les engagemens qu'il a contractös k Tögard du Saint-Si6ge. 

Nous constatons ce fait avec une sinc^re satisfaction et Votre Excellence voudra bien en 
exprimer nos f61icitations k M. Rattazzi. Nous aimons k croire que M. le Pr6sident du Gonseil 
pers6v6rera dans cette voie et ne souffi*ira pas que les fauteurs de troubles reprennent un 
ascendant qu'ils n'ont que trop longtemps impun^ment exerc^. 

Nous attachons trop de prix ä voir se maintenir et se consolider les bonnes relations entre 
FAutriche et Fltalie pour ne pas saluer avec joie tout 6v6nement qui soit de nature k ^loigner 
une cause de dissentiment entre les deux pays. C'est surtout k ce titre que nous voyons avec 
plaisir le Gouvernement italien se s^parer entiörement du parti garibaldien et d6toumer le coup 
qui mena^ait Tautoritö du Saint-Siöge. 

Recevez etc. etc. 



62. 
Le Baron de Beust au Prince de Metternich ä Paris. 

Vtenne, le 19 novembre 1867m 

M. le Duc de Gramont m'a communiqu^ la circulaire ci-jointe en copie par laquelle 
le Gouvernement frangais propose aux Gouvememens europ6ens de se röunir en Confference 
pour examiner les graves questions 80ulev6es par la Situation du Saint-Siöge et celle du 
Royaume dltalie. 

Lors de mon s6jour k Paris, j' ai döjä 6t6 dans le cas d'assurer le Gouvernement fran^ais 
que TAutriche ne refuserait pas de concourir k une pareille d61ib6ration. Je ne puis que confir- 
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mer aujourd'hui ce langage en chargeant Votre Altesse de transmettre k M. le Marquis de Mou- 
stier le consentement öventuel du Gouvernement Imperial de participer ä une r^union teile que 
le Gouvernement fran^ais Ta en vue. 

Ainsi que le fait observer M. le Marquis de Moustier, la Situation en Italie ne touche 
pas seulement ä la tranquillite g^n^rale , mais encore aux sentimens religieux et moraux des 
diffärentes populations catholiques. A ce double point de vue , rAutriche est trop int6ress6e 
aux graves questions dont la France veut provoquer Fexamen pour ne pas se rendre ä Tappel 
qui lui est adress6. 

Recevez etc. etc. 



63. 

Circulaire. 
Le Baron de Beust aux Missions Imperiales. 

Vt'enney le 19 novemhre 1867, 

Vous trouverez sous ce pli copie de la circulaire adressie par le Gouvernement fran^ais k 
tous les Gouvememens d'Europe pour les inviter k se röunir en Conförence et k examiner en 
commun les graves questions qui se rattachent k la Situation actuelle du Saint Si6ge et k celle 
du Royaume dltalie. Je joins 6galement ici copie de la döpeche que j'ai 6crite au Prince de 
Mettemich en le chargeant d'annoncer au Gouvernement fran^ais que TAutriche 6tait prete k 
prendre part k la röunion projet^e. 

Je crois devoir accompagner cette communication de quelques courtes explications desti- 
n^es k pr^ciser le point de vue du Gouvernement Imperial et les motifs qui Tont d^cidö k accep- 
ter Sans r^serves Tinvitation fran^aise. 

Le Gouvernement Imperial part du principe qu'il est, pour ainsi dire, du devoir des Gou- 
vememens europ^ens de ne pas se soustraire k Fexamen en commun des grandes questions qui 
intöressent TEurope toute entiere par Tinfluence qu'elles exercent sur le maintien ou la rupture 
de la paix g6n6rale. 

Chaque Gouvernement est tenu, selon nous , k contribuer dans la mesure de ses forces et 
de ses lumieres k la Solution des probl^mes qui entretiennent en Europe une agitation funeste. 
TJn loyal behänge d'id^es peut faire disparattre plus d'une difficult6 r6put6e insurmontable au 
Premier abord. La d61ib6ration en commun a'enfin Tavantage d'empecher les arrangemens par- 
ticuliers et le« combinaisons interess^es qui, form6s au profit exclusif de quelques-uns, sont trop 
souvent une source de p^rils pour la s6curit6 des autres. 

Les questions dont la France desire döftrer Texamen k une conförence sont incontestable- 
ment du nombre de Celles qui intöressent TEurope entiere. H me parait superflu de faire ressor- 
tir ici leur importance et les titres qu'elles ont k l'attention gön^rale. 

La France me semble naturellement appelöe k provoquer la r6union de cette confference 
par la Situation oü les faits ont placä cette Puissance. Je comprends parfaitement qu' eile ne 
veuille rien pr^juger en d^clinant d'indiquer d'avance les bases de la döliböration et en se refn- 
sant k toute discussion pröalable. Je ne vois pas, en effet, quelle serait Tutilitö d'entämer dfes-ä- 
pr^sent, par une correspondance entre les Gabinets, un behänge d'id^es , lorsque ce rSsuItat est 
pröcis^ment celui que la Conference doit atteindre et qu'elle peut le faire dans des conditions 
pr^fferables, puisqu'elle permet une discussion plus prompte et plus complfete. P6n6tr68 de ce 
sentiment, nous ne voudrions pas entraver la r^union de la Conference en la faisant döpendre 
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d'one entente pr^alable, difficile ä röaliser, et nous regretterions vivement que notre opinion 
ne fEtt pas partagöe par toutes les autres Paissances. En acceptant la Conference , teile que la 
France la propose aujourd'hui, ancune Puissance ne peut craindre d'engager sa responsabilit^^ 
ear toutes les voies restent ouvertes et chaque Gouvernement est libre de prendre au sein de la 
r^union Tattitude qui convient ä ses principes ou k ses int^rSts. Aucune transaction ne se trouve 
ainsi exclue , mais il est tont aussi peu interdit de maintenir ses convictions. Nul engagement 
onöreux, nul sacrifice d'opinion n'est imposö d'avance, et il me semble que dans ces conditions 
aucun Gouvernement ne doit refuser son concours k une tentative qui, si eile räussissait^ devien- 
drait une garantie solide de la conservation de la paix. 

Parmi toutes les Puissances invit^es, il est Evident que le Saint Siöge et le Boyaume d'Italie 
se trouvent int^ress^s en premifere ligne. Leur adhäsion k la Conförence est sans donte une con- 
dition importante du succfes de ses travaux, mais nous ne sommes point persuad^s qu'elle soit 
une condition absolument indispensable. 

Nous souhaitons assur^ment que les droits et Tautoritö du Saint P6re soient repr^sentis 
directement au sein de la Conförence , mais nous avons aussi la ferme conviction que , mSme 
parmi les Puissances non-catholiques , on sentira la nöcessitö d'entourer de garanties efficaces 
rind6pendance du Chef de TEglise catholique et Texercice des droits 616v6s dont il se trouve 
investi. Meme dans Tabsence d'un Repräsentant du Saint Siöge, nous croyons que les Puissan- 
ces pourraient chercher avec fruit le moyen de mettre la Papautö k Tabri d'attaques pareilles k 
Celle qu'elle vient de supporter, et les Cabinets se feront sans doute unanimöment un devoir de 
sauvegarder la dignit^ du Souverain Pontife par les propositions qu'on s'accorderait k Lui sou- 
mettre, meme si Sa Saintetö ne jugeait pas opportun de confier la defense de Ses intörSts k un 
Beprösentant special. 

Veuillez conformer votre langage aux considörations que je viens de d6velopper y lorsque 
vous aurez Toccasion de vous expliquer sur Tassentiment donnö par TAutriche k la proposition 
franf aise relative k la röunion d'une conförence. 

Becevez, M. 



64. 
Le Baron de Beust au Baron de HObner ä Rome. 

Vtenney le 20 novembre 1867. 

Nous avons suivi avec un intöret voisin de Tauxiötö les övönemens dont la pöninsule ita- 
lienne vient d'^tre le thöätre. Inquiets des graves consöquences que ces faits pouvaient avoir 
pour le maintien de la paix gönörale un moment menacö, nous ötions tout particuliörement pro- 
occupös de la Situation du Saint Pore, des dangers auxquels ötait exposöe son auguste personne^ 
et des pörils dont son tröne ötait environnö. 

Nous avons pu admirer encore dans cette occasion le courage et la fermetö döployös par 
le Saint Pfere et son Gouvernement. Ces qualitös ne se sont jamais dömenties au milieu des plus 
penibles öpreuves et elles se sont manifestöes cette fois-ci avec un nouvel öclat. C'est ögalement 
avec la plus vive satisfaction que nous avons pu constater par les rapports de Votre Excellence 
la brillante conduite de la petite armöe pontificale, ainsi que Fexcellente attitude de la popu- 
lation romaine qui a donnö des tömoignages incontestables de fidölitö et d'attachement au 
Souverain Pontife. 

Malgrö les conditions anormales dans lesquelles il se trouve plac6, TEtat pontifical s'esi; 
montrö douö d'une vitalitö remarquable, en soutenant aussi longtemps, k Taide de ses seules. 
ressources; les attaques multipliöes dont il ötait Fobjet. Si Tarmöe franfaise a assurö par sa prd- 
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sence le succ^s final de la lutte inegale qui 6tait engag^e avant son arriv^e, il est eertain qu'une 
grande part du rtsultat obtenu doit etre attribuöe k rhferoYque r^sistance qui a si longtemps 
arretd la marche des envahisseurs. 

Cette circonstanee ue peut mauquer d'exeröer une heureuse influence en faveur du principe 
du pouvoir temporel et le Saint Sifege se trouve ainsi plac6 dans des conditions meilleures pour 
entrer dans la pliase qui s'ouvre maintenant devant lui. 

Apr^s avoir, par le seeours de ses armes, d^gagö Rome du p6ril le plus iniminent, la 
France d^sire k la fois mettre sa responsabilit^ k couvert et assurer Vavenir, en remettant k 
toutes les Puissances r^unies en conf6rence le soin de pr6venir le retour d'ev6nemens dangereux 
pour le maintien du trone pontifical, comme pour celui de la paix gin6rale. 

Nous n'avons pu mfeconnaitre Timportanee des motifs qui plaident en faveur de la ligne 
de eonduite suivie en cette circonstanee par le Gouvernement fran^ais. Nous avons pens6 qu'il 
6tait de notre devoir de ne pas refuser notre concours ä une oeuvre dont la röussite contribuerait 
taut k affermir la paix du monde au double point de vue de la politique et de la religion. Nous 
n'avons donc pas h6sit6 k accepter sans röserves Tinvitation qui nous 6tait adress^e et nous 
avons cru pouvoir d'autant mieux le faire, qu'on ne nous demandait nul engagement pr^alable de 
nature k pr^juger nos d6cisions finales. 

Votre Excellenee trouvera sous ce pli, avec le texte de la dfepeche fran^aise du 9 de ce 
mois, celui de notre röponse, ainsi qu'un exeniplaire de la circulaire que j'envoie a nos Missiong 
pour expliquer les vues qui guident en cette occasion le Gouvernement Imperial. 

J'ignore jusqu' ä ce moment ä quelle d^termination s'arretera le Gouvernement pontifical 
et s'il jugera convenable d'adh^rer k la r6union de la Conference projet6e. 

II ne nous appartient sans doute pas de chercher k influencer les risolutions du Saint Pore. 
La sagesse dontle Gouvernement pontifical a toujours fait preuve dans les circonstances les 
plus critiques nous est un sür garant qu'il agira de nouveau aujourd'hui de la mani^re la plus 
conforme k ses principes et k ses int^rets. 

Le mode propos6 pour la r^union de la Conference, en excluant tout 6change d'id6es pr6- 
alable, nie semble de nature ä'faciliter Tadhision du Saint Sifege. II peut se faire repr^senter sans 
abandonner aucun de ses droits, sans sacrifier aucun de ses principes, sans renoncer ä aucune 
de ses convictions. Plus d'une fois d6jä, la Cour de Rome s'est montr6e disposee a ne point 
reculer devant une discussion publique et k d^fendre son ind6pendance autour du tapis vert 
d'un Congr^s , aussi bien qu'elle vient de le faire avec Töp^e de ses soldats sur le champ de 
bataille. 

Nous verrions assur6ment avec un vif plaisir que le Saint Si^ge ne foumtt pas une arme de 
plus k ses ennemis, en refusant de participer ä une riunion qui ne Tengage k rien et dont on 
esp^re faire sortir une oeuvre de pacification. Nous sommes tellement convaincus qu'il est d'une 
saine politique de faciliter la r^union de la Conference que nous n'avons meme pas posä comme 
condition indispensable de notre adhösion la participation d'un Repräsentant du Saint Si^ge. 
J'aime k croire que le Gouvernement pontifical ne se trompera pas sur les vraies causes qui nous 
ont dicte cette attitude. Rien n'est plus loin de notre esprit que de vouloir montrer par \k un 
manque de döf^rence pour le Saint Si^ge, ou un abandon de sa cause. Nous avons voulu seule- 
ment indiquer ainsi tout le prix que nous mettons k voir s'ätablir un concert europ^en au sujet 
d'une des plus graves questions qui agitent le monde et exprimer notre profonde conviction que 
la cause de la Papautö est assez bonne pour ne pas avoir besoin d'un d^fenseur special au 
milieu d'une assembl^e r6unie pour faire privaloir des principes d'ordre et de stabilit*. 

Votre Excellenee voudra bien s'exprimer dans ce sens auprfes du Cardinal Secr^taire 
d'Etat et je n'aurais pas d'objection k ce que Son Eminence prit confidentiellement connaissance 
du texte meme de cette d^peche. 

Recevez etc. etc. 

10 
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65. 
Le Baron de Beust au Baron de KUbeck ä Florence. 

Vienne, le 20 ?iovembre 1867, 

C'est avec un vif int6ret que j'ai pris connaissance de vos rapports du 8 de ce mois qui 
döcrivent et apprecient la crise que le Royaume dltalie vient de traverser. Nous avions döplorö 
plus d'une fois les tergiversations du dernier Ministfere vis-ä-vis du mouvement garibaldien, qu'il 
aurait sans doute et6 faeile de maitriser k son d^but. En laissant cette agitation se d^velopper 
presqu'impunement et en souflFrant une violation manifeste de la Convention de septembre, 
M. Rattazzi a provoque des pörils qui ont menac6 un instant non seulement la tranquillitö 
de la pcninsule italienne, mais aussi le maintien de la paix g^nörale. Le Roi Victor Emmanuel 
a cependant reconnu au dernier moment combien 6tait dangereuse la voie dans laquelle on 
rentrafnait. Nous aimons ä croire que le changement de Minist^re a 6t6 Tinauguration d'une 
nouvelle politique plus decidöe dans ses principes, plus conservatrice dans ses tendances. Le 
nom et les antecedens du G6n6ral Menabr6a nous ofifrent k cet 6gard une garantie dont nous 
savons appr6cier toute la valeur. Les premiers actes du Gouvernement n'ont pas donn6 un 
d6menti aux esp6rances des amis les plus sincöres de l'Italie. Des mesures ont 6te prises pour 
6viter un conflit imminent et les d^sordres qui se sont produits en quelques lieux ont 6t6 com- 
prim^s. Nous nous plaisons k considörer ces faits comme le pr61ude d'une politique plus sage 
qui cherchera la Solution des diflTicultös de la Situation non pas dans des actes de violence, 
mais dans les conseils du calme et de la prudence. 

Une occasion est Offerte au Gouvernement italien de donner ä TEurope un nouveau gage de 
ses sentimens de mod6ration et de son d6sir de contribuer au maintien de la paix. Je veux parier de 
la Conference que le Gouvernement fran^ais propose de röunir, afin d'examiner les graves pro- 
blfemes que soul^ve la Situation actuelle et en chercher une Solution conforme ä Tintöret g6n6ral. 
L'Autriche n'a pas hösitö, pour sa part, k accepter sans röserves Tinvitation qui lui a 6t6 adress6e. 

Votre Excellence trouvera sous ce pli avec le texte de la döpeche frangalse du 9 de ce 
mois, celui de notre röponse, ainsi qu'un exemplaire de la circulaire que j'envoie k nos Missions 
pour leur expliquer les vues qui guident, en cette circonstance, le Gouvernement Imperial. Les 
consid^rations d6velopp6es dans cette derni^re pi^ce me semblent miriter d'etre appriciöes 
k Florence, tout aussi bien qu'ä Vienne. Je puis donc me r6f6rer k elles, en exprimant Tespoir 
que des sentimens analogues engageront le Gouvernement italien k donner aussi son assentiment 
k ridee d'une Conference. Mais en dehors de ces raisons d'un ordre g6n6ral qui militent en 
faveur du projet fran^ais, il me semble que le Cabinet de Florence doit trouver des motifs parti- 
culiers pour adb6rer avec un certain empressement au plan d'une Conference. 

Ainsi que je Tai indiquö plus haut, le Gouvernement italien est tenu plus que tout autre k 
faire preuve de deförence envers l'Europe et k lui montrer qu'il n'est pas un 616ment de trouble 
au milieu des Puissances amies de Tordre et de la paix. 

n ne nous appartient pas d'entrer avec le Gouvernement italien dans une discussion sur 
les causes qui ont amen^ la Situation actuelle, mais il nous est permis de faire pressentir, com- 
bien serait lourde vis-ä-vis de TEurope la responsabilit6 qui retomberait sur Tltalie, si son Gou- 
vernement pritendait r6soudre k lui seul, de gri ou de force, des questions qui sont d'un intiret 
gönöral au double point de vue de la politique et de la religion. 

Dans notre conviction, la France a rendu plus faeile k Tltalie, ainsi qu'ä toutes les autres 
Puissances, sa participation k la Conference en n'exigeant aucune entente pröalable sur les 
bases de cette r6union. Chacun y apporte une enti^re liberte ; aucune concession, aucun enga- 
gement n'est impose d'avance et dans de pareilles conditions un refus de eoncours ne serait 
guferes excusable selon nous. 
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Noas aimons ä croire que M. le G^n^ral Menabr^a ne mäconnaitra pa» Timportance 
de ces coiisid6rations. II ne voudra pas surtout, je pense^ ajonter nne nonvelle cause de 
froigsement aux relationg d^jä un pen tendnes qne les derniers ^v^nemens ont produites entre 
la France et Vltalie. Si le Cabinet de Florence tient enfin quelque compte de Topinion de 
TAutriche, qu'il sache bien que nous lui eonseillons de ne pas augmenter les diflFicultäs de sa 
Situation, en contribuant k faire 6chouer Toeuvre de pacification dont TEmpereur Napol<5on a pris 
rinitiative. 

Votre Excellence voudra bien s'exprimer dans ce sens aupr^s de M. le 66n6ral Mena- 
br6a et Tengager k donner son adbösion au projet de Conförence. 

Recevez etc. etc. 



66. 
Le Prince de Metternich au Baron de Beust 

Extrait. Paria , le 21 novemhre 1867,. 

M. le Marquis de Moustier est trfes-reconnaissant ä Votre Excellence des efforts qu'Elle ne 
cesse de faire pour dimontrer k TAngleterre les inconv6niens de son abstention et il approuve 
k ce point de vue et sans riserve les argumens qu'Elle fait valoir k Londres. 

Les termes dans lesquels sont congues votre riponse k Tinvitation k la Conference et la 
circulaire par laquelle vous expliquez votre acceptation, rencontrent dgalement une sincfere et 
reconnaissante approbation auprfes du Gouvernement fran^ais. 



67. 
Le Baron de KUbeck au Baron de Beust. 

Florence, le 23 novemhre 1867. 

J'ai regu hier soir, par le courrier Müller, Texp^dition que Votre Excellence m'a fait Thon- 
neur de m'adresser sous la date du 20 courant, relativement k la Conference propos6e par le 
Gouvernement frangais, afin de chercher une Solution aux graves questions soulev^es par la 
Situation actuelle du Saint Si^ge et du Royaume dltalie. 

Je me suis empressä dös ce matin de porter cette commnnication importante k la connais- 
sance de M. le Comte de Menabr6a et pour bien pröciser la pensöe du Cabinet Imperial, je n'ai 
pas besitz de lui donner entiöre lecture de la d^p^cfae du 20 et de la circulaire du 19. 

M. le Präsident du Conseil snivit avec une attention marqu^e les argumens dövelop- 
p^s dans ces deux pi^ces. Quant k la premifere, il m'exprima sa reconnaissance de ce qu'elle 
contient d'amical pour Tltalie et de ilatteur pour sa personne. II se d^fendit toutefois de Tinsi- 
nuation qn'elle lui semblait indiquer comme quoi le Gouvernement Italien serait contraire k la 
Conference et disposö k en entraver la röunion. Je fis observer k M. le Gön^ral Menabräa 
qu'il se trompait k cet ögard, vu que mon Instruction ne contenait pas de reproches, mais des 
recommandations amicales pour döterminer le Gouvernement italien de s'associer k une oeuvr& 
de paix et dMnt^rSt gönöral. 

Le Ministre parut satisfait de cette interprätation et s'empressa de me donner des äclair- 
cissemens sur ce qui s'est passi ici et sur la maniire de laquelle il envisage la question de» 

10« 
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Conförences. „Lorsque la questioh a surgi", dit-il, „on nous avait tenu au dehors des pourparlers 
pr^alables et nous n'ätions pas appel^s k nous prononcer sur une chose que nous ne connaissions 
point. La premifere Ouvertüre positive qui nous a it€ faite de la part du Gouvernement frangais 
etait la eirculaire du 9 que le Baron de Malaret m'a remise le 17 seulement, lors de son retour 
ä Florenee. 

„Loin de repousser les Conferences projet6es nous nous sommes empress^s de les accepter 
en principe, mais la rödaction vague de la communication nous imposa Tobligation de demander 
au Gabinet irangais des explications avant que nous ne puissions nous engager k une acceptation 
definitive. Nous avons donc cru devoir lui demander, avant tout, quelle serait la position de 
ritalie dans les Conferences, car la eirculaire nous laissait des doutes et meme des appr^hen- 
sions k ce sujet. Nous d6sirions aussi savoir si la Conference doit aboutir k une garantie de ce 
qui serait convenu ou si on se bornerait k de simples conseils. Nous avons enfin exprim6 le dösir 
d'etre rassur6s sur la eessation de Toccupation frangaise dans les Etats ßomains au moment de 
la röunion de la Conference, comme le Gouvernement frau^ais nous Tavait fait entrevoir. 

„Vous voyez",continua leG^n^ral, „que nos demandesnesont pas exag^röes et que, dös que 
nous serons renseign6s et tranquillis^s ä cet 6gard, rien ne s'opposera de notre part ä la r^union 
de la Conference. Si le Cabinet frangais s'6tait prononc6 du premier abord dans le sens de la 
eirculaire du Baron de Beust, qui d6finit si bien et sans 6veiller aucune susceptibilitö, le Pro- 
gramme et la täche de la Conference, nul doute ne serait venu k notre esprit. Nos observations 
relativement aux Conferences furent sans retard transmises, par le tei6graplie, k notre Ministre 
k Paris, mais elles ont 6t6 plus amplement developp6es dans une d^peche qui aujourd'hui meme 
sera port^e ä la connaissance du Marquis de Moustier.^ 

Les explications qui m'ont 6t6 foumies par M. le Comte de Meuabr6a, dans sa conversa.- 
tion d' aujourd'hui, pröcisent les renseignemens que j'ai 6t6 k meme de transmettre k Votre 
Excellence par mon t616gramme du 20. 

Dans les cercles politiques de Florenee , Ton doute, au reste, que le projet de Conference 
puisse aboutir en vue de Töloignement qu'il rencontre auprös de plusieurs Puissances, notam- 
ment de la part de TAngleterre et de la Prusse. 

Veuillez agröer etc. etc. 



68. 
Le Baron de Hübner au Baron de Beust. 

Rome, le 25 novembre 1867. 

Le courrier MUller m'a remis le 23 du c* vos d6peches du 20. 

Conformöment aux ordres que Votre Excellence a bien voulu me donner, je me suis em- 
press6 de faire connattre au Cardinal-Secrötaire d' Etat le point de vue auquel le Cabinet Impe- 
rial envisage Tidie, issue de Paris, de la r6union d'une Conference europ6enne destin^e k prendre 
en considäration les affaires deRome et les rapports du Saint Si^ge avec le royaume dltalie. Je 
lui ai dit que TAutriche accepte sans r^serve Tinvitation de la France de se faire repr^senter k 
ces Conferences. Enfin j'ai expose les motifs qui, au sens de Votre Excellence, semblent militer 
en faveur d'une rdsolution analogue de la part du Gouvernement pontifical. Sous ce rapport, je 
n'aurais pu mieux m'acquitter de ma commission qu'en donnant k mon interlocuteur confiden- 
tiellement lecture de la depSche par laquelle vous traitez cette mati^re. Le Cardinal en a pris 
connaissance avec un vif intöret. II vous remercie, M. le Baron, des paroles sympathiques 
et affectueuses que vous consacrez au denouement heureux de la crise terrible que TEtat de 
TEglise vient de traverser. En ce qui concerne les Conferences, il s'est rencontre, m'a-t-il dit 
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avec Tappriciation de Votre Excellence, en ce sens qu'il peuse, cömme Elle, „que le Saint Sifege 
ne doit pas fournir une arme de plus k ses ennemis en refusant de participer k une r^union qui 
ne Tengage k rien, et dont on espfere faire sortir une oeuvre de pacification". Se pla^ant k ce 
point de Yue , Monsieur le Baron , mSme avant de savoir qu'il ätait aussi le votre , il n'a pas 
h^sitä, m'a-t-il dit, avee autorisation du Saint P^re, de d^clarer k M. TAmbassadeur de France : 

„Que le Gouvernement pontifical ne voit pas de difificult^s k se faire repr^senter k la Con- 
ference en meme temps que toutes les autres Puissances , et qu'il compte porter devant cette 
Conference la question de droit et de justice pour les provinces enlev6es aux Etats de TEglise." 

J'ai demande k M. le Cardinal Antonelli ce que le Gouvernement romain comptait faire 
dans le cas oü Tune ou Tautre des principales Puissances ne participeraient pas aux Confe- 
rences. Son Eminence m'a r6pondu que, si cette 6ventualite se r6alisait, le Saint Pfere ne man- 
querait pas de la prendre en müre considöration. 

Agr6ez etc. etc. 



69. 
Le Prince de Metternich au Baron de Beust. 

Extrait. Paris, le 30 novembre 1867. 

Ayant eu Toccasion de voir M. le Ministre des affaires ötrangöres je n'ai pas manqu^ 
de lui communiquer des extraits de la correspondance 6chang6e entre le Gouvernement Imperial 
et Royal et les Missions de TEmpereur k Rome et k Florence et que Votre Excellence a mis k 
ma disposition par Ses d6peches du 24 et du 26 novembre. 

M. le Marquis de Moustier a pris connaissance avec un vif int6ret de ces pifeces et m'a 
Charge de vous remercier, M. le Baron, de l'appui franc et loyal donne par le Cabinet Im- 
perial au projet de Conference mis en avant par la France. 



70. 
Le Baron de Beust au Prince de Metternich ä Paris. 

Vte7ine, le 16 d^cembre 1867. 

M. TAmbassadeur de France a ete Charge dernierement par son Gouvernement de me 
faire une nouvelle communication au sujet du projet de Conference. 

D'aprfes la depeche de M. le Marquis de Moustier, dont le Duc de Gramont m'a donne 
confidentiellement connaissance, le Gouvernement fran^ais se montre dispose k adopter Y idee 
suggeree par M. le Comte de Bismarck d'une reunion preparatoire des Representans des cinq 
Grandes Puissances k Paris dans le but d'ouvrir des pourparlers et des negociations preiiminai- 
res sur Tobjet de la Conference proposee par la depeche frangalse du 9 novembre dernier. 

En nous remerciant chaleureusement de Tappui amical que nous avons donne au projet de 
Conference, M. le Marquis de Moustier nous demande si nous ne voudrions pas adherer k cette 
nouvelle combinaison qui lui semble rentrer dans T ordre d'idees du Cabinet Imperial. 

Je me feiicite sincerement de voir le Gouvernement frangais apprecier aiusi les efforts que 
nous avons faits pour le seconder dans cette question. Toujours animes du desir de faciliter 
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antant que cela dopend de noa8 une entente entre les PnissanceS; nouB n'ayons point d'objection 
ä participer ä la rönnion pröparatoire dont il s'agit. Nons devons, toutefois, faire remarqner 
qne ce plan n'est pas pr6cisöment conforme anx vnes que nons avons d^yelopp^es. 

Quoiqu' il en soit, nous ne mäconnaissons pas Y avantage qne präsente tout essai de recon- 
struction de ce tribunal supreme qne formait antrefois, en quelque sorte^ la Pentarchie enro- 
p^enne. Yotre Altesse voudra bien s'exprimer dans ce sens envers M. le Marquis de Moustier 
et rinformer que^ si les autres Puissances acquiescent k cette proposition, 1' Antriebe se fera 
repräsenter par votre intermädiaire dans les dälibärations präliminaires qu'il est question 
d'ouvrir ä Paris. 

Recevez etc. etc. 
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III. 



71. 
Le Baron de Beust au Chevalier de Vetsera ä Constantinople. 

Vtenne, le 8 aoüt 1867. 

Sur les soUicitations du Gonsul de TEmpereur ä la Gan^e, vous m'avez demandi par 
votre rapport du 19 juillet dernier, n** 43 D, des instructions sur la ligne de conduite k suivre par 
le dit Consul ainsi que par les commandans des bätimens de guerre autrichiens stationnös dans 
les eaux de la Crfete, pour le eas oü n^cessitö il y aurait de doijner un asyle ä bord de nos bäti- 
mens aux yictimes de la lutte qui d^sole dans ce moment la Candie. 

Le Gouvernement Imperial n' a pas voulu refuser son concours ä une oeuvre d'humanitä 
k laquelle d' autres Puissances ont ägalement consid6r6 eomme un devoir de se d^vouer et que 
la Sublime-Porte elle-meme ne peut qu'approuver. 

Vous trouverez ci-joint la copie des instructions que M. le Baron de John, d'ordre 
de S. M. TEmpereur, vient de faire transmettre par Tentremise de la section pour la marine 
ä M. le capitaine de vaisseau Chevalier Pokorny, commandant Tescadre Imperiale qui se trouve 
actuellement dans Tarchipel, en Tautorisant k en informer par le t616graphe les commandans 
des difförents bätimens plac6s sous ses ordres. 

Aux termes de ces instructions, nos commandans pourront embarquer, k Texemple des 
navires d'autres nations, tous ceux, sans distinction d'origine, qui r^clameront leur protection pour 
Ächapper aux cons6quences des tristes 6v6nemens dont la Crfete est dans ce moment le th^ätre. 

La communication qui nous a et& faite, depuis, par Hayder Efendi, dans des termes 
identiques k ceux que m'annon^ait Tun de vos demiers rapports, nous a fait voir que la Sublime- 
Porte mettait du prix k voir transporter de pr6f6rence sur territoire ottoman les r6fugi6s de 
la Candie, en leur promettant aide et protection de toute esp6ce. En cons6quence, le Ministöre 
de la guerre s'est empressä de compläter dans ce sens sous la date du 5 c. les instructions pour 
nos commandans. 

Veuillez, M. le Chevalier, instruire M. Stiglich conform6ment k ce qui pricfede, tant pour sa 
propre gouverne que pour s'entendre avec nos commandans. 

Recevez etc. etc. 



72. 
Consul Stiglich an Ritter von Vetsera in Constantinopel. 

Canea, den 3. SeptenAer 1867. 

Ho r onore di portare rispettosamente a conoscenza della S. Y. Ima., che qnesta mattina 
approdö all' ancoraggio di Suda vecchia, V i. r. Canoniera Wall , di ritorao dal Pireo , nel primo 
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8U0 viaggio intrapreso per il trasporto de'Cretesi in Grecia, imbarcati nella rada di Armirö nella 
mattina del 28 dello scorso mese di Agosto. 

II numero delle persone imbarcate , secondo la deposizione del mio figlio e dell' infonna- 
zione del Signore Comandante, ascende a 952, cio6 : 
400 donne, 

300 figlioli d' ambo i sessi, 
50 vecchi, 
150 uomini robusti, 
2 volontari maniotti, 
tutti appartenenti al distretto d'Apocorona, territorio di Canea, e abitanti di diversi villaggi, come 
sarebbero Matheli, Kalomitu, Pedaki, Argudena ed altri, e domandati alcuni di essi, uomini e 
donne, del motivo che Y induceva d' abbandonare il suolo patrio , tutti coneordemente risposero, 
ehe la causa del loro espatrio era il cattivo trattamento dei Turchi verso li cristiani, i quali, pen- 
dente Tattuale rivoluzione, commisero molti massacri di uomini, donne e fanciulli, e che dis- 
trussero le loro abitazioni ; che nei villaggi ove incontravano delle fanciulle, che non sorpassa- 
vano neppure i dieci anni, le violavano, commettendo molte altre barbare azioni, persino di 
brucciare vecchi e fanciulli ; che profanarono le chiese e le tombe , e che tutto quello che trova- 
vano nelle case, spogliavano, poi le brucciavano. 

Ma interrogati neiristesso tempo, se loro stessi avevano sofferto in pai'ticolare una delle 
indicate atrocitä, o le avessero vedute soffrireda altri, colli propri occhi, da vicino o da lontano, 
risposero, che avendo essi preso per tempo le alture delle montagne, per evitare i patimenti^ 
nulla di tutto ciö avevano sofferto , ne veduto, ma di aver semplicemente inteso raccontare da 
altri. Uno solo degF interrogati, ed fe il norainato Papa Manoli Lilaki, dal villaggio di Math6 
dichiarö, che essendo lui rimasto ultimo nel proprio villaggio, vidde da una certa distanza quel 
che accadeva , ma non spiegö abbastanza quel che ha veduto se non a brucciare una vecchia 
senz' indicare perö il suo nome. 

n signore Comandante mi assicurö nel suo particolare , ch' egli non ^ disposto a credere 
quello e quanto esposero le persone interrogate, giacchö dalla maniera con cui parlavano, e 
dichiarando, di nulla aver veduto colli propri occhi, ma semplicemente inteso dire, non dice- 
vano il vero ; che in questo senso, esso ha informato al Comandante delki Squadra ch' ebbe occa- 
sione, nel suo viaggio, d' incontrare in Sira. 

Soggiunse ancora il predetto signore Comandante che quando esso si presento suUa 
rada d' Armirö, i rifuggiati si gettavano in acqua per non rimanere gl' Ultimi ad imbarcarsi, e che 
molti uomini e volontari stessi avrebbero preso imbarco , se non venivano impediti e minacciati 
da quelli che rimanevano suUa riva osservando Y imbarco. 

Che gr imbarcati quantunque trovavansi in arnesi miseri, pure molti di loro portarono seco 
grossi bagagli, ed anche de'otri d'olio, ma che in tutti casi compiangere si doveva la loro sorte 
perchfe spatriavano in un paese in cui potrebbero, forse , non trovare quel lenimento che gli si 
fe fatto sperare. 

La Wall sti apparecchiandosi per intraprendere un secondo viaggio , coU'approvazione 
del Comando della squadra, suH'esito degrulteriori viaggi della quäle non mancherö di teuere 
informata la S. V. Ima. 

Tanto in conferma del devoto mio rapporto ddo. 30 agosto p. p. Nr. 266-60, nel mentre 
che pleno di stima ecc. ecc. ecc. 
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73. 
Ritter von Vetsera an Freiherrn von Beust. 

Auszug. Tkerapiaj den 6. September 1867. 

Admiral Simon hat aus Paris den Befehl erhalten, die Abführung kretensischer Flüchtlinge 
mit allen Schiffen seiner Escadre einzustellen, weil den Eticksichten der Humanität Genüge 
geschehen sei. 

Auf diese Verfügung des französischen Cabinets mögen die Berichte des Admirals und der 
unter seinen Befehlen stehenden Commandanten nicht ohne Einfluss gewesen sein. 

Die französischen Schiffe haben von allen Puncten der Insel Flüchtlinge eingeschifft, 
Alle hatten nur vom Hörensagen von den Metzeleien Kenntniss, die auf der Insel vorgefallen 
sein sollten. Obwohl die französischen Schiffe über 5.000 Personen weggeführt haben, befand 
sich unter denselben doch Niemand, der Zeuge der Greuel gewesen wäre oder selbst Verfol- 
gungen zu erleiden gehabt hätte. 



74. 
Ritter von Vetsera an Freiherrn von Beust. 

Therapia, den 17. September 1867. 

Im Anschlüsse lege ich den Bericht über den ersten Transport kretensischer Flüchtlinge 
vor, welcher durch Seiner Majestät Kanonenboot „Wall" gemacht worden ist. 

Diese Relation gibt dieselben Auskünfte wie früher die Commandanten der französischen 
Kriegsschiffe. Alle Flüchtigen wissen vom Hörensagen von Greuelscenen, Niemand unter ihnen 
hat aber selbst solche gesehen oder irgend etwas zu erleiden gehabt. 

Gross ist die Gewissenlosigkeit jener, die mit erschreckenden Vorspiegelungen Tausende 
von Unglücklichen zum Verlassen der heimatlichen Stätte antrieben und die ihnen nichts dafür 
bieten als Verkommen in Elend und Noth. 

Ich höre, dass das preussische Kanonenboot „Blitz" seine humanitären Fahrten unter Be- 
rufung auf Havarien eingestellt habe. 

Genehmigen u. s. w. 



75. 
Freiherr von Beust an Ritter von Vetsera. 

Wieny den 18. September 1867. 

Die uns neuerlich zugekommenen Consularberichte, sowie die Meldungen der betreffenden 
k. k. Schiffs-Commandanten Über die wahre Beschaffenheit der Umstände, welche uns nach dem 
Beispiele anderer Mächte bestimmt hatten, die Aufiiahme hilfsbedürftiger Kretenser an Bord der 
k. k. Kriegsschiffe zu gestatten, stehen mit den Nachrichten im Einklänge, welche andere 

11 
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Regierungen über denselben Gegenstand erhalten haben. Es lässt sich hiernach nicht bezweifeln, 
dass die massenhafte UeberfUhrung von Familien und Einzelnen aus Candia nach Griechenland, 
statt durch Forderungen der Menschlichkeit begründet zu sein, nur politischen Zwecken dient, 
die dem kaiserlichen Cabinete fern liegen. 

Dem L k. Escadre-Commando ist daher bereits die Weisung zugegangen, alsbald das Nöthige 
vorzukehren, damit der Transport candiotischer Flüchtlinge an Bord kaiserlicher Kriegsschiflfe 
eingestellt werde. 

Empfangen etc. etc. 
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Ritter von Vetsera an Freiherrn von Beust. 

Therapia, den 8. October 1867, 

Im Laufe meiner gestrigen Unterredung mit dem Herrn Minister des Auswärtigen theilte 
mir Fuad Pascha mit, die türkische Regierung beabsichtige, mit der Gesellschaft des österrei- 
chischen Lloyd ein Abkommen zu treffen, nach welchem dieselbe jene candiotischen Flüchtlinge, 
welche aus Griechenland wieder nach Kreta zurückkehren wollten und sich mit einem Scheine 
des türkischen Gonsuls legitimirten, bei den gewöhnlichen Passagierfahrten wieder nach der 
Insel Zurücktransportiren sollte. Die türkische Regierung würde der Lloyd-Gesellschaft die 
Ueberfahrtskosten ersetzen. 

Fuad Pascha erklärte, es sei die Absicht der Regierung, denjenigen, welche während des 
Insurrectionskampfes von Haus und Hof flüchteten , nunmehr bei Wiederherstellung der Ruhe, 
die Rückkehr in die Heimat zu erleichtern. 

Es soll diess Anfangs nur in kleinem Massstabe und auf die eben bezeichnete Weise be- 
werkstelligt werden ; er hoflfe, dass das einmal gegebene Beispiel >iele nach sich ziehen wird. 

Genehmigen u. s. w. 



77. 
Le Baron de Beust au Prince de Metternich ä Paris. 

Vienne, le 10 noveinhre 1866* 

Nous avons pris connaissance avec un vif int^ret de votre rapport du 2 de ce mois, cot6 
62 D, qui nous informe de Tentretien confidentiel que vous avez eu avec M. le Marquis de 
Moustier sur les affaires d'Orient et particuliferement sur Celles de Servie. 

Veuillez exprimer k M. le Ministre des affaires itrangferes mes sincferes remerctmens pour 
les Communications qu'il a bien voulu mettre Votre Altesse k meme de me faire. Je constate 
avec plaisir cette nouvelle preuve des dispositions que montre le Gouvernement frangais de 
s'entendre avec TAutriche sur les questions orientales. 

Lestroubles de Candie et la fermentation r^gnant dans quelques parties de TEmpire ottoman 
ont foumi dans ces demiers temps k mon pr6d6cesseur Toccasion d'entretenir souvent Votre 
Altesse des vues du Gouvernement Imperial sur les affaires d'Orient. A peine sortie d'une guerre 
däsastreuse, VAutriche 6prouve, avant tout, le besoin de r^parer ses forces et d'^loigner, autant 
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que faire se peiit, des eomplications qui menaeeraieDt le maintien de la paix cnrop^enne. C'est 
vous dire, mon Prince, que nous regarderions dans ce moment comme fort inopportune toute 
Solution radieale de la question d'Orient, et notre premier disir est donc de ne point voir se poser 
devant TEurope le problörae redoutable de la dissolution de TEmpire ottoman. Nous croyons 
etre d'accord sur ce point avec le Gouvernement fran<;ais, qui nous a maintes fois t6moign6 le voeu 
de ne pas voir ti-oubl6e la traiiquilliti de FEurope. Le Gouvernement Imperial joindra ses eflforts 
sineferes k ceux qui seront faits pour empeeher que le tröne du Sultan ne 8'6croule. D'un autre 
e6t6, TAutriche ne saurait refuser ses sympathies et son appui dans une eertaine mesure aux 
populations cbritiennes de la Turquie qui ont parfois de justes r6clamations k 61ever et qui sont 
rattachßes ä quelques-uns des peuples de TEmpire d'Autriche par des liens 6troits de race et de 
religion. La France aussi accorde constamment une protection g6n6reuse aux chr^tiens d'Orient 
quand ils renferment leurs demandes dans des bornes ^quitables et mod6r6es. Les deux Gouver- 
nemens pourront donc facilement, je Tesp^re, se mettre d'accord pour suivre une ligne de con- 
duite conforme k ce double principe et tenant compte k la fois des intörets des populations 
chretiennes comme de ceux de la politique, qui exige le maintien de la domination musulmane. 

C'est ögalement k ce point de vue, il me semble, que nous devons examiner la question 
dont traite sp^cialement votre rapport du 2 de ce mois. Le Gouvernement Imperial surveille 
avec attention ce qui se passe en Servie. II n'est point etonnant que les concessions obtenuespar 
les Moldo-Valaques y aient du retentissement et n'engagent le l^ince Michel a präsenter k son 
tour quelques demandes qui fortifieraient Tautonomie dont jouit la Servie. Nous avons trop 
d'int^ret k cultiver des rapports de bon voisinage avec les Serbes pour nous opposer k ce qu'il 
leur seit accordö des satisfactions pouvant se concilier avec les droits de la Porte. Nous ne 
voudrions pas non plus qu'on crüt k Beigrade que .le Gouvernement russe est le seul qui soit 
dispos^ k montrer de la sollicitude pour la Situation de la Servie. 

L'occupation de la citadelle ne saurait avoir pour la Turquie une importance sirieuse au 
point de vue militaire. Les Serbes, de leur c6t6, attachent un grand prix k se voir d61ivT6s de la 
pr^sence de soldats etrangers, qu'ils considferent comme une humiliation et qui est en outre une 
cause permanente de rixes et de difficult^s. Nous ne serions donc pas 61oign6s de partager le 
sentiment de M. le Marquis de Moustier sur cette question et de croire qu'elle pourrait etre 
r6solue k Tavantage mutuel des deux parties, si les Serbes donnaient k la Porte, en retour de 
cette concession, des garanties efficaces de calme et de loyaut6 dans Tavenir. Par 6gard pour 
rind^pendance du Gouvernement ottoman, nous ne voudrions pas le presser avec instance d'aller 
au devant des voeux des Serbes, mais j'engage M. le Baron de Prokesch k s'exprimer de 
mani^re k ce qu'on sache k Constantinople que nous ne sommes point oppos^s k Tidöe de sages 
concessions et que nous applaudirions meme k toute mesure qui, sans mettre en question la 
suzeraineti de la Porte, contenterait la Servie et assurerait ainsi la tranquillit^ de ce pays. 

Veuillez, mon Prince, vous enoncer dans le sens de la präsente döpßche , que je vous 
autorise meme k placer confidentiellement, si vous le jugez k propos, sous les yeux de M. de 
Marquis 'de Moustier, et recevez etc. etc. 



78. 
Le Comte Apponyi au Baron de Beust. 

LondreSy le 19 novembre 1866, 

Afin de mettre le Cabinet anglais plus exaetement au courant des vues du Gouvernement 
Imperial relativement ä la question de la Servie, j'ai cru pouvoir donner confidentiellement 

11* 
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lecture k Lord Stanley de la d6pöehe qua Votre Excellence a adressöe k ce sujet au Prince de 
Metternich; k la date da 10 c. 

Ayant priö Sa Seigneurie de ine faire connattre les dispositions de son Gouvernement par 
rapport aux reelamations serbes, voiei quelle a ^t€ sa r^ponse. 

Lord Stanley pense que, vu la Situation aetuelle de la Turquie^ le Sultan est dans la 
n^cessitä de faire aux populations chrötiennes de son Empire de larges concessions qui, quelque 
dures qu'ellespuissent lui parattre, sont devenues indispensables. II faut donc que les Principaut^s 
et la Servie deviennent plutot les alli^s que les sujets des Tures et que leur autonomie soit aussi 
6tendue que possible. Partant de ce point de vue, Lord Stanley est assez dispos6 k admettre en 
principe les reelamations serbes et k concourir k ce qu'il y soit fait droit. Cependant il m'a avouö 
ne pas avoir suffisamment approfondi la mati^re, pour pouvoir me donner dös k präsent une 
r^ponse ddtaill6e et definitive. II croit d'ailleurs que la question ne deviendra palpitante que vers 
le printems et que d'ici lä uous aurons le temps de nous entendro. 

Agriez etc. etc. 



79. 
Le Comte de Kälnoky au Baron de Beust. 

Extrait. Lo?idres, le o decembre 1866. 

D'aprös ce que Lord Stanley vient de me dire, ses rapports de Constantinople confirment 
qu'on doit s*attendre k une rösistance tenace de la part du Gouvernement turc sur la question 
de Beigrade. „C'est pour la Porte un souvenir historique auquel eile se croit oblig^e de tenir 
dans rint6ret de sa dignitfe et de son autorite." — Le Principal Secrötaire d'Etat constata de 
nouveau avec satisfaction Taccord qui existait au sujet de cette affaire entre les Cabinets de 
Vienne, de Paris et de Londres, en ajoutant : „Je connais votre manifere de voir et celle de la 
France que j'approuve entiörement, avec la nuance peut-etre que nous consid^rons cette question 
comme une affaire qui regarde essentiellement la Turquie et oü nous n'avons pas k nous meler. 
Nous avons conseill6 k Constantinople de faire des concessions^ c'est au Gouvernement turc k 
decider s'il croit devoir en faire. S'il refuse de sortir de Beigrade, il est dans son droit et nous 
devrons nous bomer k lui dire que c'est de la mauvaise politique et que par cons^quent il a tort." 



80. 
Le Baron de Beust au Baron de Prokesch ä Constantinople. 

Vieniie, le 11 7iovembre 1866. 

Par le rapport ci-joint en copie , notre Ambassadeur k Paris rend compte d'un entretien 
qu'il a eu avec M. le Marquis de Moustier sur les plans que, d'apris les informations de ce 
Ministre, nourrirait le gouvernement serbe. Votre Excellence trouvera sous ce pli la r6ponse k 
laquelle ces räv^lations ont donni lieu de notre part. 

Vous y verrez, M, le Baron , quelle est, en göniral, la maniöre de voir du Cabinet Imperial 
au sujet des questions qui doivent Stre soulev^es parle gouvernement de Beigrade. II va sans 
dire que nous n'avons pas k prendre, k cet ögard, Tinitiative k Constantinople. Nous attendons, 
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d'ailleurs, sous peu , rarrivöe d'un agent serbe , charg6 de nous informer en detail des röclama- 
tiong que le Prince Michel entend adresser ä la Porte. Jusque lä, il nous semble sage de 
suspendre notre jugement. Mais dfes ä präsent, je crois utile de vous inviter, M. le Baron, 
ä ne pas laisser ignorer aux Ministres tures que y sans pr^tendre exercer aucune pression sur 
leurs däterminations, nous pensons qu'en th^se gän^rale, la Sublime Porte ferait acte de prudence 
en ne repoussant pas de prime abord tonte id^e de sages concessions. Celles qu'elle vient de faire 
au nouveau Prince de la Moldo-Valachie ont 6t6 sans doute mürement pesöes et elles nous 
paraissent s'accorder parfaitement avec le principe de rint6grit6 de TEmpire ottoman. Si, ä 
r^gard de la Servie, la Sublime Porte se pretait egalement ä des accommodemens sur certaines 
questions qui, sans compromettre les droits essentiels du Suzerain, fussent de nature k satisfaire 
le gouvemement de eette Principaut6, nous ne pourrions que voir dans un pareil arrangement 
un nouveau gage donn^ ä la tranquillit* de ce pays et, par consequent, au maintien de la 
paix en Orient qu'il Importe tant de maintenir. 
Recevez etc. etc. 



81. 
Le Prince de Metternich au Baron de Beust. 

% 

Parts, le 14 novembre 1866. 

J'ai place sous les yeux de M. le Marquis de Moustier, selon Tautorisation que Votre 
Excellence m'en a donn6e, la d6peche du 10, n° 1, concemant les affaires de Servie. 

Le Ministre des affaires 6trangferes a accueilli cette pifece avec tout Tintör^t qu'elle m6rite. 
II s'est plu k relever Tattention prudente que le Gouvemement Imperial dirige de ce c6t6 et se 
dit pret k souscrire aux termes dans lesquels Votre Excellence exprime le jugement qu'elle porte 
sur cette question dilicate. 

Tout en applaudissant aux intentions exprim6es par Votre Excellence, M. de Moustier 
ne semble pas encore enti^rement fix^ sur la manifere dont le Cabinet frauQais jugera k propos de 
faire valoir k Constantinople les demandes serbes. II m'a nöanmoins assurö qu'il me tiendrait 
au courant de cette affaire. 

Agr6ez etc. etc. 



82. 
Le Comte Käinoky au Baron de Beust. 

LondreSj le 19 d4cewhre 1866. 

Lord Stanley 6tant revenu de la campagne lundi, j'ai pu le voir hier pour Tentretenir des 
affaires de Servie dans le sens des döpSches de Votre Excellence. 

Le Principal Secr6taire d'Etat m'a paru trfes-satisfait du contenu de ces pifeces ; il m'a 
r^pötö k plusieurs reprises que dans cette question la mani^re de voir du Cabinet Imperial 
ötait pleinement partag^e par le Gouvemement britannique et que les Instructions envoy^es 
k Lord Lyons la semainje derni^re s'accordaient exactement avec la ligne de conduite suivie 
par M. rintemonce. Quant au Cabinet des Tuileries, Sa Seigneurie me dit savoir qu'il 
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entretenait des vues tout-ä-fait analogues aux n6tres. Le Ministre approuva expressöment 
la sagesse avec laquelle M. le Baron de Prokesch 6vite de donner ombrage aux suscepti- 
bilitäs de la Porte et dit avoir ^galement recommandö k TAmbassadeur de 8a Majestö britan- 
nique de s'abstenir de tout semblant de pression sur le Gouvernement ottoman. — L'id^e d'un 
voyage du Prince Michel k Constantinople lui paraissant fort bonne , il est pret k Tappuyer et 
veut en 6erire k Lord Lyons. 
Agr6ez etc. etc. 



83. 
Le Baron de Beust au Baron de Prokesch ä Constantinople. 

Viefiney le 20 d^cembre 1866. 

Le ton de la lettre du Prince de Seme au Grand- Vizir, dont M. Ristich vous a donn^ 
communication, nous parait fort convenable et les termes chaleureux et non Äquivoques dans les- 
quels le Prince y affirme sa fid6Iite constante k son Suzerain nous semblent propres k tranquil- 
liser la Sublime Porte sur ses intentions. 

J'ai aussi tout lieu d'etre satisfait du langage de l'Envoyfe serbe, M. Marinovich, qui, 
en venant de St.-Petersbourg, s'est prösent^ chez moi. D'apr^s ce qu'il m'a dit, le Prince 
Michel serait disposö k se rendre en personne k Constantinople , s'il 6tait assur6 que ses d^sirs 
seraient remplis. M. Marinovich a vivement protest6 de la loyaut6 de la Servie et de sa volonte 
de rester unie k TEmpire ottoman si on la d61ivre d'une occupation arm^e qui, k ses yeux, 
rhumilie et paralyse son essor sans procurer aucun avantage riel k la Porte. 

Toutes ces explications ne fönt que nous confirmer dans notre sentiment sur Topportunitö 
de concessions qui satisferaient le peuple serbe et Tempecheraient de ceder aux suggestions 
tendant k Tinduire k des actes de violence pour obtenir Tobjet de ses röclamations. Votre Excel- 
lence voudra bien s'6noncer confidentiellement dans ce sens vis-ä-vis des Ministres ottomans, 
tout en continuant k m^nager les susceptibilitös de la Porte. Persuadö comme il doit TStre du 
d6sint6ressement et de Tesprit de bienveillance qui dictent nos conseils , le Gouvernement du 
Sultan reconnattra, nous en avons Tespoir, Tutilitö de faire acte de condescendance envers le 
Prince Michel et de ne pas opposer k ses demandes une fin de non-recevoir qui ne pourrait qu'en- 
venimer la Situation. 

Recevez etc. etc. 



84. 
Le Comte de MUlinen au Baron de Beust. 

Parts, le 21 d^cembre 1866» 

J'ai entretenn M. le Ministre des affaires ätrangferes dans le sens qui m'^tait indiqu6 par 
la döpSche du 12 döcembre, cotöe n"" 4, et par celle du 13 d^cembre. 

M. le Marquis de Moustier a pris connaissance avec satisfaction des bons r^sultats que la 
ligne de conduite suivie par TAutriche dans la question serbe commen^ait d^jä k amener. H est 
compl&tement d'accord avec la röserve que s'impose le Baron de Prokesch pour mönager le^t 
Busceptibilit^s de la Porte. 
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Quant ä l'attitude de la France dans cette aflfaire, mon interlocuteur m'a fait observer qu'il 
me Tavait d&jä fait pressentir, qu'elle avait 6t6 et qu'elle serait eomplfetement identique avee 
Celle que nous avions adopt^e. 

Mon interlocuteur me dit ä cette occasion que le Baron de Budberg lui ayant touch^ un 
mot de la question serbe et lui ayant demandö s'il ^tait rest6 fid61e aux principes qu'il avait d^- 
velopp^s il y a quatre ans au sein de la Conference de ConstantinoplC; il lui avait r^pondu qu'il 
n' avait pas vari6, que maintenant comme alors il refusait aux forteresses turques toute utilit* ma- 
terielle pour la Puissance suzeraine. Toutefois il fallait que la Senie sauvegardät la dignite de 
la Forte et offrit des compensations morales comme prix de la concession qui lui serait faite et 
comme garantie que celle-ci ne toumerait jamais au d6triment du Suzerain. C'est seulement alors 
qu'on pourrait peser sur la Turquie pour Tengager k faire droit aux demandes de la Servie. 

Agreez etc. etc. 



85. 
Le Comte de Kälnoky au Baron de Beust. 

Extrait. L andres^ le 25 d^cembre 1866, 

Lord Stanley approuva vivement les conseils de mod^ration que Votre Excellence ne cesse 
d'adresser au Gouvernement serbe et me dit que c'est exactement le langage que le Consul 
britannique ä Beigrade est charg6 de tenir. 



86. 
Le Baron de Beust au Baron de Prokesch ä Constantinople. 

Vtenne, le 29 mars 1867. 

HayderEfendi m'a donne communication de la döpeche ci-jointe en copie que vient de lui 

adresser son Gouvernement pour Tinformer de Texcellent accueil que l'arrangement relatif aux 

forteresses de Servie a rencontr6 dans ce pays et de la prochaine venue k Constantinople du 

Prince Michel, d^sireux de präsenter k Sa Majeste Imperiale le Sultan Thonmiage de sa recon- 

naissance pour un t^moignage aussi öclatant de la soUicitude de son suzerain. 

L'arrangement dont il s'agit et qui est consacr6 par la lettre vizirielle dont Votre Excellence 
m'a transmis le texte par son rapport n"" 10 A. du 8 ct.^ a donn6 aux aspirations legitimes du 
peuple serbe une satisfaction dont nous nous r^jouissons sincirement dans l'int^ret de la Serbie 
autant que dans celui de la S. Porte elle-meme, et nous avons l'espoir qu'il aura pour consö- 
quence de dissiper entiferement les nuages qui s'^taient 61ev6s de ce cötä et qui pouvaient porter 
dans leurs flaues des orages redontables pour la paix de l'Orient. Si, comme il est permis de le 
croire, les conseils bienveillans du Cabinet Imperial ont &i^ pour quelque chose dans cette sage 
d^termination du gouvemement ottoman, nous ne pouvons que nous en f^liciter. 

Nous n'avons pas et6 moins heureux d'apprendre, par la d^peche de Fuad Pacha, que le 
Sultan vient d ordonuer l'application generale a toutes les provinces de TEmpire de röformes 
administratives congues dans le sens du progr6s et destinees surtout, ainsi que le dit le Ministre, 
k procurer de legitimes satisfactions aux sujets ottomanS; k quelque croyance religieuse qu'iU 
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appartiennent. II ne nous reste qu'ä exprimer Tespoir que les intentions ^clair^es du Gouverne- 
ment turc sortiront leur plein et entier effet et que les r^sultats viendront donner un dömenti ä 
Topinion de ceux qui ne craignent pas de contester ä TEmpire ottoman la facultö de se r6g6n6rer 
en poursuivant la voie salutaire dans laquelle le Hat-houmaYoum de 1856 a marqu6 le premier pas. 
Kecevez etc. etc. 



87. 
Le Comte de Mülinen au Baron de Beust. 

Paris, le 6 d^cemhre 1866. 

M. le Ministre des aifaires 6trang6res m'ayant insinuä assez ouvertement qu'il atta- 
cherait du prix k connaitre les vues de l'Autriche en face de la question d*Orient, afin de pou- 
voir pr^parer une entente, je me permis de rappeler k Son Excellence la depeche du 10 novem- 
bre, cot6e n*' 1, qui lui avait 6t6 communiqu6e et dans laquelle le Cabinet Imperial montrait un 
grand empressement k faire connaitre son point de vue en matifere d'aflfaires orientales en g6n6- 
ral et relativement k la Servie en particulier. 

M. le Ministre des affaires ^trangferes 6tant revenu sur Tavantage qu'il y aurait k ne 
point se laisser prendre au döpourvu et ayant insistö sur le röle actif et d'initiative qui revenait 
k TAutriche, je me suis bom6 k lui donner Tassurance que je ne doutais pas que Votre Excel- 
lence n'acceptät la conversation sur ce sujet. 

Agröez etc. etc. 



88. 
Le Comte de Mülinen au Baron de Beust. 

Paris, le 30 d^cernbre 1866. 

M. le Ministre des affaires 6trangferes m'a confirmö que les nouvelles arrivant d*Orient 
faisaient craindre de graves complications et il ne m'a pas cach6 qu'a son sens il n'y avait pas 
de temps k perdre pour parer k cet 6tat de choses. 

Je me suis permis de faire observer k mon interlocuteur que je ne doutais pas que la 
France ne renconträt auprfes du Cabinet Imperial et Royal le plu^ grand empressement k Taider 
k atteindre ce but. 

Le Marquis de Moustier me röpondit qu'il ne doutait point de trouver chez Votre Excellence 
un appui sympathique, s'il avait k proposer un moyen de pacifier TOrient, mais que malheureu- 
sement ce moyen 6tait difficile k trouver et que c'6tait justement en raison de cette difficult^ 
qu'il voulait provoquer une sorte de „consultation de mödecins" afin de connaitre Tavis de cha- 
cun sur le remfede k apporter au mal. L'Autriche 6tant plus directement int6ress6e k ce qui se 
passe dans son voisinage, il s'adressait tout particnli^rement k Votre Excellence qui mieux que 
tout autre pouvait puiser dans sa profonde connaissance des affaires quelque rem&de k Tätat de 
choses actuel. 

L'attitude de l'Angleterre en Grfece, qui dans les demiers temps 6tait faite pour surprendre, 
aurait ätä modifi^e räcemment, et j'apprends que les agens britanniques en Or6cc et le chef de 
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I'eBcadre anglaise auraient re^u Vordre de rengataer leurs sympathies par trop phil- 
hellänes. 

AgrÄez etc. etc. 



89. 
Le Baron de Beust au Prince de Metternich ä Paris. 

Vtennej le 1*^ janvier 1867. 

Pendant le s^jour que vous venez de faire ä Vienne, je vous ai entretenu, mon Prince, de 
nos grayes präoccupations par rapport aux affaires d'Orient et de notre intention de nous onvrir 
k ce sujet en tonte confiance an Cabinet des Tnileries. 

La sitnation oti se tronve en ce moment la Tnrqnie m^rite en effet Tattention s^riense des 
Cabinets. Tontes les nonvelles s'accordent k faire pressentir qne Tinsnrrection de Candie , bien 
qne comprimöe dans la majeure partie de Tile^ n'en continnera pas moins k conver jusqu'au 
printemps. Dans la plupart des autres parties de TEmpire ottoman habitäes par des chrötiens, 
tont est präparä ponr nne leväe de boncliers ; les excitations venant de Grfece alimentent sans 
cesse la fermentation dans les provinces limitrophes et il est tel point du territoire tnrc od 
l'agitation s'est d6ji, k Theure qu'il est, tradnite en lutte onverte. 

Nons n'avons pas k analyser ici les canses qui ont däterminö cet entratnement sondain des 
esprits, ni k examiner les fautes qui penvent avoir contribuö ä TaccilSrer ou les moyens par 
lesquels il eüt ät6 possible d'arrSter les progrfes du mal. 

Ce qu'il y a de certain , c'est que cet 6tat de choses est de natnre k faire surgir de graves 
dangers pour la paix de TEurope, si les Pnissances ne s'appliquent, en temps opportun, k prendre 
des mesures efficaces pour les prövenir. 

n est impossible de se dissimuler que les remfedes k Taide desquels on a cherchä, dans le 
cours des derniferes ann^es, k maintenir le statu quo en Orient, se sont montrös insuffisants k 
maltriser des difficultis que chaque jour est venu accrottre. 

En effet, la marche des övenemens qui ont ensanglantä Tlle de Crfete semble dänoter un 
certain amoindrissement dans la force de r^sistance dont dispose le Gouvernement du Sultan, 
puisqu'un territoire d'une ötendue peu consid6rable , dont, il est vrai, la position insulaire 
augmente Timportance , est en ätat de tenir si longtemps en 6chec la puissance musulmane. 

D'un autre c6t6, depuis la signature du trait6 de Paris de 1856, la condition g6n6rale des 
Etats europ6ens a subi des modifications notables et, gräce aux succös remport^s par le principe 
de nationalitö en dehors de la Turquie, le däsir d'obtenir des triomphes pareils a dft se faire 
jour avec un redoublement de vivacitä au sein des populations chrötiennes de cet Empire, meme 
ind^pendamment de tonte impulsion de F^tranger. 

La physionomie de TOrient, prise dans son ensemble, se präsente donc aujourd'hui sous 
un aspect essentiellement difförent de celui qu'elle avait en 1856, et les stipulations de cette 
äpoque, aussi bien que les Conventions speciales dont elles furent suivies, d^pass^es qi^'elles 
sont , sur plus d'un point important , par les iv6nemens survenus depuis , ne suffisent plus aux 
nöcessit^s de la Situation actuelle. 

Ajoutons que, tont en reconnaissant la Conference de Paris comme virtuellement existante, 
Ton ne saurait disconvenir qu'elle s'est montröe au-dessous de sa täche ou, tont au moins, que 
les circonstances ont toum6 de fa^on k lui en rendre raccomplissement impossible. La Con- 
ference a ete amenäe , par la force des choses , k enterrer plus d'une des dispositions capitales 
de l'Acte de 1856. C'est ainsi qu'elle a donn6 le coup de gräce k celle qui consacrait la Sepa- 
ration des Principautes danubiennes , en autorisant Fetablissement d'un corps politique unitaire. 

12 
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C'est ainsi que, tout rtcemment encore, k la chute du dernier Hospodar^ eile n'apu faire 
respecter les traitös pour la nomination de son successeur. En plus d'une oecasion, le röle de la 
Conftrence de Paris s'est born6 k donner, aprfes eoup, sa sanetion k des faits aecomplis en dehors 
de son action et qui ^taient en d6saccord avec les Conventions plac^es sous sa sauvegarde. 

H y a lä plus de motifs qu'il n'en faut pour faire faire aux Cabinets de sörieuses rfiflexions 
et pour les engager k se demander ce qu'il y aurait k faire dans le but de pr6server TEurope 
des convulsions oü la jetterait T^eroulement subit de la domination ottomane , et si le moment 
n'est pas venu de proc^der k une r6vision du traitö de Paris du 30 mars 1856 et des actes sub- 
s6quents, k op6rer de commun accord par les Puissances qui les ont conelus, le Royaume dltalie 
prenant aujourd'hui la place du Boyaume de Sardaigne. 

Cette rövision aurait, ce nous semble, ä se proposer un double but. 

Le trait6 de Paris a laiss^ dans le vague la pensöe de ses auteurs en ce qui concerne les 
droits des populations chr^tiennes sujettes du Sultan. En mentionnant express^ment le Hat-hou- 
maYoum, le traite a donne, il est vrai, une cons^cration indirecte aux dispositions de cet acte; 
mais les g6n6ralites dans lesquelles se renferme le firman, qui ne fait qu'ibaucher les institutions 
destin^es k prot^ger les raYah, sont loin de leur offrir des garanties s^rieuses. La premi^re täche 
de la Conference de r(^\ision consisterait donc k dissiper ces incertitudes , cause incessante de 
m^contentement pour les chr^tiens de la Turquie. Toutes les Puissances int6ress6es auraient k 
s'occuper soigneusement de cette question , chacune d'elles mettant en lumi^re le point de vue 
auquel eile est portee k Tenvisager suivant sa position particuli^re , • et ces points de vue divers 
seraient ensuite discut^s en Conference. Cette manifere de proc6der nous paralt ofiEnr le meilleur 
moyen d'arriver k un rösultat qui, une fois obtenu, serait präsente k la Sublime Porte, avec toute 
Tautorite qui appartient k un avis unanime de TEurope. 

En nous pronon^ant dans des termes aussi positifs , nous n'entendons nuUement anticiper 
sur la forme qu'on jugerait convenable d'adopter pour faire agr^er au Gouvernement ottoman 
les propositions de la Conference. II va sans dire que cette forme devrait etre de nature k m^nager 
autant que possible Tautorite de la Porte et k faciliter son consentement. Mais en presence du 
danger qu'il s'agit de conjurer, le but qu'on se propose d'atteindre serait manqu6 d'avance si le 
moindre doute devait subsister sur Tefficacite de cette Intervention de TEurope. 

Le travail que les Puissances assumeraient de cette manifere est, nous le savons, loin d'etre 
facile ; il Test d'autant moins qu'elles devraient se garder surtout de tailler sur un seul et meme 
patron des combinaisons qui auraient k s'appliquer k des contröes si diverses entre elles sous le 
rapport de la religion, de la race, du degre de civilisation et des intirets materiels. 

Pour cette meme raison , il faudrait examiner mürement la question de savoir quelle serait 
la marche la plus convenable k suivre pour s'enquerir des besoins de chaque province. Selon 
nous , le mode qui se recommanderait de prefference serait d'en charger des organes de chacun 
des Gouvernemens Interesses, lesquels, afin d'etre bien renseignes, devraient consulter des 
hommes speciaux appartenant au pays et dont Fimpartialite et la rectitude de jugement leur 
seraient connues. 

A cöte de cet objet principal qu'une revision du traite de Paris doit avoir en vue , il en est 
un autre , non moins important k nos yeux : celui de s'assurer du concours loyal et sincfere de 
toutes les parties intervenantes. A ce point de vue, on ne saurait nier que le traite de 1856 n'a 
pas atteint compietement son but. Comme ce traite etait destine ä terminer une guerre que la 
Porte et ses Allies avaient soutenue avec succfes contre la Kussie, il devait parattre indispensable 
d'y introduire des clauses restrictives de la libre disposition d'une partie des moyens d'action 
que cette demiere Puissance pourrait, dans un cas donne, vouloir diriger contre TEmpire ottoman. 
On s'y sentait d'autant plus dispose que , pour tout le reste , on entendait epargner k la Cour de 
St.-Petersbourg des conditions trop onereuses. Aussi fut-elle menagee en ce qu'on ne lui 
demanda qu'une cession de territoire de peu d'importance , et le prix de la lutte se resuma dans 
les entraves imposees aux mouvemens de la Eussie du cote de la Turquie. On esperait^ par \k, 
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garantir TEurope^ pendant un long d^Iai^ des complications dont la menaQait la qaestion d'Orient. 
Tont en rendant justice aux motifs qui, k cette 6poque, ont diete les d^terminations de TEurope^ 
on ne saurait se dissimuler que c'est aller contre la nature des choses que d'interdire k im Etat 
d'nne ätendue et d'une population aussi immenses sa libertä d'allures dans le eercle de son action 
legitime. Une pareille interdiction ötait peu propre k detoamer, k la longue^ les complications que 
Ton avait k coeur d'eviter. Toute compression excessive a pour eflfet de provoquer Texpansion 
de la force comprim6e dans une autre direction et, de toute mani^re, en agissant comme on Ta 
fait, on a rendu difficile au Gouvernement russe de prendre de bon coeur sa position dans le 
concert europ^en nouvellement 6tabli pour les affaires d'Orient. 

Autant qu'il s'agit donc des restrictions dont nous venons de parier, il importe de distinguer 
ce qui est possible de ce qui ne Test pas. A notre avis, il y a lieu de tenir compte, dans une 
mesure convenable , du r61e naturel qu'assure k la Russie en Orient la communautö des institu- 
tions religieuses et de se mönager, par une attitude conciliante, le concours sincfere de cette 
Puissance dans les affaires du Levant. 

La question que nous traitons ici m6rite, croyons- nous, d'gtre prise en consid6ration le 
plus promptement possible. H serait k dösirer, selön nous, qu'un concert nouveau püt s*6tablir 
dans des formes difförentes de Celles qui ont pr6sid6 jusqu'ici k Taction de la Conftrence de 
Paris. Des dissentiments regrettables ont trop souvent paralys6 cette action et il nous semble 
pröförable d'entrer, sans h^siter, dans une voie nouvelle pour assurer Tentente des Puissances. 

Si les Cabinets partageaient les vues que nous venons d'exposer, nous proposerions que 
chacun d'eux voulftt bien, par les moyens indiqu^s plus haut, se procurer les informations nices- 
saires au sujet des voeux et des besoins des diff6rentes populations chr6tiennes soumises k la 
Porte et que les mat^riaux ainsi recueillis fissent Fobjet des delibörations d'une Conference, 
composäe des pl6nipotentiaires de toutes les Cours garantes. 

Une question k examiner serait celle de savoir s'il conviendrait d'admettre k cette Con- 
ference un Repräsentant de la Sublime Porte. Nous sommes loin de m6connattre que le respect 
du k rind6pendance de la Turquie conseillerait de le faire intervenir dans ces döliberations. 
Mais , plus les dangers qu'il s'agit de conjurer sont graves et imminents , et plus on doit etre 
pen6tr6 de Turgence qu'il y a d'avoir recours aux moyens les plus efficaces; or, Ton ne saurait 
disconvenir que la participation de la Porte rendrait on ne peut plus difficile aux Puissances 
d'arriver k une entente avec toute la promptitude command6e par les circonstances. On devrait 
donc, ce nous semble, s'attacher k d^montrer au Gouvernement ottoman que son propre int^ret, 
loin de souflfrir de son absence de la Conference, exigerait au contraire qu'il restät 6tranger ä ses 
travaux. L'attitude d'abstention pleine d'^gard dont toutes les Cours ont fait preuve dans la 
question des Principaut^s, dans celle de Candie et meme dans celle de Servie doit 6clairer la 
Porte sur les v6ritables intentions de TEurope k son 6gard. D'un autre c6t6 , eile ne peut fermer 
les yeux aux sinistres lueurs qui traversent aujourd'hui son Empire et qui doivent lui faire 
craindre un embrasement g6n6ral. Nous ne mettons donc point en doute que les Cabinets 
r6ussiront k la convaincre de Timpossibilitö de conserver desormais, sans modification, le rögime 
d'administration actuel , et k lui donner confiance dans les vues aussi d^sint^ress^es que bien- 
veillantes qui inspireront leurs propositions. Nous pensons aussi que la Porte accueillera avec 
reconnaissance les mesures que les Puissances garantes jugeront propres k cr6er un ordre de 
choses durable dans la presqu'ile des Balkans. 

En revanche, et c'est par \k que nous completons Texpression de notre pens6e, il nous 
reste k 6noncer un voeu dont Taccomplissement aurait , ä notre avis, pour le Gouvernement 
'ottoman infiniment plus de valeur que sa participation aux travaux de la Conference. Dans notre 
opinion, il serait aussi injuste qu'imprudent d'imposer une pareille Intervention k la Turquie sans 
la mettre k Tabri des mouvemens insurrectionnels qui la menacent. Si les Pyissances s'engagent 
dans la voie que nous venons d'indiquer , elles doivent le faire connattre aussitot k TEurope 
enti^re et partant aux populations chr^tiennes de la Turquie, mais en meme temps elles doivent 
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hantement manifester rintention de ne pas soufirir qae la r^volte yienne traverser lenrs d6Iib6- 
rations. Ces populations doivent ßtre pr^venues que ce n'est qu'en rentrant dans Tordre et en 
gardant une attitnde parfaitement calme qu'elles penvent compter sur nne interyention en lenr 
faveur et qu'autrement TEurope avisera aux moyens de les contenir. 

Veuillez, mon Prince, donner leeture de la präsente d6pgche k M. le Marquis de 
Moustier et lai faire connaltre notre intention de transmettre nne commnnication analogne anx 
Cabinets de Berlin, de Florence, de Londres et de Saint-P^tersbourg. Mais, avant de faire cette 
demifere dfemarche , nons serions heureux que le Gouvernement de Sa MajestS l'Empereur des 
Fran^ais voulüt bien nous communiquer sa mani^re de voir, disposäs que nous sommes ä tenir 
compte des modifications qui lui sembleraient utiles. 

Recevez, etc. etc. 



90. 
Le Baron de Beust au Baron de Prokesch ä Constantinople. 

Vi e nne, le 22 janvier 1867. 

Ainsi que Sans doute vous ne Tignorez pas, TAmbassadeur de Kussie k Paris a ätö 
chargS, par une d^peche confidentielle de son Cabinet en date du 28 Novembre demier, d'appeler 
Tattention du Gouvernement fran^ais sur la Situation critique des aflfaires en Orient et de lui 
proposer de s'entendre avec la Russie sur les rem^des ä appliquer k un mal qui est fait pour 
inspirer k TEurope de vives alarmes. 

Cette döpeche qui , aprfes avoir 6t6 tenue assez longtemps secr^te, m'a 6t6 communiquöe 
par le Comte Stackeiberg dans les premiers jours de ce mois, porte en substance ce qui suit. 

Parlant d'abord de Tinsurrection en Candie, le Prince Gortchacow pense que le moyen le 
plus efficace d'y mettre un terme se trouverait dans la r^union de cette lle k la Gr^ce. Subsi- 
diairement la Russie propose une autonomie complfete sous la suzerainetö ottomane. En m^me 
temps eile demande T^vacuation des forteresses serbes. Quant aux autres d6pendances de 
TEmpire ottoman, les Puissances devraient, en face des soulfevements qui pourraient y Delator, 
prendre pour r^gle le principe de non-intervention et s'abstenir scrupuleusement de tonte ingö- 
rence active. 

A en juger par les explications dont le Comte Stackeiberg a accompagnä cette commnni- 
cation, le Gouvernement russe, se faisant Illusion sur Teffet que sa dämarche a produit k Paris, 
se flatterait d'avoir fait partager en tout point son avis au Cabinet des Tuileries. 

Nos propres informations ne nous permettent pas de douter que cette impression ne soit 
erron^e. Dans Tentretien auquel les ouvertures dont je parle ont donni lieu entre le Marquis 
de Moustier et le Baron de Budberg, le Ministre des affaires 6trangferes de France a demandä k 
son interlocuteur ce| que Ton entendait par non-intervention et si, dans la pens6e du Cabinet 
russe, il serait 6galement d^fendu aux Grecs, aux Serbes et aux Roumains d'intervenir dans les 
d^mel^s de la Porte avec ses sujets chr^tiens. La röponse de TAmbassadeur de Russie semble 
avoir 6t6 peu concluante. De son c6t6, le Comte de Stackeiberg, k qui j'ai adress6 la meme 
question, m'a r6pondu qu'il n'6tait en mesure d'6mettre que son opinion personnelle k ce sujet, 
mais qu41 ne saurait regarder le principe de nourintervention comme 6tant applicable aux popu- 
lations dont il s'agit, qui, selon lui, ne forment qu'une seule et mSme famille avec les races chr6- 
tiennes soumises k la domination du Sultan. 

Quoi qu'il en soit, la proposition russe tendant k faire proclamer la non-intervention de 
l'Europe dans les lüttes qui viendraient k surgir en Turquie a 6t6 d6finitivement ^cartöe par la 
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France^ et ce qni le pronve bien^ c'est que tont räcemment; le 6 de ce mois, une nonvelle 
döpgche du Prince Gortchacow a it& communiquie an Marquis de Moustier^ ayant pour objet de 
lui proposer de maintenir ä tout prix le statuquo dans TEmpire ottoman, apr^s que Ton aurait 
donnö une Solution k Taffaire de Cr^te et obtenu r^vacuation par les Turcs des forteresses 
serbes. C'est k ces deux questions que se borne l'union de vues entre la Franee et la Bussie. 
Elles jugent nöcessaire^ Tune et Tautre, que le Sultan fasse droit aux demandes du Prince 
Michel. En ce qui conceme la question de Candie, les deux Cabinets s'accordent k vouloir 
Tautonomie pour cette lle et k croire qu'il y a lieu d'exercer, au besoin, une pression dans ce 
sens sur la Sublime Porte. Toutefois^ la France a mis pour condition de son assentiment aux 
Yues du Cabinet de St.-P£tersbourg, dans ces deux questions speciales, que des garanties pour 
le maintien de la tranquillitä k Tayenir fussent donnöes, soit par les populations chr6tiennes 
elles-mSmes, soit par le Gouvernement hell6nique, soit enfin par le Gouvernement russe. C'est 
dans ces termes que la question est pos6e dans une d^pSche que le Marquis de Moustier vient 
d'adresser au Duc de Gramont. 

Pour mon compte, il m'est difficile, je Tavoue, de trouver dans la garantie russe, räclamöe 
par le Cabinet des Tuileries, toutes les s6curit6s dont il Importe d'entourer un int6r6t aussi 
grave que Fest la conservation de la paix du Levant. En effet, ou cette garantie serait illusoire 
et inefficace, ou, si la Russie 6tait r^ellement k meme de remplir la täche immense qu'on prötend 
lui imposer et si donc eile tenait , pour ainsi dire , dans ses mains le repos de FOrient, ce pou- 
voir exorbitant de Tune des Puissances garantes serait certes de nature k donner k r6fl6chir 
s^rieusement aux autres Cours, qui devraient alors, selon nous, aviser k assurer la paix en 
Turquie indäpendamment du concours d'une Puissance aussi pr6ponderante. 

Au surplus, nos nouvelles de Paris constatent que Ton y est d^sireux d'en venir k une 
entente avec la Eussie relativement aux affaires orientales. Sur ce point, nos propres voies se ren- 
contrent parfaitement avec celles du Cabinet frangais ; nous mettons, nous aussi, le plus grand 
prix k voir cette entente s'etablir et nous ne diff6rons avec lui que sur les moyens d'y arriver. 

Le moment me paratt venu de vous parier ici, M. le Baron, de Tinitiative que le Cabinet 
Imperial vient de prendre lui-meme, dans le but de prövenir les complications que Tötat 
de choses actuel en Turquie reelle dans son sein. II Importe que vous soyez 6clair6 sur la 
portee d'une d^marche au sujet de laquelle les versions les plus extravagantes ont ^t6 mises en 
circulation. Gräce k une indiscretion dont on n'a pu encore d^couvrir Torigine, le Memorial 
diplomatique a donn6 Töveil par une demi-r6v61ation, oü le vrai se melait au faux et dont la 
Wiener Abendpost, dans un article qui ne vous aura pas 6cliapp6, a aussitöt fait justice. 

Voici la v6rit6 sur la dömarche dont il s'agit. Ce n'est pas, ainsi qu'on Ta pr6tendu, une 
circulaire adress^e k toutes les Cours. Nous nous sommes bom6s k faire faire une ouverture 
toute confidentielle k Paris, au moyen d'une dipßche k 1' Ambassadeur de l'Empereur, en date du 
jour de l'an. Jusqu'ä present, nous n'en avons donn6 connaissance k aucun des autres Cabinets. 
Nous avons jug6 convenable de sonder d'abord les dispositions de celui des Tuileries, parce 
que, depuis le Congrfes de 1856, Paris a toujours 6t6 consid6r6 comme le centre de l'action 
diplomatique dans les questions d'Orient et parce que nous etions fond^s k supposer que l'ac- 
cord qui, k partir de cette 6poque, a constamment uni les Cours de France et d'Angleterre k 
r^gard de ces questions, n'a pas cess6 d'exister et que nous avions donc le droit d'esp^rer que, 
ce qui aurait 6t6 arr§t6 k Paris, ne pourrait en aucune fa^on donner de l'ombrage k Londres et 
que, loin de lä, une proposition faite en commun par le Cabinet de Vienne et celui des Tuileries, 
aurait toute chance d'y trouver un accueil favorable. 

Ma d6peche au Prince de Mettemich döveloppe les points de vue suivants. 

Apr^s avoir signalä la gravit6 de la Situation et la n^cessitä qui en räsulte pour les Puis- 
sances garantes de prendre k temps des mesures efScaces dans le but de parer aux dangers 
dont eile menace la paix de l'Europe, nous constatons que les remfedes employ6s jusqu'ici se 
sont montrös impuissants. Nous faisons remarquer que les ^vönemens de Candie semblent 
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prouver rinsuffisance des forces de resistance que la Porte est aujourd'hui en 6tat d'opposer k 
des soulfeyemens de qaelque importance ; que les röcents succ^s remport^s par Tesprit de natio- 
nalit^ en dehors de la Turquie ont du exeiter et enhardir les populations chrötiennes de cet 
Empire; que les stipnlations de 1856 et Celles qui les ont suivies ont ii& däpass6es par les 6vä- 
nemens sur plus d'un point important, sans que la Conförence de Paris ait pu les faire 
respecter. Nous en inftrons que les Cabinets doivent se demander s'il n'y a pas lieu de proci- 
der k une r6vision du trait6 de Paris et des actes subsequens. 

Cette r^vision, ä notre sens, aurait k poursuivre un double but. Elle devrait, en premier 
lieu, fixer Tincertitude oü le hat-houmaYoum a laissä le sort des raYah. A cet eflfet, chacune des 
Cours garantes aurait, dans notre pens6e, ä mettre en lumi^re le point de vue particulier auquel 
eile est plac6e dans cette question ; ces points de vue divers seraient discutös en Conftrence et 
les r^sultats de cette discussion pr6sent6s k la Porte. Nous r6servons expressöment la forme 
dont il conviendrait de revetir ces propositions et qui, de toute mani^re, devrait m6nager autant 
que possible Tautorit^ du Sultan, afin de faciliter son assentiment. Les combinaisons k proposer 
devraient tenir compte de la diversiti de religion, de race, ' du degre de civilisation et des int6- 
rSts matöriels qui existe entre les diff^rentes contr^es auxquelles elles s'appliqueraient. Aussi 
devrait-on commencer par s'enquerir des besoins de chaque province et nous croyons que des 
organes de chacun des Gouvernemens int6ress6s devraient 6tre charg^s de cette enquete, de con- 
cert avec des hommes sp6ciaux appartenant au pays et ofirant toute garantie d'impartialit6. 

En second lieu, la r^vision du traitö de 1856 devrait avoir en vue de s'assurer du con- 
cours loyal de toutes les parties. A cet egard, les restrictions imposöes par cet acte k la Russie 
nous semblent peu propres k atteindre le but auquel elles visaient, et il y aurait peut-etre lieu 
d'y apporter certaines modifications. 

Tels sont les points les plus saillants du travail que nous avons soumis k Tappr^ciation du 
Cabinet fran^ais. 

Je compl6terai cet expos6 par quelques considerations qui d6voileront k Votre Excellence 
le fond de ma pens6e. 

On ne saurait se dissimuler que TEmpire ottoman est ä la veille d'une crise qui peut 
r6branler jusque dans ses fondemens. II est possible, bien que cela nous paraisse douteux, que 
les propres forces de la Turquie sufßsent k mattriser Tdlan g^nöral qui semble devoir s'emparer 
de ses sujets chrötiens. Mais quand meme eile en aurait le pouvoir, ce n'est pas de ses res- 
sources materielles qu'elle pourrait esp^rer le succfes ; eile n'y parviendrait qu'en faisant appel 
au sentiment religieux de ses sujets mahom6tans. D6s lors, la lutte prendrait un caractere qui 
rendrait compl^tement impossible aux Puissances de ne pas intervenir. L'Europe ne saurait 
assister impassible ä des massacres entre les musulmans fanatisös et les chr6tiens combattant 
pour leur foi et leur existence : aucun des grands Etats ne pourrait rester 6tranger k un conflit 
engage dans ces conditions. Le monde chretien retentirait du cri de guerre au Croissant, pour 
garantir les raYah de Textermination qui les menacerait, et le temps des croisades serait revenu. 
Le besoin d*arriver k une entente entre les Puissances, en vue de pr^venir le danger d'une con- 
flagration g6n6rale par une Intervention diplomatique, est donc irr^cusable. Les gouvernemens 
europ6ens doivent etre 6galement d6sireux de maintenir la paix generale ; ils sont donc tous 
int6ress6s k ce que le mouvement en Orient soit apais6 au moyen d'une Solution pacifique et 
Sans troubler les bonnes relations qui existent entre eux. II n'y a qu'une seule Puissance k 
laquelle on puisse supposer des vues diflf6rentes : c'est la Russie. On peut la soup^onner de 
poursuivre un autre but que celui de Fint^ret europeen, en faisant servir k ses desseins les rela- 
tions multiples qu'elle a su se cr6er dans le Sud-Est de TEurope. L'exp6rience de ces dix der- 
niferes ann6es a fait voir qu'elle ne cesse de se donner du mouvement pour y tenir en haieine 

l'agitation des esprits. 

Or il est Evident qu'un concert europ6en d'oti la Russie serait exclue ne promettrait aucun 
succfes, et cela d'autant moins que, forts de l'appui de cette Puissance, les peuples chr^tiens en 
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Orient refaseraient de se soumettre anx d^cisions d'un ar^opage dont eile ne ferait point partie. 
D'nn autre cdt6, Tisolement de la Rnssie^ en admettant mSme qu'il fät possible^ offiirait de 
grands dangers ; car plus cette Puissance se verrait r6duite ä elle-mSme^ et plus eile soutiendrait 
6nergiquement son röle traditionnel en Orient. 

La eonclusion ä tirer de ces pr^misses est, k notre avis, tonte simple. H faut l"" chercher 
ä Ätablir , en temps opportun , un accord entre les Cours dans le but de pouvoir präsenter au 
Gouvernement du Sultan des propositions qui ne se borneraient pas ä tel ou tel point special, 
mais qui embrasseraient Tensemble des questions orientales, et qui seraient articul6es dans les 
termes les plus pr6cis, bien qu'entour6es de toutes les formes dues k Tind^pendance de la Porte, 
afin de ne pas courir le risque d'un refus. Et 2" cet accord ne doit pas etre partiel, mais il faut 
qu'il s'6tende ä toutes les Cours garantes. 

Or, un accord g6n6ral, tel que nous le croyons indispensable, peut ßtre obtenu en usant de 
bons procÄdes envers la Cour de St.-P6tersbourg. 

Le moyen indiqu6 par nous k cet effet et qui consiste k r6viser le trait^ de Paris semble 
devoir, de prime abord, rencontrer de vives r^pugnances de la part de la France et de TAngle- 
terre. Pour notre part, nous sommes forc6s de reconnattre que la neutralisation de la mer Noire 
et les autres entraves par lesquelles on a cru, en 1856, pouvoir lier les mains ä la Russie ne 
constituent pas une combinaison fort heureuse au point de vne autrichien. 

Nous comprenons que la France et FAngleterre ont de la peine k se familiariser avec Tidie 
de voir alterer ce qu'elles considferent comme le fruit principal de la guerre de Crimee, mais nous 
pensons aussi que la question d'amour-propre ne saurait etre d^cisive en face des intörSts 
immenses qui sont aujourd'hui en jeu, et, mat^riellement parlant, il nous semble qu'il convien- 
drait d'examiner avec soin la valeur relative de ce que Ton desire conserver et de ce qu'il s'agi- 
rait d'y substituer. Nous ne contestons pas le prix que peut avoir Tabsence d'une flotte russe 
dans la mer Noire ; mais s'est-on demandä si, en la stipulant, on a reellement affranchi Constan- 
tinople de tout danger de ce c6t6? En supposant que la Russie se decidät a construire des 
vaisseaux dans la mer d'AzoflF, lui ferait-on la guerre pour Ten empecher? Cela nous paratt plus 
que probl6matique. Tant que Texistence de TEmpire ottoman ne sera pas directement menac6e, 
TEurope reculera probablement devant une nouvelle guerre. 

H y a donc lieu de considerer, selon nous, s'il ne serait pas opportun de se preter k des 
concessions, ne füt-ce que partielles, envers le Cabinet de St.-P6tersbourg, concessions en retour 
desquelles on pourrait, au reste, 6tablir des garanties propfes ä circonscrire son action dans 
des limites naturelles. Dot^es, par les soins de toutes les Cours garantes, d'institutions auto- 
nomes, suivant la diversite de religion et de race, les populations chr^tiennes soumises k la 
Porte deviendraient les oblig^es de TEurope enti^re. Teile est la pensöe fondamentale qui, dans 
notre opinion, devrait dicter les resolutions des Puissances. 

Dans la proposition que nous avons fait parv^enir k Paris, k Tefifet d'engager un behänge 
d'id^es sur la question qui nous occupe, nous avons insinu6 que, si les Cours garantes se r6n- 
nissaient en Conference pour en d61ib6rer, il serait peut-etre pr6f6rable de ne pas inviter la 
Porte k y prendre part. En recommandant ce mode de proc^der, notre Intention n'est nullement 
de placer la Turquie sous la tuteile de TEurope, ni de lui faire violence. Nous avons pens6, au 
contraire, que la Sublime Porte pouvant etre pleinement rassuröe sur les intentions des Puis- 
sances, qui presque toutes desirent sincferement lui conserver la meilleure position possible, il ne 
serait pas n^cessaire qu'elle füt directement repr6sent6e dans la Conference. Les d61ib6rations, 
k notre avis, n'auront pas k souflfrir de son absence, tandis que le concours d'un pl6nipotentiaire 
Ottoman, au lieu d'6carter Tantagonisme des opinions, servirait plutöt k Tirriter. La Porte peut 
etre persuad6e que toute arrifere-pens6e est 6trangfere k notre projet et que, si nous croyons que 
les Puissances doivent se pr6occuper de garanties k donner aux sujets chr6tiens du Sultan, d'un 
autre cötö il est indispensable, selon nous, qu'elles aient soin de mettre TEmpire ottoman k Tabri 
des mouvemens insurrectionnels qui le menacent. L'Europe, en demandant k la Porte de c^der 
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ä ses conseils, s'engage moralement, selon nons, ä empScher qne le repos de T Orient ne soit . 
tronbli par les populations chrStiennes auxquelles ces conseils doivent profiter. 

Votre Excellence voudra bien s'inspirer du contenu de la präsente döpeche, afin d'6tre 
k mSme, dans Ses entretiens avec Aali-Pacha, de mettre dans son vrai jour le sens des 
instrnctions que j'ai adress^es au Prince de Metternich. Ces instructions ont, du reste, 6t6 
bien aecneillies k Paris, et la question des modifications k apporter au traitö de 1856 a seule 
soulevö des objeetions sörieuses. 

Beeevez etc. etc. 
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Circulaire du Baron de Beust aux Missions Imperiales. 

Vte nne, le 3 f^rier 1867. 

L'attitude adoptie par le Cabinet Imperial au sujet des questions qui se sont produites 
ricenunent en Orient et les vues qui le guident en face des complications qu'un prochain avenir 
pourrait y faire nattre, ont 6t6, dans la presse et ailleurs, Tobjet de versions et de commentaires 
si Stranges et si peu fond6s qu'il me semble utile, Monsieur . . . , de vous transmettre quel- 
ques renseignemens pour vous mettre k mSme, au besoin, de placer les faits dans leur 

vrai jour. 

Äfin de ne pas se tromper sur la marche que nous suivons par rapport aux affaires du 
Levant, il faut distinguer notre conduite k Tigard des questions speciales qui sont aujourd'hui 
en litige, et nos dömarches ayant pour but de prövenir des crises ultörieures. 

La question qui est venue s'imposer la premi^re aux pr6occupations des Cabinets est celle 
qui a trait aux forteresses serbes, occup6es par des gamis.ons turques en vertu des trait6s, et 
dont le Prince de Servie röclame Tövacuation. Dfes Forigine de cette question, qui a surgi vers 
la mi-novembre , nous avons recommand6 au Gouvernement du Sultan , avec toute la d6f6rence 
due k un Etat indöpendant , de lui donner le plus t6t possible une Solution satisfaisante pour la 
Servie. En nous permettant d'offrir ce conseil k la Porte, notre Intention, toute bienveillante k 
son 6gard, 6tait de lui assurer le mörite et les avantages de la spontan^it6 dans une affaire oü 
il nV va d'aucun int^rfit capital pour la domination ottomane, et de servir la cause de la paix, en 
6cartant une cause permanente d'irritation au milieu d'un peuple voisin de notre Empire et que 
des liens nombreux y rattachent. Nous ne nous sommes, d'ailleurs, d6cid6s k 6mettre cet avis 
qu'aprfes avoir acquis la certitude qu'il 6tait partag6 par la France et TAngleterre. Effective- 
ment ces deux Puissances ont , depuis, tenu k Constantinople , sur cette question , un langage 
analogue k celui du Cabinet Imperial. 

Sur un autre point du territoire turc, Tagitation s'est, depuis longtemps, traduite en une 
insurrection ouverte, dont le Gouvernement n'a pas encore r6ussi k se rendre maitre. Toutefois, 
les 6v6nemen8 de Candie n'ont donn6 lieu, ni k Constantinople, ni ailleurs, ä des dömarches 
quelconques de la part de T Antriebe, qui considfere cette tle comme 6tant, par sa position g6o- 
ffraphique plac6e en dehors de sa sphfere d'action, autant que celle-ci peut gtre d6termin6e par 

des int^rgts vitaux. 

Pour en venir maintenant k ce que j'appellerai Vaction prophylactique que nous croyons 
n^cessaire dans le but de conjurer une crise qui, d'un jour k Tautre, peut prendre des proportions 
alarmantes pour la paix europ6enne , nous avons, il est vrai, entam6 avec le Cabinet frangais 
des pourparlers sur les mesures k prendre k cet effet. Nous avons pens6 qu'avant de saisir de 
nos propositions les autres Cours signataires du traitö de 1856, il 6tait convenable de nous 
adresse au Cabinet des Tuileries, pour pressentir ses dispositions, Paris ayant toujours, depuis 
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le Congrfes de 1856, 6t6 regardö comme le centre formel de raction diplomatique relative aux 
affaires d'Orient , et les principales questions qui s'y rapportaient et dont FEurope avait k 
connattre ayant toutes 6t6 traitöes dans cette capitale. 

Voiei, en r6sum6, les id^es que j'ai fait soumettre ä Tappröciation pr^alable du Cabinet 
fran^ais. 

Apr^s avoir monträ rinsuffisance des moyens employes jnsqu'ici ponr eombattre les 
symptomes isol^s d'un mal qui tend ä envahir toute la surface de la Turquie d'Europe, nous en 
införons que Ton doit se demander s'il n'y a pas lieu de proc^der k une r^vision des stipulations 
de 1856, d^pass^es qü'elles ont 6t6 suecessivement par les 6v6nemens, sur plus d'un point 
important, sans que la Conference de Paris ait eu le pouvoir de les faire respecter. 

Cette r6vision, selon nous, devrait avoir pour objet prineipal les am^liorations k apporter k 
la condition des sujets chr^tiens du Sultan, condition qui, en d^pit des promesses du hat-houma- 
Youm, est si peu assur^e qu'elle forme une cause continue de m^contentement parmi eux. Les 
points de vue divers que chacune des Cours garantes aurait k faire pr^valoir k cet 6gard, apr^s 
mür examen des besoins des diff^rentes populations dont il s'agit, devraient Stre discut^s en con 
fference et les r^sultats obtenus de commun accord etre pr^sent^s k Tacceptation de la Sublime Porte. 

Or, il me semble impossible d'arriver dans les questions orientales k un accord s^rieux et 
f(6cond de toutes les parties, k moins que Ton ne parvienne k se m^nager, k Taide de certaines 
concessions, le concours sinc^re de la seule d'entre les Puissances signataires du trait^ de Paris 
k qui Ton puisse supposer des vues Isoldes en Orient, savoir de la Russie. Ces concessions, k 
mon sens, devraient porter sur les restrictions impos^es ä cette Puissance par Tacte de 1856, 
dans le but d'enrayer son action du c6t6 de la Turquie. Quelle que soit la valeur materielle que 
Ton doive attacher k ces restrictions, Qn les consid^rant comme des gages donn^s k la dur^e de 
FEmpire ottoman, il est incontestable que, par le fait seul de Texistence de transactions 
europ^ennes enchafnant k ce point la liberte de mouvement d'un grand Etat, cet Etat se trouve 
30US le coup d'une stipulation blessante; il est donc naturel qu'il aspire k se d^gager de ces 
entraves, et leur suppression doit, d^s lors, constituer pour lui une concession importante en 
retour de laquelle on aurait droit de s'attendre k le voir entrer franchement et loyalement dans 
le concert europ^en. 

Nous ne doutons nullement que , si une proposition analogue etait mise en avant par les 
autres Puissances signataires du traite de 1856, le Cabinet de St.-P^tersbourg ne la prenne en 
serieuse consid^ration. L'attitnde r^serv^e qui se manifeste k ce sujet dans ses Communications 
ricentes ne saurait nous faire changer d'opinion. Cette r^serve vient seulement k Tappui d'une 
consideration que nous avons fait valoir ä Paris et ä Londres. C'est que, materiellement, les 
garanties qu'on s'etait flatte d'obtenir par la neutralisation de la mer Noire, deviendront illusoires 
le jour oti la ßussie, c^dant k la force des choses , voudrait et pourrait r^tablir une marine de 
guerre dans une iner contiguS de son territoire. 

Ma depSche k M. le Prince de Mettemich oü sont formul^es les propositions dont je 
parle, insinue, en outre, que si , agr^ant nos idäes, les Cours garantes se r^unissaient en Con- 
ference pour s'occuper des questions orientales , il serait peut-etre pref6rable de ne pas inviter 
le Gouvernement ottoman k prendre part k leurs deiiberations. En recommandant ce mode de 
proceder, toute intention desobligeante pour la Turquie a ete bien loin de notre pens^e. Ce qui 
justifie notre idee, c'est que , la Sublime Porte pouvant ßtre pleinement rassur^e sur les vues 
aussi desinteressees que bienveillantes des Puissances k son egard, il n'est pas n^cessaire 
qu'elle soit directement representäe dans la Conference. D'un autre c6te , on ne saurait mecon- 
nattre que la participation d'un pienipotentiaire ottoman k ces discussions oü il aurait force- 
ment k remplir le röle odieux d'adversaire des voeux des chretiens, ne ferait qu'en compromettre 
le succes, tandis que Tabstention du Gouvernement du Sultan le placerait dans une sphere d'im- 
partialite et lui rendrait plus facile d'acceder aux demandes de FEurope en degageant sa 
responsabilite vis-ä-vis des prejuges de ses sujets musulmans. 

13 
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£n revanche; nous croyons qu'il serait aussi injuste qu'imprudent de prötendre que la 
Turquie ait ä se preter ä une pareille interposition de TEurope, sans la mettre k Tabri des mou- 
vemens insurrectioimels qui la menacent. II est Evident, tontefois^ que Tappui des Paissances 
ne devrait pas revetir la forme d'une intervention coUective et armöe , mais celle d'une d6cla- 
ration commune par laquelle elles feraient connattre leurs intentions ä TEurope entiöre et, 
partant, aux populations chrätiennes de la Turquie; tout en manifestant hautement la dätermi- 
nation de ne pas soufßrir que la rivolte vienne traverser leurs dölib^rations. Ces populations 
devraient etre prövenues que ce n'est qu'en restant dans Tordre et en gardant une attitude par- 
faitement calme qu' elles pourraient compter sur une intervention diplomatique en leur faveur et 
qu'autrement FEurope aviserait aux moyens de les contenir. 

Teile est, Monsieur la substance des ouvertures confidentielles que le 

Gouvernement Imperial a fait faire ä Paris. 

Je puis ajouter que le Cabinet des Tuileries s'est empress6 de les discuter en appröciant 
nos vues et nos intentions. II s'en est suivi un 6change d'id^es qui continue encore et dont nous 
sonunes fond^s ä esp^rer un rösultat pratique, gräce surtout ä la connaissance profonde des 
hommes et des choses qu'un s^jour prolong^ dans la capitale de TEmpire ottoman a mis M. 
le Ministre des affaires etrangferes de France k meme de s'approprier. 

Recevez etc. etc. 



92. 
Le Baron de Prokesch au Baron de Beust 

Extrait. Constanttnople, le 30 Avril 1867 * 

Mon Coll6gue de ßussie m'a parl6 de la n^cessitö d'en finir avec cette question de Candie, 
,,pour assurer k TEmpire ottoman une tranquillitö durable, dont il avait besoin pour rötablir ses 
finances^. II m'a parl6 des garanties k donner k la Porte pour la conduite ultärieure de la Gr^ce, 
aussitöt que ce Boyaume serait mis en possession de la Candie. II m'a exprimö sa persuasion 
que la Porte c6derait k une nouvelle pression, pourvu qu'elle ffit coUective et s6rieuse. II m'a, 
cependant, avou6 d'avoir recouru par le t^l^graphe au Prince Gortchacow pour savoir quelle 
suite les Puissances comptent donner k leur d6marche en cas de refus? 

Je lui ai dit que ce recours me paraissait tr^s k sa place, que les Puissances fussent 
r^solues de poser nettement la demande de la cession de Candie, ou qu'elles choisissent une 
autre fois la voie d6tourn6e du pl6biscite. Le G6n6ral pense qu'on 6vitera Töcueil en exigeant 
de la Porte Tarmistice et Tadmission de Commissaires europäens en Candie pour s'informer des 
voeux des populations. 



Le G6nöral Ignatieff m'a encore parl6 des protocoles de 1830 qui assimilent la Candie k 
Celle de Samos. Mais ce sont ces memes protocoles qui, en fixant les limites du Royaume 
hellänique, stipulent que la Candie et Samos continueront k faire partie de FEmpire ottoman. D 
parait donc difficile de s'en pr^valoir pour l'annexion de la Candie k la Grfece. 
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93. 
Le Baron de Prokesch au Baron de Beust. 

Conatantinople, le 4 mai 1867, 

M. Bonr^e me dit avoir par suite d'un ordre t^l^graphique demandö k la Porte la cessation 
des hostilit^B en Gandie. La Porte a d^clin^, disant qu'on n'anra qu'ä obliger la Grfece de 
rappeler les aventuriers qui y sont contre le droit des gens on les chasser en leur oflFrant les 
bätimens pour s'en aller, et que la paix se ferait alors d'elle-mgme. M. Bour^e , en transmettant 
ce refds ä Paris, a fait observer que le t^l^gramme ne parlant point de ses colWgnes, il avait 
fait la dömarche k lui seul. Le Marquis de Moustier r6pondit que, dans sa pensie, il aurait dft 
se concerter avec ses coU^gues. M. Bour^e m'a donc fait ces Communications auxquelles j'ai 
ripondu en Tassurant que j'ötais sans instructions. II fait ces m6mes Communications aux 
Bepr6sentants de la Bussie, de la Prusse et de Tltalie. 

Agr6ez etc. etc. 



94. 
Le Baron de Beust au Prinoe de Metternich ä Paris. 

ViennCy le 15 mai 1867. 

Je Tous ai informö par ma d6pSche du 11 de ce mois de la nouvelle d^marche que le 
Gouvernement fran^ais proposait de faire k Constantinople au sujet de Tlle de Candie. Depuis, 
M. le Comte de Stackeiberg est venu, de son c6t6, me demander, au nom de la Bussie, de donner 
ä rintemonce des instructions conformes au projet de d^pSche fran^ais et M. le Duc de Gramont 
est revenu k la charge pour obtenir Tadhäsion du Cabinet Imperial. 

Je me suis 6nonc6 k peu pr^s dans les m^mes termes envers les deux Bepr^sentanS; en 
leur disant que je ne pouvais pas encore me d^cider k prendre part k la d^marche propos^e. 
J'ai seulement ajoutä en parlant au Duc de Gramont, que c'^tait avec un vöritable sentiment de 
regret que je me voyais oblig6 d'opposer un refus k la France. 

Expliquant les motifs qui me faisaient agir ainsi, j'ai informö M. TAmbassadeur de France 
que j'avais äcrit sur cette affaire k Londres et qu'avant de recevoir une räponse, je regardais 
comme impossible de m'avancer plus loin. 

Une dimarche k Constantinople, teile qu'on la sugg^rait, ne pouvait se justifier, selon 
moi, que si, au moins, toutes les Puissances ätaient d'accord et exer^aient de la sorte une pres- 
sion irr^sistible. Sans cette condition, on se condamnait d'avance k un ^chec k peu prös certain 
qui compromettait la dignitä des Puissances et devait amener des cons^quences aux inconv^niens 
desquelles rAutriche surtout ne pouvait pas s'exposer. Connaissant, comme nous le faisions, les 
dispositions de la Porte, nous risquerions presque de prSter au ridicule en offrant des avis qui 
ne seraient pas acceptäs. 

Le refroidissement dans les relations diplomatiques qui nous ötait reprösent^ comme la 
consöquence d'un refus de la Porte, ätait un fait assez grave dont TAutriche ne pouvait si 
facilement prendre son parti. Soit qu'on entendit par lä le rappel des Bepräsentans, soit qu'on 
se bomät au mode plus doux de leur prescrire simplement une espfece d'lnterruption de leurs 
rapports habituels avec les Ministres ottomans, les intörgts matäriels si nombreux que TAutriche 
a en Orient auraient trop k soufirir d'un pareil 6tat de choses. Aucun Ministre de l'Empereur ne 

13* 
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vondrait s'exposer ä enconrir les reproches que lui adresseraient infailliblement le commerce 
entier et tous les sujets antrichieng qni ont des intärets en Orient, si les relations r6galiferes 
entre TAutriche et la Turquie, ainsi que la protection exerc6e par nos Agens venaient k 6tre 
6branI6e8 pour une cause qui nous concerne en röalitö si peu. Une entente gön^rale des Puis- 
sances revgtue du cachet d'une d6cision de TEurope peut seule, je le r^pfete, nous faire braver 
de pareilles difficult^s. 

Tels sont en substance les argumens que j'ai dävelopp^s ä l'appui de ma mani^re de voir. 
J'engage Yotre Altesse k S'en servir 6galement aupr^s de M. le Marquis de Moustier, si ce Ministre 
aborde ce m§me sujet dans ses entretiens. Je d^sire vivement que nos motifs soient appröciös 
par le Gouvernement fran^ais et qu'il ne voie pas dans notre attitude l'indice d'une mauvaise 
volonte qui est fort loin de notre pens6e. 

Becevez etc. etc. 



95. 
Freiherr von Prokesch an Freiherrn von Beust. 

Constantinopely den 17, Mai 1867. 

Die türkischen Minister fassen die Zumuthung des Plebiszits, in welcher Form er erscheine, 
als einen Vorschlag zum Selbstmorde auf. Als ich vor einiger Zeit diesen Gegenstand mit Fuad- 
Pascha besprach, war sein letztes Wort: „Wollen die Mächte unter sich über die Mittel zum 
Untergange der Türkei berathen, so ist das ihre Sache ; wir können es nicht hindern, aber uns 
soll man nicht zumuthen, mit in diesem Rathe zu sitzen. Verlangt man unsere Zustimmung zu 
zerstörenden Massregeln, so werden wir Nein sagen und lieber durch Gewalt uns zerstücken 
lassen, als uns selbst zerstücken. Man hat meine Hindeutung auf ein zweites Navarin für eine 
Phrase gehalten; es war der Ausdruck, nicht etwa der Verblendung, sondern der ernstesten 
Resignation.^ 

An einem anderen Tage sagte er mir: Eine Consultation der Bevölkerung, als Beispiel 
immer verderblich und, wenn in Candia gewährt, sicher alsbald auch für die griechischen und 
slavischen Provinzen, namentlich für Bulgarien angesprochen, würde im Prinzipe erst möglich 
sein, 

1. wenn die Aventuriers ausgetrieben und den Gomitäen in Athen das Handwerk gelegt ist; 

2. nachdem voraus ausgesprochen ist, dass Candia integrirender Theil des türkischen 
Reiches verbleibt; 

ä. nachdem ausdrücklich festgestellt ist, dass die Consultation nur die Form der Ver- 
waltung betreffen kann und jede Einmischung fremder Conmiissäre ausgeschlossen bleibt^ 

Ich bemerkte ihm hierauf, dass in Beirut, in Folge der Ereignisse vom Jahre 1860, eine 
europäische Commission amtirte. Er antwortete mir nicht ganz ohne Grund : „In Beirut war 
allerdings eine europäische Commission ; diese aber consultirte nicht die Bevölkerungen, sondern 
sie vereinbarte mit dem Pforten-Commissär ein Reglement der Verwaltung, welches, nachdem 
es die Sanction der Pforte und der Gesandtschaften erhalten, Gesetz für die Bevölkerungen des 
Libanon wurde." 

Die Abneigung gegen die Zulassung europäischer Commissäre in Candia ist entschieden. 
Ich glaube, dass eine Vereinbarung zwischen der Pforte und den Repräsentanten der Mächte in 
Constantinopel, freilich nur über die Verwaltungsfrage, eher Chancen der Zulassung hätte. 

Was ich am meisten bedaure, ist die lähmende Wirkung des Drängens wegen Candia auf 
die Reformfrage im Ganzen. Die Pforte schliesst aus diesem Drängen auf den geringen Ernst, den 
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die Mächte auf die Reform legen, die mir vor Allem Ernst zu verdienen scheint. Auch liegt in 
dieser Beziehung hier Alles darnieder, seit es klar ist, das es sich für die Mächte in erster Linie 
um die Losreissung Candia's, oder, wie in der öflfentlichen Meinung gesagt wird, nur um eine 
Mitgabe an die kttnftige Gemahlin des Königs von Griechenland handelt, welche die Pforte be- 
zahlen soll. 

Die Reformfrage gewährt der europäischen Einmischung den rechtlichen Anhaltspunct, der 
der Frage wegen Candia, wie sie heute gestellt ist, fehlt Die Mächte, welche im Pariser Vertrage 
das Hat für einen acte de haute valeur erklärten, und als solchen in ihren Schutz nahmen, 
scheinen mir völlig zur Frage berechtigt, ob dieses Hat auch wirklich ausgeftthrt sei, und 
speciell selbst welche Anwendung es in Candia gefunden? Freilich könnte diese Frage nur an 
die Pforte, nicht aber an die Bevölkerungen gerichtet werden, was durch den Vertrag förmlich 
ausgeschlossen ist. Die Mächte können von der Pforte den Nachweis begehren, dass Candia 
nicht schlechter als andere Provinzen behandelt ist. 

Ueber der speciellen Frage dürfte aber die das ganze Reich betreffende nicht vergessen 
werden. Fördert die heutige Krise die Reform, im Sinne der Fusion, nicht, so ist die Auflösung 
des türkischen Reiches freilich nur eine Zeitfrage. 

Genehmigen etc. etc. 



96. 
Le Baron de Beust au Baron de Prokesch ä Constantinople. 

Vtenney le 28 mai 1867. 

Ma d^pSche du 16 de ce mois a appris i Votre Excellence de quelle manifere j'ai r6pondu 
ä. la proposition du Gouvernement fran^ais d'engager la S. Porte, au moyen d'une d6marche 
collective k faire par les Repr^sentants 6trangers ä Constantinople, k consulter les popu- 
lations de Tlle de Crfete, dans le but de constater les eauses reelles de Tinsurrection et les 
moyens d'en tarir la source. Je me suis enonc6 dans le meme sens envers le Cabinet anglais, 
sans avoir re^u jusqu'ici des explications bien pröcises sur ce qu'il pensait de la proposition 
fran^aise. 

Ces jours derniers, M. TAmbassadeur de France est revenu aupr^s de moi sur cette affaire, 
en me donnant communication d*une nouvelle d^peche de M. le Marquis de Moustier que vous 
trouverez ci-joint en copie. 

En prenant connaissance de cette pifece, je n'ai pu m'empecher d'etre frapp6 de la diff6- 
rence essentielle qui existe entre ses conclusions et Celles de la döpeche fran^aise du 4 c'. Celle- 
ci, en effet, avait en vue de rc Commander une votation des populations, combinaison qui, i 
nos yeux, 6tait faite pour soulever de graves objections. Non seulement, tout annon^ait que le 
Gouvernement ottoman repousserait, cette fois encore, un remfede consid6r6 par lui comme un 
dissolvant actif qui, une fois introduit dans Torganisme de son Empire, en entrainerait infaillible- 
ment la dissolution, maisce rem^deeütmgme 6t6 d'une application on nepeutplusdifficile aumilieu 
d'une Population mixte comme celle de Candie, et surtout k c6t6 des aventuriers 6trangers qui y 
fourmillent en ce moment et dont la pr6sence aurait 6t6 incompatible avec la sinc6rit6 du suffrage. 

La d^marche suggir^e aujourd'hui par le Gouvernement frauQais nous parait avoir un 
caract^re tout diff^rent. On sc bomerait k proposer k la Porte d'envoyer sur les lieux une com- 
mission d'enqugte k laquelle seraient adjoints des dd6gu6s des autres Puissances. Cette com- 
mission aurait la täche de s'informer de l'ötat r6el des choses, ainsi que des voeux et des besoins 
v6ritables des habitans de Tile, et d'indiquer les mesures qu'elle jugerait propres kj donner 
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Batisfaction. Libre alors ä cette commission de eonsnlter tels mdiyidns qne Ini sembleront les 
plus aptes k faire connattre les voenx räels des popnlations on de proe^der k un serntin offirant 
la meme garantie. Placke dans ces termes, la combinaisbn dont il s'agit ne pr^senterait, k notre 
avis y ancnn des inconväniens dont je viens de parier et eile n'ofirirait rien qui püt porter la 
moindre atteinte aux droits ou k la dignit6 de la Porte, pnisque la fonnation de la commission 
ämanerait de Tinitiative du Sultan et que les d^l^gui^s des autres Cours n'auraient pas k exercer 
de fonetions gouvemementales dans le pays et que leur pr^sence servirait, au contraire, k 
rehausser et k renforcer Tautorit^ des commissaires turcs qu'ils assisteraient de leurs eonseils 
et de leur concours. 

Eien ne nous empeche, d&s lors, de nous rallier k la proposition du Cabinet des Tuileries, 
teile qu'elle se dessine k la suite des 6claircissemens qu'il vient de nous foumir. Nous y consen- 
tons d'autant plus volontiers que nous attaehons toujours le plus grand prix k marcher autant 
que possible d'accord avec la France dans les questions d'Orient, et que, d'un autre c6t6, les 
dispositions du Gouvernement anglais ne semblent pas €tre döfavorables k Tid^e d'une enquete 
europ^enne. 

Vous gtes, en cons6quence, charg6, M. le Baron , de vous associer k toute dämarche qui 
sera faite dans ce sens par yotre coU^gue de France. 

Recevez etc. etc. 
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Fuad Pacha aux Repr6sentans de la S. Porte ä Paris, Vienne, Berlin, Florence, 

St.-P6tersbourg. 

Constanttnople, le 20juinl867. 

Messieurs les Beprösentans de France, dltalie, de Prusse et de Russie viennent de me 
faire donner lecture et de me laisser copie d'une döpeche identique qu'ils ont re^ue de la part 
de leurs Gouvememens respectifs au sujet des affaires de Cr6te. 

J'ai rhonneur de vous transmettre ci-joint une copie de cette döpSche. 

M. rintemonce d' Antriebe m'a communiqu6 la mSme pi&ce avec une Variante que vous 
trouverez marqu6e et qui se trouve conforme k ce que M. TAmbassadeur de France m'a fait 
dire verbalement. 

Ainsi que vous le relfeverez du contenu de cette pifece , on nous reprocbe de n'avoir pas 
bien compris le v^ritable objet des eonseils qu'on nous avait donn^s lors de la premi^re d6marcbe 
et de nous etre engagös dans le champ des conjectures sur les cons6quences Eventuelles qu'elle 
pouvait avoir, et que nous aurions portE ainsi le däbat sur des questions qui n'Etaient pas posEes 
en Eludant celle qui Etait seule en discussion. 

Nous n'avons pas besoin de protester ici de notre Egard trfes-profond pour les eonseils qui 
nous viennent de la part des grandes Puissances. 

La S. Porte connait leurs sentimens de bienveillance k son Egard et Elle ne saurait douter 
de la sinc6ritE de ces sentimens ni de la justice qui les caract^rise. C'est en consEquence de 
cette confiance que nous venons aujourd'hui expliquer franchement le motif imp^rieux qui nous a 
d6terminä k nous exprimer relativement k la premiire dömarche, de la mani^re dont on parle 
dans la d^pSche que j'ai mentionn6e plus haut. 

Et d'abord qu'il nous seit permis de faire observer que le premier et le plus important des 
devoirs d'un Gouvernement c'est de veiller k sa propre conservation, et qu'il y manquerait com- 
pl6tement s'il entrait sans le moindre examen, sans connaissance de cause et sans cjribuler les 
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cons^quences qui peuvent en rösulter, daus des öventualitös dont le rösultat pourrait porter une 
atteinte mortelle au principe de son existence. Le Gouvernement du Sultan ne pouvait et ne 
devait donc pas manquer k un devoir aussi sacr6 qu'imp6rieux. C'est pour y ob6ir que j'ai du 
mettre en avant les considörations contenues dans ma d^pSche du 10 avril demier, n^ 18874/32, 
en r6ponse aux pr6c6dentes propositions des cinq grandes Puissances. 

La nature de nos observations et Tesprit de haute 6quit6 des Cabinets nous faisaient 
esp^rer qu'elles seraient prises en s6rieuse eonsidöration. Mais je regrette de dire qu'il en a 
6t6 autrement, et la dernifere communication, nous laisse, j'ose Taffirmer, dans les memes tfenfebres 
que la premifere sur le rösultat qu'on se propose d'atteindre. 

Ainsi, la Situation est toiyours la meme et si d'un c6t^ la S. Porte ne veut pas entrer dans 
de longs d6tails pour encourir de nouveaux reproches, eile ne saurait de Tautre c6t6 s'empgcher 
de faire tout son possible pour preciser ses vues dans cette question. 

On nous demande par cette nouvelle demarche ainsi que par la prec^dente de provoquer 
la consultation des habitans de Cr6te tant sur les causes des 6v6nemens regrettables qui se sont 
pass6s dans cette tle que sur les moyens d'y mettre un terme. Mais le Gouvernement de S. M. 
le Sultan, animö comme toujours des sentimens de soUicitude patemelle ä Tögard de toutes les 
populations de TEmpire, s'6tait d6jä appliquö k rechercher les causes des plaintes des Cr6tois 
et les moyens de leur procurer le bien-Stre en les dotant, s'il y a lieu, d'une meilleure admini- 
stration. II n'avait pas meme h6sit6 k consulter le voeu de la population de Tile dans les limites 
de ses droits et dans les formes requises. 

Je dois ajouter que s'il s'agissait seulement et sans aucun autre but de rechercher les 
moyens propres k assurer k la Cr6te une administration compatible avec ses droits et capable de 
satisfaire aux besoins legitimes des habitans, la S. Porte n'aurait point h6sit6 un seul instant 
k s'y preter. Mais est-ce \k r6ellement le but auquel on veut arriver? 

Ne voyons-nous pas malheureusement un pays voisin et en paix avec nous se livrer k des 
actes qu'on peut dire sans exemple dans les annales des peuples, dans Tintention publiquement 
avouöe d'assouvir son ambition ? 

Le monde entier connait d^jä dans quel but et en vue de quel r^sultat Tinsurrection de 
Candie a 6t& pr6par6e et quels sont les efforts incessants que ce meme pays voisin et en paix 
d^ploie pour arriver k ses fins. 

Or dans cette Situation y aurait-il moyen de faire autre chose que ce que le Gouvernement 
Imperial s'est vu et se voit dans la n6cessit^ de faire ? 

En examinant d'une mani^re approfondie la Situation de Tile, on y trouve deux idöes domi- 
nantes, celle qui doitsanaissanee auxmenöes ourdies parle pays en question, men^es suffisamment 
prouvöes par la pr^sence meme des volontaires hell^nes et des moyens säditieux qu'ils emploient. 

On sait que ce sont ces m^mes 6trangers qui ont provoqu6 les ,6v6nemens malheureux 
dont rtle a £t6 le th^ätre et qui cherchent k prolonger cet ötat de choses par tous les moyens 
imaginables ; que ce sont encore eux qui paralysent les efforts de la S. Porte pour le r6tablisse- 
ment de la tranquillit^ dans rtk. Y a-t-il n^cessit^ de le constater sur les lieux? 

La seconde id6e, qui est celle des habitans de Candie , consiste k vivre en paix sous 
Tadministration modifi^e conformöment aux voeux exprim^s au nom de ces- habitans avant que 
rinsurrection ne vint k ^clater. Or la S. Porte a d^cidö que tout en examinant ces demandes il 
soit proc^d^ aux mesures propres k assurer le bien-etre de la population chr6tienne de Ttle par 
toutes les am^liorations susceptibles d'amener ce r^sultat et en donnant entre autres une part 
importante aux 61ämens chr^tiens dans Tadministration de File. 

Partant de ce point de vue, nous nous permettons de dire que la S. Porte ne voit aucune 
n6cessit6 de se livrer sur les lieux k une nouvelle consultation du voeu de la population. A notre 
avis, on arriverait plus facilement k se former une idöejuste sur les voeux r^els des populations 
et les intentions patemelles du Gouvernement Imperial en passant en revue les demandes prä- 
sentäes präc6demment par les Cr^tois et les mesures qui seront prises en consäquence. 
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Quoiqu'il en soit, le Gouvernement du Sultan, s'appuyant sur son droit imprescriptible et 
en se fiant ä la justice des Puissances, qui ne demanderont, nous en sommes convaincus, rien 
qui puisse porter atteinte aux principes des stipulations dont elles sont les co-signataires, 
nli^sitera pas k admettre une nouvelle enqußte dont la forme et le but devraient 6tre d^termin^s 
par lui-m§me, et la forme k donner et le .but k d6signer ne devraient pas d^passer les limites 
naturelles de ses droits de souverainet^. Cependant pour que cette enquSte soit faite, comme on 
le veut, librement et sineferement, il faut que la population soit dögag^e de toute pression, par 
Fexpulsion , d'une mani^re ou d'une autre , de ces envahisseurs ötrangers qui veulent dicter 
la loi au pays. 

La S. Porte, dont on se plait ä reconnattre les sentimens d'humanit6 et de mod6ration, 
regrette infiniment TeflEusion du sang, qu'elle täche d'6viter autant qu'elle peut. Mais la cause 
et la continuation de ce fait afRigeant resident dans Tespoir chim^rique dont on se berce toujours 
dans le pays voisin ci-dessus mentionnö, en envoyant continuellement des bandes qui s'organi- 
sent sous les yeux du Gouvernement de ce mSme pays. Mais, le jour od cette esp^rance lui 
sera 6t6e par la conviction que les Puissances sont d6cid6es k faire respecter les traitös qui se 
trouvent revßtus de leurs signatures, ce jour-lä les armes tomberont des mains de ceux contre 
lesquels nous sommes Obligos de combattre, et on verra que le Gouvernement du Sultan n'est ni 
dans le cas ni dans Tintention de verser le sang de ses propres enfans. 

Je suis persuad^, Monsieur, que ces r^flexions, que nous soumettons avec la plus grande 
confiance au jugement 6clair6 du Gouvernement de Sa Majest^, seront prises en sörieuse con- 
sid^ration et c'est dans cette conviction que je vous autorise k laisser copie de cette d^peche 
k Son Excellence M. le Ministre des aflFaires ^trangferes. 

Veuillez etc. etc. 



98. 
Ritter von Vetsera an. Freiherrn von Beust. 

Constantinopely den 13. August 1867. 

Ich habe die Ehre gehabt Ew. Exe. am 10. d. telegraphisch zu berichten , dass der fran- 
zösische Geschäftsträger am 9. in Folge eines telegraphischen Auftrages aus Paris hier neuer- 
lieh Schritte gemacht hat, um auf der bedingungslosen Annahme der Untersuchungs-Gommission 
für Candien zu bestehen. In einer Unterredung, welche Herr Outrey ehegestem mit Fuad- 
Pascha gepflogen, hat er wiederholte Versuche gemacht, die Pforte aus ihrer ablehnenden Haltung 
herauszubringen. 

General Ignatiew hat vor seiner Abreise nach der Krimm in demselben Sinne gewirkt. 

Aali-Pascha machte mir diese Mittheilung auf dem Balle, den er am 9. zur Feier der 
Rückkehr des Sultans gab und fügte bei , dass die Pforte vor allem die Pflicht der Selbsterhal- 
tung hat und das Ansinnen Frankreichs und Busslands in so lange ablehnen muss , bis ihr nicht 
Sicherheit geboten wird, dass die Conmission nicht ein Mittel ist, die Abtretung Gandiens her- 
beizuführen, wie diess General Ignatiew ganz offen ausspricht. 

Aali- und Fuad-Pascha versichern mich wiederholt, dass die Pforte die Commission zulasse, 
sobald deren administrativer Charakter festgestellt ist und jede Verletzung der Souveränität und 
des Pariser Vertrages ausgeschlossen wird. 

Genehmigen etc. etc. 
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99. 
Le Baron de Beust au Prince de Metternich ä Paris. 

Wildbad'Oastetny le 28 aoüt 1867. 

D'aprfes ce qui a 6t6 arrgtö ä Salzbourg, la question de Candie doit etre reprise en 
sousoeuvre aujourd'hui que les circonstances ont chang6. Obtenir une pacification prompte 
du pays en amenant la cessation des hostilitös et le commencement de Tenquete, dans le but 
de donner satisfaction k tous les voeux des populations compatibles avec la dignit^ de TEmpire 
Ottoman, voilä ce que les Gouvernemens de France et d'Autriche veulent tächer de röaliser. 
A cet eflfet, il a 6t6 convenu que Ton ferait une d^marche aupr^s du Gouvernement russe pour 
lui demander son avis sur les moyens les plus propres k amener la Solution de Taffaire cr6- 
toise. Les deux Cabinets comptent s'adresser ensuite au Gouvernement britannique afin de 
Tengager k unir ses efforts aux leurs pour däcider le Gouvernement ottoman k adopter le mode 
indiqu6. 

J'ai, d^s k präsent, fait informer le Grand-Vizir que les pourparlers de Salzbourg avaient 
6t6 empreints d'un caract^re de bienveillance non iquivoque pour la Porte, mais qu'en 
m@me temps ils avaient tendu k la faire entrer rSsolument dans la voie de Tenquete 
propos^e. 

Dans le cours des entretiens k Salzbourg, j'ai fait ressortir plus d'une fois combien il y 
avait d'exagöration, pour ne pas dire plus , dans les nouvelles röpandues k grand bruit sur les 
cruaut6s commises en Candie par les troupes d'Omer Pacha, nouvelles sur la foi desquelles 
les Puissances ont cru devoir envoyer des bätimens pour recueillir les femmes et les enfans. 
Votre Altesse verra par le rapport ci-joint en copie de notre Charg6 d'affaires k Constantinople 
et que je vous engage k faire traduire afin de pouvoir le mettre sous les yeux de M. le 
Marquis de Moustier, que nos appr^ciations sont confirm6es par des autoritös fran^aises. II 
en est de mSme de F^tat actuel de Tinsurrection, que Ton pr6tend toujours ßtre en voie de 
progrfes et qui serait complötement finie sans Tappui moral que lui a donn6 Tenvoi des vaisseaux 
6trangers. 

Recevez etc. etc. 



100. 
Ritter von Vetsera an Freiherrn von Beust. 

Therapta, den 6. September 1867. 

In dem vorgestern unter dem Vorsitze des Sultans gehaltenen Ministerrathe wurde der 
Beschluss gefasst, dem Generalissimus Omer-Pascha den Auftrag zu geben, die militärischen 
Operationen während eines Monates einzustellen. Gleichzeitig wird für die Theilnehmer am 
kretensischen Aufstande eine allgemeine Amnestie proklamirt und den fremden Freiwilligen 
bekannt gegeben werden, dass ihnen während Monatsfrist alle Wege offen stehen, um die Insel 
ungehindert zu verlassen. Falls sie es wünschen, wird ihnen die ottomanische Regierung 
Schiffe zur Verftkgung stellen und ihnen jede Erleichterung zur Abreise gewähren. 

14 
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Die Pforte knüpft hieran die Keserve , dass diejenigen Eingeborenen von Creta , welche 
innerhalb dieser Monatsfrist die Insel verlassen, hiemit ihre ottomanische Unterthanenschaft 
verlieren und nur über besondere Erlaubniss der Pforte nach Candien zurückkehren können. 

Dieser wichtige Beschluss zeugt ebensosehr von der Humanität der Pforte gegenüber dem 
nunmehr fast aller Widerstandsmittel entblössten Aufstande, als von ihrer Deferenz für die 
Wünsche der Mächte. 

Mit je mehr Becht die türkische Regierung sich sagen kann , bis an die äusserste Gränze 
der von ihrem Standpunkte möglichen Concessionen vorgegangen zu sein , mit um so grösserer 
Entschlossenheit wird sie dagegen auf der Weigerung beharren, Candien abzutreten oder 
irgend eine Massregel anzunehmen, welche dahin führen kann. 

In diesem Geiste hat sich auch gestern der Sultan dem russischen Botschafter gegenüber 
bei dessen Abschiedsaudienz ausgesprochen und erklärt, er werde nie in die Abtretung Candiens 
willigen, sie möge auf direktem oder indirektem Wege von ihm verlangt werden. 

Genehmigen etc. etc. ; 



101. 
Ritter von Vetsera an Freiherrn von Beust. 

Constantinopely den 1. Octoher 1867. 

Nach den Berichten , welche die Pforte aus Candien empfangen, hält sie den Moment für 
gekommen, um die letzte Hand an das Werk der Wiederherstellung des Friedens zu legen. 

Die umfassende Amnestie , welche am 18. September auf allen Punkten der Insel ver- 
kündet worden ist , scheint in die Reihen des Aufstandes , trotz der entgegenwirkenden Be- 
mühungen der Führer, eine tiefe Bresche gelegt zu haben. Die Erhebung, keiner inneren Noth- 
wendigkeit entsprungen , nur durch äussere Aufwiegelung angefacht , durch fremden Ehrgeiz 
erhalten und durch Vorspiegelungen mancher Mächte genährt, scheint nunmehr jedes Haltes zu 
entbehren und auch moralisch in sich zusammengefallen zu sein. 

Diesen Augenblick hatte die Pforte gewählt, um durch die verkündeten Acte der Gross- 
muth des Herrschers die Gemüther für den Empfang der Segnungen des Friedens vorzubereiten 
und, während sie noch unter dem ersten Eindrucke stehen , geht der Grossvesir morgen mit 
ausgedehnten Vollmachten nach Candien, um dort eine Reihe von Reformen ins Leben zu rufen, 
welche die Frucht ernster Berathungen der Pfortenminister sind, und von welchen die Neube- 
gründung der staatlichen Ordnung gehofft wird. 

Haben die Mächte dem Gedanken der Abtretung der Insel entsagt, so können sie nichts 
mehr wünschen, als dass dort die Autorität des Sultans sich, durch sich selbst, wieder herstelle 
und dann rasch Zustände geschaffen werden , welche die klaffende Wunde vernarben machen, 
und welche Europa von einer drohenden Gefahr befreien. 

Aali-Pascha ist von seiner Mission ganz erfüllt und getragen von den besten Hoffnungen. 
Er sagte mir gestern: „Der Wille meines Gebieters ist, dass Candien zufrieden sei; es ist meine 
höchste Aufgabe, diesen edlen Wunsch zu verwirklichen.** 

Der Sultan und seine Minister legen das grösste Gewicht auf die Spontaneität ihrer Be- 
schlüsse. Wenn wir freiwillig handeln, sagte Fuad, können wir Alles geben; wir fesseln die 
Bevölkerung an uns und stärken unsere Macht. Im anderen Falle aber erscheinen alle Zuge- 
ständnisse als abgerungen, das Ansehen und die Kraft des Herrschers würde gelähmt. 
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Dieser Gedanke liegt der grossen Reserve zu Grunde, welche die Pfortenminister hin- 
sichtlich der auf Candien einzufUhrednen Reformen beobachten. Die Einrichtungen , welche im 
Principe festgestellt sind und welche Aali-Pascha einführen wird, sind bisher im Detail nicht be- 
kannt geworden. Sie werden in einem Schriftstücke zusammengefasst , jedoch erst nach der 
Abreise des Grossvesirs den Gesandten mitgetheilt werden. 

Fuad-Pascha hatte jedoch die Güte , mir gestern in ganz vertraulicher Weise einige An- 
deutungen hierüber zu geben. 

Die Verwaltung der Insel soll nach dem Principe der Vilayete eingerichtet, jedoch wesent- 
liche Abänderungen im Sinne der Autonomie daran vorgenommen werden. Der General- 
Gouverneur kann Muselmann oder Christ sein ; in jedem Falle ist ihm ein Christ beigesellt. 
Die Vorstände der Distrikte werden nach der Religion der Mehrzahl der Bewohner bestellt. 

Aali-Pascha hat die Absicht, die neuen Einrichtungen zunächst in den ruhigen Bezirken 
einzuführen und hofft, dass deren Vorzüge bald erkannt und von der ganzen Insel begehrt und 
angenommen werden. 

Ausser den staatlichen bringt der Grossvesir den Bewohnern der Insel auch noch andere 
Wohlthaten. Die meisten Distrikte sind seit langem mit den Abgaben im Rückstande ; die Ein- 
gebomen sind durch den Krieg verarmt, ihre Aecker verwüstet, ihre Wälder niedergebrannt; 
es wäre eine schwere Last für sie, dem Staate zu geben, was sie ihm schulden. Der Grossvesir 
bringt ihnen den Nachlass aller Rückstände. Er wird dort, wo die Noth überwältigend ist, 
Lebensmittel und Geld geben. Er wird als Abgesandter Alles thun, was ein milder Herrscher 
zu thun vermag, um sich die Gemttther eines verirrten Stammes zu unterwerfen. 

Dies die vertraulichen Andeutungen Fuad-Pascha' s, die ich Euer Excellenz bitte vorläufig 
als solche zu behandeln. 

Ich habe gegen Aali und gegen Fuad-Pascha des Schicksales jener Tausend und Tausend 
Flüchtiger erwähnt, welche durch Furcht oder Zwang getrieben, ihre Heimat verlassen und in 
Griechenland in Noth und Elend leben. Ich entnehme aus einem Berichte des kaiserlichen 
Consuls in Canea, dass auf der Insel nach der Beseitigung der Ungewissheit über das Los dieser 
Bedauemswerthen verlangt wird. 

Aali sagte mir, dass dieser Unglücklichen nicht vergessen werden wird. Fuad äusserte, 
der Sultan habe gewünscht , auch das Verkünden dieser Wohlthat Aali-Pascha persönlich vor- 
zubehalten, um seine Sendung mit allem Segen der Versöhnung zu umgeben. 

Der Eindruck , welchen der Entschluss und die Wahl des Sultans hier hervorgebracht hat, 
ist ein tiefer. 

Ich habe die Ehre gehabt, Ew. am 28. September telegraphisch zu berichten , dass der 
Grossvesir von Eabuli Pascha, Eostaki Adossides, Caratheodori, Savas und Mahmud Bei 
begleitet wird. Es sind dies Pfortenbeamte, die hier den besten Ruf haben. Sie dürften diesen 
auch in Candien bewähren. 

Während der Abwesenheit Aali-Pascha's wird Fuad-Pascha ihn im Grossvesirate vertreten, 
zugleich auch das Portefeuille der auswärtigen Angelegenheiten beibehalten. 

Ich werde morgen den kaiserlichen Consul Herrn Stiglich von der Sendung unterrichten. 
Ich habe ihn Aali-Pascha als einen durch seinen langen Aufenthalt in Canea mit den Verhält- 
nissen des Landes wohlvertrauten, mit ruhiger Auffassung begabten Mann bezeichnet. 

Genehmigen etc. etc. 
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102. 
Baron de Beust au Comte Apponyi ä Londres et au Comte MUlinen ä Paris. 

Vten7ie, le 8 octohre 1867. 

Le rapport ci-joint en copie de notre Charge d'aflFaires k Constantinople contient des in- 
formations interessantes sur les mesures de cl^mence et de conciliation que la Porte se propose 
de prendre k T^gard des Cr^tois. G'est avee nne sinc^re satisfaction que nous constatons ees 
dispositions et nous aimons k croire au succ6s de la mission eonfi^e dans de telles conditions 
au Grand-Vizir. 

Je ne donte pas que les g^n^reuses intentions du Sultan ne rencontrent la pleine appro- 
bation du Gouvernement britannique et frangais qui prend, comme nous, le plus vif int^rSt k voir 
les troubles sanglans de Candie enfin apais^s et le sort des habitans chrätiens de rtl.e am^liorä. 

Recevez etc. etc.' 



103. 
Ritter von Vetsera an Freilierrn von Beust. 

Auszug. Gon8ta7ittnopeU den 15, Octoher 1867. 

Die Berichte, welche ich vorgestern vom Konsul Stiglich erhalten, reichen bis zum 6. Ok- 
tober. Er schreibt über die zuvorkommende Art, mit der ihn der Grossvesir empfangen hat, und 
hebt die Thätigkeit hervor , mit welcher dieser seine Aufgabe in Angriff genommen. Im Gegen- 
satze zu den Bestrebungen der Pforte, den Frieden herzustellen, berichtet der kaiserliche Consul, 
dass die Leiter des Aufstandes , Angesichts der Promulgation der Regierung, den in ihrem 
Machtkreise lebenden Eretensern eilfTage Frist gegeben haben, um ihre Familien aus dem 
Lande zu schaffen und die Waffen zu ergreifen; dieser Aufforderung wird durch die Drohung 
Nachdruck gegeben, dass im Falle der Zögerung Dörfer und Wälder niedergebrannt würden. 



104. 
Le Baron de Beust au Comte de INUlinen ä Paris. 

Vi € nne, le 16 octohre 1867. 

J'ai du, bien qu'ä regret, döclarer k M. le Duc de Gramont que le Gouvernement Imperial 
ne pourrait pas s'associer k la dömarche concertöe entre les Gouvememens de France et de 
Russie, k la suite du refus de la Porte de donner satisfaction aux demandes qui lui ont it€ 
adress^es par ces Puissances relativement aux affaires de Cr^te. 

Les termes de la däclaration projet^e nous paraissent de nature k provoquer des con- 
s^quences facheuses. Ils contiennent, en effet, k Tadresse de la Porte une admonition tr^s-dure 
qui ne nous semble pas enti^rement m6ritäe et qui pourrait bien donner un nouvel aliment k 
Tagitation, au lieu de Fapaiser. M. le Marquis de Moustier pense que les Puissances doivent 
prendre d^sormais dans cette question une attitude qui dägage complfetement leur responsabilitö. 
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J'avoue que je craindrais pr6cis6ment- d'engager la responsabilitö du Gouvernement lmp6- 
rial d'une manifere assez s6rieuse, si je m'appropriais le langage que la France et la Bussie pro- 
posent de tenir ä la Porte. Dans un moment od le maintien de la tranquillit6 en Orient repose 
sur des bases peu solides, ce ne serait pas sans appr^hension que j'adresserais au Gouvernement 
Ottoman des paroles qui pourraient facilement 6tre interpr6t6es comme une menace et devenir 
ainsi une arme entre les mains des fauteurs de troubles. 

Malgr^ mon sinc^re dösir de saisir chaque occasion qui se präsente pour manifester 
Taccord r6gnant entre les vues de TAutriche et de la France, il ne m'est pas possible, dans cette 
circonstance, de döftrer au voeu qui m'a 6t6 exprimö par le Duc de Gramont. 

Si le Gouvernement frauQais voulait suivre notre Suggestion et suspeudre la remise k Con- 
stantinople de la döclaration projetöe, veuillez m'en instruire de suite. Je m'empresserais dans ce 
cas de proposer ä Paris des modifications au texte primitivement arrßtö, et nous pourrions arriver 
ainsi ä rötablir une entente parfaite qui nous permettrait d'agir k Gonstantinopie d'un commun 
accord. 

Becevez etc. etc. 



105. 
Le Baron de Prokesch au Baron de Beust. 

Constantinopley le 27 d^cembre 1867, 

J'ai rhonneur de soumettre k Votre Excellence dans Fannexe le rfeglement administratif 
qui, avec les r^glements organique et judiciaire döjä soumis k Votre Excellence, compl^te les 
nouvelles institutions donn^es par le Grand- Vizir k Ttle de Crfete. 

Le röglement administratif est calqu6 sur la loi du Vilayet. II la surpasse en quelque 
point en tendance liberale et il est övidemment inspirö par Tintention d'aller jusqu'aux limites de 
ce qui est compatible avec le maintien du pouvoir souverain. 

L'ex6cutif est dans les mains du Gouvernement, c'est-i-dire dans les mains des Musulmans, 
tant que le Gouverneur G6n6ral seraturc, mais Texclusion d'un chr^tien pour remplir ces 
fonctions suprSmes n'est pas prononc6e ; il se peut donc que le pouvoir ex6cutif passera demain 
dans des mains chrötiennes. 

Le nombre des grandes divisions de Tile et des gouvememens 6tant 5 et le Gouverneur 
G6n6ral ayant une de ces divisions sous son administration directe, il s'en suit qu'actuellement 
trois des gouvememens sont administr^s par des chefs musulmans et deux par des chefs 
chritiens. 

Dans le conseil administratif g6n^ral la majoritö des votes est aux musulmans ; eile peut 
rgtre dans les conseils administratifs des gouvememens et des sous-gouvememens mixtes 
tantöt aux musulmans tantöt aux chr^tiens; dans ceux des gouvememens et sous-gouver- 
nemens .chr6tiens, eile est aux chr6tiens. Dans la formation des Conseils entre comme lien 
avec les populations le principe älectif. 

Les Gouvemeurs et Sous-Gouveraeurs ainsi que les anciens des communes sont les instru- 
mens du pouvoir ex^cutif; aux Conseils est la consultation, la deliböration et le jugement en 
mati^re administrative. L'administration des communes appartient au Conseil des anciens. Les 
Gouverneurs (le Gouverneur G6n6ral y compris) sont tenus k se conformer k Tavis du Conseil, 
sauf des cas exceptionnels, oü le Gouverneur G6n6ral prendra les ordres de la Porte ou se 
d^partira de Tavis du Conseil sous sa responsabilit6 personelle. 

Le travail des bureaux se fera dans les deux langues grecqne et turque. 
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Tonte ing^rence des pouvoirs politiqnes ou administratifs dans le jndiciaire est interdite. 

Une loi speciale röglera radministration des commanes. Le projet de cette loi sera ToeuTre 
de rAssemblöe g^n^rale, instituöe par le r^glement organique sur la base d'ilections direetes et 
aetaellement d^jä en fonetion. C'est encore k rAssembl6e gönörale qa'incombe d'examiner et de 
proposer le meilleur mode de perception des impöts. La Crfete a &t6 toujours exempte de rimpöt 
foncier ; eile le sera encore k Tavenir ; eile ne donne qne la dtme, Timpöt snr les boissons^ le sei 
et le tabae^ enfin la donane et qnelqnes petites taxes stabiles dans toutes les provinees. 

Mos coU^gues d'Angleterre et de France appronvent hantement le r^glement admini- 
stratif. 

Veuillez etc. etc. 



106. 
Fuad-Pacha ä Hayder Efendi ä Vienne. 

Conatanttnople, le 3 Janvier 1868. 

Son Excellence TAmbassadenr de Sa Majest6 Imperiale et Royale Apostoliqne m'a lu, il y 
a an-delä d'un mois , une d^peche confidentielle de M. de Benst relativement k la qnestion de 
la Cr^te. II en r^snlte que M. de Benst , ayant re^n dn Cabinet des Tuileries an snjet de la 
d^claration des qnatre Fnissances les assnrances les plns satisfaisantes relativement an maintien 
du principe de Tintögrit^ de TEmpire, s'est abonchö ensnite k Londres avec le Principal Secr^taire 
d'Etat de Sa Majest^ la Reine et que c'est le r6sultat de cette entente qnll vent bien nons 
communiquer par Fentremise du Baron Prokesch. 

M. de Beust nous engage donc d'accepter Tenqu^te propos6e par les qnatre Puis- 
sances, rint6grit6 de TEmpire ayant 6t6 mise hors de cause. Cela pos6, Tenqu^te servirait^ 
d'aprfes Topinion de M. le Baron de Benst, k aplanir toutes les difficnlt^s de la Situation 
et ferait disparattre la seule qnestion qui pröoccupe en ce moment d'une mani^re s^riense la 
Sublime Porte, savoir la qnestion de la Crfete. 

Si donc le Gouvernement ottoman röpondait dans le sens sus-indiqu6 k la d6claration des 
qnatre Puissances et qn'il transmettait cette räponse anx Cabinets de Vienne et de Londres, 
ceux-ci seraient prets ä Tappiiyer. Teile est la substance de la communication qui nous a 6t6 
faite confidentiellement au nom de M. de Beust. 

Vons comprendrez, M. TAmbassadeur, que venant de la part du Ministre d'une Puis- 
sance dont Tappni bienveillant ne nons a fait defaut dans aucune des questions qui nons 
touchent de si pr6s, et d'un des hommes d'Etat dont s'honore aujourd'hui k un si jnste titre la 
diplomatie enrop6enne, cette communication ne pouvait ne pas nous trouver profondement sen- 
sibles. La Sublime Porte appröcie d'antant plns cette sollicitnde pour nos int6r6ts qu'elle nous 
ofiFre une vraie consolation et nn enconragement au moment mSme oü nos efforts pour r^pondre 
k Tattente de TEnrope, notre mod^ration et Tesprit de conciliation dont nous avons fait prenve, 
sont si ouvertement möconnus. Je tiens donc tont d'abord k vons prier, M. FAmbassadenr, d'en 
exprimer les remercfmens les plus vifs de Sa Majestö Imperiale le Sultan ainsi que de Son Gou- 
vernement tant k Sa Majest6 TEmpereur Frangois-Joseph qu'ä M. le Chancelier de TEmpire. M. 
de Beust a donn6 une prenve ^clatante de cette sollicitnde en mettant avec tant de succös k notre 
profit son voyage k Paris et k Londres, car vons n'ignorez pas de quelle inflnence a 6t^, an point 
de vne de nos intörets, ce voyage qui a suivi de pr^s Tentrevue de Salzbonrg. Le disconrs de 
TEmpereur des Frangais k Touverture de la session du Corps l^gislatif est venu corroborer 
d'une mani^re solennelle les dispositions favorables de la France an snjet de Tintögritä de 
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TEmpire. Ce point est d^sormais acquis et nons pouvons notts föliciter de voir celles des Puis- 
aances qai se sont de tont temps int^ressäes k la Turquie se rencontrer dans les meines dispo- 
sitions k cet ägard. 

La politique de la France relativement k Tint^gritö de TEmpire s'^tant donc nettement 
dessin^e, nous avons dft rechercher quel pourrait etre Tobjet d'une enquete en Crete. II pourrait 
y en avoir trois : d'abord les causes de rinsurrection, puis ses snites d^sastreuses pour le pays, 
enfin les moyens pour les r^parer. 

Les causes de rinsurrection ? mais si jamais nne question a 6t6 d^battue k fond et jng6e 
irrövocablement par Topinion publique, c'est bien celle-lä. Qui ne sait aujourd'hui que ce sont 
les excitations etrang^res et non pas seulement les excitations, mais le privil^ge accorde k un 
pays limitrophe, en d^pit du droit international et des stipulations des trait^s, d'introduire des 
moyens de guerre et de lancer des bandes sur le sol de la Candie, qui ont produit et entretenu 
rinsurrection ? 

Quant aux d6sastres qui par suite de rinsurrection ont ravag6 le pays, ils ne sont malheu- 
reusement que trop r6els. Le Gouvernement Imperial qui en connatt T^tendue les d^plore plus 
que qui que ce soit. Aussi fait-il tout ce qui est en son pouvoir pour les r6parer et s'emploie-t-il 
k mettre fin k une Situation aussi d^plorable , en portant d'un c6t6 le demier coup k rinsur- 
rection et en inaugurant de Tautre c6t6 pour la Candie une nouvelle fere dont les populations lui 
savent d^jä gr6 et qu'aussi TEurope appröciera sans doute. Les demiferes mesures d^cr^t^es par 
Sa Majest6 Imperiale, en dotant Tile d'une Organisation sage et liberale, en promulgant des 
r^glemens qui accordent aux chr^tiens une large pcirt dans Tadministration , ont ouvert aux 
populations la perspective d'une paix föconde en prosp6rit6 et bien-etre. Les r^glemens admini- 
stratif et judiciaire ^laborös et d6cr6t6s tout r^cemment ne laissent, nous Tespörons, rien k 
d6sirer. Que pourrait-on demander davantage? Aussi ces mesures sont-elles accueillies par les 
populations dölivröes de la pression des bandes 6trang^res comme un bienfait v6ritable. La ma- 
jorit6 de la population qui a toujours conserv6 son attitude calme et soumise se voit r^eompensöe 
de sa conduite et encourag6e k y pers6v6rer, tandis que le d^couragement gagne de plus en plus 
les exalt^s qui se sont laiss6 entratner par les agitateurs. Cet heureux r^sultat sur leqnel le Gou- 
vernement Imperial a incontestablement le droit de compter pour mener k bonne fin Toeuvre 
de röparation et d'apaisement, serait gravement compromis, il est facile de s'en convaincre, par 
la pr^sence d'une commission mixte sur le sol de la Candie qui remettrait tout en question. Elle 
aurait pour effet imm6diat de relever le moral des r6calcitrans et de les enhardir. En se bergant 
de nouvelles et dangereuses illusions, les meneurs de rinsurrection les communiqueraient k la 
population soumise, et vous savez combien la contagion des id^es chim^riques est facile sous 
Tempire des circonstances telles qu'en cr6erait l'enquete infailliblement. Laiss^es en pr^sence 
des autorit^s constitu^es du pays, en pr^sence de la magnanimitö du Gouvernement Imperial 
qui se präsente avec le pardon et la cl^mence k la main, les populations si cruellement ^prouv^es 
ne sauraient que se jeter dans leur bras. Mais qu'une commission internationale vienne s'inter- 
poser entre le Gouvernement et ses sujets avec la mission d'examiner et de statuer sur leur sort, 
ce fait seul serait de nature k jeter la confusion dans les esprits, k ebranler leurs sentimens et k 
leur inculquer la pens6e que ce n'est pas de Tinitiative et de Tautorit^ du Gouvernement Imperial 
que dopend leur salut. On ne manquerait pas d'ailleurs d'exploiter cette Situation, de faire luire 
aux yeux des plus simples le mirage de concessions impossibles ; les moyens subversifs feraient 
le reste. Le r^sultat en serait tel que nous ne le saurions admettre k aueun prix et que les Puis- 
sances m^mes ne le pourraient d6sirer. C'est pour toutes ces considörations que Sa Majest^ Im- 
periale le Sultan s'est d^cide k envoyer sur les lieux Son Grand- Vizir. La mission de Son Altesse 
Aali-Pacha n'a pas eu d'autre but que celui qu'on s'est proposä par Tenqu^te, ayant en m6me 
temps Tavantage d'appliquer sans dälai les rem^des aux maux retrouv6s. Elle n'est donc qu'une 
autre forme de Tenqu^te, la seule qui soit exempte d'inconveniens. Le caractire de ce premier 
homme d'Etat de la Turquie assure d'ailleurs k son oeuvre la maturit^ de Tintelligence ainsi que 
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rimpartialitö et Täquitö voulnes. Ce n'est pas nn refus par lequel nons r^pondons anx coDseils de 
M. de Benst. Ces conBeils sont marquäs an coin d'nne trop grande bienveillance pour qn'il nons 
soit permis de les accneillir avec nn antre sentiment qne celni d'nne profonde d^förence. Mais cette 
d^förence mSme nons fait nn devoir de Ini präsenter nos observations. Dans sa hante perspica- 
cit6 et dans sa grande exp^rienee des affaires il ne sanrait ne pas les prendre en s6riense con- 
sid^ration et leur accorder raccneil qne nons esp6rons m^riter par la sine6rit6 de notre langage 
et par la confiance dont il fait prenve. Dans la sitnation oü nons sommes, la franchise et la loyant^ 
envers nos amis est sans donte notre premier devoir; c'est ponr cela qne nons avonons qne 
lenr appni nons est plns qne jamais indispensable. Nons esp6rons qu'il ne nons fera pas d^fant 
dans cette circonstance de la part de M. le Baron de Benst et nons le Ini demandons an nom de 
cette bienveillance dont il est anim6 k notre ^gard, an nom des int^rets de la Tnrqnie qni est 
ddjä fi^re de le compter parmi ses amis, an nom de la jnstice et des grands intärets enropöens 
qni ne sanraient etre söparös de cenx de Tintögritö de TEmpire. 

En vons priant de donner confidentiellement lectnre de cette d^peche k SonExcellence M.le 
Ministre des affaires ^trangferes de Sa Majest6 Imperiale et Eoyale Apostoliqne, je vons antorise 
k Ini laisser nne copie si Elle le d^sire. 

Agr^ez etc. etc. 
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Le Baron de Beust au Baron de Prokesch ä Constantinople. 

Vtenne, le 14 mara 1867. 

Monsienr TAmbassadeur de France a ^t6 charg6 de me donner commnnication d'un memoire 
dans leqnel M. le Marqnis de Monstier däveloppe ses vnes an snjet des r^formes k introdnire 
en Tnrqnie. M. de Gramont a ajout6 qne le Ministre d^sirait vivement etre inform6 dn jngement 
qne je portais snr ses conclnsions. 

Vons vondrez bien, Monsienr le Baron, examiner ce travail, dont vons tronverez copie ci- 
joint, avec tont le soin du k la connaissance approfondie des choses de TOrient qni distingne 
son antenr, et me faire connattre le plns promptement possible les impressions qu'anront pro- 
dnites snr votre esprit les propositions dn Marquis de Monstien 

Recevez etc. etc. 
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Le Baron de Prokesch au Baron de Beust. 

Oonstanttnople, le 16 mars 1867. 

La Porte va nons commnniqner en pen de jonrs nn projet de loi röglant le droit de posses- 
sion d'immenbles par les 6trangers. Le conseil donnä k la Porte, qn'an lien d^attendre Taction 
des Pnissances an snjet de Tarticle y relatif du Hatt-HonmaYonm, eile fasse plutöt de sa part 
connattre les conditions qni Ini permettront d'accorder ce droit, a 6tä adoptä et suivi. Cette com- 
mnnication nons engagera k la discnssion et m^nera finalement k Tentente. 

La pensäe de la Porte est de n'accorder la jonissance du droit en question qu'anx snjets 
des Pnissances qni accepteront ses conditions ; ce sera k la discnssion d'examiner si les garan- 
ties qni les accompagnent sont telles k les rendre acceptables. 
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Une autre question d'intöret vital pour la Porte, quoique moins saillante pour TEurope, 
est Celle de la r^gularisation des Vacoufs, ou biens de main morte. II faut beaucoup de courage 
au Gouvernement musulman pour aborder une question oti toute modification du statu quo aura 
toujours la grande majoriti des Oul6mas pour adversaires. A Wpoque de la conquSte un tiers 
du territoire fut conc6d6 aux mosquees et cette donation constitue eneore le Vacouf l^gal dont 
le revenu est destin6 aux frais du culte, des ecoles, des hospices etc. etc. Depuis, des Vacoufs 
coutumiers ou des donations pieuses ont agrandi la propri6t6 religieuse. Personne n'ayant 
le droit de construire une mosqu6e sans en assurer en meme temps Texistence, une partie des 
immeubles qui composent la fortune du fondateur passe ä la mosqu6e pour couvrir les frais de 
son entretien et du culte. Le Vacouf coutumier a donc dans le cours des si^cles augment6 de 
beaucoup le Vacouf 16gal. L'administration de son revenu a engendr6 beaucoup d'abus, nomm6- 
ment les concessions de bienfonds k bail illimit6 qui, en changeant le propri6taire en tenancier, 
Texonerait des charges de TEtat et le garantissait contre toute spoliation, mSme contre la pour- 
suite pour creance personnelle. II ne pouvait 16guer que le droit de jouissance, et cela seulement 
ä ses höritiers de descendance directe ; cette ligne steinte , la propri6t6 revenait au domaine 
religieux et devint inaliönable. On peut admettre que les Vacoufs repr6sentent bien au-delä de 
la moiti6 de la propri6t6 immobili^re de la Turquie. Ils sont exempts d'impöts. Depuis Mah- 
moud II, TEtat s'est fait lui-meme Tinspecteur g6n6ral des Vacoufs ; il en a pris une partie, les 
Vacoufs ruraux, sous son administration directe, en allouant en retour aux 6tablissemens publics 
y attach6s une Subvention, ce qui fut un premier pas dans une r^forme utile ; mais ce pas a coütö 
eher, car il retombe sur le budget une d^pense annuelle de plus de 20 millions de piastres au- 
delä, de la rente de ces biens stipul^e ä Torigine k des redevances fabuleusement minimes. 

D6charger TEtat de cette d6pense et faire concourir les Vacoufs dans une mesure 6quitable 
aux charges de TEtat, teile est la täche que le Gouvernement entreprend en ce moment. 

Pour arriver k ce but il s'arrete d'abord aux Vacoufs coutumiers. II ne peut pas concourir 
ä une s^cularisation proprement dite — mesure qui r^volterait la pi6t6 musulmane. II se contente 
de modifier dans un sens conforme au sifecle la loi qui r^gle la succession des tenanciers de ces 
biens, et d'abolir certains Privileges que cette loi conffere aux Vacoufs. Ainsi , le Gouvernement 
se propose d'^tendre la facult6 de succession k la jouissance aux branches coUat^rales, et, en 
vertu de concession faite du vivant du locataire, meme k des tiers ; par contre , il va rendre la 
propriet6 responsable des dettes personnelles et Clever en meme temps les droits emphyt^oti- 
ques k payer par le tenancier. 

Ces dispositions, en meme temps qu'elles profitent au fisc, permettront r^tablissement de 
banques hypothfecaires et aideront k d6velopper le credit public et la richesse du sol. 

C'est donc le second pas dans la carri^re d6jä ouverte par le Sultan Mahmoud. II est Evi- 
dent que le Gouvernement ne s'arrStera pas \k et qu'il viendra peu k peu, les circonstances 
aidant, k la s^cularisation de tous les biens de main morte. 

Quant & la participation de r^l^ment chr^tien dans Tadministration , que je recommande 
Sans cesse k la Porte comme 6tant le moyen le plus propre pour satisfaire Topinion publique en 
Europe, je remarque dans les Ministres turcs, depuis le discours de Lord Derby, plus d'hösita- 
tion. La principale crainte est toujours de heurter Tesprit des musulmans et du Souverain. II me 
parait Evident qu'en agissant sans le concours de conseillers chr6tiens, le Gouvernement se 
Charge gratuitement de plus de responsabi1it6 qu'il ne faut, et m^connatt Tavantage de profiter 
des lumi^res des personnes qui sauront toujours mieux que lui quels sont leurs griefs et leurs 
besoins. 

Veuillez etc. etc. 
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109. 
Le Baron de Prokesch au Baron de Beust. 

Constanttnople, le 29 mars 1867. 

J'ai eu rhonneur de recevoir la döpeche en date du 14 par laquelle Votre Excellence a bien 
voulu me communiquer un travail de M. le Marquis de Moustier au sujet de rexöcution 
du Hatt-houmaYoum et des r6formes ä introduire en Turquie. 

Mon coll^gue de Rnssie, muni d'une pareille eommunication de la pari de son Gouvernement^ 
m'en avait parl6 la veille dans un sens peu favorable. Enparcourant ce travail il m'a paru munter 
un meilleur accueil. II ne contient rien qui ne soit connu et g^n^ralement senti par presque tout le 
monde ici, capable de voir et de juger ; c'est la son m^rite. II aide encore ä 6clairer Fopinion 
de TEurope, ä la rendre plus öquitable et ä se pr^munir contre des pr^jug^s surann^s et qui ne 
s'appliquent plus ä la Turquie d'aujourdhui. 

II faut rendre la justice ä Tauteur du memoire qu'il saisit la question de la r6forme du 
point de vue plus haut et seul pratique, en se refermant dans des propositions ä faire, au Gou- 
vernement Ottoman qui sont utiles et applicables ä tous ses sujets, musulmans ou non. C'est \k 
la voie de la fusion et non pas celle qui conduirait k perpötuer les haines et k augmenter les 
distances. 

Me conformant aux ordres de Votre Excellence , j'ai Thonneur de Lui soumettre dans les 
annexes les observations que le travail de M. de Moustier m'a inspirßes. 

Veuillez agr6er etc. etc. 
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Observations sur le Memoire du Cabinet frangais du 22 Kvrier 1867. 

Ad I. Rien de plus saillant que Tinfluence utile qu'exercerait sur la fusion des races 
l'application d'un Systeme militaire bas6 sur la participation de tous. Teile 6tait notre pens6e 
lors de la confection du hat. Mais on reste court en allant ä la recherche des moyens que la 
Porte aurait i sa disposition pour briser la resistance des chr6tiens qui, probablement, 6claterait 
en plusieurs endroits en r^volte ouverte. L'enrölement forc^ a provoqu6 meme parmi les musul- 
mans jusqu'aujourd'hui des r^sistances arm6es, quoique le Sultan est le Khalife et toute guerre 
une guerre sainte. La meme aversion r^gne parmi les sujets non-musulmans. La vie de famille 
est chez eux relativement dans sa force primitive ; ils ne comprennent pas qu'on puisse faire le 
sacrifice de ses enfans pour une question d'Etat; ils n'ont, de plus, point d'int^ret k soutenir k 
pareil prix un Gouvernement qui n'est ni de leur race ni de leur religion. 

L'admission sörieuse des chr^tiens aux fonctions de TEtat paratt m^riter le plus 6nergique 
appui. Je suis, pour ma part, all6 plus loin k ce sujet vis-ä-vis de la Porte qu'aucun de mes Col- 
l^gues. C'est le pont-levis par lequel les chr^tiens entreront dans la forteresse, non pas pour la 
d^truire, mais pour la d^fendre. Le danger qu'ils envahissent peu k peu toute Tadministration 
sera pour les musulmans Texcitant le plus propre pour les stimuler k la concurrence. Tout en 
admettant Tutilit^ d'une 6poque de transition, oü les chr^tiens n'occuperaient d'abord que des 
emplois administratifs, il paratt pr6f6rable, k cause de la pression de dehors, qu'ils obtiennent 
pour eux d6s k präsent les ministferes des travaux publics et du commerce, ainsi que la direction 
de Instruction chr6tienne et des institutions qui en d6coulent. 



111 

Ad II. Dang Tapplication du principe que Tam^lioration doit porter sur les Masalmans de 
meme que sur les sujets non-musulmans, Tauteur du memoire s'est occup^ d'abord de Tinstruc- 
tion des premiers. Ses propositions röpondent ä des besoins röels, mais il est Evident qu'elles ne 
pourront sortir des limites d'un conseil. Une demande formelle k ce sujet blesserait trop les 
moeurs pour ne pas etre d6clin6e. En ce qui touche les femmes , la plus grande dölicatesse est 
de rigueur. L'6mancipation des femmes europöennes est aux yeux des Turcs un scandale et non 
pas un progr^s. 

La fondation d'une üniversitö oü les musulmans et les chr^tiens (leur ^ducation pröpara- 
toire suppos6e) seraient admis, pourrait devenir, sans doute, un des plus puissants moyens de 
fusion. La difficult^ sera de trouver des professeurs capables pour occuper les chaires ; peut-etre 
les voudrait-on tirer de dehors; la diversit^ des idiomes se pr^sentera d'abord comme un 
obstacle et frayera le chemin ä Tintroduction de la langue fran^aise comme langue generale de 
la civilisation et du progr^s. 

Quant aux ^coles speciales pour les diflförentes carrieres , elles sont d'un interet bien plus 
grand encore. Elles ne serviront k rien sans des professeurs europ6ens. 

II faut cependant remarquer qu41 existe A^jk une 6cole pr6paratoire pour les Mudirs (chefs 
des cantons). H n'y a pas de raisons pour que des chrc^tiens n'y soient admis ; toujours faudrait- 
il leur assurer, au bout de leurs ^tudes, Tentr^e dans les emplois et une carri^re r^guli^re. 

Ad ni. La nouvelle Organisation du Vilayet a encore k faire ses preuves. Elle a des 
avantages et des inconv^nients. Le chef du Vilayet est un petit souverain; la comp6tence 
accord6e ^ lui cnl6ve aux populations la consolation du recours k Constantinople , oti elles 
jouissaient et jouissent en partie encore aujourd'hui de Tavantage d'une administration composöe 
d'hommes plus 6clair6s, d'une position plus indöpendante et, dans beaucoup de cas, de Tappui 
des Ambassades. Le nouveau Systeme oflFre k la Porte la facilite d'c^chapper aux intercesseurs 
par le subterfuge qu'elle ne connatt rien du fait, que le dossier des actes est aupr^s du chef de 
la province etc. etc. 

Le mode d'^lection pour la formation des tribunaux civils qui existe aujourd'hui est 
vicieux et donne le choix entiferement dans les mains du Gouverneur. Que les juges chrdtiens 
soient k la hauteur de leur täche, cela d^pendra en grande partie de leur Instruction. H faudrait 
partout des juges formös expr^s dans des institutions pr6paratoires. Les intörets particuliers et 
personnels, leur ignorance, leur conscience peu scrupuleuse et d'autres d^fauts inh^rents au 
caractfere de la masse des chr6tiens des provinces, se feront d'abord sentir dans Texercice des 
fonctions confi6es k leurs mains et n'oflfriront pas les garanties dösirables qu'exige une 
bonne justice. 

Ad IV. La Publicity est peu dans les habitudes du pays. La premiöre curiosit6 satisfaite, 
personne ne se pr^sentera k ces audiences. Dans les tribunaux religieux (chörich^rif) le public 
est admis aujourd'hui meme, mais il ne vient pas. Le t^moignage des chr^tiens est d6jä dans la 
loi ; k Constantinople il ne rencontre aucune difficult^. Dans les provinces oü il y a des tribunaux 
mixtes ou correctionnels, il est admis ; dans Celles oü les anciens medjliss existent encore, il est 
repoussö. 66n6ralement il a peu de valeur, car malheureusement le t6moignage parmi les chr6- 
tiens s'ach^te souvent comme un autre Service. 

Ad V. Les tribunaux de commerce fonctionnent dans les villes maritimes , dans les centres 
de commerce et dans presque tous les si6ges provinciaux pour tous les sujets sans distinction de 
race ou de religion. Leur nombre s'est considerablement accru dans les demiers dix ans. Ils sont 
compos^s de juges chr6tiens et turcs , nomm6s par le Gouvernement, et de n^gociants k b6rat. 
Contre les sentences 6man6es des tribunaux dans les provinces, l'appel au tribunal de commerce 
de la capitale est admis. Les sujets ottomans peuvent en appeler de ce demier tribunal au CheYkh- 
ul-Islam. Les Repr^sentans europ^ens n'ayant pas reconnu le tribunal du Chel'kh-ul-Islam, les 
sentences du tribunal de commerce de Constantinople sont inappellables pour les sujets 
itrangers. 

15* 
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La procedure laißse beaucoup ä d^sirer. La Porte nous a communiquö, il y a quelques 
ann^es, la redaction d'un nouveau code de commerce, mais les objections que ce trayail a 
soulevöes ont eu pour suite qu'il est restö k Tötat de projet. 

Ad VI. Cette rfevision est absolument n6cessaire. Elle se tente en ce moment par le nouveau 
Ministre de police. L'organisation de la police est pour la plus grande partie une question d'argent 
et de modifications des privilöges des 6trangers. Tant que Thomme de la police (pour la plupart 
sorti des rangs de Tarmöe et mari6) n'est pas pay6, il fera cause commune avec les voleurs et les 
rec61eurs; et tant que la police est arret^e ä chaque pas par les Privileges des ^trangers, il n'y 
aura pas de police. 

Ad VII. Cet article est trait6 autre part. 

Ad Vm. De meme. 

Ad IX. Sera la suite de Texecution des articles VII et VIII. 

Ad X. Cette suppression rencontrera probablement de grands obstacles. La Porte peut 
craindre avec raison que peu ä peu presque toute la propri6t6 immobili^re passera entre les mains 
des chr^tiens et des 6trangers. II est possible qu'elle c^de sur Timmeuble urbain, mais sürement 
pas sur rimmeuble rural. 

La seconde partie de cet article n'est pas claire. Veut-elle traiter les propri6taires musul- 
mans en mineurs et les obliger k verser le prix de vente dans des 6tablissemens de credit? II 
est diflficile de soutenir qu'on ait droit ou pouvoir d'aller si loin. La cr^ation de pareils 6tablis- 
semens suffira ; qu'on en tienne la porte ouverte, mais qu'on ne force personne d'y entrer. 

Ad XI. Sans doute la mise en r^gie des impots indirects serait d6sirable, mais oü sont les 
hommes dresses ä une pareille administration? Et oü est la loi suffisamment s6v6re pour effrayer 
la corruption? On connatt trop bien les tristes r^sultats que, jusqu'ä ce jour, le Gouvernement 
Ottoman a obtenu de ses essais dans cette direction. 

La r^forme de la perception de Timpöt direct suppose le cadastre. II en existe des com- 
mencemens ä Smyme, k Salonique etc. , mais oü est le temps , oü est Targent pour donner k ce 
travail pr^alable une extension tant soit peu consid^rable? Les inconvöniens du Systeme des 
fermes sautent aux yeux. J'ai propos6, il y a dix ans, k la Porte de faire des essais k prendre les 
communes memes pour fermiers. Dans quelques parties de la Roum61ie cela a r^ussi. Malheu- 
reusement le Systeme d'aujourd'hui r6pond le mieux aux besoins pressants du Gouvernement. C'est 
k une 6poque fixe que se fait Tench^re des dtmes (mois de mars). Elle se fait k Constantinople 
meme pour tout TEmpire, ce qui simplifie immens^ment la manipulation. Les fermiers versent 
sur-le-champ une partie du bail dans la caisse publique et le reste k termes fixes. L'affermage 
est donc la voie la plus süre et la plus commode. Le Gouvernement connatt d'avance le montant 
de la somme qu'il realisera pour Tannöe et ä quelles öpoques. On pourrait peut-etre lui demander 
des garanties contre les abus des fermiers, mais il sera bien difficile d'en obtenir en pratique de 
süffisantes. 

AdXn. La suppression des douanes int^rieures est d^jäpromise dans des transactions inter- 
nationales, cependant ces droits existent dans toutes les provinces. Leur rapport est bien moindre 
qu'on ne le suppose. C'est une raison de plus pour insister qu'ils soient abolis. H nous est moins 
facile de demander la suppression des impots dits de consommation. La Porte peut se r6f6rer ä 
Texemple de toutes les Puissances qui conservent chez elles ce qu'elles lui conseilleraient 
d' abandonner. Les Industries de TOrient ont 6t6 tu6es par les anciens trait6s de commerce avec 
TEurope. Ce n'est que depuis les nouveaux trait^s, et lorsque l'industrie jadis florissante de ces 
pays 6tait d^jä presqu'etoufiF6e, que l'appauvrissement systömatique a commenc6 k s'arreter et 
que §a et lä encore l'industrie se rel^ve. 

Ad XIII. Ce n'est pas k la Porte qu'on doit reprocher de n'avoir pas voulu Uvrer k l'industrie 
6trang(?re les chemins defer,les routes et les ports. Combien de concessions n'a-t-elle pas donnöes 
en accordant les garanties demandöes ! Les Repr^sentans n'ont jamais trouve de difficultäs aupr^s 
d'elle sous ce rapport, mais la Porte n'a pas retir6 le moindre profit de ses concessions et encou- 
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ragemens. La sp^culation malhonnete a ^t^ ä Tordre du jonr depnis qu'on Ta engagäe dans ces 
entreprises. Malgr6 cela il faut y venir et espörer qu'elle tombe mieux. On devrait lui recom- 
mander de faire tracer un tableau du r^seau des Communications principales k cr^er et d'inviter 
rindustrie ötrang^re ä se charger de Tex^cution — mais il serait du devoir des Repr^sentans de 
la garantir autant que possible contre la fraude et Tabus. 

Ad XrV. Le r^glement relatif ä, Texploitation des mines et des forSts p6che par trop de con- 
ditions. H faudrait le changer. Quant ä ce qui regarde particuliferement les forets , Texploi- 
tation itrangfere a 6t6 la ruine de cette richesse naturelle dans plusieurs provinces; la 
Porte en a 6t6 indisposäe au point qu'elle refuse aujourd'hui toute concession. Elle a depuis un 
an un personnel nombreux de forestiers fran^ais ä sa solde pour regier cette administration et 
en diriger Tam^nagement. II est k supposer qu'elle en retirera un rösultat utile. 

Ad XV. L'institution de municipalit^s dans les grandes villes est tr6s-d6sirable. Elle ren- 
contre dans la capitale des difficultös presqu'invincibles dans les exemptions que r^clament les 
ötrangers et dans le manque de contrainte pour les indig^nes qui refusent de contribuer aux 
frais des am^liorations d'utilit^ pour tous. 

Ad XVI. II faut dösirer qu'on trouve mieux que jusqu'ä präsent, et mieux qu'en plusieurs 
pays d'Europe, les moyens pour 6tablir un budget r6el et sincfere. 

Le second alin^a de cet article indique peut-etre le controle propos6 par un Journal fran- 
Qais d'ici, savoir, la cr6ation d'un Conseil mixte qui aurait la surveillance des finances de FEtat. 

La Porte a d^jä contractu Tengagement d'assurer en premi^re ligne le service des emprunts 
6trangers. D faudrait la persuader qu'elle emploie en seconde ligne son revenu k payer ses 
employ^s et Tarm^e. Aujourd'hui ces deux branches ont des cr^dits arrier6s sur le Gouver- 
nement, quelquefois de dix mois et de plus. Les employ^s obtiennent, apr^s des mois d'attente, 
des assignations sur des caisses provinciales ; ils ne sont pas en ^tat d'aller les r^aliser et les 
vendent k des usuriers k 40 et oO pour-cent de perte ; ayant 6t6 obligös k faire des dettes pour 
vivre, ils ne sortent plus de ce gouflfre. 

II faudrait encore faire abolir le singulier abus, source de dilapidations et de dösordres 
financiers, qui consiste dans la facult^ des minist^res de contracter directement des emprunts 
pour couvrir leur service special. II faudrait que tout minist^re füt obligö k präsenter son d6cou- 
vert momentan^ au Conseil des Ministres et qu'il n'existät d'autres dettes que Celles de l'Etat. 

H est Evident qu'il y a ici une cr^ation compl^te k entreprendre. Elle se ferait d'elle-meme 
si l'Empire avait du temps k sa disposition et de Targent. II est difficile de comprendre com- 
ment la Porte sortira de ses embarras actuels sans un emprunt ; comment eile parviendra k payer 
r^guli^rement ses employ^s et ses arm^es, et k mettre de Tordre dans son administration. 
Un tableau approximatif de la dette flottante serait tr^s-n^cessaire. Aujourd'hui le service regu- 
lier est souvent k la merci des r6clamations des ^trangers. II n'est pas rare de voir que les 
sommes destin^es k satisfaire les employ^s sont d^toumöes sous leurs yeux pour contenter teile 
r6clamation, souvent fort ^quivoque, appuy^e par teile ou teile l^gation. Le plus etonnant qu'on 
peut voir ici, c'est une arm^e oni n'est pas payee pendant de longs mois et qui reste oböissante, 
d6vou6e, et oü les cas d'indiscipline sont extremement rares ; ce sont des employ^s qui, se trou- 
vant r^duits k la misere par la retenue de leurs gages, continuent sans murmurer leur service; 
c'est un peuple qui, ruinö par les sp^culateurs du dehors et par les n6cessit6s de dedans, divis6 
par races et religions et par des eflforts subversifs incessants, reste dans sa grande masse tran- 
quille — c'est enfin un Gouveniement qui, sans etre pouss6 d'en bas, se met k la tete de la 
r6volution sociale, dont la n^cessite est encore loin d'etre comprise par la grande majorit^ des 
populations. 
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111. 

Ritter von Vetsera an Freiherrn von Beust. 

Conatanttnopelj den 4. Octobei* 1867. 

Bei Besprechung der Einrichtungen, mit denen die Pforte nunmehr Candia zu dotiren 
gedenkt und jener Eeformen, welche sie auf den Inseln des Archipels einzuführen beabsichtiget, 
hat sich Fuad-Pascha über die Grundztige der neuen Vilayet-Organisation und die derselben zu 
Grunde liegenden Ideen des weiteren verbreitet. 

Mit Bericht vom 4. Juli 1. J. Nr. 41 C habe ich mir erlaubt Ew. Excellenz die HauptzUge 
der neuen Verwaltung in allgemeinen Umrissen darzulegen. Es sei mir gestattet, zur Vervoll- 
ständigung des damals entworfenen Bildes und zur Charakterisirung des Standpunctes der 
Pforte die mir von dem Herrn Minister gegebenen Andeutungen zu entwickeln. 

Nach den Aeusserungen Fuad-Pascha's enthält die neue Organisation gleichzeitig ein 
centralisirendes und ein decentralisirendes Moment. Durch Vereinigung weitgehender Verwal- 
tungsbefugnisse in den Händen der Statthalter, die ihrerseits in straffer Abhängigkeit von der 
Pforte sind, wirkt sie mächtig im Sinne der Centralisation. Insoferne jedoch als vor der Errich- 
tung der Vilayete die kleineren Pro vinzialbehörden, die Kreis- und Districts- Vorstände der Autorität 
des Statthalters entzogen und unmittelbar der Pforte untergeordnet waren, hat sich die Central- 
Regierung eines Theiles ihrer directen Einwirkung auf diese unteren Organe, welche im neuen 
Systeme an den Statthalter gewiesen sind, scheinbar begeben. Die WillkUhrherrschaft der vor 
Einführung des Tanzimats fast unabhängigen Pascha's hatte damals die Pforte bestimmt, den- 
selben eine nur sehr beschränkte Machtsphäre einzuräumen ; nachdem jedoch nunmehr die Wirk- 
samkeit des Tanzimats durch eine lange Reihe von Jahren die Traditionen der früher fast als 
unabhängige Fürsten sich geberdenden Pascha's gebrochen hat, hielt es die Pforte für zulässig, 
den Statthaltern wieder grössere Befugnisse einzuräumen, die jedoch in der sehr stramm 
gehaltenen Unterordnung unter die Pforte ihr Gegengewicht finden. 

Bei Schöpfung der neuen Bezirks-Departements und Provinzial-Vertretungen und Fest- 
setzung der Competenz derselben, war die Pforte bedacht der Bevölkerung mehr Garantien für 
eine gerechte Steuer- Vertheilung und für bessere Rechtsprechung zu geben. 

Die Repartirung der Steuerquoten wurde der Departements-Vertretung zugewiesen , und 
durch Fixirung des Zahltermines und Veröffentlichung der entworfenen Steuerliste eine Bürgschaft 
gegen die bisherigen Missbräuche aufgestellt. Die Veröffentlichung der Steuerlisten namentlich 
dürfte die in jedem Dorfe tagenden Dorfaltesten hindern, die Quote nach ihrem eigenen Privat- 
interesse zu vertheilen. Ich erlaube mir hiebei die hohe Aufmerksamkeit Ew. Excellenz auf die, 
über denselben Umstand in meinem Berichte vom 1. 1. M. Nr. 62 B hinsichtlich der Dimogeronten 
gemachten Bemerkungen zu lenken. 

In Ansehung der Rechtsprechung spielt die Versammlung der Dorfältesten die Rolle eines 
Friedensgerichtes und zwar in der Weise, dass sie in nach Confessionen getrennten Fractionen 
über die zwischen den verschiedenen Religionsgenossen vorkommenden Streitigkeiten entscheidet. 
Christliche Parteien wenden sich blos an die christlichen, muselmänische blos an die musel- 
mänischen Richter, und nur bei Streitsachen zwischen Angehörigen verschiedener Religion 
entscheidet die gesammte Vertretung als gemischtes Gericht. Dieselbe fungirt also gewisser- 
massen als eine Jury ohne Gerichtshof, welche in vielen Fällen, wenn auch nicht das strenge 
formelle Recht, nach den Paragraphen eines Gesetzbuches, so doch meistens einen Spruch der 
Billigkeit fällen wird. 

Da das neue System, namentlich in der wichtigen Frage der Steuervertheilung, dem 
bisherigen uncontrollirten Vorgehen der Dorfältesten gewisse Schranken zieht, so erwartet die 
Pforte, dass die Durchführung desselben hie und da von dieser Seite auf localen Widerstand 
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stossen wird, bei den Muselmanen ebenso wie dies bei den Dimogeronten der Inseln des 
Archipels der Fall war. 

Dennoch hoflft die Pforte, dass es ihr gelingen wird, die Bevölkerung von den Vorzügen 
dieser in ihrem Interesse liegenden Reform zu tiberzeugen und dieselbe nach und nach in allen 
Theilen des Reiches durchfuhren zu können. 

Geruhen etc. etc. 



112. 
Ritter von Vetsera an Freiherrn von Beust. 

Constantinopely den 25. October 1867, 

Da ich bereits in meinen vorausgehenden Berichten den allgemeinen Character der durch 
die neue Vilayet-Eintheilung des Reiches eingeführten Reform geschildert habe, so erlaube ich 
mir nunmehr hervorzuheben, dass die neue Organisation das christliche Element in einem 
grösserem Masse als bisher zur Mitwirkung an der Verwaltung beruft. 

Die Bezirks-, die Departements- und die Provinzial-Versammlung, welche den ent- 
sprechenden Verwaltungsorganen als administrativer Rath an die Seite gestellt sind, bestehen, 
für die Zahl ihrer aus Wahlen hervorgegangenen Mitglieder, zur Hälfte aus Christen. Dasselbe 
gilt für die unter dem Namen eines Conseil g6n6ral du Vilayet errichtete Provinzial- Vertretung. 

Die verhältnissmässig grosse Zahl von Beamten, welche in diesen Versammlungen Sitz und 
Stimme haben, und namentlich der durch das vorliegende Gesetz zu einem blossen Emennungs- 
vorschlag herabgedrtickte Wahlmodus benehmen dieser Einrichtung viel von ihrem anscheinend 
volksthümlichen Charakter ; dennoch stehe ich nicht an, dieselbe als einen entschiedenen Fort- 
schritt zum besseren zu bezeichnen. Das Heranziehen zur Mitwirkung an den Aufgaben der Ver- 
waltung wird die Theilnahme am öffentlichen Leben wecken und kann zur Vorschule für die 
Ausübung künftiger politischer Rechte werden. Der geringe Bildungsgrad des Volkes würde 
deren Ertheilung im gegenwärtigen Augenblicke widersprechen. 

Die Gemeinde ist auf breiter Basis organisirt und hierin scheint mir die Garantie für die 
Lebensfähigkeit des neuen Systems zu liegen, wenn auch einzelne Theile desselben, wie bei- 
spielsweise der oben berührte complicirte Wahlmodus, allmählig einer Veränderung werden 
unterliegen müssen. 

In Bezug auf die Rechtspflege trennt das gegenwärtige Gesetz die den muselmänisch 
geistlichen Gerichten unterliegenden Angelegenheiten von jenen der gemischten Civil- und Straf- 
gerichte, denen die Rechtssprechung über die christlichen Unterthanen der Pforte zukömmt. Am 
Hauptorte eines jeden Bezirkes und eines jeden Departements wird ein solcher Gerichtshof 
errichtet werden, welcher zur Hälfte aus Christen, zur Hälfte aus Muselmanen zusammengesetzt 
ist. Ein ebenso zusammengesetzter Appellationshof in der Provinzial-Hauptstadt vervollstHndigt 
den Organismus dieser Gerichte. 

Neben diesen läuft in den Hauptorten der Departements die Errichtung der gemischten 
Handelsgerichte, für welche gleichfalls in der Provinzial-Hauptstadt eine Appellations-Instanz 
geschaffen wurde. 

Die Durchführung dieser Institutionen wird mit Bezug auf die Residenz der Consuln, 
welche den fremden Unterthanen die Assistenz vor den gemischten Civil-, Straf- und Handels- 
gerichten zu leisten haben, vielleicht noch einige Verhandlungen mit der Pforte erheischen. 

Nachdem jedoch die Pforte noch nicht dazu gekommen ist eine Eintheilung des ganzen 
Reiches in Departements und Bezirke zu entwerfen, und es wahrscheinlich den einzelnen Statt- 
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haltem überlassen bleiben wird, diese Eintheilung für ihre Provinz vorzuschlagen, so sind vor- 
läufig diese Entwürfe abzuwarten. 
Genehmigen etc. etc. 



113. 
Le Baron de Beust aux Ambassades Imperiales ä Paris et Londres. 

Vtenne, le Ojanvier 1868 » 

L'Ämbassadeur turc a bien voulu me donner communication de la d^pSche ci-jointe en 
copie que Fuad Pacha a adressöe au Charge d'affaires de Turquie k St-P6ter8bourg. 

Nous ne pouvons qu'approuver les intentions bienveillantes proclamfees dans cette pifece 
ä r^gard des sujets chrötiens de la Porte. Le Gouvernement ottoman döclare vouloir marcher 
d'un pas ferme dans la voie des röformes entreprises pour am^liorer Tadministration de FEmpire 
et la conditition de toutes ses populations, sans distinction de race ou de religion. 

Quant k Taffaire des r6fugi6s cr6toi8 transport6s en Gr^ce, nous devons dire que les rap- 
ports de nos Consuls confirment les all6gations da Gouvernement ottoman. Le sort de ces 
malheureux est des plus döplorables, et, expos6s ä une mis^re compl^te et aux ravages des 
maladies, leur nombre diminue rapidement. Ceux qui survivent ont tout lieu de regretter de 
s'etre expatriös et nous constatons k regret les tristes rösultats d'une mesure k laquelle les 
Puissances ont particip6 en croyant faire un acte d'humanitö. 

Recevez etc. etc. etc. 



114. 
Le Prince George B. Stirbey au Baron de Beust. 

Vienne, le 12 mars 1867. 

J'ai eu rhonneur d'entretenir Votre Excellence de quelques questions d'intferßt commun au 
sujet desquelles j'ai regu la mission speciale de demander et d'obtenir une entente avec le 
Gouvernement de Sa Majest^ Imperiale et Royale Apostolique. 

La haute sagacit6 et Tdövation de vues qui caractörisent Votre Excellence k un degr6 si 
Eminent, ne me permettent pas de douter que les propositions tendant ä resserrer et k rendre 
plus r6ciproquement utiles et profitables les liens multiples de bon voisinage et de commerce qui 
existent entre TEmpire d'Autriche et les Principaut^s , recevront un accueil bienveillant et favo- 
rable, conmie Votre Excellence d'ailleurs a eu la bont6 de m'en donner Tassurance, et qu'EUe 
voudra bien leur accorder Son attention 6clair6e. 

Je vous prie en cons6quence, M. le Baron, de me permettre de r^sumer et de pr6- 
ciser en quelques lignes les objets principaux que je crois devoir, avant tout et pour le moment, 
soumettre k cet effet k votre haute appr^ciation. 

1*" Le projet pour un cartel d'extradition des malfaiteurs ci-joint est d'autant plus urgent 
qu'en raison de F^tendue de nos fronti^res communes, qui embrassent pour ce qui nous con- 
ceme, les quatre cinqui^mes de la circonf6rence de la Roumanie, et des rapports fr^qnents et 
m@me journaliers entre les deux pays , nous nous trouvons arr6t^s k chaque pas dans les nom- 
breux cas de cette nature qui se pr6sentent, faute d'une stipulation speciale. 
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2^ Le commerce direct eomme celui de transit entre les deux payg ne pourrait qu'acquirir 
des däveloppemens mntnellemeiit avantageux par un arrangement qai lui donnerait tontes les 
facilitös possibles , sur le pied de la libertö des Behanges et d'une parfaite r6ciprocit6. La con- 
venance et Tutiliti d'une entente semblable itant admise en principe, comme j'ose m'en flatter, 
des hommes sp^cianx ponrraient etre par la suite charg^s de part et d'autre de s'entendre sur 
les meilleurs moyens k adopter dans ce but et de röglementer une röduction de tarifs pour 
quelques articles sp6ciaux. # 

3"* Une entente aussi prompte que possible sur les points de raccordement des lignes de 
chemin de fer projetöes dans les deux pays, ne manquera pas sans doute de parattre k Votre 
Excellence d'une urgence incontestable sous tous les rapports. 

4° Nos relations internationales reposent sur une base mal d6finie et donnent souvent lieu 
k des discussions et k des confiits, provenant de la difficultä de concilier les trait^s et capitu- 
lations entre les Puissances ötrang^res et la Porte , avec Tarticle 8 de la Convention de Paris. 
L'exercice de la juridiction consulaire serait susceptible d'Stre modifiö sur plusieurs points oü il 
entrave et paralyse la libre action du Gouvernement roumain, et confiant dans la bienveillante 
sollicitude de Sa Mjyestö Imperiale et Royale Apostolique pour mon pays, j'ose esp6rer qu'EUe 
voudra bien admettre une large modification dans la mati^re ; les d6tails en seraient concert^s 
k Bucarest k la suite de Tassentiment de Votre Excellence entre M. le Baron d'Eder et mon 
Departement. 

5** Je crois enfin devoir soumettre k Votre Excellence la necessit6 d'accr6diter auprfes de 
Son Ministfere un agent du Prince Charles k Tinstar de ceux qui sont ^tablis k Constantinople et 
k Paris. Les Princes r6gnants pric6dents ont eu de tout temps un agent k Vienne et Textension 
de nos relations rend encore plus urgente Tadmission d'un organe destine k les cultiver et 
k les maintenir sur le pied de la meilleure entente. II est entendu que je me ferai un devoir de 
consulter M. le Baron d'Eder sur le choix qui pourrait etre le plus agröable au Gouvernement de 
Sa Majest6 Imp6riale et Koyale Apostolique. 

J'ose me flatter, M. le Baron, que Votre Excellence voudra bien prendre cn müre con- 
sid6ration Tutilitö mutuelle de regier les divers objets que je viens d'avoir Thonneur de Lui 
signaler en principe seulement, les dötails devant Stre r^glementes par des instrumens faits 
k Bucarest avec M. le Baron d'Eder aussitöt aprfes mon retour; et j'ose espörer qu'EUe voudra 
bien me mettre k m6me de rapporter k Son Altesse S6r6nissime le Prince Charles P' l'assurance 
positive que la mission dont Elle a daignä me charger a £t6 couronn^e de succ^s. 

C'est dans cette attente, M. le Baron, que je vous prie d'agrier etc. etc. 



115. 
Le Baron de Beust au Prince George Stirbey. 

Vtenncy le 17 mars 1867, 

Par la lettre que vous m'avez fait l'honneur de m'adresser le 12 de ce mois, vous avez 
bien voulu me signaler plusieurs questions que le Gouvernement des Principaut6s-Unies de la 
Moldo-Valachie tient k regier de gr6 k gr6 avec le Gouvernement de Sa Majest6 Imperiale et 
Royale Apostolique. 

Ces questions int6ressent trop vivement les relations amicales que l'Autriche a k coeur 
d'entretenir avec le Gouvernement de Son Altesse S6r6nissime le Prince Charles, pour que je 
ne me sois pas empressä d'y vouer une s^rieuse attention. 

16 
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Comme yous le faites justement remarquer^ mon Prince^ les diff^rents objets qne vous 
mentionnez demandent, pour la plupart, ä etre traitös au moyen de nögociations sp6ciales^ avant 
de recevoir un r6glement d6finitif. Je suis heureux, toutefois, de pouvoir vous infonner que le 
Gouvernement Imperial n'est pas moins d6sireux que le vötre de voir s'^tablir une entente an 
sujet de ces mati^res et qu'il est tr^s-disposä ä contribuer de son mieux k amener ce rösultat. 

Ainsi, pour r^pondre pröalablement, un ä un^ aux divers points articul6s dans votre lettre, 
je puis vous transmßttre Tassurance, # 

l"" que le Gouvernement autrichien partage le d^sir de eelui des Principautös de stipuler 
un cartel d'extradition des malfaiteurs et qu'il va incessamment mettre ä Tätude le projet quo 
vous avez eu Tobligeance de m' adresser k cet eflfet ; 

2"* qu'il ne pourra que se föliciter de la conclusion d'un arrangement tendant k assurer aux 
deux pays^ en mati^re de commerce, les facilitös räciproques les plus ötendues ; 

3** qu'il s'occupera activement de conduire k bon terme, dans le sens qui röpondra le mieux 
aux intärets communs des deux pays, les d61ib^rations ayant pour but de fixer les points de 
raccordement des chemins de fer de la Transylvanie et de ceux de la Roumanie; 

4** qu'il est pret k entrer en nögociations avec le Gtouvemement du Prinee Charles pour 
regier le r6gime de la juridiction consulaire d'une manifere conforme aux n6cessit68 nouvelles. 

En ce qui concerne, enfin, le dernier point de votre lettre, celui oü vous exprimez le d6sir 
du Prinee de Moldo-Valachie d'accr6diter k Vienne un agent, k Finstar de ceux qui sont ötablis 
k Constantinople et k Paris, j'ai Thonneur de vous pr6venir dfes k präsent que le Gouvernement 
de TEmpereur donne avec plaisir son adh^sion k cette mesure, qui ne pourra que profiter au 
maintien et k la consolidation des bons rapports entre deux pays unis par tant d'int^rSts 
communs. 

En vous priant, mon Prinee, de vouloir bien porter la präsente communication k la connais- 
sance de Son Altesse Sär6nissime le Prinee Charles, je saisis avec empressement cette occasion 
pour vous oflfrir les assurances etc. etc. 



116. 
Le Baron de Beust au Prinee de Metternich ä Paris. 

Vtenne, le 2 juillet 1867. 

Par Votre rapport du 12 juin dernier, cot6 31 D, vous m'avez transmis une lettre de la 
Soci6t6 de Talliance isra61ite universelle qui invoque Tintervention du Gouvernement Imperial en 
faveur des Isra^lites de la Roumanie. 

Avant que cette d^marche n'eftt lieu et sur la premi^re nouvelle des vexations auxquelles 
les Isradites ^taient expos6s enMoldavie, je me suis empress6 de donner aux Agens de TAutriche, 
tant k Jassy, qu'ä Bucarest, les ordres n^cessaires afin qu'ils agissent ^nergiquement aupr^s 
du Gouvernement moldo-valaque pour faire cesser le dösordre et röparer les injustices commises. 

Les efforts de nos Agens, unis k ceux des autres Puissances, ne sont point restös sans 
resultat. J'aime k croire que ces faits regrettables ne se renouvelleront plus et le Gouvernement 
Imperial ne manquera pas, en tous cas, de continuer k ätendre sur les Israölites qui habitent les 
Principautös la protection dont ils pourront avoir besoin. 

J'invite Votre Altesse k donner connaissance de ce qui pröcfede k la Sociötö de Talliance 
israölite universelle, dans la forme qu' Elle jugera convenable. 

Recevez etc. etc. 
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117. 
Telegramm des Freiherrn von Beust an Freiherrn von Eder in Buicarest. 

Wien, den 18. Juli 1867. 

Der gemeldete Vorfall (die Ertränkung zweier Israeliten bei Galatz) verdient den Ausdruck' 
der tiefsten Entrüstung. Sie werden denselben oflficiell zur Kenntniss der dortigen Regierung 
bringen und an sie die bestimmte Anfrage richten, welche Massregeln sie ergriffen habe, um die 
Schuldigen zu bestrafen und ähnlichen Geschehnissen vorzubeugen, welchen die kaiserliche 
Regierung ohne Rücksicht darauf, ob die Verunglückten österreichische Unterthanen waren oder 
nicht, gleichgültig nicht zusehen kann, Eile nothwendig. Telegraphische Antwort erwartet. 



118. 
Ritter von Vetsera an Freiherrn von Beust. 

Tkerapt'a, den 26. Juli 1867. 

Directen Berichtserstattungen des Freiherm v. Eder vom 17. und 20. 1. M., sowie des 
kaiserlichen Consuls in Galatz vom 16. d. M. Nr. LXIII werden Ew. die Acte der Barbarei 
entnommen haben, welche sich die moldo-walachischen Behörden gegen die zahlreich dort 
ansässigen Israeliten haben zu Schulden konmien lassen, und deren Schauplatz namentlich 
Galatz in den Tagen vom 13. und 14. d. M. gewesen ist. 

Zur Vervollständigung dieser Nachrichten erlaube ich mir Ew. anzuzeigen, dass die 
Berichte , welche die Pforte von ihren Organen über den , von Hen-n v. Kremer gemeldeten Vor- 
fall erhalten , mit jenen des genannten kaiserlichen Consuls übereinstimmen , mit Ausnahme des 
Umstandes, dass sie nicht besagen, es hätten die beiden Israeliten, welche hierbei ums Leben 
gekommen , sich noch eine Zeit lang an dem Boote des türkischen Unterofficiers , das sie nach 
Galatz hinüberbrachte, angeklanunert, und es hätten dieselben erst später in den Wellen der 
Donau ihren Tod gefunden. 

Herr Kanas, der fürstlich moldo-walachische Geschäftsträger, hat in Folge dieses Vorfalles 
in einem Schreiben an Safwet Pascha demselben die Absicht seiner Regierung mitgetheilt, die 
Angelegenheit, in welcher dieselbe den türkischen Organen die Hauptschuld an dem Verluste 
der Menschenleben beimisst, strengstens untersuchen zu lassen, um seinerzeit deshalb eine 
Reclamation gegen die Pforte zu richten. 

Diese letztere hat ihrerseits bereits gestern Midhat Pascha beauftragt, die Details des 
Vorfalls sorgfältig zu erheben und ihn verständigt , sie beabsichtige zu diesem Behufe der fürst- 
lichen Kegierung die Einsetzung einet gemischten Untersuchungs-Commission vorzuschlagen. 

Die Pforte wird morgen Herrn Eanas die diesbezügliche Eröffnung machen. 

Genehmigen etc 
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119. 
Freiherr von Eder an Freiherrn von Beust. 

Bukarest, den 31» Juli 1867, 

Wie ich Euer Excellenz gehorsamst zu berichten die Ehre hatte, habe ich unterm 20. d. M. 
im Sinne des telegraphisch erhaltenen hohen Auftrags vom 18. eine Note an das fürstliche 
Ministerium des Aeussern gerichtet. 

Im Anschlüsse gebe ich mir die Ehre Euer Excellenz die mir am heutigen Tage zuge- 
kommene Antwort dieses Ministeriums auf jenes Einschreiten zu unterbreiten. 

Aus derselben werden Euere Excellenz zu entnehmen geruhen, dass die fürstliche Begierung 
im Widerspruch mit den von den Consuln in Galatz in der amtlichen Zuschrift vom 15. ange- 
führten Thatsachen die Behauptung festhält, die in der Donau verunglückten Israeliten seien 
nicht von moldo-walachischen Soldaten ins Wasser getrieben, sondern von den Türken in den 
Fluss geworfen worden. 

Um über den Sachverhalt angeblich Aufklärung zu erlangen, hatte die fürstliche Regierung 
eine gemischte Commission nach Galatz entsendet. Sie bestand aus den Herren Pappius Hilla- 
riano, General - Procurator am Obersten Cassationshofe , J. Mihailesco, General - Director im 
Ministerium des Innern , und dem Obersten Yarka. Die Beilage der fürstlichen Note enthält den 
Bericht dieser Commission , welchen Bericht vor einigen Tagen das Amtsblatt veröffentlicht und 
die hier erscheinenden Blätter nachgedruckt haben. 

In Bezug auf den Bericht und die Art und Weise wie er abgefasst, glaube ich mich jeder 
Bemerkung enthalten und nur anführen zu sollen , dass nach meinem unvorgreiflichen Dafür- 
halten die in der Note der Galatzer Consuln vom 15. Juli angeführten Thatsachen durch diesen 
Bericht nicht entkräftet werden. 

Geruhen u. s. w. 



120. 
Freiherr von Meysenbug an Freiherrn von Eder in Bukarest. 

Wie7iy den 10. Äugtist 1867. 

Die von Euer . . . mit Bericht Nr. 70 B vom 31. v. Mts. vorgelegte Eückäusserung des 
fürstlichen Ministeriums des Aeussern auf Ihr Einschreiten in der Angelegenheit der zu Galatz 
in der Donau verunglückten Israeliten ist, wie Sie selbst bemerken, keineswegs genügend, die 
diesfalls der moldo-walachischen Regierung zur Last gelegten Thatsachen zu entkräften. 

Wie Euer . . . aus dem hier abschriftlich beiliegenden Berichte des Ritters von Vetsera 
ersehen werden, hat die Pforte in Folge einer Eröfl&iung des moldo-walachischen Geschäftsträgers 
in Konstantinopel, in welcher den türkischen Organen die Hauptschuld an dem beklagenswerthen 
Vorfalle zugeschrieben wird, nicht nur den General-Gouverneur der Donauprovinz zur Vornahme 
einer genauen Erhebung des Thatbestandes angewiesen, sondern sie beabsichtigt der fürstlichen 
Regierung die Einsetzung einer gemischten Untersuchungs - Commission zu diesem Zwecke vor- 
zuschlagen. 

Ich kann Euer nur dringend ersuchen, sich mit allem Nachdrucke dafür zu verwenden, 

dass die dortige Regierung diesem Vorschlage Folge gebe, und ich zweifle um so weniger, dass 
sie sich thätigst bemühen werden, die Ermittlung der Wahrheit in dieser Sache zu fördern, als 
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Ihnen persönlich daran gelegen sein muss , die Richtigkeit der von Ihnen gemeldeten Daten, 
wonach das Verschulden wesentlich die moldo-walachischen Agenten trifft, ausser Zweifel gestellt 
zu sehen. 

Empfangen etc. etc. 



121. 
Freiherr von Meysenbug an Ritter von Vetsera in Constantinopel. 

Wien, den 11. August 1867. 

Laut Ihres Berichtes Nr. 45 E. vom 26. v. Mts, ist Ew. der Wortlaut der Note bekannt, 
welche der k. k. Generalconsul in Bukarest in der Angelegenheit der aus den Fürstenthümem 
ausgewiesenen Israeliten, von welchen zwei in Folge des gegen sie in Anwendung gebrachten 
unmenschlichen Verfahrens bei Galacz in der Donau verunglückt sind, an den moldo-walachischen 
Minister des Aeussem gerichtet hat. 

Aus dem sammt Beilagen abschriftlich hier mitfolgenden Berichte werden Ew. ersehen, in 
welcher Weise dieses Einschreiten von Seite des Herrn Stephan Golesco beantwortet worden ist. 

Wir haben mit grosser Befriedigung aus Ihrem Eingangs erwähnten Berichte entnommen, 
dass die Pforte nicht nur durch den General-Gouverneur der Donauprovinz eine sorgfaltige Erhe- 
bung des Thatbestandes angeordnet hat, sondern auch im Begriffe war der moldo-walachischen 
Regierung die alsbaldige Einsetzung einer gemischten Untersuchungscommission in dieser Sache 
vorzuschlagen. Durch einen hierortigen Erlass vom gestrigen Tage wurde Freiherr von Eder 
angewiesen, sich mit allem Nachdrucke daflir zu verwenden, dass die fllrstUche Regierung die- 
sem Vorschlage Folge gebe. 

Ew. wollen Ihrerseits nichts versäumen, um die Pforte, welcher Sie von den oben erwähn- 
ten Actenstücken Mittheilung zu machen ermächtigt sind, zu thätiger Einwirkung zu bestimmen, 
damit in Bezug auf den beklagenswei-then Vorfall, um den es sich hier handelt, die Wahrheit 
ans Tageslicht komme und die Schuldigen der verdienten Strafe nicht entgehen. 

Empfangen etc. etc. 



122. 
Freiherr von Eder an Freiherrn von Beust. 

Buka7^est, den 17. Augvst 1867. 

Die hohe Weisung vom 10. d. Mts., welche sich auf die Ertränkung mehrerer Israeliten bei 
Galatz bezieht, habe ich die Ehre gehabt zu erhalten. Ich will annehmen, dass die Commission, 
welche von hier aus nach jenem Hafenorte entsendet wurde , in Wirklichkeit den Zweck hatte, 
den wahren Sachverhalt zu ermitteln. 

Die Commissionsmitglieder hielten sich jedoch nur zwölf Stunden, so lange als das Eil- 
schiff in Galatz verweilt , dort auf. Ihre Darstellung ist den Mittheilungen der Betheiligten, näm- 
lich des Präfecten, des Commandanten und des Hafencapitäns entnommen. 

Ich glaubte mehr Werth auf das von sechs an Ort und Stelle befindlichen Consuln gefertigte 
ActenstUck legen zu sollen , welches die Schuld an dem Unfall nicht den Türken , sondern den 
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Lokalautoritäten zuschreibt. In gleichem Sinne wurden auch die israelitiBchen Grcmeindeglieder 
in Bukarest von ihren Glaubensgenossen in Galatz benachrichtigt. 

Hinsichtlich der von der Pforte gewünschten Untersuchung des Sachverhaltes durch eine 
tttrkisch-rumänische Commission^ glaube ich mich in so lange , als nicht das neue Ministerium 
gebildet, jeden Einschreitens enthalten zu sollen. 

Aus meinem heutigen gehorsamsten Berichte Lit. B. geruhen nämlich Ew. Excellenz zu 
entnehmen, dass Herr J. Bratiano seine Entlassung eingereicht; und auf derselben besteht. 

Der Rücktritt Herrn J. Bratiano's hat den Rücktritt aller Minister zur Folge. 

Geruhen etc. etc. 



123. 
Ritter von Vetsera an Freiherrn von Beust. 

G n s t antin opelj den 3. September 1867, 

Die Regierung der DonaufUrstenthUmer war nicht zu bestimmen , die ablehnende Haltung 
aufzugeben, welche sie dem Verlangen der Pforte wegen Untersuchung des Falles der zehn aus- 
gewiesenen Israeliten durch eine gemischte Commission entgegengestellt hatte. 

Wie ich diess in meinem Berichte vom 23. v. Mts. Nr. 53 A bereits angedeutet habe , hat 
die Pforte sich somit veranlasst gesehen, die beiliegende Depesche an ihre Vertreter zu richten, 
in welcher sie nachweiset, dass sie nicht die Verantwortung des beklagenswerthen Vorfalles 
treffen kOnne. 

G:enehmigen etc. etc. 



124. 
Freiherr von Eder an Freiherrn von Beust. 

Bukarest, den 8. December 1867. 

Euer Excellenz hochverehrte telegraphische Weisung vom gestrigen Tage, welche die 
Judenveifolgungen in den Fttrstenthümern zum Gegenstaude hat, habe ich heute morgens zu 
erhalten die Ehre gehabt. 

Die im Auftrage Euer Excellenz dem Fürsten Carl und seiner Regierung gemachten Vor- 
stellungen hatten zur Folge, dass die gegen die Israeliten verfügten Massregeln zurückgenommen 
wurden. 

Sir Moses Montefiore, der später hier ankam, um sich im Interesse seiner Glaubensgenossen 
zu verwenden, fand eine vollständig beruhigte Sachlage vor. 

Seine Bemühungen konnten demnach blos die Zukunft zum Gegenstande haben. 

Sowohl vom Fürsten als von seiner Regierung wurden ihm die zufriedenstellendsten 
Zusicherungen ertheilt, Zusicherungen, denen Fürst Carl in einem an Sir Moses gerichteten eigen- 
händigen Schreiben Ausdruck gab. 

Sir Moses war auch von dem Ergebniss seiner Verwendung vollständig befriedigt. Vor 
seiner Abreise drückte er mir in warmen Ausdrücken seinen und seiner Glaubensgenossen 
Dank aus für die Unterstützung, welche seinen Bemühungen von Seite Euer Excellenz zu Theil 
wurde. 
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Es hat sich hier auch seit dem verflossenen Sommer keine Thatsache zugetragen, die als 
Judenverfolgung bezeichnet werde könnte. 

In neuester Zeit, in den letzten Wochen, wurde hier die Judenfrage gewissermassen 
theoretisch wieder angeregt. 

Durch das Auflösen der legislativen Versammlungen, und das Ausschreiben neuer Wahlen, 
wurden die Parteileidenschaften wachgerufen. 

Diejenigen, die an politischen Dingen in den FUrstenthümern Theil nehmen, sonderten sich 
in zwei Parteien : in die ministerielle und die anti-ministerielle. 

Neue Organe der Publicität wurden gegründet, um durch Anschuldigungen und Angriffe 
gegen die Gegenpartei auf die öffentliche Meinung zu wirken. 

Es hiesse diesen gehorsamsten Bericht über das Mass ausdehnen, und Euer Excellenz 
kostbare und vielbeschäftigte Augenblicke zu sehr in Anspruch nehmen, wenn ich alle aus Anlass 
der Wahlen gegen die Israeliten vorgebrachten Anschuldigungen hier anführen wollte. 

Der Umstand, dass die Regierung in Folge der hier geschehenen Schritte eine wohlwollen- 
dere und mehr humanitäre Auffassung der Israeliten-Angelegenheit sich aneignet, wird von einem 
Theil der anti-ministeriellen Presse benützt, um sie anzugreifen. 

Nach dem hier Vorgefallenen muss diese Polemik, in welche auch die Judenfrage gezogen 
wurde, die hier sesshaften Israeliten beunruhigen. 

Nach der neuen Constitution ist aber die Presse vollständig frei ; ein Pressgesetz, welche 
diese Freiheit regeln würde, ist nicht vorhanden. 

Was jedoch jene Beunruhigung der Israeliten belangt, glaube ich, dass die Regierung 
stark genug ist, um etwaige Ausschreitungen des Pöbels hintanzuhalten. Es ist übrigens kein 
Anzeichen vorhanden, dass die Hervorrufung derartiger Ausschreitungen von Seite der anti- 
gouvemementalen Partei beabsichtiget wird. 

Es erübrigt mir noch auf die Galatzer Ertränkungen zurück zukommen. In wiefeme mir 
der Sachverhalt bekannt, und ich glaube, gut unterrichtet zu sein, hat die Regierung beiläufig 
zehn Israeliten, die ihr als Vagabunden bezeichnet wurden, ausser Land schaffen wollen. 

Da jedoch diese Israeliten fürstliche Unterthanen, konnten sie weder nach Oesterreich 
noch Russland gebracht werden. 

Es bestand hier der Brauch Vagabunden am jenseitigen türkischen Ufer auszusetzen. 
Diess geschah auch mit den zehn Israeliten. 

Der türkische Posten aber wollte sie auf türkischem Boden, da sie nach den FUrsten- 
thümern zuständig, nicht belassen und brachte sie zurück nach Galatz. Dort liess man sie eben- 
falls nicht ans Land. 

Der Führer der türkischen Barke entledigte sich nun dieser Israeliten an einer seichten 
Stelle der Donau unmittelbar am moldauischen Ufer. Als die im Wasser Befindlichen ans Land 
steigen wollten, wurden sie von den fürstlichen Organen ins Wasser zurückgetrieben ; zwei 
Israeliten, die sich an die sich entfernende türkische Barke klammern wollten, geriethen in die 
Tiefe und ertranken, während die Uebrigen noch einige Stunden bis an die Knie im Wasser 
verblieben. 

Als dieser Vorfall bekannt wurde, beauftragten mich Euer Excellenz die nachdrücklichsten 
Vorstellungen bei der hiesigen Regierung zu machen. Diess geschah und die gegen die Israeliten 
verfügten Massregeln wurden zurückgenommen. 

Was jedoch die Untersuchung des Sachverhaltes und die Bestrafung der Schuldigen 
betrifft, schickte die fürstliche Regierung drei ihrer Beamten nach Galatz, die als Regierungs- 
Commission die Untersuchung zu führen hatten. 

Der Bericht dieser Commission wälzte die ganze Schuld des Vorfalles auf die Türken. Die 
Türken, welche sich ebenfalls durch ihre Organe über den Sachverhalt Bericht erstatten Hessen, 
schreiben dem Vorgehen der moldo-walachischen Autoritäten den Vorgang zu. 

Die hiesige Regierung verblieb auf ihrer Behauptung, die türkische auf der ihrigen. 
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Letztere verlangte die Zusammenstellung einer gemischten Commission, ein Verlangen^ 
dem die hiesige Regierung, trotz aller möglichen Versuche sie zur Annahme dieses Vorschlags 
zu bestimmen, keine Folge gab, und unter dem gegenwärtigen Ministerium — es ist dasselbe, 
welches während des Vorfalles die Regierung in Händen hatte — keine Folge geben wird. 

Diese Regierung scheint nämlich vorzuziehen, die Frage der Schuld durch den Umstand, 
dass zwei widersprechende Behauptungen sich entgegenstehen , gewissermassen in Zweifel zu 
lassen, als einer Commission zuzustimmen, deren Ergebniss schwerlich zu ihrem — nämlich der 
moldo-walachischen Regierung — Vortheil ausfallen wttrde. 

Geruhen etc. etc. 



125. 
Freiherr von Beust an Herrn von Lenk in Belgrad. 

Wien, den 16. December 1866. 

Die in mehreren Berichten Ew. aus neuester Zeit gemeldeten Thatsachen über grossartige 
militärische Vorkehrungen, welche in Serbien getroflfen werden, finden in anderweiten, aus 
verschiedener Quelle uns zugekommenen Nachrichten ihre Bestätigung. 

Wenn auch das Nationalmilizen-Lager bei Poscharevaz , sowie die Manöver und Waffen- 
übungen, deren Schauplatz das Fürstenthum gegenwärtig ist, dortlandes als nicht ungewöhnliche 
Erscheinungen zu betrachten sein mögen, so müssen doch die jetzt so schwunghaft betriebenen 
und eine unverhältnissmässige Höhe erreichenden Ankäufe und Bestellungen von Geschützen, 
Waffen und Munitionsgegenständen, welche zu den schon seit Jahren angesammelten Vorräthen 
gleicher Art hinzukommen , grosses Befremden erregen. Sie haben denn auch bereits, wie wir 
wissen, die ernste Aufmerksamkeit der hohen Pforte auf sich gezogen. 

In der That darf man sich wohl nicht mit Unrecht die Frage stellen, welche Gründe die 
fürstliche Regierung zu so ausserordentlichen Rüstungen bewegen. Es lässt sich nicht voraus- 
setzen , dass sie derselben zur Vertheidigung des Landes gegen einen feindlichen Angriff zu 
bedürfen vermeine, da sie einen solchen augenscheinlich weder von türkischer Seite, noch von 
einem der benachbarten Länder her zu befürchten hat. Will man also nicht annehmen , dass es 
geradezu auf eine Erhebung gegen die osmanische Oberherrschaft abgesehen sei , so erübrigt 
zur Erklärung jener kriegerischer Massnahmen nur die Vermuthung, dass die serbische Regie- 
rung dadurch ihren an die Pforte gestellten Forderungen ein grösseres Gewicht zu verleihen, 
andererseits auch den erregten Gemüthern im Lande eine gewisse Genugthuung zu geben beab- 
sichtigt, in der Hoffnung, die Fluth der nationalen Leidenschaften werde sich leicht wieder 
beruhigen lassen, sobald man einmal in der Lage wäre, auf erlangte Zugeständnisse hinzuweisen, 
die dann vielleicht selbst als Frucht der heute eingenommenen kampfbereiten Haltung hingestellt 
werden könnten. 

Die kaiserliche Regierung könnte die Wahl eines solchen Mittels zur Erreichung des ange- 
strebten Zweckes nur aufrichtig bedauern. Es erschiene uns im besten Falle als ein Ueberflüs- 
siges, da, unseren Nachrichten zufolge, die garantirenden Höfe ohne Ausnahme den serbischen 
Begehren günstig gestimmt sind , während die souveraine Macht selbst nicht abgeneigt scheint, 
dieselben in rücksichtsvolle Erwägung zu ziehen. Der Waffenlärm aber, der gegenwärtig Serbien 
erfüllt , würde , wenn ihm nicht von Seite der fürstlichen Regierung Schweigen geboten wird, 
höchst wahrscheinlich der Pforte nicht nur ein Entgegenkommen nicht erleichtem, sondern ihr 
vielmehr gegründeten Argwohn einflössen, und könnte sogar von den Gegnern Serbiens in Con- 
stantinopel, möglicherweise auch in anderen Cabineten, als gewichtiger Grund gegen jede 
Concession geltend gemacht werden. 



125 

Wie sehr wir wünschen, gerechtfertigten Strebungen des mit Oesterreich durch so mannig- 
fache Bande verknüpften Nachbarlandes Befriedigung verschaffen zu können, ist Ew. . . aus 
meinem Erlasse vom 9. d. M. bekannt , welcher Sie von den Schritten unterrichtete , die der 
k. k. Internuntius zur Befürwortung der Anliegen des Fürsten Michael in ausseramtlichen Wegen 
zu thun angewiesen wurde. Wenn wir aber bei diesem Anlasse Serbien einen neuen Beweis der 
freundschaftlichen Gesinnungen geliefert zu haben glauben, die Oesterreich, so oft ihm die 
Möglichkeit hiezu geboten war, diesem Lande gegenüber bethätigt hat, so dürfen wir anderer- 
seits uns auch zu der Erwartung berechtigt halten, dass die fürstliche Regierung nicht die 
Schwierigkeiten der Lage durch ein Vorgehen werde vermehren wollen, welches, ohne zur 
Förderung ihrer Wünsche beizutragen, nur geeignet wäre, unter den christlichen Völkerschaften 
der Türkei eine Oährnng hervorzurufen, deren Folgen den Frieden des Orientes ernsten Gefah- 
ren preisgeben würden. 

Ew. . . sind ersucht, sich im Sinne der vorstehenden Bemerkungen, wenn auch mit der 
nöthigen Umsicht, überall da auszusprechen, wo Sie nach Ihrer Kenntniss der Verhältnisse 
glauben werden, es mit Nutzen thun zu können. 

Empfangen etc. 



126. 
Le Baron de Beust ä Monsieur de Lenk ä Beigrade. 

Vi'ennej le 19 d^cembre 1867. 

Vous trouverez sous ce pH copie d'une d^peche röcemment adressee par M. le Marquis 
de Moustier au Consul g^nöral de France ä Beigrade et dont M. le Duc de Gramont m'a donni 
communication. 

Le langage que M. Engelhardt est chargö de faire entendre au Gouvernement serbe a notre 
entier assentiment et vous etes invit6, Monsieur, k vous y associer sans röserve. 

Aux appröhensions d'une nature plus generale qu'ont eveillies k Paris les amiemens extra- 
ordinaires qui se fönt en Servie, viennent s'ajouter pour TAutriche, comme Puissance voisine, 
des pröoccupations d'un intöret plus direct encore. Aussi, d^s le jour oü nous avons vu le Gou- 
vernement princier commencer ä se livrer k ces pr^paratifs militaires qui , poursuivis de puis 
sans reläche, ont acquis aujourd^hui un si large d6veloppement, nous avons eu soin , par la 
d6peche que je vous ai adress6e en date du 16 d6cembre de Tann^e dernifere, de lui faire repr6- 
senter les complications auxquelles aboutirait la voie oü il venait de s'engager. 

Abstraction faite de toute autre consid^ration, nous ne saurions voir avec indifference un 
pays limitrophe se transformer successivement, pour ainsi dire, en une vaste place d'armes, et 
il doit nous etre permis de chercher k nous rendre compte de ce qui peut motiver une Situation 
si anormale. 

La Principaut6 n'ayant pas k redouter, que nous sachions, des troubles int^rieurs dont 
rimminence la forcerait ä un däploiement de forces aussi inusit6, ces armemens ne peuvent 
qu'etre dirig^s contre un danger venant du dehors dont eile se croirait menac^e ; car il nous 
röpugnerait d'admettre qu'ils fussent inspir^s par une pensie agressive contre Tun des voisins de 
la Servie. Or, le Gouvernement princier est trop 6clair6 pour ne pas savoir que, tant qu'il se ren- 
fermera dans la condition que lui ont faite les trait^s, ce n'est pas TAutriche qui songera k 
Tattaquer, eile qui ne vise, au contraire, qu'ä maintenir et k consolider ses bonnes relations avec 
un pays auquel la lient tant d'int^rgts. Rien n'indique non plus que le Gouvernement des Prin- 
cipaut^s-Unies soit animä d'intentions malveillantes k Tägard de la Servie. Beste donc la Sublime 

17 
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Porte. Le Gouvernement de Beigrade croirait-il r^ellement devoir se prömunir contre une agreg- 
sion venant de ce e6t6 ? Nous ne saarions croire que le Gouvernement serbe puisse se livrer 
sörieusement k de si vaines alarmes au lendemain du discours par lequel Son Altesse le Prince 
Michel a inaugur^ les travaux de la Seoupchtina et oü il a rendu un hommage m^ritä aux dispo- 
sitions bienveillantes dont il sait animä son suzerain ä Tögard de la Servie. 

P'apr^s ce qui prec^de^ il est impossible de s'expliquer d'une manifere satisfaisante le bruit 
d'armes dont retentit en ce moment la Principaut6. Nous tenons k mettre en garde le Gouverne- 
ment princier contre des suggestions perfides qui tendraient k l'entratner sur une pente aventu- 
reuse et funesje. En laissant s'accroitre l'excitation de Tesprit guerrier de son peuple, il finirait 
par se trouver en face d'une Situation qu'il lui serait peut-6tre difficile de maitriser et qui force- 
rait les voisins de la Servie, dans Tintöret de leur propre s6curit6, k prendre des mesures de 
precaution. 

Vous voudrez bien, Monsieur , vous inspirer de ces considerations pour faire sentir, de 
concert avec votre coU^gue de France, aux hommes politiques de Beigrade toute la gravit6 des 
cons6quence8 auxquelles ils exposeraient leur pays en encourageant des agitations qui com- 
mencent k fixer les regards de toutes les Puissances soucieuses de maintenir la paix du Levant. 

Nous comptons d'autant plus sur un accueil favorable de la d6marche que vous etes 
charg6 de faire, que le Gouvernement serbe ne saurait ignorer que c'est principalement l'inter- 
vention du Gouvernement Imperial qui a amen6 l'övacuation de la forteresse de Beigrade. 

Certes nous n'entendons pas lui rappeler un service que nous ötions heureux de lui rendre, 
mais nous ne jugeons pas inutile d'evoquer un souvenir qui doit rester pour la Servie un gage 
certain de nos dispositions amicales et d^sintöress^es. 

Recevez etc. etc. 
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IV. 



127. 
Freiherr v. Beust an Grafen von Wimpffen in Berlin. 

Wieyi, den 8, November J006. 

Da durch Artikel XIII des Prager Friedens vorbehalten ist, über eine Revision des Handels- 
und Zollvertrages vom 11. April 1865 im Sinne einer grösseren Erleichterung des gegenseitigen 
Verkehrs sobald als möglich in Verhandlung zu treten und es für beide Theile nicht erwünscht 
sein kann, angesichts der verabredeten Kündigungsfrist von sechs Monaten in den gewerblichen 
Kreisen längere Zeit Ungewissheit bestehen zu lassen, so wollen Eu. etc. diese wichtige Frage bei 
der königlich-preussischen Regierung nächstens zur Sprache bringen und in Erfahrung zu ziehen 
suchen, ob und wie bald dieselbe ihrerseits der gedachten Verabredung Folge zu geben ge- 
neigt wäre. 

Ich habe nicht nöthig, darauf aufmerksam zu machen, wie der erst jüngst an Allerhöchster 

* 

Stelle gegen Eu. ausgesprochene Wunsch der Wiederherstellung freundlicher Beziehungen 
zwischen Oesterreich und Preussen auf diesem Felde am leichtesten und zugleich auf eine am 
schnellsten in das Volksbewusstsein dringende Weise seinerErfÜllung zugeführt werden kann, und wir 
zweifeln um so weniger an der Geneigtheit der königlich-preussischen Regierung dazu bereitwillig 
die Hand zu bieten , als verlässlichen Mittheilungen zu Folge die betheiligten Kreise ebensowohl 
in Preussen wie in Oesterreich die baldige Inangriffnahme jener Verhandlungen herbeiwünschen. 
Ihrem Berichte hierüber mit grossem Interesse entgegensehend, erneuere ich Ihnen etc. etc. 



128. 
Graf von Wimpffen an Freiherrn von Beust. 

Berhuj den 14. November 1866, 

Ich habe nicht verfehlt, den Inhalt des hohen Erlasses vom 8. 1. M. zur Kenntniss des 
Herrn von Thile zu bringen und den politischen Werth einer baldigen Revision des Handels- 
und Zollvertrages vom 11. April 1865 mit Nachdruck hervorzuheben. 

Herr von Thile nahm diese Mittheilung mit grosser Befriedigung entgegen, indem er mich 
versicherte, dass er, was deren politischen Geist und die derselben zu Grunde liegenden Inten- 
tionen betrifft, mit der Ansicht Eu. Excellenz vollkommen übereinstimme. 

Der Herr Unterstaatssecretär versprach mir, über die Möglichkeit und Art und Weise der 
schnellen Inangriflhahme der bezüglichen Verhandlungen sich sofort mit dem Handels- und 
Finanzminister ins Einvernehmen zu setzen, bemerkte aber, dass er vor der künftigen Woche 
kaum im Stande sein dürfte, mir das vorläufige Resultat dieser Berathungen mitzutheilen. 

Genehmigen u. s. w. 

17» 
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129. 
Freiherr von Beust an Grafen Wimpffen in Berlin. 

WieHj de?i 18. December 1866. 

Freiherr von Werther hat uns, wie Eu. schon bekannt ist, vor mehreren Tagen über die 
von uns angeregte Revision des Handels- und Zollvertrages vom 11. April v. J. die Mittheilung 
gemacht, welche von uns als eine sehr erfreuliche begrllsst wurde, dass es die Absicht der 
königlich preussischen Regierung sei, ihre Bevollmächtigten zu gedachtem Zwecke schon in 
nächster Zeit nach Wien zu entsenden. 

Nachdem mit diesen mündlichen Mittheilungen keine eingehenderen Eröffnungen verbunden 
wrfi-en, noch seither denselben gefolgt sind 5 so dtirfen wir voraussetzen, dass das königliche 
Cabinet seinerseits die geeigneten Communicationen mit den übrigen Zollvereins-Regierungen, 
namentlich mit den zu den Verhandlungen gegenüber Oesterreich bisher vertragsmässig delegirt 
gewesenen königlichen Regierungen von Bayern und Sachsen gepflogen haben werde. 

Wir hatten unsererseits seit der vorgängigen Mittheilung unseres Erlasses vom 8. v. Mts. 
an die Cabinete von München und Dresden bis heute um so weniger Veranlassung, uns gegen- 
über letzteren über deren Betheiligung bei den voraussichtlich beiderseits erwünschten Ver- 
handlungen näher auszusprechen, als uns von Berlin aus keine Andeutung auch in diesem 
Puncto zugegangen ist. 

Indessen wollen wir doch, indem wir gleichzeitig an die königlich bayerische und säch- 
sische Regierung die heutige Sachlage einfach mittheilen, auch gegenüber dem Berliner Cabinet 
der Erwartung Ausdruck geben, dass uns aus der etwaigen Unterlassung einer früher üblich 
gewesenen Fonn bei den Verhandlungen selbst keine Schwierigkeit erwachsen möge. 

Eu. wollen sich bei dem Herrn Grafen von Bismarck in diesem Sinne aussprechen. 

Empfangen etc. etc. 



130. 
Graf von Wimpffen an Freiherrn von Beust. 

Berlin, den 20. December 1866. 

Herr von Thile, welchem ich die hohe Depesche Eu. Excellenz vom 18. 1. Mts. heute ver- 
traulich mittheilte, gab mir im Namen des Grafen Bismarck die Versicherung, dass bei den in 

* 

Wien bevorstehenden Zollverhandlungen die in dem bezogenen Erlasse bezeichnete Formfrage 
von gar keinem Einflüsse sein könne, indem die königliche Regierung, als die Revision des 
Handels- und Zollvertrages vom Jahre 1865 von uns angeregt wurde, sich sofort mit ihren Zoll- 
verbündeten, namentlich mit Bayern und Sachsen, ins Einvernehmen setzte und noch in den 
letzten Tagen an dieselben eine dringende AuflForderung zur beschleunigten Abgabe ihrer Gut- 
achten ergehen liess. 

Der Herr Unterst^atssecretär fügte noch hinzu, dass in Folge einer telegraphischen Nach- 
richt aus München Herr von der Pfordten schon jetzt einen Bevollmächtigten zu der Zollconferenz 
nach Wien senden will und dass auch von Seite Sachsens die demnächstige Entsendung eines 
Faclunannes zu erwarten steht. 

Herr von Thile versprach mir, dem Grafen Bismarck von meiner Mittheilung ohne Verzug 
Kenntniss zu geben. 

Genehmigen etc. etc. 
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131. 
Protokoll. 

Verhandelt Wien, den 3. Februar 1867 im k. k. Nlinisterium des Äussern. 

Auf Einladung der kaiserlich österreichischen Regierung haben seit dem 20. December 
v.J. Verhandlungen über eine Revision des Handels- und Zollvertrages vom 11. April 1865 
zwischen den unterzeichneten Bevollmächtigten Oesterreichs und PreussenS; unter Theilnahme 
der unterzeichneten Bevollmächtigten Bayerns und Sachsens, hierselbst stattgefunden. Diese 
Verhandlungen haben bis heute nicht zum Abschluss gebracht werden können, weil die preussi- 
schen Bevollmächtigten an der Erklärung Über die von Oesterreich in Anspruch genonmiene 
Ermässigung der Eingangsabgabe für Wein behindert waren, und sie können nicht bis zur 
Hebung dieser Behinderung fortgesetzt werden, weil Oesterreich mit Rücksicht auf ertheilte 
Zusagen und dringende Interessen in commercielle Verhandlungen mit Italien einzutreten hat, 
deren Führung mit der gleichzeitigen Fortsetzung seiner Verhandlungen mit Preussen nicht 
vereinbar ist. 

Unter solchen Umständen sind die unterzeichneten Bevollmächtigten übereingekommen, 
ihre Verhandlungen einstweilen zu vertagen. 

Sie ertheilen sich dabei gegenseitig die Zusage, dass diese Verhandlungen wieder aufge- 
nommen werden sollen, sobald die Umstände nicht mehr obwalten, welche die Vertagung noth- 
wendig gemacht haben ; man wird sich darüber so zeitig als möglich, längstens binnen vier 
Wochen, weitere Mittheilung machen. 

Des zu Urkund haben sie gegenwärtige Verhandlung aufgenommen und unter BeidrUckung 
ihrer Siegel vollzogen. 

Geschehen wie oben. 

(ß) Be«8t m. p. (ß) Werther m. p. ß) Weber m. p. (ß) Thiimel m. p. 
S^ Wfillerstorf m. p. (^ Philipsborn m. p. (^ Eggensberger m. p. 



132. 
Graf von Wimpffen an Freiherrn von Beust. 

Auszug. Berlin, den 13. Februar 1867. 

Ein Gespräch, welches ich mit dem Minister Freiherrn von der Heydt hatte, bestärkt mich 
in der Ueberzeugung, dass auch die königliche Regierung es sich angelegen sein lässt, dass der 
Vertagung der Zollverhandlungen in Wien nicht der Charakter eines Abbruches beigelegt wer- 
den könne. Es gereichte mir zur Befriedigung, bei meiner gestrigen Unterredung wahrzuneh- 
men, dass der genannte Staatsmann in seinem Gerechtigkeitsgefühl anerkennen musste, dass 
wir an der Vertagung keine Schuld tragen, sondern vielmehr das grösstmögliche Entgegenkom- 
men an den Tag gelegt haben 
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133. 
Graf von Wimpffen an Freiherrn von Beust. 

Auszug. Berlin, den 23. März 1867. 

Ich bentttzte meine gestrige Unterredung mit Graf BiBmarek, um ihn an unsere unterbro- 
chenen Zollverhandlungen zu erinnern und ihm zu sagen, dass ich die Bethätigung seiner freund- 
schaftlichen Kundgebungen in dieser praktischen Frage erwarte. Graf Bismarck versicherte mir^ 
dass er, was ihn betreife, sehr gerne bereit wäre, auf unser Begehren einer Herabsetzung der 
Weinzölle auf 2^2 Thaler einzugehen, dass er aber in der Sache allein nicht entscheiden 
könne 



134. 
Freiherr von Beust an Graf Wimpffen in Berlin. 

Wieriy den 12. October 1867. 

Der königlich preussische Geschäftsträger, Herr v. Ladenberg, hat mir in der That, wie 
Ew. in Ihrem Berichte vom 5. d., Nr. 118 D, ankündigten, am 6. d. eine Depesche des nord- 
deutschen Bundeskanzlers vom 26. v. M. an den Grafen v. d. Goltz vorgelesen, wodurch dieser 
zur Wiederaufnahme der Verhandlungen mit Frankreich bezüglich der Weinzollfrage angewiesen 
wird. Mit dieser Eröffnung war mündlich das Ansinnen Preussens an uns verbunden, die in 
Paris gemachten Vorschläge unsererseits bei der französischen Regierung zu unterstützen und 
Ew. ersehen des Näheren aus der abschriftlich beigeschlossenen Weisung an den kaiserlichen 
Geschäftsträger in Paris vom 8. d., in welcher Weise ich geglaubt habe, diesem Ansinnen ent- 
sprechen zu können. 

Dass dieses unverweilt geschehen sei, wollen Ew. bei erster Gelegenheit dem Grafen 
V. Bismarck und Herrn v. Thile erwähnen, sowie auch unsere Bereitwilligkeit erklären, sobald 
das Abkommen in Paris soweit gediehen sein werde, zum Abschluss der im Februar dahier ver- 
tagten Verhandlung einen eigenen Bevollmächtigten in der Person des kaiserlichen Sections- 
chefs von Pretis nach Berlin zu entsenden. 

Einstweilen wollen Ew. von den Nachrichten, welche über den Gang der Sache aus Paris 
Ihnen zugehen, mich thunlichst in Kenntniss setzen. 

Empfangen etc. 



135. 
Freiherr von Beust an Grafen von Wimpffen in Berlin. 

Wien, den 18. Novemher 1867. 

Ew. haben ohne Zweifel dem königlich preussischen Herrn Ministerpräsidenten ausdrück- 
lich die Mittheilung gemacht, wie wir seinem Wunsche gemäss bei der französischen Regierung 
unverweilt die Vorschläge unterstützt haben, welche er als Kanzler des norddeutschen Bunde» 
in der uns mitgetheilten Depesche vom 26. September an den Grafen von der Goltz nach Paris 
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hatte gelangen lassen, um gegen eine Herabsetzung des vereinsländischen Weinzolls von 4 Thlr. 
auf 2«/8 Thlr. die Entlassung Mecklenburgs aus dessen Vertragsverpflichtung gegen Frankreich 
zu erzielen. 

Nachdem ich mich auch persönlich bemüht habe, dem französischen Cabinet ein billiges 
Entgegenkommen in dieser Frage zu empfehlen, erfahren wir aus neueren Berichten des Fürsten 
Mettemich, dass der französische Botschafter in Berlin mit der Antwort auf die obigen Vor- 
schläge beauftragt worden sei, dass jedoch dessen Instructionen ihn anweisen, eine Herlabmin- 
derung des Weinzolls bis auf 2 Thlr. für den Centner zu begehren. 

Es war vorauszusehen, dass sich Frankreich des Vortheils nicht leicht begeben würde, 
welcher ihm aus dem mecklenburgischen Vertrage für den Absatz seiner Weine erwachsen ist 
und dass eine Erhöhung des früher von uns vorgeschlagenen Zollsatzes von 2 i/g Thlr. — wel- 
chen Frankreich im Februar d. J. angenommen haben würde, wenn er ihm von Preussen ange- 
boten worden wäre — bis wieder auf 22/5 Thlr. in Paris umsoweniger Zustimmung erwarten 
dürfte, als damit die weitere Forderung Preussens verknüpft wurde, dass Frankreich ausser der 
Entbindung Mecklenburgs auch noch das Zugeständniss machen müsste, einen gleichmässigen 
Zollsatz von lOo/© des Werthes einzuführen für Coutils, Damaste u. s. w. 

Es wäre möglich, dass diese letztere neue Forderung schon allein genügt hätte, um Frank- 
reich jetzt zu einer höheren Gegenforderung auch seinerseits zu bewegen ; unter allen Umständen 
scheint uns aber, dass Preussen ohnehin wohl Ursache hätte, auf seinem noch immer sehr hohen 
Weinzollsatze von 22/j Thlr. nicht zu beharren und nicht die ganze Verhandlung an dieser einen 
Differenz von nur 5 Sgr. scheitera zu lassen, vorausgesetzt nämlich, dass Frankreich wieder zur 
Annahme des Satzes von 21/2 Thlr. pr. Centner von uns zurückgeführt werden könnte. 

Wenn der kaiserlichen Regierung nur im Mindesten der Gedanke vorschwebte, die innere 
Entwickelung des norddeutschen Bundes sowohl, als des Zollvereins aufzuhalten, so könnte uns 
das französische Begehren einer Herabsetzung des zollvereinsländischen Weinzolls bis auf 
2 Thlr. nur als ein sehr massiges und kaum zu verweigerndes erscheinen, insofeme die Aus- 
breitung des Zollvereins über Mecklenburg damit im Zusammenhange steht. Allein wir haben 
uns in der ganzen Verhandlung, wie Graf Bismarck selbst wiederholt es anerkannt, bisher aus- 
schliesslich auf den Boden der materiellen Verkehrs-Interessen gestellt und sind dabei Preussen 
so weit als nur immer möglich entgegengekonunen. Wir stellen nicht in Abrede, dass wir unse- 
rerseits den Wunsch hegen, mit allen unseren Zollverhandlungen und mit der Verallgemeinung 
unseres Tarifes bald zum Ziele zu kommen, auch nicht, dass wir in dem Entgegenkommen 
Preussens in dieser Richtung einen Beweis gleicher Würdigung des guten nachbarlichen Ver- 
hältnisses erkennen würden. Wenn also der Herr Kanzler des norddeutschen Bundes zugleich 
im Namen der süddeutschen Staaten die vorliegende Verhandlung auf der oben angedeuteten 
Grundlage zu Ende zu führen bereit ist, so erbieten wir uns, diese Grundlage von Neuem in 
Paris zu empfehlen und, wenn es gewünscht wird, unseren Unterhändler über Paris alsbald nach 
Berlin zu entsenden. 

Die vorstehenden Erwägungen und das damit verbundene Anerbieten wollen Eu. dem 
Herrn Grafen von Bismarck persönlich eröffnen, und über die Aufiiahme, welche Ihren Ausfüh- 
nmgen zu Theil werden wird, alsbald Bericht erstatten. 

Empfangen etc. etc. etc. 
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136. 
Freiherr von Beust an Fürst Metternich in Paris. 

Wie 71, den 19. November 1867, 

Aus dem Berichte Eu. vom 15. d. M., Nr. 58 E, entnehme ich, dass die französische Regie- 
rung die Verhandlung mit Preussen über den Weinzoll und die Entbindung Mecklenburgs von 
der französischen Vertragsverpflichtung zunächst nach Berlin verlegt Graf WimpflFen berichtet 
unterm 13. d. M., dass Herr Benedetti allerdings zur Wiederaufnahme jener Verhandlungen 
instruirt, jedoch zum Festhalten an der Forderung einer Herabminderung bis auf 2 Thlr. pr. 
Centner, eigentlich also zur Steigerung derjenigen Forderung angewiesen sei, welche Frankreich 
uns gegenüber (laut der Eu. mitgetheilten Verbal-Note des Duc de Gramont vom 1. Februar) 
bereits auf 2^2 herabgesetzt hatte. 

Ich habe nun Graf WimpflFen ermächtigt, mit Herrn Benedetti sich in der von Eu. angedeu-^ 
teten Voraussetzung, dass obige Weisung nicht Frankreichs letztes Wort sei, vertraulich zu 
benehmen, bevor er dem Grafen Bismarck die Eröflftiung mache, welche ihm laut der abschrift- 
lich angebogenen beiden Erlässe vom heutigen aufgetragen ist. Hiemach ersuche ich Eu. einst- 
weilen schon vertraulich die französische Regierung darauf vorzubereiten, dass wir uns von 
ihrer gesteigerten Forderung keinen günstigen Fortgang der Verhandlungen versprechen kön- 
nen, dagegen bereit wären, bei Preussen auf die Beseitigung des gleichmässigen lO«/© Satzes^ 
für Coutils und Damaste u. s. w. zu wirken, wenn Preussen sich zur Herabsetzung des Wein- 
Zolls bis auf 2y8 Thlr. verstehen wollte. Bei diesem Anlass wollen Eu. aber weiter zur Kennt- 
niss der entscheidenden französischen Fachminister bringen, dass, wenn Frankreich aus Grün- 
den, die wir nicht zu beurtheilen haben, die obschwebende complicirte Verhandlung nicht ernst- 
lich und in Bälde zu betreiben gewillt sei, wir zu unserem Bedauern genöthigt sein würden, die 
Verhandlungen mit dem Zollverein ohne preussische Wein-Concession und ohne die entspre- 
chende» Gegenconcessionen unsererseits zum Abschluss zu bringen. Bei der Wichtigkeit des 
Gegenstandes ersuche ich Eu. das Ergebniss Ihrer Bemühungen nöthigenfalls mir telegraphisch 
zu berichten und erneuere etc. etc. etc. 



137. 
Graf von Wimpffen an Freiherrn von Beust. 

Auszug. Berlin, den 22. November 1867, 

Ich benutze die Rückkehr des Couriers , welcher mir die hohen Erlässe Eu. Excellenz 
vom 19. bezüglich der Weinzollfrage überbrachte, um Eu. Excellenz das Ergebniss meiner vor- 
läufigen Rücksprache mit Herrn Benedetti ganz ergebenst zu melden. 

Nachdem ich dem Herrn Botschafter unseren gegenwärtigen Standpunct zu dieser für die 
Interessen der kaiserlichen Regierung wichtigen Frage theils in das Gedächtnis^ zurückgerufen, 
theils neu entwickelt hatte, betonte ich besonders, indem ich ihm deren Wortlaut mittheilte, 
die schon am 1. Februar vom Herzoge von Gramont in Betreflf des Weinzollsatzes gemachte 
Eröffnung. 

Er erkannte die Richtigkeit unseres Begehrens, bestätigte mir, dass die von ihm zu stel- 
lende Forderung einer Herabsetzung bis auf 2 Thaler sein letztes Wort nicht sei. Er versprach- 
mir auch , sich zu Herrn von Thile zu begeben und das Seinige dazu beizutragen, damit die Ver- 
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handlung endlich in Gang komme , was mir augenblicklich das dringendste Erforderniss zu sein 
scheint. 

Ich erwarte, den Grafen Bismarck heute oder morgen zu sehen, fürchte aber, dass es kaum 
möglich sein wird, ihn zu dem Satze von 2y2 Thaler zu bestimmen. Nach meinen letzten Notizen 
und Wahrnehmungen hält er an dem von uns in Paris unterstützten Satze als an der äussersten 
Concession fest und dürfte um so weniger geneigt sein, davon in diesem Augenblicke abzugehen, 
wo er von der hier massgebenden öffentlichen Meinung darin unterstützt wird. 

P. S. Herr Benedetti hat sich gestern wirklich zu Herrn von Thile begeben und sich darauf 
berufen , dass er dem Grafen Bismarck schon angekündigt habe , mit umfassenden Instructionen 
zur Behandlung der Weinzollfrage versehen zu sein, worauf ihm der Herr Minister-Präsident den 
Besuch des Herrn Delbrück in Aussicht gestellt hätte. 



138. 
Graf Wimpffen an Freiherrn von Beust. 

Berlin^ den 27. November 1867. Telegramm. 

Die königlich preussische Regierung nimmt das Anerbieten Eu. dankbar an. Demnach 
kann Herr von Pretis nach der Versicherung des Herrn Delbrück in Paris erklären, Preussen 
werde ausser der Entlassung Mecklenburgs keine weiteren Forderungen in der Weinzollfrage 
stellen ; lasse sich hiebei von dem Interesse leiten, mit uns zum Schlüsse zu kommen. 



139. 
Freiherr von Beust an Grafen Wimpffen in Berlin. 

Wien, den 30. November 1867. 

In Folge der telegraphischen Berichte Eu. vom 27. d., wonach die königlich preussische 
Regierung bis jetzt zwar den vereinsländischen Weinzoll nur auf 2»/, Thaler per Centner herab- 
zusetzen , dagegen alle weiteren Forderungen an Frankreich fallen zu lassen sich bereit erklärt 
hat, wenn letzteres Mecklenburg von den Verpflichtungen seines Vertrages enthebt, haben wir uns 
entschlossen, den k. k. Sectionschef von Pretis baldmöglichst nach Paris abgehen zu lassen, um 
das vorgeschlagene Abkommen unsererseits nach Kräften zu fördern. 

Sie wollen daher dem Herrn Minister - Präsidenten Grafen von Bismarck eröfl&ien, dass 
Sectionschef von Pretis spätestens am 5. December von hier abreisen und sich in Paris bemühen 
werde, auf Grund der Erklärung, zu welcher er von Seite Preussens und des Zollvereins ermäch- 
tigt ist, dahin zu wirken, dass Frankreich gleich uns mit einer Herabsetzung des vereinsländischen 
Weinzolls von 4 Thalem auf 2«/3 per Centner Genüge nehme und zu dem vorgeschlagenen, 
Mecklenburg betreffenden Abkommen die Hand biete. Zugleich aber ersuche ich Eu., dem Herrn 
Minister-Präsidenten wiederholt unsere zuversichtliche Hoffnung auszusprechen , dass , wenn — 
unerachtet unserer zu Paris im Einklang mit dem königlich preussischen Botschafter zu bewerk- 
stelligenden Bemühungen — es nicht gelingen sollte , Frankreich im Puncto des Weinzolles zur 
Annahme eines geringeren Zugeständnisses als 2^/^ Thaler zu bewegen, Preussen im äussersten 
Falle seine Zustimmung hierzu nicht versagen werde. 

18 
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Indem ich über die Aufnahme, welche Ihr gegenwärtiger Auftrag bei dem Herrn Grafen 
von Bismarck gefunden haben wird, einem baldigen Berichte Eu. entgegensehe, erneuere etc. etc. 



140. 
Graf von Wimpffen an Freiherrn von Beust. 

Berlin, 'den 2, December 1867. 

Da Graf Bismarck mich , sowie auch Herrn Benedetti, in den die Weinzölle betreffenden 
Verhandlungen an Herrn Delbrück gewiesen hatte, so beeilte ich mich, letzterem den hohen 
Erlass Eu. Excellenz vom 30. v. Mts. mitzutheilen, ersuchte ihn aber, dessen Inhalt auch zur 
Kenntniss des Herrn Minister-Präsidenten zu bringen, an den ich mir dann persönlich zu apel- 
liren vorbehalte, wenn die Sendung des kaiserlichen Sections-Chefs von Pretis nach Paris ohne 
Erfolg bleiben sollte. 

Meine Mittheilung erfreute sich von Seite des Herrn Delbrück einer sehr günstigen Auf- 
nahme, indem er mir wiederholt die Befriedigung aussprach, mit welcher die königliche Regierung 
auf unser Anerbieten einer neuerlichen. Verwendung in Paris eingegangen ist. 

Was unsere Erwartung betrifft, dassPreussen im äussersten Falle dem Satze von 2% Thaler 
seine Zustimmung nicht versagen werde, so wollte Herr Delbrück diese Extremität noch gar nicht 
in's Auge fassen, indem er von der Ueberzeugung ausgeht, dass Frankreich, wenn es seine 
eigenen materiellen Interessen nicht gänzlich verkennen will, auf den Satz von 2«/8 Thaler, wie 
er heute geboten wird, eingehen müsse. 

Ich fand Herrn Delbrück überzeugt von der Gegenseitigkeit unserer Interessen in dieser 
Frage und erfüllt von dem Streben, bald mit uns zum Abschluss zu kommen, und als ich ihm in 
Anerkennung dieser Gefühle mit Wärme und Nachdruck vorstellte, wie sehr es wünschenswerth 
wäre , in dem immerhin möglichen Falle , dassj die Bemühungen des Herrn von Pretis in Paris 
scheitern sollten, dadurch unsere Verhandlungen nicht in Frage gerathen zu lassen, deutete er 
mir nur an, dass er noch nicht an dX^ pis-allers denken wolle, zu welchen man in dieser Even- 
tualität vielleicht seine Zuflucht nehmen müsste. 

Auf mein Ersuchen , dass Graf Goltz die zu einem einklängigen Vorgehen mit Herrn von 
Pretis geeigneten Instructionen erhalten möge , ei*wiederte mir Herr Delbrück , dass diess auf 
seine Veranlassung bereits geschehen sei. Der königliche Botschafter in Paris ist — wie Herr 
Delbrück gegen mich detaillirte — vor wenigen Tagen von dem einerseits zwischen Herrn Bene- 
detti und Herrn Delbrück und anderseits zwischen mir und Letzterem gepflogenen Verhandlungen 
von der Annahme unseres Anerbietens den Satz von 2^« Thaler gegen das uns zugestandene 
Weglassen aller anderen Forderungen an Frankreich zu unterstützen, wenn Letzteres den Vertrag 
mit Mecklenburg löset — und endlich von der bevorstehenden Ankunft des Herrn von Pretis in 
Paris verständigt und mit den entsprechenden Weisungen versehen worden. 

Genehmigen etc. etc. 
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141. 
Freiherr von Beust an Grafen von Wimpffen in Berlin. 

Wien, den 16. December 1867. 

Im Verfolge des heutigen Telegrammes in der Weinzollfrage und unter Bezugnahme auf 
Eu. Hochgeboren Berichte vom 14. d. Mts. kann ich nicht umhin, Ihnen noch ausdrücklicher zu 
wiederholen, wie unwillkommen uns der telegraphische Bericht aus Paris von gestern war, 
wonach Preussen noch vor wenigen Tagen auf die Forderung zurückgekommen sein sollte , dass 
Frankreich seinen Tarifsatz für alle gemischten Gewebe gleichmässig auf 10 Percent des Werthes 
stellen müsse. 

Nach Eu. Hochgeboren telegraphischem Berichte vom 27. November, Nr. 84 — dass laut 
Herrn von Delbrück's Ausspruch „Preussen — unter verbindlicher Annahme unseres Anerbietens — 
ausser der Entlassung Mecklenburgs keine weiteren Forderungen mehr stelle^ , durften wir es 
als einen wahren Gewinn begrüssen und constatiren, dass nun von beiden Seiten weitergehende, 
die Verhandlungen verzögernde und verwickelnde Beimischungen fallen gelassen seien und dass 
es sich nur mehr um den vereinsländischen Weinzollsatz 2^/^ oder 2«/s Thaler handle. 

Wir haben das Mögliche gethan, indem wir unserseits uns bereit erklärten mit der Herabset- 
zuBg bis 2^3 Gentige zu nehmen ; zugleich aber in unserem Erlasse vom 30. November Eu. beauf- 
tragten, dem Herrn Grafen von Bismarck unsere zuversichtliche HoflB[iung auszusprechen, dass, wenn 
es nicht gelingen sollte, Frankreich zur Annahme eines geringeren Zugeständnisses als 2^/^ Tha- 
ler zu bewegen, Preussen im äussersten Falle seine Zustimmung hierzu nicht versagen würde. 

In dieser Hofl&iung und Erwartung werden wir auch noch durch den Schluss Ihres Tele- 
grammes vom 8. d., Nr. 86, bestärkt, wonach Herr von Delbrück nach München zu schreiben im 
Begriffe stand , um eine Verzögerung der Verhandlungen zu verhindern. 

Eu. Hochgeboren wollen jetzt nochmals sich darüber vergewissern, dass es sich von 
prenssischer Seite nicht mehr um anderweite und weitgehende Forderungen — Frankreich gegen- 
über — handle und zugleich sich lebhaft dafür verwenden, dass diese sich nur noch um eine 
Differenz von 5 Silbergroschen drehende Verhandlung endlich zum Abschluss gebracht werde. 

Empfangen u. s. w. 



142. 
Graf Wimpffen an Freiherrn von Beust. 

Auszug. Berlin^ den 20. December 1867. 

Ich habe gestern den Grafen Bismarck im Namen Eu. Excellenz ersucht, sein Möglichstes 
zur schnellen Erledigung der WeinzoUArage beizutragen. 

Graf Bismarck versicherte mich von neuem seines Wunsches zu einem Ende zu kommen, 
hinzufügend, dass besonders Mecklenburg nach dem Eintritte in den Zollverein dränge , er kann 
aber, wie er mir andeutete, in dem gegenwärtigen Stadium der Angelegenheit von seiner Seite 
nicht mehr zur Beschleunigung derselben beitragen. 

Lässt Frankreich, nachdem es in der Weinzollfrage den Satz von 2»/, Thaler pr. Centner 
angenommen und Preussen seine Forderung für gemischte Gewebe nicht mehr gestellt hat, auch 
seinerseits die weiteren nicht zur Weinzollfrage gehörigen Forderungen fallen , so ist die Sache 
als abgethan zu betrachten, wo nicht, so erscheint es nothwendig, über die französischen Begeh- 
ren mit den übrigen Zollvereinsstaaten in Verhandlung zu treten. 

18* 
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Nach deu Aeussernngeti des Grafen von Bismarck überrascht es ihn einigermassen , dass 
die französische Regierung nun noch dreii getrennte Gegenstände, namentlich die Eisen- und 
Fayence-Frage, welche Mher kaum berührt worden waren, mit der erledigten Weinzollfrage in 
Verbindung bringt. 



143. 
Freiherr von Beust an Fürsten von Metternich in Paris. 

Wien, den 21, Decemher 1867. 

Nachdem Eu. Durchlaucht uns durch Ihr Telegramm vom 2. d., Nr. 164, berichtet hatten, 
dass Kaiser Napoleon in Folge ihrer directen Verwendung in der Weinzollfrage die Absendung 
förderlicher Instructionen an Herrn Benedetti nach Berlin angeordnet habe, glaubten wir auf die 
Sendung des Sectionschefs von Pretis nach Paris verzichten zu können, und allerdings berich- 
tete uns Graf WimpflFen vom 16. d. aus Berlin, dass Frankreich, was den Weinzoll betrilBfl, sich 
mit einer Herabsetzung auf 2a/, Thaler begnüge. 

Allein dieses Genügenehmen von Seiten Frankreichs war an Bedingungen geknüpft: 
1. dass im Zollvereine gebleichte undichte Baumwollgewebe wie dichte behandelt werden sollten, 
wogegen Preussen kein Bedenken erhebt; 2. dass fa^onnirtes Stabeisen dem gewöhnlichen 
gleichgestellt, und 3. fttr Steinerzeugnisse und Fayence ein WerthzoU von 10 Percent ange- 
nommen werde , was Preussen nicht ohne Zuziehung anderer Zollvereins-Regierungen bewilli- 
gen kann. 

Diese Forderungen Frankreichs waren uns bisher nicht bekannt , und nachdem wir uns in 
Berlin dringend dafür verwendet hatten , dass Preussen alle weiteren Forderungen ausser der 
Vertragsentbindung Mecklenburgs fallen lassen möge , so gaben eben jene neuen französischen 
Forderungen, wie es scheint, den Anlass , dass Preussen nun auch wieder seine frühere Forde- 
rung des lOpercentigen Satzes fllr gemischte Gewebe erneuerte , worüber sich Frankreich nach 
Eu. Durchlaucht Telegramm vom 15. d., Nr. 171, beschwerte. 

Wir hatten in der That den Wunsch und die Erwartung ausgesprochen, dass beiderseits 
alle weitergehenden, den Weinzoll nicht berührenden Forderungen aus der Verhandlung 
beseitigt würden, und wir müssen befürchten, dass durch die obigen Forderungen Frankreichs, 
welche Preussen für sich allein nicht entscheiden kann, diese Vorverhandlungen, deren 
baldigen Abschluss wir so sehr herbeiwünschen, in unberechenbarer Weise verzögert werden 
könnten. 

Je angenehmer uns die sowohl durch Eu. Durchlaucht, als durch den Herzog von Gramont 
gewordene Mittheilung) berührt hatte, es sei der Wunsch Seiner Majestät des Kaisers Napoleon 
Oesterreich sich möglichst willfUhrig zu zeigen, für die nach Berlin neuerdings ertheilte 
Instruction massgebend gewesen, um so mehr ist fllr uns die Hoffnung eine begründete und die 
Erwartung eine berechtigte, dass man in Paris die eben erwähnten Schwierigkeiten mit möglich- 
ster Coulanz zu beseitigen bestrebt sein werde. Wenn also mittlerweile nicht schon die Zurück- 
ziehung der neuen französischen Forderungen beschlossen oder ein anderes Auskunflsmittel 
gefunden worden wäre , so wollen Eu. Durchlaucht sich bemühen , die französische Regierung 
hiefür zu gewinnen und uns jedenfalls baldthunlichst über den in Paris beabsichtigten Gang der 
Dinge bezüglich des fraglichen Abkommens in der in unserem Erlasse vom 10. d. angedeuteten 
Weise Bericht erstatten. 

Empfangen etc. etc. 
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144. 
Graf von Wimpffen an Freiherrn von Beust. 

Berlin, den 4. Jänner 1868. 

Ich benutzte den letzten Augenblick meines gestrigen langen Besnches bei Graf Bismarck, 
um ihn auch an die Weinzollfrage zu erinnern, und erfuhr, dass er soeben sowohl durch Herrn 
Delbrück an Herrn Benedetti , als durch den Grafen Goltz die französischen Forderungen dahin 
beantwortet habe, dass er die erste, Baumwollgewebe betreffend, annehme, die zweite, welche 
von Eisen handelt, ablehnt; und auf die dritte in der Form von WerthzöUen nicht eingehen zu 
können erklärt 

Empfangen etc. etc. 



145. 
Graf Bismarck an Freiherrn von Werther in Wien. 

Berlin, den 4. Jänner 1868. 

En. Excellenz sind durch meinen Erlass vom 19. v. Mts. und Jhs. von den Erklärungen in 
Eenntniss gesetzt, welche Herr Benedetti in der Verhandlung über das* handelspolitische Ver- 
hältniss Mecklenburgs im Namen seiner Begierung abgegeben hatte. Nach vorgängigem Beneh- 
men mit der königlich preussischen und königlich sächsischen Regierung habe ich ihm eröffnen 
lassen, dass ich bereit sein würde, für die gebleichten undichten Baumwollgewebe einen Zollsatz 
von 200 Francs für 100 Kilogramm zuzugestehen, dagegen ausser Stande sei, auf die für fafon- 
nirtes Eisen und für Fayence in Anspruch genommenen Zollermässigungen einzugehen. Denn 
die, auf das fa^onnirte Eisen bezügliche Forderung ist völlig neu, sie bezweckt einen tiefen Ein- 
griff in das Verhältniss der Zollsätze für einen Artikel von hervorragendster Bedeutung, und 
zwar in einem Augenblicke , wo die einheimische Erzeugung dieses Artikels unter der Ungunst 
der allgemeinen Conjunctur besonders zu leiden hat, und sie erscheint gerade vom Standpunete 
der französischen Eisenindustrie aus um so weniger berechtigt, als das französische Stttckzoll- 
system zwar nicht darauf berechnet ist, wohl aber die Folge hat, dass bei der Ausftihr von Stab- 
eisen eine wirkliche Prämie gewährt wird. Die Forderung in Betreff der Fayence aber verlangt, 
indem sie einen WerthzoU an Stelle der Gewichtzölle setzen will, eine Aenderung in den beste- 
henden Grundprincipien des Zolltarifs , welche bei den früheren Verhandlungen mit Frankreich 
wiederholt erwogen, aber stets allseitig als unzulässig erkannt ist, und entbehrt der sachlichen 
Begründung, indem die zu ihrer Motivirung aufgestellte Behauptung, dass die Gewichtzölle des 
Zollvereines höher seien als der WerthzoU Frankreichs, als richtig nicht anzuerkennen ist. 

Herr Benedetti erklärte sich durch das Zugeständniss in Betreff der Baumwollwaaren für 
befriedigt, schwieg auf die Ablehnung seiner Forderung in Betreff der Fayence, betonte aber 
lebhaft den Werth, welchen man in Paris der Zollermässigung für fa^onnirtes Eisen beilege, und 
beklagte es, dass ihm bei diesem Artikel eine den Wünschen Frankreichs in irgend einer Weise 
entgegenkommende Combination nicht geboten werde. Er bemerkte schliesslich , dass er über 
die ihm gemachten Eröffnungen nach Paris zu berichten habe. 

Ich werde nicht unterlassen , Eu. Excellenz von dem weiteren Verlauf der Angelegenheit 
in Eenntniss zu setzen. 

Empfangen etc. etc. 
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146. 
Graf Wimpffen an Freiherrn von Beust. 

Berltriy den 4. Jänner 1868. TelegramnL 

Gestern gab Herr Delbrück an Herrn Benedetti die Antwort : erste Forderung angenom- 
men, zweite und dritte in der Form von Werthzöllen abgelehnt. Herr Benedetti zeigte Befriedi- 
gung über den ersten Punct, Baumwolle ; bestand nicht auf dritten , Fayence ; wegen zweiten, 
Eisen, stellte er neuen Vorschlag in Aussicht ; beschränkt sich auf Rückfrage in Paris. 



147. 
Freiherr von Beust an Grafen von Wimpffen in Berlin. 

Wien, den 8, Jänner 1868. 

Die in der Zollfrage von Herrn von Delbrück an Frankreich ertheilte Antwort wurde 
gestern in ähnlicher Fassung, wie Eu. sie durch Ihr Telegramm vom 4. d. und die beiden gleich 
datirten Berichte Nr. 1 F und G angekündigt hatten, von dem Freiherm von Werther in einem 
an ihn gerichteten abschriftlich hier beigeschlossenen Erlasse des Herrn Grafen von Bismarck 
vom nämlichen Tage mir mitgetheilt. Freiherr von Werther drückte mir dabei die Hofiä[iung aus, 
dass ich in dieser Eröffnung das Material finden werde, um weiter erfolgreich in Paris zur Nach- 
giebigkeit einzuwirken. 

Wir haben in der That schon bei der französischen Regierung unser Möglichstes gethan. 
Wir haben so gehandelt, als ob wir in der Weinzollfrage nicht das gleiche Interesse mit Frank- 
reich zu vertreten gehabt hätten und indem wir den vereinsländischen Zollsatz von 2«/^ Thlr. für 
uns annehmen und bei Frankreich zur Annahme empfehlen, haben wir für unsere eigenen Weine 
im Grossen auf die günstige Chance vermehrten Absatzes ungefähr verzichtet. Wir wundern uns 
demohnerachtet nicht, dass Frankreich um so billigen Preis, wie die Ermässigung des Weinzolles 
nur bis auf 2^/^ Thlr. uns erscheint, die Entbindung Mecklenburgs von seinem französischen 
Vertrage ohne irgend ein weiteres Zugeständniss auszusprechen sich nicht entschliessen mag. Es 
erscheint auch uns für das System des norddeutschen Bundes und für sein Ansehen von ganz 
anderer Bedeutung, dass ein Land wie Mecklenburg und dazu ein Seestaat , auf der Gebiets- 
karte des Zollvereins nicht eine Lücke darstelle, als dass eine Regel des bisherigen Tarif- 
systems im Zollverein nicht eine weitere Ausnahme erfahre, wie es bei der Berücksichtigung der 
dritten französischen Forderung wegen der Fayence die Anwendung eines WerthzoUes wäre, 
oder als dass nach der zweiten ft'anzösischen Forderung das Verhältniss zwischen zwei Zollsätzen 
— des fa9onnirten Stabeisens und des ordinären — nicht eine Verrückung erfahre , wenn auch 
bei einem Artikel von hervorragender Bedeutung. Die erste französische Forderung bezüglich 
der gebleichten undichten Baumwollgewebe hat ohnehin Herr Delbrück als nicht erheblich 
anerkannt und bereits zugestanden. Wenn also Frankreich auf seiner zweiten Forderung wegen 
des faQonnirten Eisens beharren oder dieselbe in einer veränderten Form erneuern sollte , so 
müssen wir — ^wozu Eu. hiemit angewiesen werden — bei dem Herrn Grafen von Bismarck 
dringend befürworten, dass in diesem Puncto in irgend einer Weise ein Entgegenkommen 
gezeigt werde. 

Hierauf glauben wir einen billigen Anspruch zu haben, nachdem wir dem königlich preussi- 
schen Cabinete bewiesen, dass wir ihm bisher auch in der Gestalt und Wirksamkeit des nord. 
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deatschen Bundes im Allgemeinen und »peciell in der vorliegenden Frage jede freundliehe Rück- 
sieht zu widmen bereit waren , und nachdem wir hinreichend zu erkennen gegeben haben, wel- 
chen Werth wir auf eine beschleunigte Beendigung unserer schon so weit gediehenen Zollver- 
handlungen mit Prenssen legen. 

Eu. sind ermächtigt, dem Herrn Grafen von Bismarck von diesem Erlasse durch Vorlesen 
Kenntniss zu geben ; Sie wollen ihm auch eine Abschrift anbieten und über die Aufnahme Ihrer 
Eröffnung alsbald berichten. 

Empfangen etc. etc. 



148. 
FUrst Metternich an Freiherrn von Beust. 

Parts, den 9. Jänner 1868, Telegramm. 

In der Zollfrage überreichte ich gestern Kaiser Napoleon ein Promemoria. Seine Majestät 
sprach heute Morgens darüber mit Marquis Moustier, welcher Herrn Benedetti instruirt, in bei- 
den Puncten nachzugeben und abzuschliessen. Er glaubt, dass das Protokoll in acht Tagen 
unterzeichnet sein wird. 



149. 
Graf von Bismarck an Freiherrn von Werther in Wien. 

Berlin, de7i 17. Jänner 1868. 

Eu. Excellenz habe ich von einem neuen unerwünschten Zwischenfalle in der Verhandlung 
mit Frankreich über das handelspolitische Verhältniss Mecklenburgs in Kenntniss zu setzen. 

Wie Ihnen aus meinem Erlasse vom 4. d. M. bekannt ist, war Herrn Benedetti auf seine 
letzten Forderungen eröffnet worden , dass ich zu einer Zollermässigung der gebleichten undich- 
ten Baumwollgewebe auf 200 Frcs. pr. 100 Kil. — 262/3 Rthlr. vom Centner — bereit sei, da- 
gegen die für fa^onnirtes Eisen und für Fayence in Anspruch genommenen Zollermässigungen 
ablehnen müsse. Herr Benedetti hatte sich darauf in Betreff der Baumwollgewebe für befriedigt 
erklärt, im Uebrigen aber die ihm gemachte Eröffnung ad referendum genommen. Vor einigen 
Tagen theilte er mit, dass Frankreich auf den , das faQonnirte Eisen und die Fayence betreffen- 
den Forderungen nicht beharre und las einen Theil einer , von dem Herrn Marquis de Moustier 
an ihn gerichteten Depesche vor, in welchem die einzelnen Puncte der nunmehr zwischen 
Preussen und Frankreich vorhandenen Verständigung resumirt wurden. Dieses , im Uebrigen 
der Sachlage entsprechende Resume sagt über die Baumwollgewebe : 

Declassement des tissus de coton 16gers , c'est-ä-dire que tous les tissus de coton 

lögers transparents , tels que jaconas, mousselines, tulles, marlis et gazes, blanchis ou 

appretös, seront taxös comme les memes tissus ä Tötat ecru et payeront ä l'entröe dans le 

Zollverein le droit de 16 öcus par quintal de douane. 

Die Herrn Benedetti für eine Zollermässigung auf 200 Frcs. pr. 100 Kil. ertheilte Zusage 
ist hiemach in Paris als auf 120 Frcs. pr. 100 Kil. gerichtet aufgefasst worden. 

Der Zollsatz von 200 Frcs. pr. 100 Kil. oder 268/g Rthlr. vom Centner ist, wie Eu. Excel- 
lenz aus der anliegenden Denkschrift ersehen wollen, derjenige , welchen Frankreich seit dem 
Jahre 1862 in Anspruch genommen hatte. Er ist Herrn Benedetti als den bisherigen Forderungen 
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Frankreichs entsprechend bezeichnet worden. Wir haben uns zu seiner Annahme entschlos- 
sen, weil wir anzuerkennen hatten, dass wir damit eine alte Reclamation Frankreichs erledigten, 
deren Erledigung von Preussen bereits früher als billig anerkannt und wiederholt versucht wor- 
den war. Die weitere Herabsetzung des Zolles auf 16 Rthlr. ist eine neue Forderung. Sie will den 
Zoll fttr einen wichtigen Artikel beinahe auf die Hälfte seines jetzigen Betrages herabsetzen. Sie 
triffl: die Industrie nicht Preussens, sondern Sachsens und der süddeutschen Staaten. Sie stellt 
die Erreichung eines Einverständnisses über das Verhältniss Mecklenburgs von Neuem in Frage. 
Eu. Excellenz wollen von dem Inhalte des gegenwärtigen Erlasses dem Herrn Freiherrn 
von Beust Mittheilung machen. 



150. 
Graf Wimpffen an Freiherrn von Beust. 

Berlin, den 23. Jänner 1868. Telegramm, 

Ich höre von Herrn Delbrück, dass nach einem Telegramme des Grafen Goltz Herr 
Benedetti die Weisung erhalten hat, gemäss preussischen Vorschlags wegen Baumwollgewebe 
abzuschliessen. 



151. 
Graf Wimpffen an Freiherrn von Beust. 

Berlin, den 26. Jänner 1868. Telegramm. 

Soeben wird mir durch Benedetti mitgetheilt und durch Delbrück bestätigt, Frankreich habe 
letzte Forderung zurückgenommen, Zollsache sei heute abgeschlossen. 



152. 
Der {(Onigi. grossbritannische Geschäftsträger Mr. Graham Bonar an Freiherrn v. Beust. 

(Aus dem EngUschen.) 

Wien, den 19. December 1866. 
Herr Baron I 

Ihrer Majestät Regierung hat erfahren ^ dass eine Commission im Begriffe ist, sich in Wien 
zu versammeln und die Handels- und Zoll-Verhandlungen mit Preussen wieder aufzunehmen. 

Als ich vor einigen Wochen die Ehre hatte, mich an die Regierung Sr. kaiserlichen Majestät 
zu wenden in der Hoffnung, dass, in Uebereinstimmung mit den, im zu Wien am verflossenen Juli 
unterfertigten Protokolle , enthaltenen Verpflichtungen, ein Zeitpunct für die Wiederversammlung 
der brittischen Handels - Commission bestimmt werden möge , und ich sogar die Bereitwilligkeit 
Ihrer Majestät Regierung aussprach, jene Verhandlungen vor der darin bestimmten Zeit wieder 
zu eröffiien , falls die österreichische Regierung hiezu bereit wäre , waren die Anforderungen an 
die kaiserliche Staatsverwaltung in Folge der Ereignisse des letzten Krieges so zahlreich und so 
dringend, dass es nicht in der Macht der kaiserlichen Regierung und speciell des Handels- 
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Ministeriums lag y dem Gegenstande damals all jene Zeit nnd Anfinerksamkeit zu schenken, 
welche sie demselben zu widmen wünschten. 

Aber seitdem wurden Handelsverhandlungen eröffnet und ein Vertrag mit Frankreich 
geschlossen — es wurde vorgeschlagen; einen österreichischen Commissär nach Florenz zu ent- 
senden und die Grundlage eines neuen Handelsvertrages mit Italien zu erörtern, und jetzt sind 
die Handels- und Zollverhandlungen mit der preussischen Kegierung auf dem Puncte, in Wien 
eröffnet zu werden. 

Ihrer Majestät Regierung kann keine Einwendung dagegen erheben , dass von der kaiser- 
lichen Kegierung in irgend welche Verhandlungen wegen Handelsverträgen mit andern Mächten 
eingegangen werde — sie muss sich in der That über jeden Schritt freuen , der zur Entwicklung 
einer liberalen Handelspolitik in Oesterreich fuhren mag — Ihrer Majestät Kegierung glaubt 
jedoch ein Kecht zu haben zu erwarten, dass Vereinbarungen zu deren Eingehung innerhalb einer 
begrenzten Zeit nach Wiederkehr des Friedens , Oesterreich durch Vertrag mit Grossbritannien 
sich verpflichtete , nicht hintangesetzt oder anderen Verhandlungen , in welche Oesterreich sich 
einlassen könnte, untergeordnet werden. 

Ich hege daher das aufrichtige Vertrauen, dass die Kegierung Sr. kaiserlichen Majestät nun 
im Stande sein werde , auch fllr den Beginn der Verhandlungen der vertagten englisch - öster- 
reichischen Commission einen Tag zu bezeichnen. 

Ich benütze diese Gelegenheit, Eu. Excellenz die Versicherungen meiner ausgezeichnetsten 
Hochachtung zu erneuern. 

Bonar m. p. 



153. 

Freiherr von Beust an den kSniglich grossbritannischen Geschäftsträger 

Mr. Graham Bonar. 

Wteriy den 24, December 1866. 

Das k. k. Ministerium des Aeussem hat die Ehre gehabt, eine schätzbare Note Seiner des 
königlich grossbritannischen Geschäftsträgers Hr. Bonar etc. vom 19. d. Mts. zu empfangen, 
wodurch derselbe die Wiederaufiiahme der durch Protokoll vom 2. Juli 1. J. wegen der Kriegs- 
ereignisse vertagten Tarif\rerhandlungen in Erinnerung bringt und zu diesem Ende die Bekannt- 
gabe eines bestimmten Tages beantragt. 

Da die gedachte Note wiederholt der Besorgniss Ausdruck gibt, es könne die mit England 
verabredete handelspolitische Negociation durch Mhere oder gleichzeitige commercielle Verhand- 
lungen mit anderen Staaten beeinträchtigt werden, so zögert das Ministerium des Aeussem nicht, 
sich über die angeregten Bedenken von neuem mit voller Offenheit auszusprechen. 

Dieses Ministerium darf zunächst voraussetzen, dass die Regierung Ihrer brittischen Majestät 
keinen Grund finden werde, die Nachricht von der gegenwärtigen Verhandlung mit Preussen als 
einen unerwarteten, ihr unangenehmen Zwischenfall aufzunehmen. In der That hat der kaiserlich 
österreichische Geschäftsträger in London schon im Laufe des Monats November den Auftrag 
erhalten, unter gleich befriedigenden und bestimmten Zusicherungen, wie die in der Note des 
Ministeriums des Aeussem an Mr. Bonar vom 26. November enthaltenen, zugleich die Auf- 
merksamkeit des ersten Staats - Seeretärs Ihrer britischen Majestät auf die Umstände der 
inneren Politik Oesterreichs zu lenken, durch welche die kaiserliche Regierung in Wahr- 
heit dringend bewogen wurde, ihre Handelsbeziehungen zunächst durch Verhandlungen mit 
ihren deutschen Nachbarstaaten zu regeln, und nachdem diese Umstände von Seiten Lord 
Stanley's die einsichtsvollste Würdigung geftinden hatten, wurde der kaiserliche Geschäfts- 

19 
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träger auch angewiesen ^ Seiner Lordschaft hiefUr den wärmsten Dank der österreichischen 
Regierung auszusprechen. 

Zu besonderer Anerkennung war die kaiserliche Regierung auch dem königlich-gross- 
britannischen Herrn Geschäftsträger Mr. Bonar selbst verpflichtet , als derselbe auf Ersuchen des 
kaiserlichen Handelsministers die Gefillligkeit hatte , den Wunsch eines Aufschubes für den 
Beginn der Verhandlungen dem brittischen Gouvernement zu übermitteln und näher zu erklären. 
Wenn Baron WüUerstorf hierbei als Beweggrund die grosse Geschäftsbürde anführte , welche in 
Folge der Kriegsereignisse speciell auf seinem Departement lastete Und dasselbe verhinderte, der 
commerciellen Verhandlung mit England die nöthige Zeit und Aufmerksamkeit zuzuwenden , so 
ist Ihrer brittischen Majestät Regierung gewiss zu gerecht, um zu verkennen , dass die mit ihr 
verabredete commissionelle Untersuchung des österreichischen Tarifes nach dem Massstab eines 
bestimmten Percentsatzes wesentlich verschieden ist von den übrigen Verhandlungen, in welchen 
Oesterreich mit continentalen, besonders benachbarten Staaten seit längerer Zeit engagirt ist und 
welche auf einen Austausch von gegenseitigen Tarif-Concessionen gerichtet sind, Verhandlungen 
übrigens, deren Ergebnisse dem brittischen Handel und Gewerbfleiss gleichmässig und unverweilt 
zugute kommen. 

In der That waren die am 1 1 . d. M. mit Frankreich abgeschlossenen Verträge und Conven- 
tionen grösstentheils schon seit Jahresfrist vorbereitet ; die Tarif-Stipulationen, welche dem öster- 
reichisch-französischen Handelsvertrage beigeschlossen sind, erheischten nur kurzen Zeitaufwand 
und rechtfertigen sich jetzt vor der öffentlichen Meinung des Kaiserstaates durch einen billigen 
Ausgleich beiderseitiger Zugeständnisse. Gegenüber Preussen und dem Zollverein ist es für 
Oesterreich, wie schon bemerkt, geradezu eine Nothwendigkeit, den durch den Prager Friedens- 
schluss nur mit einer Kündigungsfrist von sechs Monaten erneuerten Handelsvertrag vom 
11. April 1865 baldthunlichst zu revidiren und umzugestalten. Die kaiserliche Regierung wünscht 
sich aber Glück dazu, dass das königlich-preussische Gouvernement jetzt rascher, als es anfangs 
zu erwarten war, hierzu die Hand geboten hat und zu einer Beendigung der Verhandlungen 
innerhalb der nächsten Wochen bereit zu sein scheint. Endlich legt der Handel und die Industrie 
Oesterreichs unter den verschiedenen commerciellen Verhandlungen ganz besondern Werth auf 
jene mit Italien. Daher ist die kaiserliche Regierung auch bereits beschäftigt, mit dem Gouver- 
nement zu Florenz die Entwürfe zu einem Handelsvertrage auszutauschen und hofft gleichfalls 
schon im Monat Jänner oder Februar zu einem auf vielfachen gegenseitigen Concessionen 
beruhenden Abschluss zu gelangen. Unter den industriellen Staaten des Gontinents bleiben 
alsdann nur noch die Niederlande, Belgien und die Schweiz, welche bisher schon Oesterreich die 
Behandlung der meistbegünstigten Nation thatsächlich und ohne Gegenseitigkeit zugestanden 
haben, denen aber auch der vertragsmässige Austausch dieser Reciprocitäts-Clausel von Oester- 
reich seit Jahren versprochen ist. Nichtsdestoweniger ist die kaiserliche Regierung bereit, der 
Verpflichtung , welche sie durch das Protokoll vom 2. Juli 1. J. gegen England eingegangen ist, 
im Wesentlichen vollständig nachzukommen. Sie hegt die Erwartung , bei der Wiederau&ahme 
der Tarifverhandlungen den brittischen Herren Conmiissarien den Nachweis zu erbringen, dass 
durch die mittlerweile beständig fortgesetzten Ermässigungen des österreichischen Tarifes nicht 
allein dem Artikel IH des englisch -österreichischen Vertrags vom 16. December v. J. bezüglich 
des Satzes von 25 Percent ad valorem bis 1. Jänner 1870 bereits vollkommen Genüge geleistet 
ist, sondern, dass nut wenigen Ausnahmen ein viel geringerer Percentsatz schon jetzt erreicht ist, 
dass daher die von Ihrer brittischen Majestät Regierung gehoffte Entwickelung einer liberalen 
Handelspolitik in Oesterreich in Wahrheit schon, erhebliche Fortschritte gemacht habe. Sollten 
aber die brittisohen Herren Commissarien alsdann noch Stofi und Veranlassung zu einer solchen 
Nachtrags-Convention finden, wie sie der Artikel V des ebengedachten Vertrags allerdings vor- 
gesehen hat, so wird die kaiserliche Regierung selbstverständlich die darauf gerichteten Anträge 
der königlich-grossbritanischen Regierung in ernste Erwägung ziehen. Um daher dem Antrage 
der geschätzten Note vom 19. schon heute zu entsprechen, beehrt sich das kaiserliche Ministerium 
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des Aeussern tWi den Wiederbeginn der Yerhandlnngen mit England den Termin des ersten März 
vorzuschlagen und ersucht den königlich-grossbritannischen Herrn Geschäftsträger, hievon seinem 
Gouvernement die Mittheilung zu machen. Zugleich benutzt der Unterzeichnete etc. etc. 



154. 
Freiherr von Beust an Mr. Bonar. 

Wien, den 23, December 1867 . 

Eingedenk der durch Protokoll vom 8. September 1. J. getroffenen Verabredung, wonach 
die beiderseitigen Bevollmächtigten nicht später als am 1. Jänner 1868 zusammentreten sollen, 
um Ihrer brittischen Majestät Eegierung in die Lage zu setzen, Ihrem Parlament bei dessen 
Wiedereröffiiung über den Stand der handelspolitischen Negociation zwischen Oesterreich und 
Grossbritannien eine Mittheilung zu machen, beehrt sich das k. k. Ministerium des Aeussern dem 
königlich grossbritannischen Geschäftsträger Herrn Bonar zu eröfihen, dass die in besagtem 
Protokoll erwähnten verfassungsmässigen Schwierigkeiten zwar augenblicklich noch nicht der- 
massen überwunden sind, um bei einem eventuellen Zusammentritt der Bevollmächtigten am 
1. Jänner 1868 die Darlegung einer veränderten Sachlage zu ermöglichen: dass jedoch fttr die 
kaiserlich-österreichische Kegierung gegründete Hoffnung vorhanden ist, die königlich-gross- 
britannische Regierung alsbald nach Wiedereröffuung Ihres Parlaments im Monat Februar von 
der Beseitigung der jetzt noch' bestehenden Hindemisse in Eenntniss setzen zu können und die 
Beendigung der jetzt noch obschwebenden Verhandlung dem mehrgedachten Protokoll gemäss 
und an einem nahen Termin in Vorschlag zu bringen. 

Indem das Ministerium des Aeussern den königlich-grossbritannischen Herrn Geschäfts- 
träger ersucht, das Vorstehende zur Eenntniss seiner hohen Regierung bringen zu wollen, benützt 
der Unterzeichnete diese Veranlassung u. s. w. 



155. 
L'Ambassadeur de France Duo de Gramont au Baron de Beust. 

Viennej le ßjänvier 1867. 

Le Soussign6 a Thonneur de transmettre ci-joint ä S. E. etc. etc. le texte de la Convention 
monötaire, qui a &t6 conclue le 23 döcembre 1865 entre la France , la Belgique, Tltalie et la 
Suisse. 

Get acte qui est entrö en vigueur le 1*' aodt dr., a reconstituä, sous la garantie d'un contrat 
international, une union monätaire qui avait existö de fait entre ces quatre Etats, mais que 
diverses mesures adopt^es, sans entente pröalable, avaient rompue dans ces demiers temps. Ces 
mesures prises successivement en Suisse, en Italic et en France, avaient un meme but, celui de 
faire cesser la disparition anormale de la monnaie divisionnaire d'argent ou monnaie d'ap- 
p o i n t , indispensable pour les paiemens de peu d'importance. Au mSme mal elles opposaient le 
meme remide, Tabaissement du titre, mais suivant des r^gles et des proportions diff^rentes. Les 
piices suisses notamment, frapp^es au titre de 800 milli&mes de fin, tandis que Celles de France 
et dltalie Tötaient au titre de 835, devaient 6tre refusöes dans les caisses publiques de TEmpire 

19* 
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comme dans Celles An Royaume d'Italie. Les incony^nienB de cet ätat de choses ne tardferent 
pas & se manifester et k faire apprecier plus vivement peut-Stre qne par le passö aux populations 
des qaatre Etats limitrophes les avantages de la commanatitä monötaire dont elles avaient ant^- 
rieurement profit6. 

O'est en yue de satisfaire ä de justes räclamations et aux intörSts pressants du commerce, 
qu'en 1865, le Gouvernement de TEmpereur a proposö ä Tltalie, & la Belgique et k la Suisse de 
confier k une commission mixte internationale le soin de rötablir l'ancienne uniformitö, en tenant 
compte des faits accomplis et des conditions nouvelles de la circnlation monötaire de TEurope. 
Des commissaires d616gu6s par ces divers Etats se sont r6unis k Paris sous la pr6sidenee de 
M. de Parieu, vice-pr6sident du Conseil d'Etat, et en arrßtant les clauses de la Convention 
du 23 d6cembre dr., ils ont pleinement atteint le but immödiat qui ätait assignö k leurs 
travaux. Suivant Texpression dont s'est servi M. le Ministre des affaires 6trang^res de 
Belgique, en soumettant aux Chambres beiges le projet de loi destinö k sanctionner la Convention : 
„Get aote comporte, en effet, dans son ensemble, sauf Tunitö d'6talon, un Systeme mon^taire 
complet pour les monnaies proprement dites k Texclusion du billon." 

Aujourd'hui; les esp6ces d'or et d'argent des quatre Etats sont fabriquöes dans des condi- 
tions identiques. En ce qui conceme particuU^rement les monnaies d'argent fractionn^es de la 
pifece de cinq francs, v^ritable monnaie d'appoint, qui peuvent seules pourvoir aux besoins des 
petites transactions^ le titre de 835 milli^mes a öt^ döfinitivement adoptö ; c'est ce chif&e qui, 
dejä consacrä en France et en Italic, a paru satisfaire le mieux aux conditions qu'il s'agissait de 
rßsoudre, c'est-i-dire donner aux pi^ces divisionnaires de Tünion la valeur intrins^que la plus 
^lev^e et les qualit^s d'un bon alliage, tout en supprimant la prime qu'elles obtenaient depuis la 
d6pr6ciation relative de Tor et qui permettait k la sp^culation de les refondre et de les exporter 
avec b6n6fice. 

Des dispositions expresses limitent d'ailleurs T^mission, comme le cours lögal de ces mon- 
naies d'appoint, et servent ainsi de correctif k Tabaissement du titre. 

Des r^gles pr6cises r^duisent k des chiffres aussi faibles que possible led tol^rances de 
fabrication et de frai, de mani^re k maintenir les pi^ces de TUnion dans des conditions con- 
stamment normales. 

Enfin, le Soussign6 a Thonneur de faire remarquer ä Son Excellence une clause qui se 
dötache de Tensemble des stipulations exclusivement destin^es k d^terminer le regime monötaire 
des quatre pays, celle qui a trait k la facultä d'accession que Farticle 12 garantit k tout Etat 

Cette clause peut Stre consid^röe comme la manifestation d'un voeu qui s'est produit au 
sein de la Conference internationale et qui n'a pas et6 sans influence sur Theureuse issue de la 
n^gociation. Apr^s avoir fait disparaltre les divergences dont ils avaient reconnu les inconv6- 
nients, les d616gu6s de France, de Belgique, dltalie et de Suisse, voyant une population de 
70,000.000 d'ämes disormais dot6e du m6me systfeme mon6taire, devaient etre naturellement 
amenis k se pr6occuper d'un int6ret plus g6n6ral ; sans entrer dans Texamen d'une question 
qu'ils n'avaient pas mission de r6soudre, ils exprimferent, au nom de leurs Gouvememens , le 
desir de voir TUnion, encore restreinte k quatre pays, devenir le germe d'une Union plus vaste et* 
favoriser Tötablissement d'une circulation mon6taire uniforme entre tous les Etats civilisis. 

C'est en vue de ce grand intörgt que le Soussign^ a ötö chatgö par son Gouvernement de 
communiquer la Convention ci-jointe au Gouvernement de Sa Majestö Imp^* et ff* Apost, en 
lui offrant de profiter de la clause d'accession qu'elle renferme. 

Le Gouvernement de TEmpereur se ffeliciterait vivement de voir accueillir cette proposition 
il ne saurait toutefois se dissimuler les difficultös et les objections qu'elle peut rencontrer, mais 
il ne doute pas du moins que les vues dont il s'inspire ne r^pondent k des n^cessit^s qui s'impo- 
sent d^s aujourd'hui k la soUicitude des Gouvememens. A mesure que la solidarit^ qui existe 
entre les int6rets Sconomiques devient de plus en plus 6troite, chaque peuplo, en pr6sence des 
avantages däji röalis^s , comprend mieux l'importance de supprimer les entraves que rencontrent 
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encore les relations internationales ; Tune des plus on6reuses et des plus gßnantes r6snlte assn- 
r^ment de la diversitö des monnaies, qui multiplie les variations du ehange ; Tid^e de runification 
des syst^mes monätaires fait donc chaqne jonr de nonveanx progris. C'est sons son inflnence 
qu'a 6te concla le 24 janvier 1857 le trait6 qui a si notablement simplifiö le regime mon^taire 
des Etats compris dans Fancienne Conföd^ration germanique ; tout räcemment en 1865 la meme 
tendance s'est manifestöe dans les discussions et dans les yotes de la Difete commereiale alle- 
mande ; enfin, la Convention mSme du 23 döcembre a m spontan6ment l'objet^ de la part de 
plusieurs Gouvememens ^trangers^ d'un examen qui t^moignait assez de leur sollicitude pour 
les int^rSts qui s'y rattachent ; une nouvelle loi mon^taire a dejä introduit dans les Etats romains 
le regime stipul6 par la Convention de Paris; et aux Etats-Unis , Tattention de Topinion 
publique a ^t& appel^e sur cette question par des d61ib6rations m^mes du Congr&s. 

Cependant si, pour le moment, des objections trop graves empgchaient le Gouvernement de 
Sa Majest^ Imp^' et R** Apost. d'adhirer ä la Convention du 23 d6cembre , le Gouvernement de 
TEmpereur n'en attaeherait pas moins un prix particulier k 6tre inform6 de ces obstacles et ä con- 
naltre les observations auxquelles aurait dönn6 lieu Texamen de cet acte international. A d6faut 
d'un r^sultat plus satisfaisant et plus imm^diat, il j aurait un profit incontestable k pouvoir apprö- 
cier exactement la nature et Tötendue des difficultös qu'il s'agirait d'öcarter pour aboutir k Tunifor- 
mit6 mon^taire et, du moment oh il est permis d'entrevoir la Solution pratique d'un tel problöme, 
il est du devoir des Gouvememens de le poursuivre sans id6e exclusive, en s'öclairant mutuelle- 
ment de leurs recherches. Aussi, dans le cas ob le Gouvernement de Sa Majestö Imp^* et R^ Apost. 
sans vouloir acc^der ä TUnion actuellement constitu^e, serait disposä, soit k souscrire k des 
arrangemens destin6s k 6tablir des öquations entre eertains de ses types mon^taires d'or ou d'ar- 
gent et ceux que d^termine la Convention de 1865, soit k prendre part k une Conförence inter- 
nationale dans laquelle seraient discutös les moyens d'arriver k une entente mon6taire , le (rou- 
vemement de TEmpereur accueillerait-il avec empressement les ouvertures qui lui seraient 
adress^es dans ce sens. 

Le Sou8sign6 etc. etc. 



156. 
Le Baron de Beust ä TAmbassadeur de France Duo de Gramont 

Vzenne, le 27 janvier 1867, 

Le Minist&re Imperial et Royal des affaires ^trangöres a eu Thonneur de recevoir la 
note dat^e du 6 de ce mois par laquelle M. le Duc de Gramont etc. etc. a bien vouln lui 
transmettre le texte de la Convention monötaire conclue le 23 döcembre 1865 entre la France, la 
Belgique, lltalie et la Suisse afin d'appeler Fattention du Gouvernement Imperial d' Antriebe sur 
les avantages qu'il y aurait pour lui k profiter de la clause d'accession contenue dans Tarticle 12 
de cette Convention ou du moins k entrer dans des arrangemens d6stin6s k 6tablir des ^quations 
entre ses propres types mon^taires d'or ou d'argent et ceux de Tunion monötaire de 1865. 

Pour remercier M. T Ambassadeur de cette obligeante communication , qui a 6t6 
aussitdt recommandee k T^tude des autorit6s comp^tentes de Tlntörieur, le Ministöre des affaires 
ätrangferes n'attend pas le r^sultat de Texamen dötaillö , auquel la proposition en instance va 
@tre livräe, mais il s'empresse de donner dös k prösent k M. le Duc de Gramont Tassu- 
rance que malgr6 les difficult^s particuliöres pr^vues dans sa note , le Gouvernement Imperial 
d'Autriche reconnatt et appr6cie trop la justesse du problöme ^minemment pratique que s'est 
propos6 Funion mon6taire de 1865, inaugur^e par la France, pour ne pas gtre dötermin^e 
k y vouer däsormais sa constante sollicitude. Parmi les difficult^s qui TempSchent momenta- 
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n^ment d'acc^der k cette union, celle qui retient rAatriche comme partie contractante dans 
rnnion du 24 janvier 1857 pourra — il est pennis de Tespörer — gtre bient6t äcartöe; paieque 
par une stipulation r^cente eile s'est r^servö la facult^ de se d6gager des obligations ressortant 
de cette dernifere Convention et que les n6gociations pour arriver k ce but viennent d'ßtre enta- 
m^es k Berlin. Mais lors m6me qu'elle se trouvera entiferement d^gag^e de cette entrave et 
parfaitement libre de ses mouvemens , rAutriche, — priv6e comme eile le sera pour quelque 
temps encore, de la circulation de ses valeurs monnay^es y — ne pourra donner d'abord qu'une 
Solution th^orique k la proposition qui lui est faite et devra se bomer k pr^parer les voies pour 
se rapprocher du eystfeme de Tunion mon6taire de 1865 ou pour y acc6der. En eflfet le d^sayan- 
tage actuel de sa position lui offiira plus tard peut-@tre Tavantage de pouvoir sans trop d'in- 
conv^niens passer d'embl^e k T^talon unique de Tor. En attendant, la question internationale 
entre la piice de 20 francs et celle de 25 francs , äquivalant k 10 florins du Systeme actuel 
d' Antriebe ^ — question sur laquelle Topinion des bommes spöciaux du pays n'est pas encore 
arrSt^e^ sera probablement döcid^e. En tout 6tat de cause le Gouvernement Imperial et Boyal 
est tr^s-dispos6 k prendre part k une Conförence internationale dans laquelle seraient discut^s 
les moyens d'arriver k une entente mon^tairC; conförence teile p. e. qu'elle a ät6 propos^e pour 
r^poque de Texposition prochaine de Paris. 

En priant M. TAmbassadeur de vouloir bien se rendre^ auprös du Gouvernement 
frangais , Tinterprfete de Taccueil empress6 qu'a rencontrö sa proposition auprfes du Gouverne- 
ment Imperial d' Antriebe le Soussignö saisit en mSme temps cette occasion etc. etc. 



157. 
L'Ambassadeur de France Duo de Gramont au Baron de Beust. 

Vte nney le 12 aoüt 1867, 

Par ordre de son Gouvernement le soussign6 a Tbonneur de faire parvenir au Gouverne- 
ment Imperial et Boyal le texte de la Convention mon^taire prölindnaire entre TAutriche et la 
France. 

Aprfes un examen attentif de Tavant-projet, que M. le Baron de Hock^ commissaire 
de TAutriche , avait rödigä pour servir de base aux nögociations. MM. les dälSguös fran^ais 
ont iik amen6s k reconnattre qu'ils devaient röserver sur plusieurs points la d^cision du Gou- 
vernement de TEmpereur; notamment en ce qui conceme la question de Tötalon qui ne peut 
obtenir une Solution sans Tintervention du corps lögislatif, dont la Session est actuellement 
terminöe. 

Le 8oussign6 est chargä^ en insistant sur la raison qui pröcfede, de donner au Gouverne- 
ment Imperial et Boyal Tassurance que le Gouvernement de TEmpereur ne nögligera rien pour 
etre k mSme de röaliser le projet d'union mon^taire dont il comprend toute Fimportance. 

Le Cabinet de Vienne recevra, au reste, dfes qu'ils auront 6t6 autograpbiis, les procis- 
verbaux des säances de la commission mixte. La lecture de ces docnmens lui permettra de 
suivre les diverses phases de la n6gociation et d'appr6cier exactement quelle est la port6e de 
Tarrangement qui vient d'gtre sign6. 

Le soussignö etc. etc. 
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158. 
Convention mon6taire pr6liminaire entre la France et TAutriche. 

Le Gouvernement de S. M. TEmpereur des Fran§ais et le Gouvernement de S. M. TEmpereur 
d'Autriche, disireux d'6tablir entre les deux Pays une circulation mon6taire commune autant que 
le permettent actuellement leurs 16gislations respectives, et sous r6serve de racceptation des trois 
autres Etats qui ont sign6 avec la France la Convention du 23 d6cembrc 1865, ont r^solu de 
s'entendre k cet effet et ont d6sign6 pour leurs Commissaires Plönipotentiaires : 

Le Gouvernement de S. M. TEmpereur des Fran^ais, M. de Parieu, Vice-Pr6sident du 
Conseil d'Etat, Membre de Tlnstitut, etc. etc. 

Le Gouvernement de S. M. TEmpereur d' Antriebe, Son Excellence M. le Baron de Hock, 
Conseiller intime et d'Etat, Membre de la Chambre des Seigneurs, etc. etc. 

Lesquels, aprös s'6tre communiquö leurs pleins-pouvoirs trouv6s en bonne et due forme 
sont convenus des articles suivants, qui devront faire ultörieurement Tobjet d'une Convention defi- 
nitive ä, la n^gociation de laquelle les trois Etats pr^cit^s seront appel6s ä. concourir, en mgme 
temps que M. le Baron de Hock apportera les pleins-pouvoirs de S. A. le Prince de Liechtenstein, 
dont le Gouvernement a fait accession au Systeme monötaire de TEmpire d' Antriebe. 

Article 1. 

L' Antriebe d6clare vouloir acc6der ä Tünion monätaire ötablie par la Convention du 23 d6- 
cembre 1865 entre la France, la Belgique, Tltalie et la Suisse, sp6cialement en ce qui conceme 
les monnaies d'or et sous les conditions, röserves et explications suivantes, qui sont accept^es 
par la France. 

Article 2. 

L' Antriebe conserve la d^nomination de florin pour son unit6 mon6taire. Elle inscrira la 
valeur correspondante en fr an es k c6t6 de la valeur en florin s, dans la proportion de deux 
francs 50 pour un florin , sur Celles de ses pifeces d'or dont la dimension rendra cette double 
inscription possible. 

Article 3. 

L' Antriebe s'engage soit k ne frapper, soit k ne laisser frapper k son empreinte, k partir 
du. 1'' janvier 1870, que des monnaies d'or aux types et dans les conditions 6nonc6es dans la 
Convention du 23 döcembre 1865, ou encore des pifeces d'or de lOflorins äquivalent k 25 francs, 
du poids de 8 gr. 064, 51, du titre de 900 milli^mes de fin, de 24 millimötres de diamötre, k bord 
cannel^, avec une tol^rance de poids et de titre de 2 millifemes tant en dessus qu'en dessous du 
titre et du poids droits. 

Article 4. 

La France se r^serve, avec le consentement de la Belgique, de Tltalie et de la Suisse, de 
fabriquer, d^s k präsent, si eile le juge utile , des piöces de 25 francs d'or, dans les conditions 
d6termin6es en Tarticle pr6c6dent, lesquelles pifeces seront assimil^es,, pour le cours en Fi-ance, 
aux pifeces 6nonc6es dans ladite Convention. 

Article 5. 

n est entendu qu'aucune des Hautes Parties Contractantes n'est tenue de faire frapper 
simultan^ment toutes les pi6ces diverses comprises dans T^nonciation de Tarticle 3 ci-dessus. 
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Article 6. 
A dater du 1" janvier 1870, la France recevra dans ses Caisses publiques, pour un nombre 
de francs correspondant ä leur valeur en florins, k raison de 2 fr. 50 par florin; les pi6ces 
^mises en Antriebe conform^ment k Tarticle 3, sons r^serve d'exclure les pifeces dont le poids 
aurait €t& r6dnit par le ftsi de Vz p* Vo au-desBous des tolörances adnuses on dont les empreintes 
auraient disparu. 

Article 7. 

L' Antriebe recevra dans ses Caisses publiqneS; k dater du l*"" janyier 1870^ sur le pied 
de nn florin pour 2 fr. 50, les pi^ces d'or önoncäes dans la Convention du 23 d6eembre 1865, et 
les piöces de 25 fr. mentionn^es en Tarticle 4 ci-dessus , fabriqu^es en Franoe , sous des 
Föserves correspondant k celles qui sont ^noncöes en Tarticle pr6cödent pour les pi6ces r^duites 
par le frai. 

Article 8. 

Les Hautes Parties Contractantes s'engagent k ne point modifier le titre^ le poids ni le cours 
I6gal des monnaies d'or änoncöes dans les articles pr^c^dents, monnaies qui seront regardöee 
eomme constituant leur 4talon mon^taire invariable et commun. 

EUes se r^servent de proposer k leurs Assembl^es legislatives respectives des projets de loi 
tendant k la suppression de leur monnaie courante d'argent, seit en Consultant Tint^rSt de leur 
circulation int6rieure, soit en vue de favoriser lä conclusion d'autres Conventions mon6taires. 

Le Gouvernement de Sa Majest6 Imp** et R^ Apöst. döclare vouloir ne pas diflfSrer au-delä 
du 1*' janvier 1873 la suppression de sa monnaie courante d'argent D renonce k faire aucune 
Emission nouvelle de cette nature de monnaies, k partir du l""" janvier 1870. 

Article 9. 

Tant que TAutricbe conservera sa monnaie courante d'argent sur le pied de 12 gr. 344 
d'argent, k »/i© de fin, par florin, conform6ment k la patente Imperiale du 19 septembre 1857, 
et tant que la France conservera sa monnaie courante d'argent fabriqu6e Buivant les termes de 
Tarticle 3 de la Convention du 23 döcembre 1865, les Hautes Parties Contractantes s'engagent 
k s'abstenir de tonte mesure pouvant donner k ces monnaies d'argent une pr^förence sur la mon- 
naie d'or dans la circulation intörieure de leurs Etats. 

Article 10. 

L' Antriebe se röserve de continuer, lors de la suppression de son 6talon d'argent, k frapper 
comme monnaie de commerce des tbalers dits levantins, au coin de llmpöratrice Marie -Tbör^se 
et au mill^sime de 1780, au poids et au titre usitös. 

La France se röserve 6galement, si eile y trouvait son intörSt, de laisser fabriquer ou de 
fabriquer une monnaie de commerce d'argent, k Väpoque oü eile supprimerait sa monnaie cou- 
rante dans le meme m6tal. 

Article 11. 

Quoique TAutriobe n'ait pas encore arrSt6 les bases definitives sur lesquelles eile entend 
constituer sa monnaie d'appoint en argent, eile däclare adopter, dis k präsent; les principes sui- 
vants pour la fabrication, r^mission et le cours de cette monnaie, conformäment k la Convention 
du 23 döcembre 1865 que la* France s'engage aussi k observer vis-i-vis de T Antriebe: 

1. L' Antriebe s'engage k frapper ses monnaies d'appoint au titre de »»Viodo de fin. 

2. Tant que la France conservera, conform6ment k Tarticle 3 de la Convention du 23 d6- 
cembre 1865, sa pifece de 5 fr. d'argent, T Antriebe ne fabriquera pas, comme monnaie d'appoint, 
de pifeces ie la valeur de 2 florins ; 
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3. Elle prend rengagement d'observer la limite de 6 fr. par tete d'habitant pour r^miBsion 
des moimaies d'appoint en argent, suivant les bases arret6es par la Convention du 23 dS- 
cembre 1865; 

4. Conform6ment k Tarticle 6 de la susdite Convention, les monnaies d'appoint d'argent en 
Autriche n'y auront cours 16gal que pour 20 florins. 

Article 12. 

Les Hautes Parties Contraetantes se röservent de regier ult6rieurement, s'il y a lieu, d'un 
conunun accord le cours r6ciproque de leurs monnaies d'appoint d'argent respectives et, dans ce 
cas, rAutriche appliquera la disposition de Tarticle 2 ci-dessus au sujet de Tinscription de la 
valeur en francs sur lesdites pifeces. 

Article 13. 

Les Hautes Parties Contraetantes s'engagent & maintenir dans leurs l^gislations respectives 
ou ä proposer ä leurs Assembl6es legislatives les dispositions necessaires pour constituer la 
parite de r^pression eontre la contrefa^on, Falt^ration et la coloration des monnaies, sans aucune 
distinction entre les monnaies propres k chaque nation et les monnaies des autres Etats ayant 
cours dans les Caisses publiques de cette nation, en vertu de la Convention du 23 d^cembre 1865 
et de la präsente Convention. 

Article 14. 

L' Autriche döclare s'associer ä Tobligation d'inscrire le mill6sime de fabrication sur les 
pifeces d'or et d'argent, conform6ment k Farticle lO^de la Convention de 1865 et sauf Texception 
prövue en Tarticle 10 de la präsente Convention pour les thalers de Marie-Thferfese dits levantins. 

Article 15. 

Les Hautes Parties Contraetantes, conformfement ä Tarticle 11 de la Convention du 23 d6- 
cembre 1865, se communiqueront annuellement la quotitfe de leurs Emissions de monnaie d'or et 
d'argent, Tfetat du retrait et de la refonte de leurs anciennes monnaies, toutes les dispositions et 
tous les documens administratifs relatifs aux monnaies. Elles se donneront 6galement avis de 
tous les faits qui intferessent la circulation rfeciproque de leurs espfeces d'or et d'argent. 

Article 16. 

Les Hautes Parties Contraetantes d6clarent en outre , accepter les principes suivants rela- 
tivement k la fabrication de leurs monnaies : 

1. Les monnaies seront frappfees, autant que possible, suivant le poidSj^et le titre droit 
sans aucune rfeduction k raison des frais de monnayage ;j 

2. Le kilogramme et ses subdivisions seront seuls adoptös pour Texpression des poids 
mon^taires ; 

3. Les etalons des monnaies admises au cours international seront dfeposfes aux Archives 
de TEmpire fran^ais; 

4. La Commission des monnaies de Paris fournira k TAutriche, sur sa demande, des poids 
normaux (d6n6raux) pour la fabrication des pifeces admises k une circulation internationale ; 

5. Les Hautes Parties Contraetantes s'accorderont d'aprfes Tavis d'une Conmiission technique, 
aussitöt aprfes la ratification de la presente Convention, sur l'adoption de rfegles et procfedfes 
communs pour la fabrication et Tfepreuve des monnaies admises k un cours international. 

Article 17. 

Aucune dfemonfetisation d'une nature ou sferie de monnaies admises au cours rfeciproque entre 
les Etats contractans ne sera ordonnfee par TEtat qui a femis les dites monnaies que sous rfeserve 
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d'un d^lai d'un an au moins ponr le retrait des pifeces snjettes k la dite d^mon^tisation et intro- 
duites dans la circulation de Tautre Etat. 

Articie 18. 

Les Hautes Parties Contractantes s'engagent ä n^gocier avec tont Etat qui s'obligerait ä 
adopter^ ponr ^talon, des monnaies d'or au d^nominatenr commnn de 5 fr. et & appliqner les prm- 
cipes de T articie 16 ci-dessus ponr Tintegrit^ du Systeme mon^taire. 

Articie 19. 

L'ex^cntion des engagements r^ciproques ^nonc^s dans la präsente Convention est snb- 
ordonn^e, en tant que de besoin , ä raccomplissement des formalit^s ^tabues par les lois con- 
stitutionelles des Etats Contractans. 

L' Antriebe d^clare sp6cialement ne pas devoir ex^cuter la präsente Convention sans le 
consentement de ses Assembl^es eonstitutionelles compätentes. 

Articie 20. 

La präsente Convention prdliminaire sera ratifi^e, et les ratifications seront öchang^es ä 
Paris dans le plus court dölai possible. 

En foi de quoi; les Commissaires Plönipotentiaires des denx Gouvememens ont sign6 les 
pr^sents Pröliminaires et les ont revStus du cachet de leurs armes. 



Fait k Paris, en double original, le 31 juillet 1867. 



de Parieu m. p. 
Baron de Hock m. p. 
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